
INTERNATIONALE K0MMUNISTIS€HE PARTEI 

Kommunistisches 
Progra.m111 

-BULLETIN DER IKP- 

WAS UNSERE PARTEI KENNZEICHNET: die Behauptung der politischen Kontlnuitât von Marx bis 
Lenin und bis zur Gründung der Kommunistischen Internationale und der Kommunistischen Partei 
Italiens (Livorno 1921); der Kampf der kommunistischen Linke gegen die Entartung der Interna­ 
tionale, gegen die Theorie des ,,Sozialismus in einem Land" und die stalinistische Konterrevolution; 
die Ablehnung der Volksfronten und des bürgerlichen Widerstandes gegen den Faschismus; die schwie­ 
rige Wiederherstellung der revolutlonâren Theorie und Organisation in Verbindung mit der Arbeiter­ 
klasse und gegen jede personenbezogene und parlamentarische Politik. 

NR. 17 FEBRUAR 1978 

IN DIESER NUMMER: 

Terrorismus, Demokratie und Kommunismus 

Drang nach Osten - Drang nach Westen! 
Die unaufhaltsame Eingliederung RuBlands und seiner 
Satelliten in den Weltmarkt am Beispiel des Waren­ 
austausches mit der BRD 

Die soziale Bewegung in China (V) 
Grundl inien der Kapitalakkumulation und Klassen­ 
kiiifnpfe 1949 - 1977 

Das demokratische Prinzip 
Ein Klassiker des Marxismus aus dem Jahr 1922 

Rundschau: 
Schwarzafrika: imperialistische Gegensatze und Un­ 
abhangigkeitsbewegungen. Klassenkampfe und Zusammen­ 
st5Be zwischen Staaten in lndochina. Arbeiterkampfe 
in Tunesien. Gewerkschaftsausschlüsse in Italien. 
Zur Lage der Arbeiter in der Druckindustrie. 

Erscheint viertellâhrlleh - Preise: DM 3,-. Belgien: bfr 53,- / Danemark: dkr 10,- / Frankreich: FF 6,- / Italien: 
1400 Lire / Niederlande: hfl 4,20 / ôsterreich: 22 ÔS / Sc,hweden: 5,50 sKr / Schweiz: sfr 3,-. Jahresabonnement: 
Preis für 4 Exemplare 



• 
INTERNATIONALE KOMMUNISTJSCHE PARTIEi 

vierteljahrliches 
Bulletin der IKP 

Nr. 17 FEBRUAR 1978 

Sei te 

Terrorismus, Demokratie und Kommue l smus 

Drang na.ch Osten - Drang nach Westen! 
- Die unaufha l t s ame Ein,gHederuing Ru81ands und seiner 

Sat,el11 iten in den W.eltmar'kt am Be l sp-l e l des Waren­ 
bande 1 s mit der BRD 

Die soziale Bewegung in CFlina 
- Teil \J.: Grundlinien der Kapitalakkumulation und 

KJ.ass,enkampfe 19·49 -1977 
Das demokratische ~rinzi~ 

Rwndschau: 
- Schwarzafrika: imperialistische Gegensatze und Un- 

lllëlbhal'l19i,g1keitsbewe.gungen,, S. 4·8,. 1Klassenkampfe und 
z,w,sammeAstëBe zwl schen Staatem i1r1 l ndoch l na , S. 53, 
Arbeiterkampfe in ïunesien, S. 55. Gewerkschaftsaus­ 
sch1Usse in ltalien, S. 57. Zur Lage der Arbeiter in 
der Druckingustrie, S. 61. - 

6 

26 

36 
48 

,Ecl1it•ioas Proqramme CommUiFliste 

- Pads - 

edizioni programma ~omunista 

- Mil ano - 

pir.esser;echtl ich veran twe,d·fi,ilch, 
V:er-trieb und Korrespondenz: 

He1muth Tammen 
Ofuen,trau'tstr. 32 
D·- MJ1<91(!)! IB,e,r n n 61 

Pos,tsc"li1eckkonto: 
3320 23-103 - Berlin-West 
IJre l1muthi îammen 

IDruck: 
MovimeAto-Drw,ck 
Wa,1demarstr. 33 
Berl In 



TERRORISMUS, DEMOKRATIE UND KOMMUNISMUS 

Wie jedes ernsthafte Symptom der Erdbeben, die 
sich in dieser Gesellschaft unterschwellig vor­ 
bereiten, wie jede wichtige, objektive Er~chei­ 
nung der Krise und der Gegensatze des Kapita- 
1 ismus, so muBte auch die Velle bLlrgerlicher 
Anschlage gegen den bLlrgerl ichen Staat und des­ 
sen Reprasentanten alle politischen Organisa­ 
tionen der Gesellschaft dazu zwingen, verschamt 
oder unverschamt ihre wahre Natur zu offenbaren. 

Der demokratische Staat und alle ihn direkt tra­ 
genden Parteien muBten offen eingestehen, daB 
die Demokratie nicht in der Lage ist, die Gegen­ 
satze, die diese Gesellschaftsordnung unentrinn­ 
bar hervorbringt, anders z~ bannen als durch 
nackte Gewalt. Die Bourgeoisie weiB aus ge­ 
schichtl icher Erfahrung zwar sehr wohl, daB eine 
Handvoll Terroristen ihre Herrschaft nicht er­ 
schLlttern kann, daB isol ierte Kommandos, so mu­ 
tig sie auch seien, hochstens einen Kratzer am 
gepanzerten Schutzwall ihrer demokratischen Ord­ 
nung hinterlassen kënnen. Sie weiB aber ebenso 
gut, daB die Terroristen heute - so perspektiv­ 
und hilflos, so isoliert und verzweifelt auch 
immer - das vorwegnehmen, was morgen das Prole­ 
tariat unentrinnbar tun wird: Sie brechen das 
Monopol der politischen und mil itarischen Ge­ 
walt des kapitalistischen Staates und greifen 
die Bourgeoisie mit denselben Mitteln an, die 
diese seit Jahrhunderten benutzt, um ihre Pri­ 
vilegien zu sichern. Zwar weiB die Bourgeoisie 
sehr wohl, daB das Auftreten der individuellen 
Gewalt gegen den bLlrgerlichen Staat nur ein 
Symptom der Krise ihrer Gesel lschaft ist. 1hr 
ist aber nicht minder klar bewuGt, daB diese 
selbe Krise die Gefahr der kollektiven, von 
einer kommunistischen Partei zielbewuBt gefLlhr­ 
ten, internationalen Massengewalt des Proleta­ 
riats wenn noch nicht akut, so doch unerbittlich 
heranrLlcken laBt. 

Als wolle sie diesen Zusammenhang plastisch her­ 
vorheben, zeigte die proletarische Bewegung zum 
gleichen Zeitpunkt der Schleyer-Entführung, zwar 
nicht in Deutschland, aber in Mittel- und SOd­ 
amerika, ansatzweise den Weg, den sie interna­ 
tional einschlagen muB und einschlagen wird: 
ln El Salvador nahmen Arbeiter im Laufe eines 
Streiks der Textilindustrie und der Landwirt­ 
schaft ca. 100 Personen - darunter den Arbeits­ 
und den Wirtschaftsminister - als Geiseln, um 
Lohnverhandlungen auf der Grundlage ihrer For­ 
derungen zu erzwingen. Anfang Dezember wurden 
52 Arbeiter einer Zuckerfabrik Guayaquils (Ekua­ 
dor), in der die Polizei 120 Streikende bestia­ 
l isch niedermetzelte, in Haft genommen, weil sie 
nach•dem Scheitern der Verhandlungen zwischen 
Betriebsleitung und Arbeitern zwei Polizeiagen­ 
ten entfLlhrt hatten, um diese zurPreisgabe von 
Jnformationen Llber den geplanten Pol izeieinsatz 
zu zwingen. 

lm Hinbl ick auf den Einsatz derartiger Kampfme- 

thoden seitens des Proletariats, im Hinblick auf 
den proletarischen Klassenkampf, der sich an der 
Kurve der Wirtschaft und der Zunahme internatio­ 
naler Spannungen nicht minder abzeichnet als an 
Beispielen wie den obigen, baut die Bourgeoisie 
in allen Landern ihren Repressionsapparat aus 
und bildet durch tausend Vertrage und geheime 
Vereinbarungen, durch Koordinierung ihrer ln­ 
nenministerien und Repressionsorgane eine wahr­ 
haftige Internationale der Repression.Die ent­ 
schlossenste Verfolgung der Terroristen, ihre 
Einkerkerung unter morderischen Bedingungen, 
ihre Behandlung als politische Geiseln, um gu­ 
tes Verhalten zu erpressen, die Hinrichtung 
dieser Geiseln (1), um deren Befreiung zu ver­ 
eiteln, die breiteste Diffamierungskampagne ge­ 
gen jede Gewalt, die nicht von der Bourgeoisie 
und ihrem Staat selbst ausgeht, die Welle der 
EinschLlchterungsmaBnahmen auf allen Ebenen des 
gesellschaftl ichen Lebens und last but not 
least die International isierung der Repression 
- damit will die herrschende Klasse mit nicht 
zu Llberbietender Deutl ichkeit zeigen, daB sie 
auf jede Gewalt gegen ihre Ausbeuterordnung 
mit unerbittl icher Repression reagieren wird. 
So ist die Reaktion der Bourgeoisie selbst ein 
Symptom dafLlr, daB der Klassenkampf offen aus­ 
brechen wird. Sie zeigt auch, daB die Bour~eoi­ 
sie sich auf diesen K1assenkampf gut vorberei­ 
tet und im Llbrigen die eigene Vorbereitung zu 
einer breiten und gezielten Kampagne zur vor­ 
beugenden EinschLlchterung des gesamten Proleta­ 
riats benutzt. 

Eine Organisation, welche die lnteressen des 
Proletariats vertritt, wird sich einer solchen 
EinschLlchterungskampagne niemals beugen: Das 
ware schl icht und einfach Verrat an ihren Prin­ 
zipien und damit zugleich an der revolutionaren 
Vorbereitung ihrer Klasse. Das Proletariats muB 
ja davon ausgehen, daB der Klassenkampf nicht 
mit den Mitteln des Rechts und der Reformen, 
sondern mit Gewalt gefLlhrt wird. Nur mit den 
verschiedenen Formen der Gewalt kann die Arbei­ 
terklasse ihre lnteressen durchsetzen. Nur mit 
bewaffneter organisierter Gewalt kann sie ihre 
geschichtl iche Aufgabe erfCTllen, namlich ihre 
ei9ene, internationale Diktatur errichten, um 
diese Ausbeuterordnung abzuschaffen. Der Klas­ 
senkampf fLlhrt nicht zur Demokratie, sondern 
zur Diktatur des Proletariats, die sich aller 
Formen des Terrors bedienen wird, um den Wi­ 
derstand der Kapital isten zu brechen und die 
Kleinbourgeoisie zu neutralisieren. Die Arbei­ 
terklasse hat in der bLlrgerlichen Gesellschaft 
nichts zu verlieren als ihre Ketten, umso 
weniger hat sie demokratische Rechte - hinter 
denen sich die UnterdrLlckungsmacht des Kapi­ 
tals drohend errichtet - zu verlieren und zu 
verteidigen. Sie hat diese Rechte zu verletzen, 
um schlieB1ich das ganze Recht der kapital isti­ 
schen Ausbeutung und UnterdrLlckung zu zerschlage,. 
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Es ist auch nicht Sache des Proletariats, die 
verzweifelte individuelle Gewalt, die sich qe­ 
gen den bürgerlichen Staat richtet, zu negie­ 
ren oder sich von ihr zu distanzieren. Nichts 
anderes will die Bourgeoisie erreichen. Sie ist 
für jedes Zeichen der Sol idaritat des Proleta­ 
riats gegenüber dem bürqerl ichen Staat, für je­ 
des Zeichen von Pazifismus, von Demokratismus, 
von Rücksicht auf ihre Rechtsordnung, das ihr 
im Namen des Proletariats entgegengebracht wird, 
auBerst dankbar, denn sie weiB dann, daB ihre 
EinschCTchterungskampagne gewirkt hat, daB sie 
ohne Gefahr noch mehr unterdrücken und ausbeuten 
kann. Als revolutionare Klasse wird das Prole­ 
tariat im Gegenteil die Gewalt gegen den bürger- 
1 ichen Staat in seine eigene Hand nehmen müssen. 
Und auch nur so wird das Proletariat die Voraus­ 
setzungen für die lntegrierung und Organisierung 
aller gegen den bürgerl ichen Staat gerichteten 
Energien schaffen konnen, sodaB die Ausbrüche 
individuel 1er Gewalt in die revolutionare Mas­ 
sengewalt aufgenommen werden. 

Die individuelle Gew&lt, die die kapitalistische 
Welt heute erschüttert, ist kein Bestandteil ei­ 
ner revolutionaren Massenbewegung, sondern im 
Gegenteil eine ungeduldige Reaktion auf das Feh­ 
len einer solchen Bewegung. Die Terroristen 
theorisieren diesen Zustand und ihre eigene Re­ 
aktion darauf. Sie stellen sich nicht die Aufga­ 
be, die revolutionare Massengewalt des Proleta­ 
riats vorzubereiten, sondern durch exemplarische 
Aktionen auszulosen. Auf der ideologischen Grund­ 
lage des Spontaneismus und des Voluntarismus er­ 
heben sie die individuelle Gewalt nicht nur zur 
Strategie, sondern überhaupt zum Demiurg des re­ 
volutionaren Klassenkampfes. Doch ist ihr Fehler 
selbst ein Produkt der konterrevolutionaren Zer­ 
schlagung der Arbeiterbewegung durch Sozialdemo­ 
kratie und Stalinismus, welche mit allen Mitteln 
des Verrates und der Gewalt aus einer revolutio­ 
naren Klasse vorübergehend einen demokratischen 
Sozialpartner machten. 

Die Kommunisten teilen nicht die Jdeologie der 
Terroristen. Sie sehen darin ein Gebaude aus 
lllusionen, die von der revolutionaren Vorberei­ 
tung der Arbeiterklasse und von der Wiederher­ 
stellung der internationalen revolutionaren Or­ 
ganisation ablenken. Für die Kommunisten ist die 
individuel Je Gewalt auch keine Strategie, son­ 
dern ein taktisches Mittel im Rahmen der Strate­ 
gie des Klassenkampfes, der proletarischen Mas­ 
sengewalt. Deshalb werfen die Kommunisten den 
Terroristen nicht einfach vor, sie führten "Min­ 
derheitsaktionen" durch. Es geht nicht darum, 
ob eine Aktion von wenigen oder von vielen un­ 
ternommen wird. Manche Aktionen lassen sich ohne­ 
hin nur durch konspirative Minderheiten durchfüh­ 
ren. ·Es geht um die genaue Einschatzung der Kraf­ 
teverhaltnisse, der allgemeinen Temperatur des 
Klassenkampfes und der sich daraus ergebenden 
wesentlichen Aufgaben. 

Jeder Schlag gegen die Bourgeoisie, ob er nun 
von d~r RAF oder von einer Massenbewegung aus­ 
geht, führt zunachst natürlich dazu, daf die 
herrschende Klasse versucht, ihre eigene Kampf­ 
kraft zu stahlen. Die Frage, die sich der pro­ 
Jetarischen Partei stellt, ist die, ob dieser 
Schla~ auch zu einer Steiqerung der proletari­ 
schen Kampfkraft führt. lm Rahmen einer revolu­ 
tionaren Bewegung des Proletariats kann eine 
Minderheitsaktion (Gefangenenbefreiung, Vergel­ 
tungsanschlag usw.) durchaus Erfolg haben und zu 

einer Starkung der proletarischen Reihen beitra­ 
gen. Aber auch im Laufe des Jangen und wider­ 
sprüchlichen Prozesses der Entstehung einer sol­ 
chen Bewegung der Massenqewalt konnen und werden 
sich Gruppen von Proletariern gezwungen sehen, 
die Kampfbedingungen und die Kampfmoral ihrer 
Klasse durch eine Reihe von defensiven und of­ 
fensiven GewaltmaBnahmen zu sichern. 

Was den Freilassungsversuch angeht, den das 
Kommando Siegfried Hausner und dessen palasti­ 
nensische Genossen unternahmen, so bestatigte 
er zwar, daB es unter den herrschenden Krafte­ 
verhaltnissen praktisch unmoglich ist, den to­ 
tal i t â ren , terroristischen, alles "Menschliche" 
so betorenden wie im Grunde total verachtenden 
Kapitalismus in der wesentlichen Frage der po­ 
litischen Gefangenen kleinzukriegen. Aber die 
proletarische Klassenbewegung wird, wenn sie 
wieder entsteht, nur dann in der Lage sein, 
den kapital istischen Staat zu bekampfen, wenn 
sie u.a. die klassischen Mittel der Befreiung 
gefangener Revolutionare - Organisierung der 
Flucht, Gefangnisstürmerei, Geiselnahme - be­ 
ansprucht. Nur durch aktuelle oder angedrohte 
Anwendung dieser Mittel wird sie die Freilas­ 
sung erwirken oder erzwingen konnen, und es 
gehort zur revolutionaren Vorbereitung, daB das 
Proletariat mit dieser Orientierung erzogen 
wi rd. 

EÎ'n weiterer wesentl icher Punkt, den man im Hin­ 
blick auf die terroristischen Aktionen der Jetz­ 
ten Zeit mit al lem Nachdruck betonen muB, ist 
die Frage des Zusammenhanges der revolutionaren 
Bewegung des internationalen Proletariats mit 
den anti imperial istischen Bewegungen der unter­ 
drückten Lander. Der wesentliche Feind des revo­ 
l ut l onâr en Proletariats sind die imperial isti­ 
schen Staaten, denn diese koordinieren die Bour­ 
geoisie der ganzen Welt und auf ihnen beruht d~ 
Schutz der kapital istischen Ordnung im WeltmaB­ 
stab. Es liegt samit auf der Hand, daB das Pro­ 
Jetariat versuchen muB, die antiimperial isti­ 
schen Bewegungen der unterdrückten Lander dem 
EinfluB der dortigen Bourgeoisie bzw. der dor­ 
tigen kleinbürgerlichen Organisationen zu ent­ 
reissen, um diese Sewegungen mit seinem eigenen 
Kampf gegen den gemeinsamen Feind zu vereinen. 
Dies ist nur mogl ich, wenn das Proletariat in 
den imperialistischen Landern einen selbstandi­ 
gen Kampf gegen den Staat und aile ihn tragen­ 
den Organisationen führt. Die Tatsache, daO 
eine kleine und verfolgte Gruppe von Palasti­ 
nensern (siehe die allgemeine Verurteilung des 
palastinensischen Kommandos, das die Lufhansa­ 
Maschine gekapert hat, durch aile anerkannten 
"Vertreter des palastinensischen Volkes") sich 
veranlaBt gesehen hat, vier ihrer wohl besten 
und fahigsten Mil itanten für den Versuch einer 
Befreiung der RAF-Mil itanten, deren Programm 
ja der bewaffnete Kampf gegen den deutschen 
Staat àls Bestandteil der imperialistischen 
Ordnung ist, einzusetzen, die Tatsache dieser 
Solidaritat zeigt, mit welchem groBartigen 
Unterstützungspotential die kommunistische 
Revolution bei den unterdrückten Kolonien und 
Halbkolonien wird rechnen konnen. Und sie zeigt 
auch konkret, greifbar, mit schroffer Direktheit, 
wie die unterdrückten Massen der dritten Welt 
den demokratischen, von der Sozialdemokratie ge­ 
führten und den "Gewerkschaften" mitgetragenen 
deutschen Staat ais einen imperial istischen Aus­ 
beuter und Unterdrücker erkennen und bekampfen. 
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Sie zeigt, daB diese Massen instinktiv und ihre 
besten Kampfer bereits bewuBt in der Zerschla­ 
gung auch des deutschen Staates eine Bedingung 
ihrer eigenen Befreiung erbl icken. Diese Sol ida­ 
ritat des palastinensischen Kommandos mit der 
RAF entlarvt erneut den wahren Charakter der im­ 
perial istischen Demokratie. Und damit entlarvt 
sie auch den Charakter der kleinbürgerl ichen 
Linken in der BRD, die die Verbreitung der 11 lu­ 
s ion, humanitare und gewissensstillende Spenden, 
Unterschriften und gar "Feten", und nicht die 
Vorbereitung des proletarischen Klassenkampfes 
bedeuteten "Sol l dar l t ât " mit der anti imperial i­ 
stischen Bewegung der Massen der dritten Welt, 
gebührend mit dem Aufruf zur Verteidigung der 
demokratischen Rechte der bundesrepublikanischen 
Verfassung erganzen: Was diese "Rechte" eigent- 
1 ich bedeuten, das haben die in Mogadischu vom 
Bundesgrenzschutz niedergemetzelten Palastinen­ 
ser durch ihre Tat, durch ihren Einsatz im 
Kampf gegen den deutschen Staat, dem deutschen 
Proletariat mit schmerzlicher Klarheit zugeru­ 
fen. lhre Sol idaritat mit der RAF ist ein Mahn­ 
ruf an das deutsche Proletariat, sich der Kan­ 
trolle durch aile mit dem imperial istischen 
Staat verwachsenen Organisationen zu entziehen 
und den eigenen Klassenkampf gegen den bürger- 
1 ichen Staat zu führen: Gerade in diesem Kampf 
1 iegt die Solidaritat mit den Befreiungsbewe­ 
gungen der unterdrückten Lander. 

Ais revolutionare Klasse ist das Proletariat au­ 
Berdem zur bedingungslosen Sol idaritat mit den 
verfolgten Terroristen verpflichtet. Die Terro­ 
risten haben seinen Feind, den kapital istischen 
Staat, angegriffen. Sie haben ihn angegriffen aus 
HaB und Verzweiflung _vor der Ausbeutung und Un­ 
terdrückung, die von diesem Staat ausgehen, und 
werden deshalb unerbittl ich verfolgt. Solange 
das Proletariat, wie heute noch der Fall, dieser 
Verfolgung tatenlos zusieht oder ihr gar zu­ 
stimmt, tragt es zur Starkung des eigenen Feindes 
bei und liefert sich diesem Feind weiterhin voil­ 
kommen aus. Die Arbeiterklasse wird durch die ma­ 
teriellen Bedingungen gezwungen werden, den kapi­ 
talistischen Staat anzugreifen, und sie wird 
dann von diesem Staat so verfolgt, wie heute die 
Terroristen. Der Weg, der zur Wiederaufnahme des 
Klassenkampfes führt ist deshalb auch der Weg 
der Vorbereitung der Klassensolidaritat mit den 
Militanten und Kampfern, die vom bürgerlichen 
Staat verfolgt werden. Und diese Solidaritat mit 
den Verfolgten ist eine bedingungslose, weil das 
Proletariat,sei es auf der Ebene des okonomi­ 
schen oder des politischen Kampfes, die von der 
Bourgeoisie verfolgten Klassenkampfer unabhangig 
von ihrer jeweiligen politischen Gesinnung nicht 
der Repression preisgeben darf: Man kann nicht 
von den verfolgten Klassenkampfern verlangen, daB 
sie erst die eine oder die andere politische Po­ 
sition aufgeben oder verfechten müssen, um mit 
der proletarischen Klassensolidaritat rechnen zu 
kënnen. Das ware keine Sol idaritat mehr, sondern 
lediglich Selbstschutz der jeweiligen politischa, 
Organisationen. Die Kommunisten haben aber nicht 
nur die Aufgabe, ihren eigenen Selbstschutz zu o~ 
ganisieren, sondern auch die proletarische Soli­ 
daritat zu fordern und ihr Schlagkraft zu ver­ 
leihen. Die Weltanschauung, die programmatischen 
Endziele, die historische Tradition, die Strate­ 
gie und die Taktik der Kornmunisten unterscheiden 
sich grundlegend von denjenigen der Terroristen. 
Und gerade deshalb ist die Sol idaritat der Kom­ 
munisten mit diesen Gefangenen und Verfolgten 

an keine an die Terroristen zu stellenden Bedin­ 
gungen geknüpft. Sie ist eine Klassensache und 
wird in ihren Grenzen und Modalitaten - den Bo­ 
den des Klassenkampfes und nicht der Klassenkol­ 
laboration selbstverstandl ich vorausgesetzt - 
durch die gegebenen, allgemeinen und partei- 
spezifischen Mogl ichkeiten diktiert.Diese Klas­ 
sensolidaritat gilt ebenso für jeden verfolgten 
Streikenden, für jeden inhaftierten Streikposten, 
für jeden von Abschiebung bedrohten auslandischen 
Arbeiter usw. Und die Tatsache, daB diese Soli­ 
daritat bei den heutigen Krafteverhaltnissen im 
Fal le der Terroristen beim Aufruf bleibt und 
sich praktisch nicht organisieren laBt, ist nur 
ein Grund mehr, für ihre Vorbereitung zu kampfen, 
denn nur sie wird Ergebnisse bringen konnen und 
zur Orientierung des Proletariats beitragen.Es 
gehërt deshalb zu den Aufgaben der Kommunisten, 
obige Richtlinien, die sich in der Entstehung 
von allen kampfwilligen Arbeitern offenstehen­ 
den Selbstverteidigungs- Solidaritats- und Hil­ 
feorganisationen des Proletariats umsetzen wer­ 
den, in die Arbeiterklasse hineinzutragen. 

Reagierte die Bourgeoisie auf den Versuch einer 
gewaltsamen Befreiung von politischen Gefangenen 
mit der bisher grëBten Repressionswelle in der 
Geschichte der BRD, zeigte sie ganz klar, daB 
die Demokratie nicht minder ais der Faschismus 
den bürgerl ichen Staat zu schützen weiB, so ha­ 
ben ihrerseits aile kleinbürgerlichen Organisa­ 
tionen, die unter dem Oberbegriff "1 inks" hau- 
s ieren und sich auf das "Volk", ja selbst auf 
das Proletariat berufen, ihre Klassennatur nicht 
weniger deutlich zum Ausdruck gebracht. Sie ha­ 
ben sich der Repressions- und Einschüchterungs­ 
welle nicht nur gebeugt, o nein: Sie haben sie 
rnitgetragen und erganzt. Sie sind pazifistisch 
- und so muBten sie angesichts der Terroran­ 
schlage versuchen, die Gewalt zu diffamieren 
und deren Gespenst mit Appellen und reformisti­ 
schen Zaubersprüchen zu bannen; sie sind lega­ 
listisch - und so muBten sie den Versuch, durch 
Geiselnahme die Freilassung von Geiseln zu er­ 
zwingen, ais verwerfl ich, bürgerlich, faschi­ 
stisch brandmarken; sie sind moral istisch und 
philisterhaft - und so muBten sie angesichts 
unschuldiger Opfer die bürgerliche Auffassung, 
die Terroranschlage seien Verbrechen und die 
Terroristen gewohnliche Kriminelle, vol! über­ 
nehmen; sie sind demokratisch - und so muBten 
sie, nachdem sie auf die verschiedensten Touren 
und mit den verschiedensten Argumenten die bür­ 
gerliche Repression gegen die Terroristen ge­ 
rechtfertigt hatten, zum Kampf in Verteidigung 
des Rechtsstaates und des Liberalismus mit noch 
groBerer Lautstarke aufrufen. 

Es ist nicht uninteressant, einige Zitate an­ 
zubringen, um die Perfidie bloBzulegen, mit der 
die "I inken" Organisationen die Bourgeoisie im 
Kampf gegen die Terroristen sekundiert und er­ 
ganzt haben. Das Motta 1 ieferte die Bourgeoisie 
selbst: Der Terrorismus zwingt zur Repression; 
die terroristischen Anschlage sind nicht legi­ 
timiert, sie sind keine politischen Aktionen, 
sondern einfache Verbrechen. Die Bourgeoisie 
begleitet ihre Repression auBerdem auch immer 
mit mahnenden Bekehrungsworten, Appellen an die 
Terroristen, den Weg der Gewalt, der ja nur zu 
"mehr Gewalt" und schl ieBl ich zum "Faschismus" 
führe, aufzugeben. Die linken Fassungen dieser 
bürgerlichen Litanei sind noch abstoBender. Die 
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DKP hat den Vorteil, zugleich kleinbLlrgerliche 
Organisation und Ableger eines anderen bLlrgerli­ 
chen Staates zu sein. Damit dokumentiert ihre 
Position am besten sowohl die nationale als auch 
die internationale EinmLltigkeit und Arbeitstei­ 
lung in Verteidigung der westdeutschen Demokra­ 
tie. Wir fangen deshalb bei ihr an. lhre Kardi- 
nalformel lautet: Der Terrorismus provoziert die 
Reaktion und fLlhrt zu einer Verscharfung der in­ 
nenpol itischen Lage (siehe UZ v. 7.9.77 zur 
Schleyer-Entfilhrung, vgl. zum sel ben Fall Sitzung 
des Prasidiums der DKP v. 6.9.77). Diese Formel 
der Entspannungspartei wird je nach Lage der Be­ 
ziehungen BRD/DDR zugespitzt, um der Repression 
in der BRD den Charakter des progressiven zuzu­ 
erkennen. So wurden im entspannten Jahr 1972 die 
Terroristen auf eine Linie mit den Mordern an 
Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht gerLlckt: "Die 
Geschichte kennt viele Falle, da Reaktionare im 
Kampf gegen fortschrittliche Krafte zum Terror 
und zur Provokation griffen. So war es beim Mord 
an Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht, so war es 
beim Reichstagsbrand" (UZ-Bei lage Nr. 22/72). 
Also sind die Terroristen Kriminelle im Dienste 
der "Rechten", weshalb die Arbeiterklasse "ihren" 
Staat unterstLltzen muB usw. Das "Sozialistische - 
BLlro" macht dasselbe auf vornehmere Tour: "Terro­ 
ristische EntfLlhrungen und kalkulierter, beglei­ 
tender Mord sind keine Mittel, um einer soziali­ 
stischen humaneren Gesellschaft einen FuB breit 
nâhe r zu kommen ... " (FR, 13.9,77). Hieraus wird 
dann konsequenterweise der SchluB gezogen, daB 
die Terroristen sich selbst des Anspruches, so 
wërtlich, "begeben" haben, Sozialisten zu sein. 
Die Bourgeoisie hat also wohl Recht, wenn sie 
die Terroristen als Kriminelle bezeichnet und 
behandelt - das wird ihr von den "Sozialisten" 
attestiert. Was die KPD-"Rote Fahne" angeht, 
so e r k l âr t e sie am 7.9,77: " ... Wie schon im 
Fal 1 Ponto, wo Tater und Opfer gleichermaBen 
aus den Kreisen der Finanzbourgeoisie kamen, 
wird die EntfLlhrung Schleyers als reine Angele­ 
genheit der Bourgeoisie betrachtet. .. ". Der 
Taschenspielertrick bLlrgerlicher Soziologen 
dient nicht nur der Ausl ieferung der Terroristen 
an die Repression, sondern der konsequenten Er­ 
ziehung der Arbeiterklasse zum Defatismus und 
Pazifismus: Solche schrecklichen Mittel wie Gei­ 
selnahme kann wohl nur die Bourgeoisie benutzen. 
Defatismus und Pazifismus - die auch, wenn 
nicht so unverschamt, bei der KPD/ML auftreten, 
siehe "Roter Morqen" Nr. 37 v. 16.9.77 - ver­ 
schwinden aber bei den Herren Maoisten, wenn es 
sich um die Belanae des westlichen, namentl ich 
des deutschen lmoerial ismus qeaenLlber dem sow­ 
jetischen handelt. 

DaB Leute, die sich auf den Stalinismus berufen, 
solche Positionen vertreten, ist nicht verwunder 
l ich, sondern bloB konsequent. Aber die trotzki­ 
stische Ecke reagierte nicht anders, womit sie 
freil ich nur erneut belegte, wohin die Preisga­ 
be der kommunistischen Prinzipien - welche die 
heutige Trotzkisten-Generation allerdings nie 
getei lt hat - zwangslaufig fLlhrt. So bringt die 
GIM es fertig,zugleich die bLlrgerliche Gewalt 
zu legitimieren ("Der individuelle Terror nü tz t 
nur der Rechten", Schlagzei le von "was tun" v. 
15.9,77) und den Terroristen die "Legitimation" 
zur Gewalt abzusprechen: HierfLlr muB ausgerech­ 
net die "Gegengewalt der Unterdrückten" (die 
sich also nur verteidigen dLlrfen) wie folgt 
herhalten: "Aber di~se Gewalt (d.h. die "Gegen­ 
gewalt de r UnterdrLlckten". IKP) dient politi- 

schen zielen (also die der Terroristen, genauso 
wie die Bourgeoisie es e rk l â r t , nicht. IKP), le­ 
gitimiert sich nicht selbst (sondern wohl, wie 
die Bourgeoisie es bis zum UberdruB erklarte, 
vor der demokratischen offentlichkeit. IKP)und 
wird nicht stellvertretend ausgeübt (also brau­ 
chen die Massen keine Organisation zur Gewalt­ 
anwendung ! 1 KP) ". We 1 cher Art aber die "Gegen­ 
gewa 1 t der UnterdrLlckten" nach Auffassung der 
GIM sein soll, expliziert sie: "Unser PROGRAMftf 
GEGEN DEN TERROR (wir erlaubten uns, hervorzu­ 
heben. IKP) ist ein Proqramm der Massenaktion 
qeqen Arbeitslosiqkeit und Atomfilz, für die 
qemeinsame Verteid_iqunq der demokratischen 
Rechte". Dieses Pro<1ramm vereint den reinsten 
bLlrgerlichen Reformismus zur Sanierung der so­ 
zialen Bankrotte des Systems, die kleinbLlrger- 
1 ichen Freiheits- und Sauberkeitssehnsucht ge­ 
genLlber den unentrinnbaren Auswirkungen und 
Begleiterscheinungen des Kapitalismus (AKW's, 
Atomfilz) und den pol itischen 'Arbeiter"-Oppor­ 
tunismus der Verteidigung des rechtl ich gere­ 
gelten und verschleierten Ausbeutungsverhalt­ 
nisses. Auf diesem Boden wird die 'Gegengewalt 
der UnterdrLlckten" zur Schnecke gemacht, zur 
Phrase d~r bedingungslosen Auslieferung des 
Proletariats an das Recht der Bourgeoisie und 
ihre reale Macht, alle Vorteile eines zentra­ 
lisierten Gewaltapparates und eines einheit­ 
lichen Klassenwillens gegen das Proletariat 
zu entfesseln. 

Die Perfidie muBte aber natLlrlich ihren Gipfel 
gerade bei den Organisationen erreichen, die 
den Anschein einer konsequenten Haltung gegen­ 
Llber der bLlrgerl ichen EinschLlchterungskampagne 
und der Solidaritat mit den Verfolgten wahren 
wollen, namentlich bei der "Trotzkistischen Li­ 
ga Deutschlands", die sich in ihrer "Kommuni­ 
stischen Korrespondenz" Nr. 20 vom November 
1977 hinter der Schlagzeile '~estdeutsche Lin­ 
ke kapitul iert vor der Hexenjagd" sowie hinter 
einer Kritik an den anderen Gruppen schLltzt, um 
dann noch besser die Bourgeoisie zu sekundieren 
Gerade hier, wo ein verzierter Rahmen marxisti­ 
scher Phraseologie zur Betërung noch aufrecht­ 
erhalten wird, zeigt sich die westdeutsche Lin­ 
ke vielleicht am klarsten, flieBen alle 'Argu­ 
mente" in einer einzigen Stellungnahme zusam­ 
men, wo dann freilich kein Blatt vor den Mund 
genommen wird. Zielopfer - oder besser gesagt 
stellvertretendes Zielopfer - ist das palasti­ 
nensische Kommando. Wir zitieren: "Klar aber 
ist unsere Haltung zu dieser Aktion: Die Ent­ 
führung der Lufthansa-Boeing, die Geiselnahme 
von 86 unschuldigen Passagieren war ein nicht 
verteiJ:igbarer Akt wahllosen, kriminellen Ter­ 
rors gegen eine zufallige Gruppe von Menschen, 
die ErschieBung des Flugkapitans Schumann ein 
abscheulicher Mord. Diese verbrecherische 
Flugzeugentführung war darüberhinaus ein Akt 
vollkommener Dummheit, bei dem eine Handvoll 
von Terroristen glaubte, gegen eine maximal 
geschützte Bourgeoisie, gegen deren enorme 
physische und militarische Ressourcen mit 
einem kriminellen Anschlag auf unschuldige 
Touristen vorgehen zu konnen. Dies ermoglich­ 
te es der zynischen westdeutschen Regierung 
mit ihren 'humanitaren' Bestrebungen, den über­ 
waltigenden Teil der offentlichen Meinung ge­ 
gen die 'Terroristen' zu mobilisieren - und 
zwar nicht nur gegen die abenteuerlichen und 
kriminellen Flugzeugentführer, sondern auch 
gegen die hilflosen Linken in den bundes- 
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deutschen cetënqni.esen:" Si eht man von den Adj ek­ 
t i ven, mit denen die deutsche Bourgeoisie hier 
versehen wird, ab, so ist es deren politische 
Stellungnahme zu der EntfOhrung der Lufthansa­ 
Maschine ,die hier a l s "klare Haltung" von Kom­ 
munisten (!) wiedergegeben wird. Aber ist bei 
der Fl ugzeugentführung von "Verbrechen" und "ab­ 
scheu 1 i chem Mord" die Rede, so bezüg 1 i ch der 
Ereignisse in Stammheim nur allzu konsequent 
von "merkwürdigen Umstanden beim Tod des Rest­ 
kerns der RAF". Die mutige Entschlossenheit zur 
"klaren Haltung" in dem einen Fall verwandelt 
sich in die Forderung nach einer "internationa­ 
len Untersuchungskommission" zur Auf k l ârunq der 

'lnerkwürdigen Umstande" in dem anderen. Ohne die 
Absolution der deutschen Bourgeoisie durch die 
internationale Bourgeoisie konnten kleinbür­ 
gerliche deutsche Linken ja noch nie ruhigen 
Gewissens schlafen gehen. 

SchlieBJ ich muBte eine linke Organisation die 
Rol Je des Mahners übernehmen, die früher dem 
jetzt verstorbenen Bundesprasidenten Heinemann 
oder den jetzt diszipl inierten Schriftstellern 
zufiel. Hierzu war der "Kommunistische Bund" 
p r âde s t i n i e r t , ist er ja der 1 iberalste unter 
den Liberalen. So warnte der KB (Arbeiterkampf 
v. 19.9.77) vor der Spaltung innerhalb der Lin­ 
ken, rief - wie immer - zu ihrem ZusammenschluB 
in Verteidigung der Demokratie auf, um in einem 
Flugblatt die Spitze zu erreichen, wo sich der 
kleinbürgerl iche Liberal ismus der total en La­ 
cherlichkeit preisgibt: Man wahlt nicht mehr 
SPD, man appelliert nicht mehr an den Staat - 
man appel] iert an die Terroristen, von Aktionen 
wie der Entführung der Lufthansa-Maschine nun­ 
mehr bitte bitte abzusehen, denn sonst ... werden 
in Deutschland die Linken und Demokraten unter­ 
drückt. Nicht nur das deutsche Proletariat, 
o nein: die Unterdrückten der ganzen Welt, ob 
nun deutsche Waffen und deutsches Geld sie aus 
ihrem Land vertrieben, deutsche Polizei ihre 
Pol izei "daheim" aus rüs te r , deutsche Gewerk- 
schaftsbanken ihre Henker finanzieren, sie 
ane, die seit Jahrzehnten d ie s e Demokratie 
auskosten, mogen sich qefall igst in eine Veit­ 
front des Wohlverhaltens einordnen, denn es 
geht darum, das oberste Ziel des deutschen 
Kleinbürgers zu verwirklichen, namJich demo­ 
kratische Toleranz in Deutschland wiederherzu­ 
stel Jen. 

Nachdem die Linken somit Terroran~chlage und Re­ 
pression zum AnlaB genommen haben, den "Sozia- 
1 ismus" vom Makel der Gewalt zu befreien und 
ein Bekenntnis zum eigenen Wohlverhalten und 
zur loyalen Opposition abzulegen, nachdem sie 
Pazifismus, Demokratismus, Legalismus und Refor­ 
mismus als die Mittel des Kampfes um den "Sozia- 
1 ismus" bek r âf t l qt haben, konnten sie nicht urn­ 
hin, erneut zu unterstreichen, gerade die Rechts­ 
ordnung, die einen solchen 11\.Jeg zum Sozial imus" 
zu erlauben vermeint, sei zu verteidigen. 

Angesichts bürgerl icher lnstitutionen - Exekutiv~ 
Legislative, Judikative un:lder sie tragenden Or­ 
ganisationen - die wie ein Mann dastehen, über­ 
nahmen die Linken definitiv die traditionelle 
Rolle einer bürgerl ichen Linken. Verbannte die 
imperial istische Demokratie den Liberalismus 
selbst aus den parlamentarischen Schwatzerbuden, 
so muB sich dieser auBerparlamentarisch, nach 
MaBgabe der ihm verbliebenen kleinbürgerl ichen 
Krafte zu organisieren versuchen ... in Form von 

Parlamentsattrappen zur gemeinsamen Diskussion 
der Jnitiativen zur Verteidigung der demokrati­ 
schen Rechte. Es gilt, die Illusion der Demokra­ 
tie, der freiheitl ichen Rechte usw. aufrechtzu­ 
erhalten und unter denjenigen zu festigen, die 
die objektive Entwicklung zur Erkenntnis 
verleiten konnte, der Weg führe nicht in die 
Hiederherstellung der "iqyll ischen" Zustande 
der 60er Jahre zurück, sondern in·die Spaltung 
der Gesellschaft in sich mit Gewalt bekampfen­ 
de Klassen. DaB aber die sogenannten Linken 
sich auBerdem gezwungen sahen, diejenigen, die 
den Boden der demokratischen Rechtsordnung ver- 
1 ieBen, entweder ais Kriminelle oder ais Wahn­ 
sinnige zu denunzieren und ka ltars t e l l en , Jie­ 
fert nur eine zusatzliche Bestatigung dafür, 
wohin der Weg der Verteidigung der Demokratie 
führt. 

(1) Die Darstellung des Geiselmordes an den 
pol itischen Gefangenen ais Selbstmord war in 
diesem Fa lie unerlaBJ ich. Sie war bereits durch 
dieehimütig "emporte" Reaktion der Bourgeoisie 
auf das offene Eingest5ndnis ihres eigenen Hi­ 
storikers, Professor Golo Mann, angekündigt wor­ 
den. Dieser hatte unmittelbar nach der Entfüh­ 
rung Schleyers das KlassenbewuBtsein und -qe­ 
dachtnis seiner Klasse durch die Behauptung 
aufgefrischt, die pol itischen Gefanqenen seien 
als Geiseln zu behandeln. Der Historiker kennt 
zwar gut die Methoden seiner Klasse, ist aber 
ein schlechter Pol itiker, denn nicht der "brei­ 
ten" ëffentlichkeit galt es, eindeutig zu zei­ 
gen, daB Baader und seine Genossen Geiseln wa­ 
ren. Nur ein "Selbstmord" konnte die Fassade 
der demokratischen Leqalitat bewahren und die 
zoqernden Sympathisanten der Terroristen demo­ 
ralisieren, wahrend man qleichzeitiq sicher 
sein konnte, daB der "harte Kern" bzw. aile 
Terroristen - denen in erster Linie die War­ 
nunq galt - durchaus versiehen würden, daB die 
Bourgeoisie nunmehr bereit ist, bei jedem Ver­ 
such einer Befreiung von politischen Gefange­ 
nen den AnlaB dieses Versuches, naml ich die po­ 
Jitischen Gefangenen selbst, aus der Welt zu 
schaffen. Ubrigens kennt die Bourgeoisie in 
dieser Sache keine Juristerei. Man meldete von 
vornherein keinen Tod, sondern den Selbstmord, 
man untersuchte nicht die Umstande des Todes, 
sondern des Selbstmordes. Für die Bourgeoisie 
handelt es sich nicht um eine Frage der juri­ 
stischen und kriminalistischen Untersuchung, 
sondern der politischen Uberzeugung. Die Unter­ 
suchung erfüllt die Funktion, diese zu unter­ 
mauern. lhre Ergebnisse lauten dementsprechend: 
Nichts spricht gegen einen Selbstmord. Gerade 
die "Linken" trieben wie immer das perfide 
Spiel, ihr Publ ikum dadurch zu desorientieren, 
daB sie die von der Bourgeoisie geste] lte poli­ 
tische Frage, in eine Frage der Juristerei und 
der Kriminal istik verwandeln. Die einen wissen, 
daB aile Jnstitutionen dieser Gesel lschaft ih­ 
rer Klasse dienen; die anderen glauben an über 
den Klassen stehende lnstitutionen. Die Idio­ 
tie, die hinter diesem Glauben steckt, zeigt sich 
freilich dann am krassesten, wenn man "unabhan­ 
gige" Untersuchungskommissionen fordert, um die 
Ereignisse zu klaren, und dies nicht nur, weil 
es keine unabhangigen Kommissionen gibt, son­ 
dern weil selbst der Beweis des Selbstmordes 
nichtsam Tatbestand andern würde: Die Erzwin­ 
gung von Selbstmorden ist so ait wie die In­ 
stitution des politischen Gefangenen selbst. 

,i 
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DRANG NACH OSTEN - DRANG NACH WESTEN ! 
DIE UNAUFHALTSAME EINGLIEDERUNG 
NER SATELLITEN IN DEN WELTMARKT 
WARENAUSTAUSCHES MIT DER BRD 

RUSSLANDS UND 
AM BEI SPI EL 

SEI­ 
DES 

Der Warenaustausch zwischen dem kapitalis­ 
tischen Westen und dem vermeintl ich sozialis­ 
tischen Osten hat in den letzten Jahren eine 
wahrhaft stürmische Entwicklung genommen, wo­ 
bei die BRD unter den entwickelten Landern zu­ 
sammen mit Japan zu den wichtigsten "Part­ 
nern" z âh l t. lm folgenden sol !en zunâchs t 
e1n1ge Daten die GroBenordnung und Tendenz 
dieser sich verstarkenden Wirtschaftsbezie­ 
hungen zwischen den "Staaten unterschiedlicher 
Gesel lschaftsordnung" verdeutl ichen, um dann 
im weiteren einige Konsequenzen dieser Ent­ 
wicklung darstellen zu konnen. 

Tatsachen und Tendenzen 

Ende der 60. Jahre geriet der Ost-West-Handel 
erst eigentlich richtig in Schwung. Zwei Ent­ 
wicklungsstrange überschnitten sich gleichsam: 
Zum einen offneten sich die "Ostblocklander", 
die unter den Bedingungen der Autarkie ein ge­ 
wisses quantitatives Niveau der Produktivkraft­ 
entwicklung erreicht hatten und samit qua- 
i itativ in ein neues Stadium der ëffnung und 
al l rnâh l ichen. lntegrierung in den kapital is­ 
tischen Weltmarkt ais mehr oder weniger ent­ 
wickelte kapital istische Lander gekommen wa­ 
ren, nach Westen und versuchten ihre weitere 
Entwicklung durch "Technologie"-lmport und 
einen steigenen Handel mit den westl ichen 
Landern zu beschleunigen. Zum anderen geriet 
mit wachsendem Produktionsvolumen das ent­ 
wickelte Kapital des Westens immer mehr in die 
Notwendigkeit, sich diesen Markten verstarkt 
zuzuwenden. Das ''b rüder 1 i che'' Wet t rennen des 
westl ichen Kapitals um die Markte des sich 
in einer beschleunigten Entwicklungsphase 
befindenden ostl ichen Kapitals begann. Wie die 
verschiedenen Westlander dabei abschneiden, 
zeigt folgende Tabelle, in der die erste Spal­ 
te den absoluten Betrag und die zweite den 
prozentualen Anteil am Gesamtexport des je­ 
weil igen Landes angeben: 

Export von Vest nach Ost in Hlo. US-Dollar (1) und Anteil 
am Cesamtexport des Jeweiligen Landes ln% (2) 

1970 1973 1974 1975 
(2) (1) (2) (1) (2) (1) (2) 

USA o,8 1796,4 2,5 1428,0 1,5 2809, 1 2 ,7 
Japan 2,5 916,0 2,5 1873,0 3,4 2325 ,6 4,4 
BRD 5,7 5035,4 7,0 7090,5 7,,8 7828,9 8,8 
Frank- 3,9 1336,3 3,7 1692,5 3,7 2636,4 4,9 rel ch 
England 3,5 833,5 2, 7 1060,0 2,7 1284,2 2,9 
1 ta li en 5,8 1005,2 4,5 1711, 1 5,7 2136,0 6,5 

(Berechnet nach: Statlstlcs of Foreign Trade (Hg. OECD). 
Serle A und B, Paris, lfd,) 

Die BRD I iegt also eindeutig an der Spitze. 
Der Anteil der Ostgeschafte am gesamten AuBen­ 
handel der BRD - wobei natürl ich der Export 
in die DDR hier miteinbezogen wird - erreicht 
mittlerweile eine durchaus beachtl iche und 
nicht mehr leicht verzichtbare GroBenordnung. 
"Rund 22 Prozent der deutschen Maschinenex­ 
porte gingen 1975 gen Osten. Unternehmen, 
die ganze Chemie- oder Stahlwerke auf dem Welt­ 
markt anbieten wie Krupp oder Hoechst, erziel- 
ten im vergangenen Jahr im Schnitt 12 Prozent 
ihres Umsatzes im Ostgeschaft" (WiWo Nr. 40 
v. 1.10.1976). Früchte zeigte diese En t> 
wicklung nicht zuletzt auch in der letzten Welt­ 
wirtschaftskrise: Knapp 1/4 des Ausfuhrüberschus­ 
ses, den die BRD-Wirtschaft 1975 erzielte, erwirt- · 
schaftete sie in diesen Geschaften. 
Vorreiter bei der neuerl ichen "Eroberung"dieser 
Riesenmarkte für das BRD-Kapital waren bekannt- 
1 ich die Sozialdemokraten, die unter groBem Pa­ 
thos und Tamtam Vergangenheitsbewaltigung mim­ 
ten, wahrend sie allein das Geschaft und unter 
der Parole "Wandel durch Annâherunq!' eine deu t+ 
sche "Wiedervereinigung" unter scheinbar weniger 
aggressiven Tonen im Auge hatten. 

Nachdem mit den Moskauer-Vertragen von 1970 die 
pol itische Grundlage gelegt war, wurden Anfang 
der 70er Jahre unter der Reg i e der "soz i a 11 i­ 
bera 1 en" Koal it ion langfrist ige Abkommen über 
den Warenverkehr und die Kooperation auf wirt­ 
schaftlichem, wissenschaftl ich-technischem und 
industriel lem Gebiet abgeschlossen, die den Rah­ 
men für die anlaufende Expansion der Ostgeschaf­ 
te abgaben. So wurden in den Jahren 1969 bis 1972 
derartige Vertrage mit Bulgarien, Polen, Ru­ 
manien, der Sowjetunion, der CSSR und Ungarn ver­ 
einbart. Allein mit der Mongolischen Volksrepu­ 
bl ik und Kuba bestehen z. Zt. keine Handelsab­ 
kommen. 

Diese grundlegenden Abkommen waren das Ergeb­ 
nis einer vorherigen Entwicklung. Mit ihnen 
kam aber andererseits das bis dahin nur maBige 
Geschaft mit den protektionistischen Markten 
des Osten bald in Fahrt. Und die BRD konnte ne­ 
ben Standortvorteilen und traditionellen Bin­ 
dungen ais starkste Maschinenbauindustrie das 
Bedürfnis nach Produktivkraftentwicklung des 
ôs t l ichen Kapitals vorrangig befriedigen. ln den 
Jahren von 1965 bis 1974 vervierfachte sich das 
BRD-Handelsvolumen mit dem Osten. Nachdem bis 
1965 die Einfuhren überwogen, stellen dabei die 
Jahre 1970 - 75 eine Kette sich türmender Aus­ 
fuhrüberschüsse von 1 ,2 Mrd. DM (1970) bis zu 
7,4 Mrd. DM (1974) und 8,8 Mrd. DM (1975) dar. 
lm Zeitraum 1965 - 74 betrugen die durchschnitt­ 
lichen jahrlichen Exportsteigerungen 20% gegen­ 
über einer durchschnittlichen jahrlichen Zu­ 
nahme der Einfuhren um nur 12,4%. 
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ln diese far die Kapitalisten von West wie Ost 
positive Entwicklung fal len aber gerade wegen 
der chronischen Exportaberschasse des Westens 
in letzter Zeit einige Wermutstropfen. Man ist 
aber die weitere Entwicklungsmëglichkeit be­ 
sorgt, was sich ja bei der Frage der Verschul­ 
dung als konkreter Ausdruck dieser ungleich­ 
gewichtigen Warenstrome besonders zeigte. So 
ist nicht nur die Tatsache der Expansion an 
sich, sondern auch die gegenseitige Warenstruk­ 
tur interessant. Sie widerspiegelt nahezu 
sinnbildlich den jeweiligen kapitalistischen 
Entwicklungsgrad der Produktivkrafte und wirft 
ein Licht auf die Schwierigkeiten des Ost-West­ 
Handels: 

Die CDU machte sich als ausgewiesene Partei 
des Kapitals Sorgen um die weitere Kredit- 
wll r d i qke l t der "Kommunisten". Doch wiesen al le 
wichtigen Kapital istenbonzen diese gespielten 
Bedenken unisono und energisch von sich. Das Ge­ 
schaft sei wichtig, und im Bereich von Maschi­ 
nenbau und GroBanlagen sei man ohne Kreditba­ 
sis gar nicht wettbewerbsfahig. DaB es jedoch 
Kapitalistenkreise gibt, die die Frage auBerst 
"undialektisch" anpacken, zeigt folgendes Zei­ 
tungszitat: "Realistischer wâr e , die Verteidi­ 
gungsetats im Westen starker zu erhëhen. Mehr 
Rastungsauftrage bringen ohne Umweg aber das 
Wunschbild eines straffen Osthandels-Dirigis- 

Lieferunger. der BRD in RGW-Staaten Bezage der BRD aus dem RGW 

(Anteil der Warengruppen in%) 
Erzeugnisse 1965 1970 1973 1974 1965 1970 1973 1974 

Land- u. Forstwirtsch. 2,3 3,8 2, 1 1 ,2 18, 1 12,4 11, 1 8,0 
Nahrungsmittel 7, 1 6, 1 6,5 4, 1 13,6 13, 1 11 ,5 9,9 
Bergbau 1,8 1, 7 1,4 1,0 12,3 8,6 6,4 12,0 
Grundstoff- u. Produk- 
tionsgaterindustrie 44,4 38,8 37,3 47,6 36,9 35,6 39,4 42,4 
lnvestitionsgaterind. 38,3 41, 1 43,0 37,2 6, 1 11 , 6 9, 1 7,0 
Verbrauchsgaterindust~ 5,0 7,2 8,8 8,0 10,8 16,6 20,4 18,9 
sonstige Erzeugnisse 1, 1 1 ,3 0,9 0,9 1, 7 2,2 1,9 1,9 

Insgesamt 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 

(Euro-Cooperat ion Nr. 14/15, Sei te 56/57) 

Wahrend die BRD sich ganz eindeutig auf indus­ 
trielle Grundstoffe und vor aliem auch lnves­ 
titionsgater konzentriert, zeigt die Warenstruk­ 
tur des "Ostens" in ihren Schwerpunkten agra- 
r ischer und mineralischer Rohstoffe noch klare 
zage der mangelnden Entwicklung der eigenen Pro­ 
duktivkrafte. Zum jetzigen Zeitpunkt steht der 
Warenaustausch zwischen West - hier die BRD in 
ihrer Stellvertreterposition- und Ost ja auch 
ganz unter dem Zeichen der Produktivkraftent­ 
wicklung des "ës t l ichen" Kapitals, das seiner­ 
seits nur mit Mahe die wachsende Flut von Ma­ 
schinen und GroBanlagen mit eigenen Waren zu 
saldieren versteht. 

Die daraus rcsultierende riesige Verschuldung 
der UdSSR und ihrer Satel 1 iten kann man fol­ 
gender Tabelle entnehmen (BSP = Bruttosozial­ 
produkt): 

Die Verschuldung der Cornecon-Staaten 
(in Mrd. Dollar) 

Nettover- BSP Westexporte Verschuldung 
schuldung in °/odes 
Ende 1976 1976 1976 BSP Experts 

Bulgarien 2,6 19,0 0,51 13,7 510 
DDR 5,5 71,2 2,>4 7,5 235 
Polen 10,0 105,7 3,53 9,5 283 
Rumânien 2,7 30,5 2,21 8,9 122 
Tschechodowakei 1,6 57,2 1,65 2,8 97 
Ungarn 2,5 28,8 1,55 8,7 161 

Ost-Europa 24,9 312,4 11,79 7,8 211 

UdSSR 12,4 699,9 10,39 1,8 119 

Gesamt 37,3 1 012,3 22,18 3,7 168 

Quelle: Bank für lntcrnationalen Zahlungsausgleich. 

Der BRD-Anteil daran soll rund 1/4 betragen. 
Das führte die Diskussion um das "Ostgeschaft" 
vor al lem im Zuge der Wahlkampfauseinanderset­ 
zungen 1976 erneut ins offentl iche Rampenlicht. 

mus direkt mehr Sicherheit und tragen wie an­ 
dere staatliche Konjunkturspritzen zur Er­ 
haltung und Schaffung von Arbeitsplatzen bei". 
(Berliner Morgenpost v. 15. 8. 1976) Rastung 
statt Osthandel lautet also hier die Devise, 
die Kehrseite des russischen Propagandabildes 
vom Frieden als einer Folge des zunehmenden 
Warenaustausches. 

Die kapitalistische Wirkl ichkeit aber verlangt 
Rastung und Handel. Be ide Sachen bedingen sich 
wechselseitig, und andererseits kann der aber­ 
groBe Teil des BRD-Kapitals auf die sprung- 
haft gewachsènen Ostgeschafte nicht verzichten, 
vor al lem wenn man bedenkt, daB die tradi­ 
tionel len Westmarkte recht saturiert sind, wah­ 
rend die Ostblocklander sich durch einen groBen 
Nachholbedarf kennzeichnen. Zudem steht die BRD 
in einem scharfen Konkurrenzkampf zu ihren west- 
1 i chen "Freunden". Es g i 1 t a 1 so, der Stagnation 
und Abkahlung entgegenzuwirken und die eigene 
Position zu behaupten, denn die BRD-Lieferungen 
in den Osten, die 1974 noch um 43% (Importe: 
plus 26%) stiegen, verzeichnetet 1975 eine Zu­ 
nahme von nur noch rd. 9%, wobei inflationare 
Prozesse noch zu beracksichtigen waren. 
Diese Abnahmetendenz setzte sich 1976 - 77 fort. 
AuBerdem zeigte sich 1975 erstmals, daB die BRD 
bei den Exporten in die "Staatshandelslander" 
fast durchweg schlechter abschnitt als die Grup­ 
pe der OECD-Lander ( also der 24 wichtigsten 
westl ichen kapital istischen Lander). Deshalb 
gilt die Devise: "Ein Inves t l t lonsqüt e rex­ 
porteur kann es sich einfach nicht leisten, sei­ 
ne Erzeugnisse nur gegen Bezahlung oder ganz 
kurzfristige Kredite zu verkaufen, wenn die Kon­ 
kurrenten eine diametral entgegengesetzte Po- 
1 itik betreiben" (Ostwirtschafts-Report Nr. 
18, 3, 9. 1976). Und dies gilt neben Japan und 
den USA vor al lem auch far die europaischen 
"Par tner", Der "franzosische Drang nach Osten" - 
so ein Artikel des OWR - wird durch groBzügige 
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Staatskredite angeheiit, und dies mit entspre­ 
chenden Resu 1 taten: "Der gesamte f r anz ôs i sche 
Export in die sozial istischen Lander stieg im 
vergangenen Jahr gegenüber 1974 um 55,2% auf 
3,5 Mrd. Dollar ... " (OWR v. 28. 5, 1976). Und 
es ist noch nicht lange her, daB der Prasident 
der FIAT-Werke, Agnelli, sich in Moskau auf­ 
hielt, um groBe Plane für die 80er Jahre zu be­ 
sprechen. 
Die lntegration der Ostblocklander in den Welt­ 
markt ist also eine unumkehrbare Tatsache, und 
die sich daraus ergebenden Handelsprobleme kon­ 
nen zwar zeitweilig zu relativen Stockungen füh­ 
ren, langfristig erzwingen sie aber nur eine 
weitere lntegration. So müssen die Ostblock­ 
lander infolge ihrer Verschuldung zunehmend ex­ 
portieren und auch ihre Exporte differenzieren, 
was ohne weitere Importe aus. dem Westen nicht 
mogl ich ist usw. Eine Verallgemeinerun~ und Zu­ 
spitzung der Konkurrenz ist die Folge, und diese 

wird hüben und drüben auf dem Rücken des Pro­ 
letariats ausgetragen. ln diesem Zusammenhang 
ist interessant zu vermerken, daB die Kapita- 
1 i sten des Ostens die "Offnung" nach dem 
Westen mit hochgestochenen Entwicklungstraumen 
und mit der Perspektive einer Einschlaferùng des 
eigenen Proletariats in einer Flut von Konsum­ 
gütern verklarten. Sie werden aber wohl we1ter­ 
hin ihr Proletariat mit offener Repression z~r 
Raison, sprich Ausbeutung zwingen müssen. 1 

Nach dieser surnrnarischen Betrachtung sollen noch 
kurz die Entwicklungen in den einzelnen Landern 
des Ostens betrachtet werden, wofür die nachfol­ 
gende Tabelle einen ersten Uberblick für eini9e 
Lander bietet. Die Zahlen für die DDR folgen ge­ 
trennt, wenn wir uns weiter unten mit diesem 
Land befassen. 

AuBenhandel der BRD mit ausgewahlten Staatshandelslandern 

Deutsche Ausfuhr Deutsche Einfuhr Saldo 

Mi 11. DM Veranderungen Antei l an Mi 11. DM Veranderungen Anteil an Mill .DM 
gegenüber dem der Gesamt- gegenüber dem der Gesamt - 
Vorjahr in % ausf. in % Vorjahr in % einf. in % 

Sowjetunion 

1965 536 1101 - 515 
1970 1546 1254 + 292 
1974 4774 +53,3 2, 1 3269 +64,0 1,8 +1505 
1975 6948 +45,5 3, 1 3240 - 0,9 1,8 +3708 
1976 6754 - 2,8 2,6 4362 +34,6 2,0 +2392 
Jan. - Sept. 77 4625 - 8,7 2,3 3009 - 9,9 1, 7 +1616 

Polen 

1965 366 435 - 69 
1970 658 744 - 86 
1974. 3615 +37,3 1 ,6 1426 +16,9 0,8 +2189 
1975 3213 -11, 1 1 ,4 1436 + 0,7 0,8 +1777 
1976 3218 + 0,2 1 'j 1919 +33,6 0,9 +1299 
Jan. - Sept. 77 2159 - 8,5 1, 1 1536 +18,4 0,9 + 623 

CSSR 

1965 403 336 + 67 
1970 1058 727 + 331 
1974 1782 +19,9 0,8 1035 + 4,4 0,6 + 747 
1975 1678 - 5,8 0,8 1153 +11,8 

1 

0,6 + 520 
1976 2021 +20,4 0,8 1269 + 9.,6 0,6 + 752 
Jan. - Sept. 77 1365 - 2,6 0,7 932 + 3 ,0 0,5 + 433 

Ungarn 

1965 308 288 + 20 

1970 522 490 + 32 
1974 1766 +67,2 0,8 908 + 9,4 0,5 + 858 

1975 1417 -19,8 0,6 906 - 0,2 0,5 + 511 
1976 1550 + 9,4 0,6 1133 +25,0 0,5 + 417 
Jan. - Sept. 77 1370 +23,0 0,7 925 +18, 7 0,5 + 445 

Rumanien 

1965 462 290 + 172 
1970 722 580 + 142 

19,74 1836 +55,6 0,8 964 +11,9 0,5 + 872 

1975 1607 -12,5 0,7 994 + 3, 1 0,5 + 613 

1976 1307 -18,7 0,5 1197 +20,4 0,5 + 110 
Jan. - Sept. 77 1109 +16,3 0,6 803 - 9,2 0,5 + 306 

Quelle: für 1965 und 1970: AuBenhandelsblatter der COMMERZBANK 6/76 
für 1974 bis 1977: Statistisches Bundesamt (nach dem Wirtschaftsbericht der 

Berliner Bank 3/77) 
Anmerkung: Die Veranderungen und Anteile des Zeitraums Januar bis September 1977 

beziehen sich auf denselben Zeitraum des Vorjahres. 
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Die Sowjetunion 

Natürl ich spielt der Handel mit der UdSSR hier 
die gewichtigste Rolle. Die SU ist seit jeher 
der bedeutendste deutsche Osthande 1 spartner. 1 n 
den Krisenjahren 1974 - 75 übertraf der Umsatz 
im BRD-SU AuBenhandel sogar das Volumen des 
"innerdeutschen" Handels. 1975 überstieg er 
erstmals die 10-Mrd.-DM-Grenze. Kein anderes 
Land im RGW wies in den letzten Jahren der­ 
artige Rekordraten gleichermaBen im Export 
wie im Import auf. Damit ist es der SU als 
erstem "Ostblockland" gelungen, sich unter die 
zehn wichtigsten Handelspartner der BRD einzu­ 
reihen. Die SU belegte sowohl 1975 bis 1976 
unter den wichtigsten Kunden der BRD-lndus­ 
trie den 10. Platz, wahrend sie als Lieferant 
erst an 14. Stelle rangiert (FAZ v. 2. 3. 77). 
Von 1965 bis 1974 stiegen die Lieferungen der 
BRD in die UdSSR im Jahresdurchschnitt um 
26,2%; die Importe bl ieben mit durchschnitt- 
1 ich plus 12,9% klar zurück. Das Gewicht des 
BRD-Exports in die SU ist bei einem Anteil von 
2 - 3% noch immer bescheiden, aber 1970 Jag die­ 
ser Ante il erst bei 1 ,2%. Gemessen an den Ge­ 
samtimporten der UdSSR sind die BRD-Lieferun­ 
gen bedeutender: Sie betrugen 1975 bereits et­ 
wa 7,5%. Dabei konzentrierte die SU starker noch 
als die übrigen Ostblocklander ihre Bezüge vor 
al lem auf hochwertige Waren aus dem Produktions­ 
güterbereich. 1975 z. B. stel lten die Lieferun­ 
gen des Maschinen- und Fahrzeugbaus und der 
elektrotechnischen Industrie 45% und die der 
Eisen- und Stahlindustrie 40%, also zusammen 
rund 85% der sowj et l s chen Importe, wâhr end etwa 
10% der BRD-Exporte 'an Stahlrohren, Stab- und 
Formeisen sowie Eisenbleche 1974 in die UdSSR 
gingen. 

Die Entwicklung des AuBenhandels der UdSSR kann 
man anhand de'r nachstehenden Tabelle verfolgen: 

Nicht nur werden die hëchsten Zuwachsraten im 
Westhandel erzielt: Die Importe aus den "ka­ 
pitalistischen Landern" waren bereits 1975 nahe - 
zu gleich stark wie die Importe aus den "soz l a- 
1 istischen" Landern": der Ante il der westl ichen 
lndustrielander betrug 39,3%, wahrend sich der 
Antei 1 der Staatshandelslander auf 44% belief. 
Diese Entwicklung einer VergroBerung des An­ 
teils der westlichen lndus t r l e l ânder zu Lasten 
des Anteils der ôs t l l chen "Brude r l ânde r " setzt 
sich fort. So stiegen die Importe aus den west- 
1 ichen lndustrielandern in der ersten Halfte 
des Jahres 1976 um 27,9%, wahrend die Importe 
aus den Staatshandelslandern nur um 8,8% zunah­ 
men. Auch bei den Ausfuhren der SU, die seit 
1975 besonders stark zunehmen, erhoht sich der 
Anteil des Westens immer mehr. ln den ersten 
sechs Monaten des Jahres 76 erhohten sich die 
Ausfuhren der SU in die RGW-Lander um 6,8% auf 
7. 140,20 Mio. Rube 1. Die Exporte in die west 1 i chen 
lndustrielander betrugen in derselben Zeit nur 
3.627,20 Mio. Rubel, sie erhohten sich aber 
im Vergleich zur selben Vorjahreszeit um 38,8%. 
(Lt. AuBenhandelsdienst der BfG, Nr. 21/76) 

Deutl ich ist also, daB die Sowjetunion ihre 
Einfuhr aus dem Westen verstarkt und sich da­ 
bei auf Waren konzentriert, die ihr helfen sal­ 
ien, ihre stark unterentwickelte Produktions­ 
struktur zu verbessern und ihren lndustrial i­ 
sierungsprozeB zu beschleunigen, denn insge­ 
samt ist die UdSSR trotz aller Steigerungen 
der Produktivkrafte mit rund 25% Beschaftig­ 
ten in der Landwirtschaft im Verhaltnis zu ih­ 
ren westl ichen Konkurrenten noch nicht wettbe­ 
werbsfahig. 

Dagegen kauft z. B. die BRD vor al lem groBe Men­ 
gen an Erdgas, Erolerzeugnissen, NE-Meta! Jen, 
Gold, Kupfer, bearbeitetem Holz und anderen Roh­ 
stoffen. Die Struktur dieses Warenaustausches 
besteht demnach maBgebl ich in einem Tausch von 
Rohstoffen gegen Waren aus der Produktionsgü- 

AuBenhandel der UdSSR 
(Gliederung nach Landergruppen 1960/1975) 

Einfuhr Ausfuhr 

1960 1 1970 1 1975 1960 1 1970 I 1975 

Mi 11. Rube 1 (1Rbl.=3,20DM) 

West! iche lndustrielandër 1052 2766 10480 963 2448 6922 
darunter: BRD 182 338 1948 107 231 926 

Entwicklungslander 575 1611 4447 371 2416 4451 
darunter: OPEC 55 168 806 52 334 725 

Staatshandelslander 3439 6182 11744 3674 6657 12660 

Al le Lander 5066 10558 26671 5007 11520 24034 

Antei le in % 

West! iche lndustrielander 20,8 26,2 39,3 19,2 21, 3. 28,8 
darunter: BRD 3,6 3,2 7,3 2, 1 2,0 3,9 

Entwicklungslander 11,4 15,3 16,7 7,4 21,0 18,5 
darunter: OPEC 1, 1 1 , 6 3,0 1 ,0 2,9 3,0 

Staatshandelslander 67,9 58,6 44,0 73,4 57,8 52,7 

Al Je Lander 100,0 100,0 100,0 100, 0 100,0 100,0 

Quelle: UN-Statistik/Ministerium für AuBenhandel der UdSSR 
(aus: Wirtschaftsbericht der Berliner Bank, 3/77) 
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terindustrie. Von beiden Seiten wird die Not­ 
wendigkeit einer zunehmenden Erweiterung des 
bisherigen Handelsvolumens bekr âf ti qt . "Aller­ 
dings ist der kanftige Ausbau des Handels nicht 
ohne Schwierigkeiten. Die deutschen direktenoder 
indirekten Kredite far die Sowjetunion maBten 
wachsen, um die Uberbrackung bis zur Realisie­ 
rung von groBen Projekten zu sichern" (OWR Nr. 
8 v. 16. 4. 77) Andererseits sprach man von 
deutscher Seite auf der Werkzeugmaschinenaus­ 
stel lung der BRD in der UdSSR von einer Verdop­ 
pelung des Handelsvolumens auf ca. 20 Mrd. DM far 
die Jahre bis 1980. Und in welchen Dimensionen 
seitens der UdSSR gedacht wird, zeigen die Ver­ 
handlungen um das Riesenprojekt Kursk. Hier soll 
unter westdeutscher Federführung - praktisch sine 
al le groBeren BRD-Konzerne daran beteil igt - 
ein Riesenstahlkominat erstellt werden. Das Ge­ 
samtvolumen des Hattenwerks steht noch nicht 
fest, es wird von 20 Mrd. DM gesprochen, wobei 
auf den ersten Bauabschnitt bereits 4 - 5 Mrd. 
DH zufallen. Damit geht der immer starkere Ver­ 
such der UdSSR einher, auch ihrerseits lnvesti- 
t ionsgater im Westen abzusetzen, was nur ein Aus· 
druck ihrer stetigen Bemahungen um vermehrte 
Ausfuhren in den Westen ist: Ohne Importe aus 
dem Osten keine Exporte in den Osten, wiederho­ 
len die maBgeblichen Sowjetvertreter, aber der 
West en. si tzt auf dem 1 ânqer en Hebe l, d. h. um 
auf dem Weltmarkt wettbewerbsfahig zu sein, ist 
die SU gezwungen, weiterhin und zunehmend Produk­ 
tionsgater aus dem Westen zu importieren, um die 
eigene Produktion zu steigern und qualitativ 
auf eine hohere Ebene zu bringen. 

Pol en 

LaBt man den "Sonderfal l" DDR erst einmal auBer 
Betracht, so ist Polen, ein Land, in dem rd. 32% 
der Bevolkerung in der Landwirtschaft beschaf­ 
tigt sind, der zweitwichtigste Absatzmarkt der B~ 
im Osten. Wie im Falle der UdSSR, so sind auch 
hier die Exportaberschasse der BRD betrachtl ich. 
Mit 2,2 Mrd. DM verzeichnete Polen 1974 das 
grëBte Defizit aller Ostblockstaaten im Han- 
del mit der BRD, obwohl diese 17% mehr polni­ 
sche Waren abnahm als im Vorjahr. Der BRD-Waren­ 
strom nach Polen verstarkte sich um mehr als 1/3, 
und Polen behauptete seir.en Anteil von rd. 1,2% 
am BRD-AuBenhandelsvolumen. 1975 gingen aller­ 
dings die westdeutschen Exporte um 11% zurack 
und bei stagnierenden lmporten (plus 0,7) er­ 
maBigte sich der BRD-Aktivsaldo von 2,2 auf 
1 ,8 Mrd. DM deutl ich. Diese Entwicklung setzte 
sich in den folgenden Jahren fort, denn die BRD­ 
Exporte nach Polen stagnierten, wahrend 
die. Importe aus Pol en zunahmen, so daB der Uber­ 
schuB der BRD 1976 weiter auf 1 ,3 Mrd. zurack­ 
ging. 

Far Polen entwickelte sich die BRD nach der Sow­ 
jetunion und noch vor der DDR zu ihrem zweit­ 
wichtigsten Handelspartner. Hier betrug der An­ 
te i 1 'der BRD an den Gesamt importen 1974 12% und 
1975 rd. 8% (zum Vergleich DDR: 7,3% und 6,9%) 
(D IW, 1 -2/76). 

Die Warenstruktur ist ahnl ich wie bei der UdSSR. 
Steht rëhren , chem. Erzeugnisse, Maschinen, aber auch 
Textilien dominieren im BRD-Export, wahrend 
Polen vor al lem Rohstoffe wie Kohle, Kupfer und 
Nahrungsm i tte 1 l i efert. So gehort Pol en neben 
Argentinien zu den wichtigsten westdeutschen Be- 

zugsquellen von Fleisch und Fleischwaren auBer­ 
halb der EG. 

Neue Impulse erhielt die Entwicklung vor allem im 
Laufe der letzten Jahre. Durch den gewaltigen Ex­ 
portkredit von 2,3 Mrd. DM - teilweise allerdings 
als "Wiedergutmachung" ausgewiesen - versuchte 
die BRD einen sich abzeichnenden Exportrack- 
gang zu bremsen, und wahrend des Gierekbesuchs 
1976 gelang dem BRD-Kapital der groBe Durch­ 
bruch im bislang nur schleppend ablaufenden GroB­ 
anlagengeschaft. Besonders das letztere Ereig­ 
nis wurde bei den BRD-Kapital isten groB gefeiert. 
Mit den beiden GroBprojekten - eine Kohlever­ 
gasungsanlage und ein Kupferkombinat, beide in 
einer Kostenhohe von je 2,6 Mrd. DM - kam in der 
Tat der Handel der BRD mit Polen erst richtig 
in Schwung. "Der AbschluB der beiden polnisch­ 
deutschen Abkommen aber die Kohlevergasung und 
Kupferforderung" - so kommentierte das Fach­ 
blatt OWR die Perspektive - "wird neue Weichen 
im Handel zwischen beiden Landern stellen und 
deutet eine neue Richtung far die Zukunft an" 
(OWR, 12/76). Und es fahrt fort: "Alle Hinder­ 
nisse sind jetzt beseitigt: ln Polen wurden al­ 
le Vorbehalte gegen die Kooperation mit den 
Bundesdeutschen aufgegeben; auf unter Marktni­ 
veau liegende Zinssatze wurde verzichtet. Die 
Bundesregierung hat sich bereit erklart, die un­ 
ter normalen Marktbedingungen aufgenommenen Kre­ 
dite zu garantieren". 

Beide Seiten sind sich der Bedeutung des gegen­ 
seitigen Handels voll bewuBt. Aber Gierek brennt 
es dabei besonders unter den Nageln. Wie stark 
die polnische Wirtschaft im Argen 1 iegt, zeigt 
sich allenthalben nicht zuletzt in sozialen Un­ 
ruhen. Mit starkem agrarischen Anteil an der Ge­ 
samtwirtschaft (dies zudem in einer besonders 
unproduktiven, kleinbauerlichen Manier) macht das 
polnische Kapital zwar gewaltige Kraftanstrengun­ 
gen, um sein Produktionspotential zu entwickeln, 
stëBt dabei aber immer wieder auf klar erkenn­ 
bare Grenzen. Einmal im okonomischen: Um die no­ 
tige Steigerung der Pr odukt lv l t ât und der lndus­ 
trieanlagen zu erreichen, ist man auf westliche 
Importe angewiesen, wofar Devisen notwendig sind, 
die man mit allen Mitteln zu beschaffen versucht. 
Dies bringt die absurdesten Konsequenzen: GroBe 
Agrarexporte sollen Devisen bringen, zwingen 
aber die eigene Bevolkerung zur Entsagung; und 
soweit die Agrarexporte nicht mehr zu steigern 
sind, geht das polnische Kapital auf die ver­ 
starkte Ausfuhr von Kohle aber, weswegen in 
Polen Strom und Energie gespart werden massen 
(bis hin zur Rationierung von Kohle). 

Wie dann die okonomische Balance und wie schwie­ 
rig die Bedingungen der wirtschaftl ichen Ent­ 
wicklung sich in diesen Landern des vermeint- 
1 ichen "realen Sozial ismus" gestalten, zeigt 
sich aberaus deutl ich gerade im sozialen Leben 
Polens mit seinen grellen Schlaglichtern 1956, 
1970 und 1976. Auch dem Technokraten Gierek lief 
die Wirklichkeit davon und machte alle in den 
letzten Jahren nach dem Schock von 1970 einge­ 
leiteten Anstrengungen zur Verbesserung der Wirt­ 
schaftsstruktur und vor al lem der Konsumbedingun­ 
gen mit einem Schlag zunichte. Und in diesen Lan­ 
dern sollen sich keine Wirtschaftskrisen ausleben, 
sollen nicht die Auswirkungen der Weltwirtschafts­ 
krise sparbar werden, wie man von allen Seiten im­ 
mer wieder versichert bekommt. Das polnische Pro- 
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letariat ist da offensichtl ich ganz anderer An­ 
sicht - und hier zeigt sich die Misere der kapi­ 
tal istischen Entwicklung unter stalinistischem 
Vorzeichen nur offensichtl icher ais in den ande­ 
ren Landern. 

ln der abgelaufenen "Plan"periode 1971-75 - auch 
so ein Mythos, der nur immer wieder die letzt- 
1 ich planlose Anarchie selbst dieser autor l t âr 
geführten Markte ausweist - standen aile Bemühun­ 
gen des polnischen Kapitals eindeutig unter 
dem Zeichen der "Erweiterungsinvestitionen", also 
des extensiven Ausbaus der gesamten Produktions­ 
kapazitaten. Und hier Jauten die Urteile der 
"Expe rten" du rchaus pos i t i v: "Die W i rt schaf t 
Polens hat sich in der Periode 1971/75 beson­ 
ders dynamisch entwickelt. Der Lebensstandard 
der Bevolkerung ist in einem Tempo gestiegen, 
das seit Kriegsende niemals zuvor erzielt wor­ 
den war" (D IW, 1-2/76). Aus den Wi rtschaftsda­ 
ten mag so etwas herauszulesen sein, und sicher 
wird auch einiges spürbar bei den "kleinen" Leu­ 
ten angekommen sein. Aber vor diesem Hinter­ 
grund kann man erst richtig ermessen, was der 
letzte groBartige Aufstand der polnischen Ar­ 
beiter 1976 und die sich jetzt allenthalben ab­ 
zeichnende soziale Zuspitzung in Polen für die 
polnische Bourgeoisie bedeutet. 

Obwohl die ursprüngl ichen "Planvorstel lungen" 
weit übertroffen wurden und die durchschnitt- 
1 ichen Netto-Monatslohne von 2.235 Zloty 1970 
auf zuletzt 3.500 ZI gestiegen sind (rd. 220 
bzw. 350 DM), hat dieser Reformismus durch 
materielle Verbesserungen seine Grenzen klar er­ 
reicht. Der Pragmatiker Gierek loste nicht um­ 
sonst im Krisenjahr 1970 seinen ahnl ich wie er 
heute in einer Sackgasse steckenden Vorganger 
ab. Er muBte damals die von Gomulka beabsichtig­ 
ten Preiserhohungen rückgangig machen. Die von 
ihm vorher im lndustrierevier von Kattowitz er­ 
probte Vorbeugung gegen zukünftige soziale Un­ 
ruhen bzw. genauer Klassenkampfe versuchte er 
auf ganz Polen zu übertragen. Mit verbessertem 
Warenangebot, Lohnerhohungen, verstarke Indus­ 
trial isierung sollten die Ursachen der sozialen 
Spannungen aus der Welt geschaffen werden. Der 
Versuch war natürl ich vergebl ich, denn Aus­ 
beutung bleibt Ausbeutung , und lndustrial i­ 
sierung bedeutet Konsumverzicht zu- 
gunsten der Maschinenproduktion, ganz nach dem 
Motto, daB im "Sozial I smus" der Schwerindustrie 
der Vorrang gebührt. Zwar gibt es Lohn, aber 
keine Waren. Der sogenannte Kaufkraftüberhang 
sollte jetzt wieder durch Preiserhohungen - 
natürl ich gibt es in den "sozial istischen Lan­ 
dern" keine Inflation - abgeschopft werden, wie 
ma~ diese Art Lohnraub auch bei uns so elegant 
umschreibt. Und plotzl ich platzte wieder der 
Kessel. Durch den grandiosen Arbeiteraufstand 
vom 25.-26.Juni 1376 in Randomund Ur sus ist die 
Spitze der allgemein Jodernden Unruhe und des 
chronischen passiven Widerstandes bei einem 
GroBteil des Proletariats wieder einmal sichtbar 
geworden. Angesichts de,r beabsichtigten Preis­ 
erhohungen haben sich Arbeiter bewaffnet, Ver­ 
waltungen gestürmt, Bullen und Parteibonzen 
attackiert, eine zentrale Zugverbindung durch 
HerausreiBung der Schienen blockiert und Barri­ 
kaden errrichtet. Eine Lektion für die pol­ 
nische Bourgeoisie, vor allem aber ein Bei­ 
spiel für die Proletarier der ganzen Welt. DaB 
dieser Aufstand wie schon mehrere vor ihm schei- 

tern muBte, l iegt nicht zuletzt an der voll ig 
desolaten Lage des polnischen Proletariats, das 
bar jeder Organisation mit klarem revolutionar­ 
marxistischem Programm einer Bourgeoisie ausge- 
1 iefert ist, die vorgibt, im Namen einer solchen 
Organisation und im Sinne des lnteresses des 
Proletariats zu handeln. ln dieser vô l l l q absur­ 
den Situation, geschaffen durch die konterre­ 
volutionaren Bedingungen des Stalinismus, schie­ 
ben sich nunmehr berufene Konterrevolutionare 
und ausgemachte Antikommunisten wie die katho- 
1 ische Kirche, d·iverse lntellektuel le und vor 
al lem die scheinbar so wohlmeinende westl iche 
"êiffentlichkeit" vor und wollen den Eindruck 
erwecken, die Belange der ausgebeuteten Kamp­ 
fer zu unterstützen. Hier 1 iegt aber nur die 
andere Karte in den Handen der Bourgeoisie: die 
einer demokratischen Losung der Krise durch Ab­ 
lenkung des Kampfes auf das Ziel einer "Libe- 
ra 1 i si erung", um die im Westen noch vorherrschen­ 
de unumschrankte Einordnung der Arbeiterklasse 
mit ihren klassenkollaborationistischen Betrü­ 
gereien auf den Osten auszudehnen. "O rqen l s che­ 
re Verhaltnisse" - wie die amerikanische Son­ 
nenfeldt-Doktrin predigte - sollen die sozia- 
len Spannungen im russischen Machtbereich ab­ 
bauen. Denn die Arbeiter in Polen - wie im 
übrigen Ostblock - Jeben offensichtlich in 
stillem Widerstand. Arbeitstempo und Leis­ 
tungskraft nehmen nur Jangsam zu, man arbeitet 
immer mehr nach der Methode "Dienst nach Vor - 
schrift". Allabendl iche Appelle im Fernsehen, 
Leistungslohne, Gruppenakkord in der "Brigade", 
ail diese "Anreize", die man auch in unserem 
offen als kapitalistisch enttarnten Gesellschaf­ 
ten ais so leistungsstimulierend kennt, schei­ 
nen in diesen paradiesischen Breiten weniger 
zu fruchten. 

Was auf das polnische Kapital - eingeklemmt 
zwischen dem russischen lmperialismus und dem 
imperialistischen Weltmarkt - noch alles zukommt, 
begreift man erst, wenn man weiB, daB ais in­ 
vestitionspolitische Leitlinie für die Jahre 
1976 - 80 gelten soli, den Ante il der sogenann­ 
ten Modernisierungsinvestitionen am Gesamtbud­ 
get wesentl ich zu erhohehn.Dies heiBt nichts an­ 
deres, ais daB man versuchen will, vom extensiven 
zum intensiven Wirtschaften, praktisch also ver­ 
starkt zur Form des relativen Mehrwertes über­ 
zugehen. Mogl ichkeit zur Erhohung der Renta- 
bil itat des Kapitaleinsatzes und allgemeine 
Steigerung der Rational isierung heiBen die Pa­ 
roi en, mit denen das polnische Kapital dem Pro­ 
letariat den "Schlendrian" austreiben wi 11. Und 
daB dies nicht ohne Import moderner westl icher 
Maschinen geht, ist dieser Sorte "Sozialisten" 
nur allzu bekannt: mit Neid blicken sie auf 
das hohere Arbeitstempo der westlichen Betrie- 
be empor. Aber da gilt die alte Regel: Kein 
Import ohne entsprechenden Export. Exportieren 
muB Polen aber jetzt schon soviel, wie nur mog- 
1 ich, um seinen Passivsaldo in der Handelsbi­ 
lanz abbauen und seine Auslandsschulden abtra­ 
gen zu konnen. Die Erfordernisse verstarkter 
Ausbeutung Jiegen also für die polnische Bour­ 
geoisie klar auf der Hand. Die Bedingungen der 
verstarkten Ausbeutung von morgen werden durch 
verstarkte Ausbeutung heute geschaffen. Aber an­ 
gesichts eines jetzt schon rebell ierenden Prole­ 
tariats wird die polnische Bourgeoisie die be­ 
notigte Erhohung des Mehrwerts erzwingen mUssen. 
Es wird Zeit, daB das polnische Proletariat end- 
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l ich wieder eine organisierte revolutionar-marxis- tempo heiBt deshalb die oberste Devise auch in 
tische Stimme bekommt. Aber das hier aus aktuel- der CSSR. Und das al les vor dem Hintergrund 
lem AnlaB zu Polen gesagte gilt im Grunde na- wachsender Wirtschaftsmisere, die besonders 
t il r l l ch tür alle diese "Brude r l ânde r". durch die katastrophale Ernte von 1976 ver­ 

scharft wurde. Um nicht ganz das Gesicht ge­ 
genaber den Ausgebeuteten zu verl ieren, 1 ieB 
man damals als scheinbar Verantwortlichen den 
Agrarminister und zwei stellvertretende Minister­ 
prasidenten aber die Kl inge springen, eine 
Lôsunq , die den bekannten "Kabinettsumbildungen" 
in den westl ichen Demokratien entspricht. · 

Die CSSR 

Der n.ach Pol en wi cht i gste Ostb lockhandel spartner 
der BRD ist die CSSR (rd. 16% der Bevolkerung 
sind in der Landwirtschaf tatig), die gemessen 
am Handelsumsatz unter den RGW-Staaten an 4. 
Stelle steht. Die Lieferungen der BRD stiegen von 
1965 bis 1974 um 18% j âhr l ich, die Bezllqe um gut 
13%. Damit lag der Ausbau des Warenverkehrs ge­ 
ringfagig aber den mittleren Expansionsraten 
des gesamten BRD-Osthandels. Aber mit einem ge­ 
samten Volumen von 2,8 Mrd. DM (1975) ist die 
CSSR nur mit gut 0,7% am BRD-Export und mit 
0,6% am BRD-lmport beteil igt. Sie steht in der 
Rangl iste des gesamten BRD-AuBenhandels noch 
hinter Staaten wie Finnland und Griechenland­ 
"Trotz aller Bemllhunqen!", so beurteilt ein Kapi­ 
tal istenblatt die Lage, "steckt die industriel le 
Kooperation mit der CSSR immer noch in den Kin­ 
derschuhen. Nach den Zahlen, die im Bundeswirt­ 
schaftsministerium bekannt sind, gibt es zur Zeit 
31 Kooperationsvorhaben, von denen sich noch 12 
im Verhandlungsstadium befinden". (HB v. 3. 12. 
75). 

Rumanien 

lm Handel mit dem noch weitaus agrarischen Ru­ 
manien - rd. 42% der"Erwerbstatigen" sind noch 
in der Landwirtschaft beschaftigt - nimmt die 
BRD vor Frankreich und Italien den 1. Platz un­ 
ter den westlichen Handelspartnern ein. Hier 
steht vor al lem die Nachfrage nach BRD-lnves­ 
titionsgatern im Vordergrund, die allerdings 
wegen der geringen rumanischen Liefermoglich­ 
keit ihre Grenzen hat. Noch 1956 wuchsen die 
BRD-Exporte um 56%; der Absatz rumanischer Wa­ 
ren war dagegen durchweg konstant oder gar rack­ 
laufig. 1975 hat sich die Entwicklung allerdings 
umgekehrt. Wahrend die BRD-Exporte schrumpften 
(- 12,5%) sind die rumanischen Lieferungen wei­ 
ter gestiegen (plus 3, 1%) Diese Tendenz setzte 
sich 1976 in verscharfter Form fort. Dies be­ 

Dabei ist der Handel mit der CSSR von besonderem deutet aber nicht, daB Rumanien keinen Bedarf 
lnteresse, tragt er doch als einziger schon die hat, es hat vielmer keine "effektive" Nachfrage, 
typischen Merkmale des Handels zwischen Industrie- d. h. also, es kann die benotigten Maschinen 
landern. So bezieht die CSSR mehr Nahrungsmittel nicht bezahlen. Die nationale Bourgeoisie hat 
aus der BRD, als sie 1 iefert; andererseits ver- far die nachsten Jahre zahlreiche ehrgeizige 
zeichnet die BRD Defizite bei Eisen und Stahl lndustrialisierungsprojekte vor, wodurch sie 
sowie Erzeugnissen der Eisenverarbeitung. Vor ihren mühs amen und durchaus riskanten "Eman- 
al lem haben lnvestitionsgater an den lmporten zipationsversuch" vom russischen Kapital, das 
in die BRD einen grëBeren Ante il als bei irgend- ihr ursprangl ich die Rolle eines Obst- und Ge- 
einem anderen Ostblockland. masebauern aufzwingen wollte, zu untermauern 

versucht.Die politische Tragweite der ruma­ 
nischen Solonummern in der lnnen- wie AuBen- 
pol itik ist sicherl ich auBerst begrenzt. An­ 
gesichts der eigenen begrenzten Exportfahig- 
keit und der gewaltigen lndustrieal isierungs­ 
notwendigkeiten ist es jedoch nicht erstaun­ 
lich, daB gerade die Vertreter des rumanischen 
nationalen Kapitals auf dem Wege der "Ost­ 
West-Kooperat ion" besondere Sch ri ttmacher- 
funkt ion einnehmen: Rumanien offnet sich 
den Direktinvestitionen des westlichen Ka­ 
pitals. So wurde karzl ich z. B. in der ru­ 
manischen Stadt Resita die gemischte deutsch­ 
rumanische Gesellschaft Resita-Renk S. A. 
offiziell eroffnet, die Getriebe und An­ 
triebselemente far den Maschinenbau produ- 
ziert. Die BRD-Firma Renk, eine Tochter der 
GHH, halt mit 20 Mio. DM 49% am Grundkapital, 
wovon sie allerdings nur 7 Mio. bar einzahlen 
muBte, wâhr end der Rest als "Know-hm'J'' gilt. 
Profit- und Vermogenstransfer wurde dabei 
zugesichert. Die Leitung ist paritatisch be­ 
setzt, und die Tatsache, daB die Mehrheit der 
Aktien in rumanischen Handen liegt, kann nicht 
zu einer Uberstimmung der westdeutschen Kapi­ 
talisten fahren, da alle wichtigen Beschlasse 
nur mit Zweidrittelmehrheit gefaBt werden kën­ 
nen. Wie der sozialdemokratische "Vorwarts" be­ 
tont, hat diese Neugrandung eine prinzipielle Be­ 
deutung: Das BRD-Kapital s ch l âqt eine entschei­ 
dende Bresche in die nationalkapital istische 
Phalanx des Ostens, denn zum ersten Mal wurde 
in einem RGW-Land "eine Firma qeqr llnde t , die 

DaB die Wirtschafsmisere in der CSSR praktisch 
chronisch ist, braucht ja wohl kaum hervorge­ 
hoben zu werden. Seit Jahren versucht dieses 
neben der DDR entwickeltste Ostblockland durch 
verstarkte intensive Ausbeutung seine Wett­ 
bewerbsposition zu verbessern. Und es ist nicht 
zuletzt die hoch entwickelte Maschinenbaupro­ 
duktion, die den Statthaltern Moskaus in Prag 
immer wieder Sorgen macht. lm Rahmen der russi­ 
schen RGW-Arbeitsteilung ist namlich vor allem 
auch der CSSR die "ehrenvol le" Aufgabe zu- 
gefal len, den mangelhaften Maschinenpark des 
"Vaterlandes aller Werktatigen" tatkraftig 
und zu ganstigen Preisen aufzustocken. Die 
Sowjets zwingen ja in letzter Zeit ihre "Bru­ 
derl ânder " immer s t âr ke r , si ch an der wi r t+ 
schaft 1 ichen Erschl ieBung der UdSSR massiv zu 
beteiligen. "lntensivierung und Erweiterung der 
Zusammenarbeit" nennt man dieses Programm des 
RGW, das im Grunde nichts anderes darstellt, 
als eine gigantische okonomische Fesselung 
dieser "Bruderlander" an die UdSSR. 
Wachsende Lieferauflagen in die UdSSR ver­ 
such~n nun die Vertreter des Kapitals in der 
CSSR krampfhaft mit den weiteren Modernisierungs­ 
anforderungen zu vereinbaren, wozu natarlich ent­ 
sprechend umfangreiche Maschinenimporte aus dem 
Westen, und hier vor al lem aus der BRD notwendig 
sind. Wie al 1 diese Widersprache sich losen 
sol len, ist na t Ilr l ich wieder klar. Es gibt 
hier nur das bekannte Vent il des "lnlandver­ 
brauchs". Konsumverzicht und erhohtes Arbeits- 
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die Rechtsform einer privaten Aktiengesellschaft 
hat" (Vorwâr t s v. 18. 11. 76) Brachte der Waren­ 
austausch "zum gegenseitigen Nutzen" dem Westen 
si cher seinen erkleckl ichen Profit, so werden 
mit dieser Art Geschafte erst eigentlich die 
fetten Jahre des Ost-West-Handels sichtbar: 
Zusammen mit der jewei l igen Bourgeoisie über­ 
nimmt man die Ausbeutung des dortigen Prole­ 
tariats und zeigt so nebenbei den einheimischen 
Herren des Bill iglohnlandes, was mit Hi Ife der 
"modernen" Mehrwertproduktion so alles aus 
den Leuten herausgepreBt werden kann. Der zi­ 
tierte "Vorwarts-11 Schreiber kommt auch zu dem 
hoffnungsfrohen SchluB: "Hohe transferierbare 
Dividenden erwarten die deutschen Aktionare 
wegen der um etwa 50 Prozent niedrigeren Loh­ 
ne". 

Allerdings dürfen die deutschen lnvestoren 
nicht mehr lange mit einer sozialen Friedhofs­ 
ruhe rechnen. Auch das rumanische Proletariat 
reagiert zunehmend auf den unglaublichen Druck 
der Kapitalakkumulation. GroBere und entschlos­ 
sene Streiks in der Stahl industrie kennzeich­ 
neten das Jahr 1977 und wurden - neben der üb- 
1 ichen Repression - mit der "s ch l ichtenden" 
Intervention von Ceaucescu selbst bekampft. 
Den Druck der sozialen Spannung kann man daran 
gut ermessen. 

Ungarn 

Auch für Ungarn rd. 25% Beschaftige in der 
Landwirtschaft - ist die BRD mit Abstand der 
groBte westliche Handelspartner. Entsprechend 
den langfristigen lndustrial isierungsbemühungen 
Ungarns überwiegen in den Exporten der BRD ne­ 
ben Maschinen und Ersatzteilen vor allem Grund­ 
stoffe, Hüttenwerkserzeugnisse, Walzwaren, 
Rohre, Spezia] legierungen und andere sog. Halb­ 
zeuge. Wahrend Ungarn andererseits früher 
in erster Linie ais Lieferant von Agrarpro­ 
dukten und Nahrungsmitteln bekannt war, tritt 
es paral lei zur stetigen Entwicklung seiner In­ 
dustrie auch zunehmend mit Waren aus diesen 
Bereichen auf den westl ichen Markten auf. Stel­ 
lten vor 10 Jahren die Agrarprodukte noch 2/3 
der Exporte Ungarns in die BRD, so machen 
sie gegenwartig nur noch rd. 1/3 aus. Dagegen 
lag der Anteil industrieller Fertigprodukte 
- Maschinen und langlebige Konsurnwaren - be- 
reits bei rund 30%. Einen wichtigen Fak- 
tor bilden daneben nach wie vor die Expor­ 
te von Rohmaterial ien und Halbfabrikaten, 
die 1974 rd. 40% ausmachten. (RGW 4/76, S. 
34) Ahnl ich wie in Rumanien ging 1975 der 
Export der BRD nach Ungarn, der sich kon­ 
tinuierl ich auf ein Volumen von 1,7 Mrd. 
DM .(1974) gesteigert hatte, absolut zurück 
(1975: 1,4 Mrd. DM), um sich ab 1976 wieder, 
aber zunachst zaghaft zu erhohen. 

Ein Ausgleich wird mehr noch als im Falle 
Rumaniens vor allem und schon seit einigen 
Jahren in gemeinsamen Kooperationen - 
im w'est I i chen Jargon "joint ventures" ge­ 
nannt - gesucht. Deshalb ist es nicht er­ 
staunl ich, daB die BRD mit Ungarn unter ai- 
l en "Lânde rn des Ostblocks" die qr ôût e Zahl von 
Kooperationsvorhaben abgeschlossen hat. Ende 
1975 waren es 225, wovon 159 allerdings noch 
nicht vol! abgewickelt waren. Branchenschwer­ 
punkte sind dabei Maschinenbau, Elektrotech- 

nik, Fahrzeugbau und die Chemie (HB v. 28. 4. 
76) 
lnteressant ist auch in diesem Zusammenhang, 
daB die ungarische Industrie - gleichsam der 
osteuropaische Vorreiter auf dem vielbe­ 
schworenen Weg des "Marktsozial ismus" - derzeit 
in 63 gemischten Unternehmen mit ungarischer 
lnteressenbeteil igung im Ausland versucht, in 
fremden Markten FuB zu fassen, bzw. schon ge­ 
knüpfte Verbindungen zu festigen. Dabei ar­ 
beiten 46 vondiesen "Joint Ventures" ·in Europa; 
7 in Asien und je 5 in Afrika und Amerika. Vom 
Gesichtspunkt ihrer Tatigkeit aus sind es 41 Han­ 
dels-, 8 Produktions- und 14 Dienstleistungs­ 
unternehmen. Der eigene Kommentar gibt folgen- 
de Beg ründung: "Unse re unga ri schen Unte rnehmen 
erkennen immer mehr, welche Vorteile, gleich 
welcher Formen, solche gemischten Unternehmen 
bieten. lm Falle der Handelsunternehmen ermog- 
1 icht die standige Anwesenheit am Markt bessere 
Export- und lmportpreise; die Dienstleistungs­ 
unternehmen konnen sich für die Ausweitung des 
geistigen Exportes ais geeignet erweisen, und 
die Gründung von gemischten Produktionsunter­ 
nehmen ermogl icht es, nebem dem Export von 
Halbfabrikaten solche gemischte Unternehmen mit 
ungarischen Produktionsinstrumenten auszustat­ 
ten und dadurch unseren Maschinenexport zu ver­ 
groBern." (RGW, 4/76, S. 35) Nach der quanti­ 
tativen Entwicklung des Kapital ismus mit seinen 
wachsenden Produktivkraften entwickelt sich also 
auch in diesen scheinbar so ganz anders ge­ 
arteten "sozialistischen" Landern mit unauf­ 
haltsamer Konsequenz der Zwang zur Expansion - 
zuerst in Form von Warenexporten, aber schon 
bald auch in Form von Kapitalexporten. Und 
diese Tatsache kann nur für die Schar derer 
ein kaum losbarer Widerspruch sein, die ent­ 
sprechend ihrem ausschl ieBlich an der Ober­ 
flache klebendem BewuBtsein die dortige Pro­ 
duktionsweise als "realen Sozial ismus", als 
11Ubergangsgesellschaft" usw. - jedenfalls ais 
nicht kapital istisch begreifen. 

Dabei konnen die ungarischen Konzerne die Mittel 
für diese lnvestitionen im Ausland in erster 
Linie ihrem jeweiligen "Entwicklungsfonds" en t+ 
nehmen, oder sie erhalten bei knappem Eigen 
kapital Kredite zu Lasten ihres Entwicklungs­ 
fonds. Denn es sintj - wie das kapital istische 
Handel$blatt nicht ohne Wohlwollen regis- 
triert - , "die ungarischen Unternehmen, die 
über die Mehrheit der lnvestitionen autonom 
entscheiden; 60 bis 65% der industriellen ln­ 
vestitionen werden ( ... ) aus den Mitteln der Un­ 
ternehmen beziehungsweise erganzenden Bankkre­ 
diten finanziert. Die staatl ichen lnvestitionen 
betreffen vor al lem den Bergbau (Bauxit, Kohle), 
die Energieerzeugung (Kohle, Atomkraftwerke), 
die Metallurgie und lnfrastrukturprojekte." 
(HB v. 16. 9, 76) Aber die dortigen Manager 
heiBen halt "Bürokraten" und machen nach be­ 
kannter Lesart zusammen mit den staatserhalten­ 
den Pol itikern nich eine Achse der Bourgeoisie 
als Klasse aus, sondern bilden eine ominosen 
Eigeninteressen verpfl ichtete "Kaste" bzw. 
"Bü rokrat i e". 

Bulgarien, Kuba und die Mongolei 

Nachdem die wichtigsten Lander des RGW behan­ 
delt sind, soll auf den Rest - Bulgarien, Kuba, 
die Mongolei - nur der Vollstandigkeit halber 
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kurz eingegangen werden, um sich dann den "Son­ 
derfal len" Jugoslawien und schl ieBl ich DDR zu­ 
zuwenden. 

Der Handel mit Bulgarien (rd. 30% Beschaftigte 
im Agrarbereich) hat erst verhaltn1smaBig spat, 
praktisch erst nach der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen im Dezember 1973, einigen Schwung 
bekommen, Jeidet aber besonders an den prak­ 
tisch stagnierenden Lieferungen Bulgariens in 
die BRD. 1975 hatten die Bemühungen um eine 
lntensivierung der Wirtschaftsbeziehungen 
relative Erfolge. Zur Festigung einer "lang­ 
fristigen Perspektive" wurde in Bonn am 14. 5. 
76 ein Abkommen über die wirtschaftl iche, indus­ 
trielle und technische Zusammenarbeit unter­ 
zeichnet und im November 76 kam mit Todor 
Schiwkoff der oberste Vertreter der bulgari­ 
schen Bourgeoisie hochstpersënl ich an den Rhein, 
so daB auch mit diesem osteuropaischen "SchluB- 
1 icht" das BRD-Kapital in Zukunft ve r s t âr kt Han­ 
del zum "gegenseitigen Nutzen" treiben wird, und 
dies trotz des Rückgangs des BRD-Exports 1976 auf 
0,85 Mrd. DM (1975: 1 Mrd. DM). 

Die beiden auBereuropaischen RGW-Lander - Mongo­ 
lei und Kuba - haben am BRD-Osthandel ein insge­ 
samt geringes Gewicht. Der Warentausch mit der 
Mongolei pendelt seit 1965 zwischen 1 Mio. und 2 
Mio. DM jeweils im Import und Export. Dagegen 
erlebte der Handel mit Kuba seit 1965 die hoch­ 
stenSteigerungsraten unter den RGW-Landern, wo­ 
bei die Importe durchschnittl ich um rd. 20% und 
die Exporte nach Kuba um 40% jahrl ich stiegen. 
Allein 1974 schnellten die Exporte, vor allem 
Produktions- und lnvestitionsgüter, um insge­ 
samt235% sprunghaft in die Hohe, blieben jedoch 
mit rd. 300 Mio. DM auf einem bescheidenen Ni­ 
veau. Es ist klar, daB die offnung Kubas vor 
al lem eine Offnung zu den USA sein wird. 

Jugoslawien 

DaB neben China nach dem 2. Weltkrieg sich al­ 
Jein Jugoslawien aus der sowjetischen Klammer 
Josen konnte, hangt sicher mit der allein in 
diesen Landern durchgeführten Jangjahrigen kamp­ 
fer i schen "Befre i ungsphase" zusammen. Wer führt 
schon ein morderisches Ringen, um nachher zum 
Zul ieferer eines "Brudelandes" verdonnert zu wer­ 
den. Gewohnlich konnen aber dieses Abenteuer 
unter den heutigen imperialistischen Bedin­ 
gungen nur Staaten von einer gewissen GroBen­ 
ordnung erfolgreich durchführen. Kleinere Staa­ 
ten wie Jugoslawien geraten wieder schnell 
in eine kaum kaschierte Abhangigkeit wie auch 
Kuba und jüngst Angola, oder sie geraten in 
eine vollig absurde und Jachhafte Position 
wie z. B. Albanien. 

Auch mit Jugoslawien zeigte der AuBenhandel 
in den letzten Jahren eine stetige Entwicklung, 
die die BRD noch vor der UdSSR zum groBten 
Handels- und Wirtschaftspartner werden lieB. 

Von Mitte 1967, dem Zeitpunkt des lnkraft­ 
tretens der Bestimmungen über Kapitalbe­ 
teiligungen auslandischer Konzerne an jugos­ 
Jawischen Firmen bzw. gemeinsame Neugründungen 
in Jugoslawien bis zum 31. Dezember 1975 wur­ 
den insgesamt 136 Joint-Venture-Vertrage re­ 
gistriert. Dabei steht die BRD mit 20,6% nach 
den USA (22,7%) an zweiter Stelle (AuBenhandels- 

dienst der BfG, 5/77). Den ersten Platz nehmen 
BRD-Konzerne auf dem Gebiet der industriel Jen 
Kooperation (165 Vertrage mit einem 37%igen 
Marktanteil) ein. Die gleiche Position be­ 
kleidet sie auch beim Technologie-Transfer 
(Anlagen- und Lizenzvertrage) mit 97 Ver­ 
tragen (27% aller Vereinbarungen dieser Art). 
(HB v. 24. 5. 76). 
Der Warentausch zwischen Jugoslawien und der 
BRD nahm 1975 nur noch geringfügig zu, nachdem 
er in den letzten Jahren zuvor kontinuierl ich ge­ 
stiegen war. Ursachen der schwachen Entwicklung 
des Handelsvolumens, das 1975 nur atif 6,25 
(6,13) Mrd. DM kam, waren nach offiziellen An­ 
gaben die "schwierige konjunkturelle Situation 
in der Bundesrepublik und andererseits die von 
Belgrad erlassenen einschneidenden Einfuhrbe­ 
schr ânkunqen" (HB v. 4. 2. 76) 

Auch hier besteht ein chronischer Exportüber­ 
schuB der BRD, der sich 1975 auf 3 Mrd. DM be- 
l ief. lm Laufe des Jahres 1976 begann sich aller­ 
dings ahnlich wie bei den anderen "Ostblock- 
l ânde rn!' dieser Trend zugunsten Jugoslawiens 
zu andern. Uberhaupt macht die Wirtschafts- 
pol itik der jugoslawischen Bourgeoisie in 
Jetzter Zeit gewaltige Anstrengungen, dieses 
Defizit im Handel mit dem Westen einzudammen. 
Auffalligstes Resultat dieser Bemühungen ist 
eine allmahliche Verschiebung des jugoslawi­ 
schen AuBenhandels wieder in Richtung Osten. 
ln den ersten 7 Monaten des Jahres 1976 ging 
fast die Halfte des jugoslawischen Exports 
(21,2 Mrd. Dinar) in die RGW-Lander, was einer 
Steigerung von 14% gleichkommt. Hier zeigen 
sich Jangerfristige Entwicklungen an, vor de- 
ren Hintergrund der vor einiger Zeit wieder aus­ 
getauschte BruderkuB zwischen den halbtoten 
"Berufsrevolutionaren" Tito und Breschnew zu 
sehen ist: "Noch ist der Westen der groBte 
Warenlieferant für die jugoslawische Wirt­ 
schaft. Die rücklaufigen Verkaufserfolge west­ 
deutscher Firmen in Jugoslawien und der vom 
Staat geforderte Trend, jugoslawische Handels­ 
beziehungen zu den Comeconlandern starker ais 
bisher zu forcieren, wird den Vorsprung des 
Westens im jugoslawischen AuBenhandel zuguns- 
ten der Comeconlander aber weiter schmelzen Jas­ 
sen". So besorgt auBerte sich die deutsche Bour­ 
geoisie im "Handelsblatt" v. 17. - 18. 9. 76. 

Das Musterland des "Selbstverwaltungssozialis­ 
mus" steckt darüber hinaus - ahnl ich wie die 
offenen Wassertrager der UdSSR - in einer 
schweren Wirtschaftskrise, von der die chro­ 
nische Verschuldung gegenüber dem Westen nur 
ein lndiz ist. Entsprechend dieser sich ganz 
offen marktwirtschaftl ich gebardenden jugos­ 
lawischen Wirtschaft, zeigen sich dort aile wohl­ 
bekannten Spuren der kapitalistischen Misere 
ohne Schminke: rund 25% Inflation im Jahre 1975, 
die sich allerdings inzwischen auf "nur" 10% 
vermindert haben soli (Mitte 1977), etwa 
900.000 Jugoslawen arbeiten im Ausland, dies 
zusammen mit einer hohen eigenen Arbeitslosen­ 
quote; dazu allgemeine Versorgungsmisere. 

Vor al lem die Landwirtschaft bildet einen stan­ 
digen Klotz am Bein der jugoslawischen Wirtschaft, 
und die regelmaBigen Versorgungsengpasse im 
Winter und im Frühling werden ais normal be­ 
trachtet. Obwohl die Landwirtschaft seit Jahren 
ihre Produktion um 3 - 4% steigert, fehlt immer 
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irgend etwas. Aus einem einst wichtigen Wei zen- und 
Fleischexporteur ist daraberhinaus Jugoslawien 
zum lmporteur dieser Agrarprodukte geworden. Be­ 
zeichnend für diese Form "soziali,stischer Wirt­ 
schaft" ist auch die Tatsache, daB trotz der 
Agrarmisere rd. 10% Ackerboden brach liegt und 
daraberhinaus rd. 30% der gesamten Ackerflache 
sich im Besitz solcher Bauern befindet, die aber 
60 Jahre alt sind. "Somit werden fast 40% des 
gesamtjugoslawischen Ackerbodens entweder aus 
Altersgranden unzulanglich oder aberhaupt nicht 
bestellt"(HBv. 22. 7. 76). Nur 15%des land­ 
wirtschaftl ichen Nutzbodens und 10% des Viehbe­ 
standes entfallen in Jugoslawien auf den "ver­ 
gesel lschafteten" Sektor. 

Auch in der Industrie versucht Jugoslawien 
gar nicht erst die sonst immer so krampfhaft 
am Leben gehaltene Fassade des grandiosen Schwin­ 
dels einer irgendwie gearteten "Planwirtschaft" 
zu betonen. Hier hebt man dagegen ganz offen 
hervor, daB die jugoslawische Wirtschaftsord­ 
nung der "Planung" nur einen geringen Stel len­ 
wert einraumt. Aus ideologischen Granden sowie 
zur Bekraftigung des "Selbstverwaltungsgedankens" 
wird auch nicht von einem Staatsplan, sondern 
nur von "gesellschaftlicher Planung" mit di­ 
rektivem Charakter gesprochen. Deshalb werden 
nur wenige Produktionsziele konkret vorgegeben; 
aber die Durchführung der "Plane" wi rd kaum 
ein Wort verloren, vielleicht nicht zuletzt 
deshalb, weil noch kein einziger Fünfjahres- 
plan e r fll l l t wurde. · 
Und obwohl die Durchschnittslëhne mehr als 
mickrig und insgesamt die Industrie aber eine 
"ger i nge Kaufbere i tschaft der Konsumenten", 
d. h. den far ihren Warenabsatz wichtigen in­ 
neren Markt sich beklagt, gilt auch dort die 

hierzulande so beliebte Devise: "Jugos­ 
lawien befindet sich in einer ernsten Krise. 
Das Land lebt offenkundig aber seine Verhalt­ 
nisse" (SZ v. 3./4. 4. 76). Und das hat auch 
f ll r hiesige Breiten ganz "natür l iche"Konsequen­ 
zen: Die Bemahungen der Wirtschaftspol itik lau­ 
fen "darauf hinaus", sowohl die lnvestitionsta­ 
tigkeit jugoslawischer Unternehmen, als auch den 
priva ten Konsum der Be vol kerung sowe i t herabzud r Ilk­ 
ken, damit sie sfch imRahmen der tatsêch l ich vorhan­ 
denen Mëglichkeiten und weniger sprunghaft 
als bisher vollziehen kënnen". (HB v. 20. 4. 76) 
Hier gibt's also schon eine "sprunghafte", d. 
h. zykl ische Konjunkturbewegung mit Hëhen und 
Tiefen, Krisen und Boomphasen. Und das Ganze 
versucht man mit den Mitteln der bei uns 
so umkampften "lnvestitionslenkung" in den 
Griff zu bekommen - natarlich mit dem welt- 
weit bekannten Erfolg. Dabei steht natarl ich 
die Notwendigkeit der "Einkommenspol itik", 
des- Lohnraubes, des "Sich-den-Gartel-wieder­ 
enger-Schnallens" ganz oben an. 
Einen wichtigen Schritt hin auf diese notwen­ 
dige Steigerung der Ausbeutung stellt sicher 
das am 25. November "einmatig" vom jugos­ 
lawischen Parlament verabschiedete neue Ar­ 
beit~gesetz dar, das vorgibt, das seit 25 
Jahren bestehende System der Arbeiterselbst­ 
verwaltung in Industrie und Handel zu "mo­ 
dernisieren". Wichtigste "Errungenschaft" 
dieser Neuerung ist eine gewachsene Kompe­ 
tenz der ".Se 1 bs tverwa l tungsorgane" der Ar- 
be i ter" in ganz besonderer Hinsicht: Sie 
sind jetzt befugt "unordentliche und faule 
Arbeiter" zu feuern. Bislang war die Ent- 

lassung aus diszipl inarischen Granden sehr 
erschwert. Das soll jetzt anders werden. Dieses 
Arbeitsgesetz, daB nebenbei auch die in Staats­ 
besitz befindl ichen Betriebe weiter dezen- 
tral isiert, z i e l t also besonder darauf ab, 
"sinkende Pr oduk t l v i t â t " und ansteigendes"Krank­ 
feiern" zu beseitigen. Der eingerissene Schlen­ 
drian soll endl ich ausgemerzt, die jugosla­ 
wischen Arbeiter entsprechend der wachsenden 
lndustrial isierung gleichsam "hochkapital l s t I­ 
schen" Arbeitsrhythmus kennenlernen. Aber was man 
bei uns auf "natür l iche" Art, durch den Terror 
der Maschine eher nebenbei erreicht, muB dort 
wegen der mangelnden Technik noch weitgehend 
durch auBeren Zwang durchgesetzt werden. Und in 
der Tat ist die "Arbeitsmoral" der jugoslawischen 
Ausgebeuteten fardas jugoslawische Kapital kaum 
ausreichend: ln den ersten sechs Monaten 1976 ist 
die Produktivitat um 1 ,5% zurackgegangen; tag- 
1 ich bleiben durchschnittlich rd. 220.000 der 
fanf Mill ionen Lohnabhangigen - nahezu 5% - dem 

"Arbeitsplatz fern". (NZZ v. 27. 11. 76) Nun darf 
also der "Arbeiterrat" - na tûr l ich im Namen der 
Arbeiter - dagegen vorgehen - ahnl ich wie in 

1 tal ien die offiziel len Gewerkschaften den "Ab­ 
sentismus" der dortigen Arbeiter bekampfen. Lohn­ 
raub und Arbeitshetze machen auch im jugosla­ 
wischen Kapital ismus steigende Ausbeutung aus - 
nur wird das hier als Sozialismus ausgegeben, 
der den Arbeitern ihre Realitat in einem Schein 
vernebeln soll. 

Unterstatzt wird dieser ganze Betrug der Bour­ 
geoisie sicher in gewisser Weise immer noch 
von der Fassade dieser auch hierzulande oft 
gepriesenen "Selbstverwaltung", dieser gleich­ 
sam institutional isierten Form des Stabil itats­ 
paktes oder - nach hiesigen Begriffen - der 
"konzertierten Aktion". Auch wenn sich im 
Laufe der Jahre far die grëBte Zahl der jugos­ 
lawischen Lohnabhangigen diese zwangsweise 
durchgefahrte Form der Klassenkollaboration als 
leeres Stroh erwiesen haben mag, so sind sie 
immer noch zu sehr in diesem materiellen Kon­ 
trollapparat und ideologischen Gestrapp ver­ 
fangen, als daB es nicht seine massive Wirkung 
bei der Verhinderung einer proletarischen Klas­ 
senbewegung haben warde. 

Unabhangig davon, wie bald ihr groBer Stratege 
das Zeitliche segnen wird, geht auch die jugos­ 
lawische Bourgeoisie harten Zeiten entgegen. Es 
g i 1 t auch hier, das "Vo 1 k" mehr ran zu nehmen. 
Allein mit ausgefeilten Polizeistaatsmethoden 
wie besonders in letzter Zeit laBt sich dieser 
ProzeB der so dringenden Klassenscheidung und 
des revolutionaren Kampfes gegen die jugos­ 
lawische Bourgeoisie glacklicherweise hëchstens 
verzëgern. Und auch durch die zachtung der na­ 
tionalen Rival itaten laBt sich dieser ProzeB 
nur verzëgern, nicht aber von der Welt schaffen. 

Die DDR 

Die DDR wird von der BRD-Bourgeoisie bekannt- 
1 ich mit stoischer Energie behandelt. Die Sehn­ 
sucht nach einer "deutschen Nation" schlagt un­ 
ter der sozial-1 iberalen Regierung nur andere, 
scheinbar süûe r e Tône an. "Wandel durch Annâhe­ 
rung" t r l t t an die Stelle der aggressiven Poli­ 
tik. Hier wie aberhaupt zeigt sich wieder deut- 
1 ich, daB die BRD-Bourgeoisie, ob nun von SPD/ 
FDP oder von CDU/CSU vertreten, auf einer ein­ 
zigen strategischen Linie 1 iegt und sich le- 
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diglich über die einzuschlagende Taktik "spal­ 
tet". Dies gilt auBen- wie innenpolitisch. Ob 
diese Demokraten in ihrer Schattierung von 
"sozial-demokratisch", "1 iberal", "christl ich" 
und gar "christlich-sozial" diesem Anspruch 
auf die "gesamte deutsche Nation" in naher 
Zukunft eine reale Chance zugestehen, ist dabei 
unwichtig, wichtig allein ist vielmehr, daB sie 
diese Perspektive so krampfhaft und mit allen 
Mitteln betonen und lebendig halten. Die Option 
ist in der Tat wichtig für das dahinterstehende 
Programm: sich naml ich auch in Zukunft die Er­ 
zielung eines eindeutigen Ubergewichtes in ganz 
Europa freizuhalten, um so wieder einmal den 
gordischen Knoten durchzuhauen, der wegen der 
praktisch gleichstarken "Partner" BRD, Frank­ 
reich und England die Entwicklung zur wirtschaft- 
1 ichen und politischen "Einheit" blockiert und 
langsam in Stagnation verkommen laBt. Zwar 
führt man jetzt noch immer eifrig die Friedens­ 
palmemit sich herum aber wie das BRD-Kapital 
in einer viel Jeicht gar nicht so fernen Zukunft 
reagieren wird, wenn es wegen der wachsenden 
wirtschaftl ichen Schwierigkeiten von ltal ien, 
England und Frankreich selbst in den Strudel 
des okonomischen Marasmus mit allen seinen po­ 
l itischen wie sozialen Konsequenzen gezogen zu 
werden droht, ist doch gar nicht klar auszu­ 
machen. 

Das Erstaunlichste dabei ist allerdings, daB 
auf der pol itischen Bühne nicht nur ausgemachte 
National isten und Faschisten mit diesem "Ever- 
green" 
gehen, 
schar 
glaubt 

einer "Heim-ins-Reich"-Bewegung hausieren 
sondern daB eine verwirrte Kleinbürger­ 
diese Parolen im Namen des Proletariats 
verbreiten zu konnen. "Für ein unabhan- 

giges, vereinigtes und sozial istisches Deutsch­ 
land" oder "Damit Deutschland den Deutschen ge­ 
hort" schallt es aus der sich zunehmend faschi­ 
stoid, eben nationalsozial istisch gebardenden 
maoistischen Ecke. Aber auch aile Trotzkisten 
reden von "revolutionarer Wiedervereinigung" 
als einer der Hauptforderungen des Klassen­ 
kampfes. Nationalismus und Patriotismus scheinen 
sich umgekehrt proportional zur faktischen Ent­ 
wicklung des Weltmarktes und der progressiven 
lnfragestellung des nationalen Rahmens zu ent­ 
wickeln. lm Zeitalter der Herausbildung der 
kapital istischen Nationen, die sich teilweise 
wie die deutsche unter strenger Abschirmung 
der eigenen Wirtschaft nach dem Motto "Seinen 
eigenen Kraften vertrauen" nur mühsam unter 
Aufbietung aller nationalen und entsprechend 
kleinbürgerl ichen patriotischen Energien ge- 
gen die damalige "Supermacht" England behaup­ 
ten und entwickeln konnten, galt unter Marxis­ 
ten al lgemein die Auffassung, daB die Prole­ 
tarier kein Vaterland zu verlieren und ent­ 
sprechend auch nicht zu verteidigen hatten, was 
auch konsequent in der Gründung der 1. lnterna­ 
t ionale seinen Ausdruck fand. Je mehr allerdings 
der Kapitalismus die "Nation" ais historisch 
Uberkommenes in Frage stellte und mit der 
Schaffung des Weltmarktes sich einen entspre­ 
chenden Rahmen setzte, wurden die proletari­ 
sche~ Parolen durch kleinbürgerliche ersetzt. 
Dies ist nur ein be i l âu f i q angeführtes lndiz 
für die nicht oft genug zu betonende Tatsache, 
daB mit der allgemeinen Konterrevolution in den 
letzten 50 Jahren ihre stal inistischen und 
sozialdemokratischen Protagonisten nicht nur 
jegl iche Organisation des Proletariats, son- 

dern auch jegl iche Theorie und Programmatik 
mit ihrem Blutbad und mit ihrem Terror zu 
vernichten suchten, was ja auch seine bezeich­ 
nenden Folgen hatte. 

Das sogenannte deutsche Volk war immer geteilt. 
Vor dem groBen industriellen Aufschwung in 
einen "national en" Fl ickenteppich und nach der 
Zwangseinigung mit "Blut und Schwert" unter Bis­ 
marck immer noch in Proletariat und Bourgeoi­ 
sie. Trotz der Nichteingliederung ësterreichs 
(ein Bestandtei 1 der "deutschen Nation"), stan­ 
den die zwei wesentl ichen Klassen der Gesell­ 
schaft seitdem nicht mehr vor einer nationalen, 
sondern vor einer internationalen Frage. Durch 
die Entwicklung des Kapitalismus wurden die na­ 
tionalen Grenzen zu eng. Darauf antwortete die 
Bourgeoisie mit imperial istischer Expansion, und 
das Proletariat mit der Behauptung seines Pro­ 
gramms der Weltrevolution. Die Teilung des deut­ 
schen Reiches nach 1945 war keineswegs die Folge 
der Niederlage in einem nationalen Befreiungs­ 
oder Vereinigungskrieg, sondern der Niederlage 
in einem imperial istischen Krieg. Die deutsche 
Teilung diente der Fesselung des deutschen lm­ 
perialismus durch seine siegreichen Konkurren­ 
ten. Die "nationale Frage" ist in Deutschland 
objektiv die ideologische Hülle für imperia- 
1 istische Bestrebungen. Sie hier im Namen der 
proletarischen Bewegung zu stellen hat eine aus­ 
gesprochene sozial-imperialistische Bedeutung, 
denn auf diesem Boden kann Jedigl ich eine Ver­ 
bindung der sozialen Bewegung des Proletariats 
mit der imperial istischen Politik der Bour­ 
geoisie stattfinden. Den maoistischen wie den 
trotzkistischen Gegnern kann man nur ins Stamm­ 
buch schreiben, daB auch das "deutsche" Prole­ 
tariat natürl ich immer in einer gespaltenen 
"Nation" Jebt, bis es seine eigene Diktatur 
errichtet hat: Die Ausweitung der Revolution 
in Europa wird sich nicht im Namen einer 
Wiederherstellung von Nationen vollziehen, son­ 
dern ais revolutionare Abschaffung der nationa­ 
Jen Grenzen, ais Ausweitung der Diktatur des 
internationalen Proletariats. 

Nach diesen Jangeren Vorbemerkungen kommen wir 
nun eigentlich zu unserem "Sonderfall" in den 
Wirtschaftsbeziehungen BRD/Ostblock. Wegen der 
angesprochenen eigenartigen, aber durchaus 
konsequenten Behandlung durch klein- wie groB­ 
bürgerl iche ldeologen erscheint die DDR nicht 
in der BRD-AuBenhandelsstatistik. Der Sonder­ 
status der DDR wurde sogar auf Drangen der BRD 
von der EG einst anerkannt, weswegen die Regeln 
der EG nicht für den "innerdeutschen Handel" 
gelten, also Lieferungen aus der DDR zollfrei und 
ohne Abschopfungen in die BRD gelangen. 

Diese Handelsvergünstigungen gegenüber der DDR 
haben bemerkenswerte Folgen für die Struktur 
des "innerdeutschen" Warenaustausches: Nicht 
zuletzt gerade diesen Sondergenehmigungen ist 
es zuzuschreiben, daB er dem eines Entwicklungs­ 
landes mehr gleicht ais dem einer hochindustria- 
1 isierten Wirtschaft, die die DDR - nur rund 
11% Beschaftigte im Agrarbereich - noch vor der 
CSSR im "Ostblock" ja darstellt. 

Die ihr gewahrten Handelspraferenzen nutzt die 
DDR nârnl i ch dazu, überwi egend Erzeugn i sse der Land­ 
w i rtschaft, der G runds toff- und der Konsumgü ter­ 
industrie in die BRD zu l l efer n ç wâhrend sievon 
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dort vor allem lnvestitionsgüter und Produkte 
der chemischen Industrie bezieht. DDR-Export­ 
produkte aus dem Bereich der Produktionsgü­ 
terindustrie, insbesondere Maschinen, bleiben 
dagegen - soweit sie nicht in die osteuropa­ 
ischen Lander ausgeführt werden müssen - den 
westl ichen Absatzmarkten vorbehalten, auf denen 
Devisenerlose zu weitaus ungünstigeren Bedin­ 
gungen als in der BRD zu erzielen sind, denn - 
laut Honnecker - kann die DDR mit 90% ihrer 
Produktion nicht auf den westl ichen Markten kon­ 
kurrieren (Spiegel 16/77, S. 24). Da diese An­ 
nomal ie in der Struktur des "innderdeutschen 
Handels" ein wesentlicher Grund für seine 
Wachstumsgrenzen und zugleich für die Verste­ 
tigung des Ungleichgewichts der Handelsbilanz 
darstellt, drangen die BRD-Kapitalisten seit 
langem auf "Strukturverbesserungen". "Maschinen 
gegen Eier, so Rohwedder (Staatssekretar im 
Bundeswirtschaftsministerium) konne auf Dauer 
keine Grundlage für die lntensivierung der 
Beziehungen bilden. Dies um so weniger, als 
die Bundesrepublik beim Aussuchen ihrer Lie­ 
feranten für Agrarprodukte und Textilien in 
zunehmendem MaBe die Dritte Welt berücksich­ 
tigen muB" (HB v. 9, 9, 76). 

Trotz vers chi edener Stagnat i onsphasen und Rück- 
sch l ~ge zeigte der Warenaustausch der BRD-DDR 
in den letzten Jahren einen eindeutigen auf­ 
warts gerichteten Trend. Noch 1950 hatte das 
Handelsvolumen nur 810 Mio. Verrechnungsein­ 
heiten (1 VE= 1 DM= 1 M) betragen gegenüber 
dem bisherigen Hohepunkt 1976 von rund 8 Mrd. 
VE. 

1976 entwickelte sich der "innerdeutsche Han­ 
del", dessen Wachstumsraten zwischen 1970 - 75 
j âhr l i ch im Durchschnitt 11% betrugen, wie 
folgt (in Mio. VE): 

1975 1976 
Veranderun­ 
gen gegenü­ 
ber Vorjahr 

Exporte in die DDR 4.028,2 
Importe aus der DDR 3.390,9 
(Bulletin Nr. 19/77, S. 130) 

4.469,9 
3.938,4 

+11,0;~ 
+ 16, 1 % 

Offensichtlich machte die DDR im Jahre 1976 
(und auch 1977) verstarkte Anstrengungen, 
ihre Exporte in die BRD zu steigern, wobei mit 
23% besonders stark die Lieferungen von ln­ 
vestitionsgütern zunahmen (DIW 9-10/77, S. 80) 
Zeigte der Warenaustausch zwar eine stetig 
expansive Entwicklung, so sind die BRD­ 
Kapital isten insgesamt doch eher unzufrieden. 
Eine klagende Stimme sol I hier beispielhaft 
angeführt werden. Unter der Schlagzeile "ln­ 
nerdeutscher Handel braucht neue Impulse", ver­ 
ô f f en t l ichte das "Handelsblatt" an l âû l ich der 
Leipziger Frühjahrsmesse 1976 einen Artikel, 
in dem es unter anderem heiBt: Nahme man die 
Entwicklung des Warenaustausches, dann kame 
"man sehr schnel I zu einem Ergebnis, das 
schl icht und einfach besagt, daB die Entwick­ 
lung des letzten Jahres, ja der letzten Jahre, 
nicht gerade günstig gewesen ist ... Knapp 
siebeneinhalb Mill iarden Umsatz konnen auch 
nicht annahernd als jene GroBenordnung ange­ 
sehen werden, die in Struktur und Umfang dem 
hohen Entwicklungsniveau der beiden Volkswirt­ 
schaften entspricht" (HB v. 4. 3, 76). ln der 

Tat schwankte der Anteil des Warenaustausches 
mit der DDR am gesamten AuBenhandel der BRD 
immer um 2% und lag 1975 ledigl ich bei 1,8% 
(Die Zeit v. 17.9, 76). 
Dabei hat der Handel mit der BRD für die DDR 
ein ungleich grëBeres Gewicht. 1974 war die 
BRD wiederum nach der UdSSR zweitwichtigster 
Handelsparter. Das Volumen des "innerdeutschen" 
Handels liegt über dem addierten Warenaustausch 
der DDR mit Hol land, England, der Schweiz und 
Frankreich. Zwar expandiert der Warenaustausch 
der DDR mit westl ichen lndustrielandern rascher 
als der Handel mit der BRD, doch vergrëBerte 
sich dessen Anteil am gesamten Handel der DDR 
mit anderen Staaten leicht von 9,2 (1973) auf 
9,4% 1974. ln den letzten Jahren hat auch 
die DDR durch einen stark expandierenden West­ 
handel zunehmende Handelsdefizite aufgehauft, 
die gegenüber der BRD z. Zt. rd. 2,3 Mrd. DM und 
gegenüber dem gesamten Westen rd. 10 Mrd. DM aus­ 
machen. Das bedeutet ganz eindeutig, daB die DDR 
unter starkem Exportzwang steht. Dies nicht nur 
im Handel mit der BRD, sondern in ihrem ge­ 
samten Westhandel, denn alles, was die DDR be­ 
zieht, sei es auch über die unterschiedl ichen 
Kredite, muB sie letzten Endes mit Lieferungen 
bezahlen. 

Auf der anderen Seite ist die DDR noch mehr als 
z. B. die CSSR durch "enge freundschaftl iche" 
Bindungen zu Lieferungen von hochwertigen ln­ 
dustriewaren an die UdSSR gebunden. Rund ein 
Viertel aller sowjetischen Importe von Maschi­ 
nen und Ausrüstungen stammen aus der DDR-Pro­ 
duktion. Besonders im Zusammenhang mit dem 1975 
vereinbarten "Freundschaftspakt DDR-UdSSR" wurde 
die DDR zu vermehrter Beteiligung an der sowje­ 
tischen lndustrial isierung gezwungen. Der An- 
te il der technisch hochentwickelten Produktion 
im Warenaustausch zwischen diesen zwei 11Bruder­ 
landern11 soll entsprechend von heute 25% bis 
1980 auf 35% ansteigen. Schon in wenigen Jahren 
sollen 2/3 der Exporte der DDR in die UdSSR auf 
Maschinen und Ausrüstungen fallen, wobei sich 
die DDR bei ihren Exporten in Richtung Osten be­ 
sonders stark in den Bereichen Waggonbau, Werk­ 
zeugmaschinen, Landmaschinen undSchiffbau spe­ 
zial isiert. Daneben soli en DDR-Lieferungen von 
Informations- u. Datenverarbeitungstechnik ,Büro­ 
maschinen, metallurgische Ausrüstungen, Êisen­ 
bahnkrane und andére Waren des Maschinenbaus so­ 
wie chemische Erzeugnisse in den nachsten Jahren 
verstarkt werden. 
lm Gegenzug importiert die DDR besonders Roh­ 
stoffe aus der UdSSR. Wegen des Bedarfs an noch 
starkeren Bezügen von Roh- und Brennstoffen muB 
sich die DDR darüber hinaus am Bau von Ferngas­ 
leitungen, an der Ausweitung der sowjetischen 
Kapaz l t ât en der ël industrie, der Walzblecher­ 
zeugung, der Eisenerzgewinnung, der Eisenle­ 
gierung, der Zel lulose- und Asbestindustrie 
beteil igen. Die DDR hat in diesen Bereichen 
breite Verpfl ichtungen für Anlagebau und an­ 
dere Lieferungen übernommen. Besonders eng soli 
künftig auch die Zusammenarbeit bei der gemein­ 
samen Errichtung von Produktionsbetrieben in 
beiden Staaten sein. 
DaB dabei die Vertreter des russischen Kapi­ 
tals ihr Rohstoffmonopol weidl ich ausnutzen, 
wird seit der mit der Erdolverteuerung verbun­ 
denen Praxis der UdSSR immer offensichtl icher. 
Seit 1975 werden z. B. die AuBenhandelspreise 
für wichtige Wirtschaftsgüter nicht mehr für 



is OstL\Jest-Hande 1 

5 Jahre festgesetzt, sondern laufend den Welt­ 
marktpreisen angepaBt. Der Effekt dieser Poli­ 
tik ist far die kaum verhallten Statthalter Mos­ 
kaus in der DDR keineswegs erfreul ich, denn far 
die DDR bedeutet dies, daB sie mengenmaBig zu­ 
nehmend mehr in die UdSSR l iefern fflUB, um gleich­ 
viel Rohstoffe zu erhalten. 

So gerat die DDR in eine keineswegs beneidens­ 
werte Zwickmühle: Um die Lieferverpfl ichtungen 
an den groBen Bruder termingerecht erfal len zu 
konnen, aber auch natarl ich um die eigene Wirt­ 
schaft weiter auf Vordermann zu bringen, be­ 
notigt man immer starkere Importe westl icher 
Technologie, far die man aber immer schwieriger 
etwas zum Austausch feil bieten kann.Produktivi­ 
tatssteigerung, erhëhte Arbeitseffektivitat und 
Materialersparnis sind deshalb die beherrschen­ 
den Schlagworte, die dem DDR-Proletariat alltag- 
1 ich aufmunternd zugerufen werden. Kein Wunder 
deshalb auch, daB die bessere Versorgung dieser 
Auszubeutenden - auf dem 8. Parteitag noch obers­ 
tes Gebot - auf dem im Mai 76 stattgefundenen 9. 
Parteitag nur noch an untergeordneter Stelle auf­ 
tauchte. Vorrang haben jetzt wieder ganz offen 
die lnvestitionen in der Industrie, und zwar vor 
al lem die Rationalisierungsinvestitionen. Auch 
hier also der "gesetzmaBig bevorzugte Ausbau 
der Schwerindustrie", der ja far diesen "rea- 
len Sozial ismus" so charakteristisch - wie far 
unseren Kapitalismus ist. Und was man mit 
Rational isierungsinvestitionen eigentl ich be­ 
zweckt, ist eben die altbekannte Steigerung der 
Ausbeutung. 

Uber die rein "technisch" bedingte Steigerung 
der Ausbeutung hinaus, vollzogen die Verfagungs­ 
berechtigten an den Produktionsmitteln der DDR 
eine einschneidende Reform der Entlohnung. 
Diese stille Einfahrung neuer Grundlohne unter­ 
streicht den Zwang zur Leistungssteigerung nach­ 
haltig. lm Kern wird folgendes erreicht: Die 
heutige Schwankungsbreite beim Grundlohnanteil 
reicht von 20 - 80% - in der Regel l iegt er um 
50%. Kanftig soll dieser Basislohn nach der 
Umstellung generell 70 - 90% ausmachen. Diese 
"Reform" - natürlich zur weiteren Verwirk- 
1 ichung der "sozial istischen Errungenschaften" - 
wird in ihren Wirkungen erst klar, wenn man 
weiB, daB der Grundlohn mit bis zu 20% be­ 
steuert wird. lm Endeffekt handelt es sich bei 
dieser Neuerung um eine nicht unbetrachtliche 
Steuererh6hung, denn die Leistungslohnanteile, 
die nur unter eine 5%ige Besteuerung fallen, 
werden kanftig nur noch zwischen 10 und 30% 
betragen. 

Neben dieser Steuererh6hung ergibt sich far 
das DDR-Kapital noch eine weitere positive 
Seite: Konnte man bisher durch eine "Uberer­ 
fallung'der Norm seinen Lohn nicht unbetracht­ 
lich·erh6hen, so bleibt hierfar angesichts des 
hoheren Grundlohnanteils und einer starkeren 
Klassifizierung des Arbeitsprozesses, die mit 
den neuen Grundl6hnen verbunden ist, nur noch 
wenig Spielraum abrig. Das wiederum bedeutet, 
daB es sich bei der Einfahrung neuer Grund­ 
lohne ,in Wirklichkeit auch um eine geschickt 
kaschierte Normerhëhung handelt. 

Steuer - und Akkorderhëhung bedeuten zu- 
sammen eine raffiniert getarnte Verscharfung 
der Ausbeutung der DDR-Lohnabhangigen. Die 
DDR-Bourgeoisie hat offensichtl ich aus den bis- 

herigen Erfahrungen gelernt. Aber daB sich die 
Wirkung beim eigenen Proletariat doch als das 
auswirken wird, was man da bezweckt, ist ja 
sonnenklar. Wer nach dieser "Reform" den gleichen 
Lohn mit nach Hause bringen will, muB ange- 
sichts der hoheren Besteuerung des gr6Ber ge­ 
wordenen Grundlohnantei ls erhebl ich mehr leisten. 

DaB insgesamt die Rechnung der starkeren Lie­ 
ferbindungen an den "Bruder" bei allgemein 
sich verschlechternder Wirtschaftslage nicht 
ganz aufgehen kann, zeigen auch interessante 
Hinweise auf einen noch leisen Protest gegen- 
aber den wachsenden Verpflichtungen, den Russen 
die Wirtschaft auszubauen. Denn steigender 
Exportzwang fordert verscharfte Ausbeutung, die 
sich in den "sozial istischen" Satel 1 iten als 
verscharfte sozial-pol itische Spannung nieder- 
s ch l âq t , Und auch fardas DDR-Kapital sind die 
reformistischen Mittel steigender LHhne und 
besserer Konsumversorgung zunehmend beschrankt 
und zeigen daraber hinaus auch nicht die Wirkung, 
die man sich bei den Erfindern dieses "Gulaschkom­ 
munismu~'versprach. Wachsender Widerstand wird 
selbst in der diszipl inierten DDR immer starker 
sichtbar. Und aber die lnnen- und AuBenpol itik 
scheint es innerhalb der Herrschenden durchaus 
zu starken Meinungsverschiedenheiten gekommen 
zu sein. lnnenpol itisch weiB man nicht so recht, 
wie man die beiden Seiten bargerl icher Herrschaft 
- staatliche "Wohlfahrt" und Gewalt - jeweils 
dosieren soll. Die Bourgeoisie ist auch in die­ 
sen Landern gespalten in diejenigen, die die Aus­ 
beutung mëgl ichst aushaltbar gestalten wollen und 
jenen, die um die zukanftige Beschrankheit der 
materiellen Zugestandnisse wissen und deshalb 
vorbeugend mit Gewalt den verangstigten Lohn­ 
abhangigen klar machen wollen, daB Widerstand nur 
blutige Kopfe provoziert. Aber insgesamt hat es 
auch die DDR-Bourgeoisie mit ihrem Proletariat 
weitaus schwieriger als die BRD-Bourgeoisie. 
Und daB da die relative Enge des materiellen Rah­ 
mens und die sklavische Unterwerfung unter die 
Gunst des groBen Bruders eine Rolle spielen, ist 
gewiR . Deutschland hat zwar als ganzes den Krieg 
verloren, dies allerdings mit dem Unterschied, 
daB die USA ein hochindustrial isiertes Land wa­ 
ren und keinen Vasallen ais Maschinenl ieferanten 
brauchten, wahrend der sich allmahl ich imperia- 
1 istisch erweiternde russische "Sozialismus" vor 
al lem nach der riesigen Zerst6rung nach Produk­ 
tionsmitteln gierte, nicht zuletzt, um in dem 
Ringen der zwei kapital istischen Supermachte aber­ 
haupt bestehen zu konnen. 

Gabes zwar auch in der DDR schon e1n1ge spek- 
ta ku 1 are Protes te gegen di eses "b rüde r 1 i che'' 
Aussaugen durch die UdSSR, so meldet wohl in l e t a­ 
ter Zeit zumindest ein Teil der DDR-Bourgeoisie 
auch auBenpol itisch immer deutlicher ihre Bedenken 
an. So wandte sich ein Aufsatz in der DDR-Zeit­ 
schrift "Deutsche AuBenpol itik" v. 0kt. 1976 qe­ 
gen eine noch starkere Ausweitung des RGW-An­ 
teils am AuBenhandel der DDR. Die Vertiefung 
der Wirtschaftsbeziehungen zwischen den Lan- 
dern masse sich nicht gleichermaBen im Anteil 
des qeqenseitigen Warenaustausches am GesamtauBen­ 
handel niederschlagen. Es sei auch falsch, daB ins­ 
besondere die wachsende Zusammenarbeit in Produk­ 
tionsvorbereitung und Produktion zwangslaufig 
zu einem standig einseitigen Anwachsen des An­ 
teils der gegenseitigen Wirtschaftsbeziehungen am 
Gesamthandel der RGW-Lander fahren masse. Eine 
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solche These würde nach Ansicht der Zeitschrift 
auf die Begründung einer regionalen Autarkie und 
die Diskriminierung von Drittlandern hinauslau­ 
fen. Vorsichtshalber unterstrich das dem DDR- 
AuBenministerium ~ahestehende Blatt je- 
doch, daB der RGW-Handel "im lnteresse einer 
planmaBigen wirtschaftl ichen Entwicklung" auch 
weiterhin "solide Grundlage" des DDR-AuBenhan­ 
dels bleiben werde. 

Und Vorsicht ist auch geboten, denn bislang gin­ 
gen die Sowjets gegen diese Art "nationaler" Tone 
stets rigoros vor. 
Dies zumal bei der DDR, denn auf dieses Land wirkt 
die okonomische Saugkraft der BRD unvergleich- 
1 ich starker ais auf irgendein anderes. An dieser 
Stelle müBte die Frage der deutschen Teilung/ 
Wiedervereinigung, auf die wir oben kurz eingin­ 
gen, nunmehr unter genauer Berücksichtigung der 
Entwicklung der DDR-Wirtschaft wiederaufgegriffen 
und theoret i sch vert i eft werden. lm "Drang nach 
Osten - Drang nach Westen" bi ldet dies aber einen 
besonderen Aspekt, der zugleich wohl der brisan­ 
teste ist. lhn hier gebührend zu untersuchen 
würde allerdings den Rahmen dieses Aufsatzes 
sprengen, weshalb wir in einer der nachsten Num­ 
mern dieser Zeitschrift gesondert darauf zurück­ 
kommen werden. Nach den bisherigen Ausführungen 
wird aber dem Leser ein wesentl icher Punkt klar 
geworpen sein: Der Versuch, die DDR wirtschaft- 
1 ich von der BRD zu verselbstandigen und in 
einen auf okonomischen GesetzmaBigkeiten be­ 
ruhenden Verbund mit der Sowjetunion zu bringen, 
konnte trotz aller pol itischen·und wirtschafts­ 
pol itischen Bemühungen nicht gel ingen. lm Ge­ 
gentei J, die vom okonomischen Determinismus er­ 
zwungene lntegration des Ostblocks in den Welt­ 
markt (bzw. der Drang des Westens nach Osten) 
verstarkt die Tendenz zur wirtschaftlichen Ver­ 
flechtung der DDR mit der BRD, was vor dem Hin­ 
tergrund der gegebenen pol itischen und mil i­ 
tarischen Konstellation eine·Masse Zündstoff 
für soziale und politische Konflikte 1 iefert. 

Der DDR-Bourgeoisie stehen durchaus harte Zei­ 
ten bevor. Wenn wir uns auf den sozialen As- 
pekt beschranken, so ist zunachst festzustellen, 
daB sie in den nachsten Jahren ihr Proletariat 
- natürlich zum hoheren Ruhm des "Aufbaus 

des Sozial ismus", immer s t ârke r wird rannehmen 
müssen. Eine teilweise Entscharfung der brisan­ 
ten Lage durch verstarkten Konsum wird - so 
ungenügend er schon in den letzten Jahren war - 
in Zukunft kaum mehr mogl ich sein. Und das an­ 
gesichts wachsender sozialer Spannungen, die 
sich jetzt - nach den Bemühungen um eine bessere 
Versorgung - auch in der DDR allenthalben breit 
machen, zwar nicht in Arbeiteraufstanden wie 
in Polen, sondern in einer standigen Sehnsucht 
nach dem jetzt krisenbedingt kaum mehr "golde­ 
nen" Westen sowie in einer Arbeitsunlust, de­ 
ren AusmaB an der alles durchdringenden Pro­ 
duktivit5tshetze zu erkennen ist. 

Angesicht dieser Gesamtlage wird selbst die 
ausgemachteste "Kompradorenbourgeoisie" von 
inneren Krisen erschüttert und vom "nationalen 
Vl rus" heimgesucht. Zwar kônnen die Sowjets 
mit ihren Panzern die Aufrechterhaltung der 
pol itischen Lage in der DDR immer noch mil i­ 
tarisch erzwingen, aber eine Jangerfristige 
Perspektive ist damit kaum zu erreichen. Nach 
alter Erfahrung der Herrschenden kann man mit 
Bajonetten zwar zeitweise alles erreichen - 

aber nicht lange auf ihnen sitzen. Reine Gewalt, 
das wissen auch die Praktiker der Durchsetzung 
der kapitalistischen Gesetze, braucht mehr 
als zwangsweise Zustimmung. Erst die inner Uber­ 
zeugung und offene, gleichsam automatisch sich 
ergebende Bejahung des Ausbeutersystems durch 
die Ausgebeuteten schafft jene durch wachsen- 
de Arbe i t sp r oduk t i v l t â t und "freudig" allein 
der Kapital istenlogik nach optima 1er Kapital­ 
verwertung verpfl ichtete "Volksgemeinschafts­ 
stimmung", die die Weltmeister der Ausbeutung 
im "Westblock" - wie die USA, die BRD, die 
Schweiz und Japan - so einzigartig in der Ver­ 
gangenheit auszeichnete. Wenn aber eins durch 
den okonomischen Schock der Jetzten Welt­ 
wirtschaftskrise die politisch-soziale Szene 
verandert hat, dann ist es die praktische ln­ 
fragestellung dieses für das Kapital so pro­ 
fittrachtige Modell eines reformistisch-so­ 
zialpartnerschaftl ichen "Wohlfahrtsstaates". 
Er wird zwar auch weiterhin sein Unwesen trei­ 
ben und die Kopfe der Ausgebeuteten verwirren, 
aber die Bourgeoisie muB dank der sich krisen­ 
bedingt verscharfenden internationalen Wirt­ 
schaftskriege auch in diesen Landern immer mehr 
zu offeneren Formen der Ausbeutung und Unter­ 
drückung übergehen. Was das für den kaum ahn- 
1 ich diszipl inierten "asti ichen" Kapital ismus 
und nicht zuletzt für die in brennenden Wider­ 
sprüchen verstrickte DDR bedeutet, ist kaum abzu­ 
sehen, vor al lem, wenn dem dortigen Proletariat 
wegen wachsender Krisensymptome das westl iche 
"Paradies" , an das es sich wie an eine Erlo­ 
sungshoffnung bisher glaubte klammern zu kon­ 
nen, endl ich ais Scheinalternative genommen wird, 
denn dieses "Paradies" ist auch die Zielvorstel­ 
lung aller reformerischen Versuche der Bourgeoi­ 
sie des Ostblocks. Auch in der DDR werden sich 
dann nicht mehr "linke" Philosophen, Schrift­ 
steller und Liedermacher allein ais die eigent- 
1 ichen Sachwalter des dortigen Proletariats auf­ 
spielen konnen. 

Die lntegrierung Ru61ands in den kapitalis­ 
tischen Weltmarkt 

Zum tieferen Verstandnis der knappen Daten sind 
noch grundsatzlichere Betrachtungen zum Ost­ 
West-Problem notig. 
Die deutsche Wirtschaft drangte nicht zufall ig 
seit den ersten Anzeichen des Endes eines pro­ 
blemlosen, expansiven Wirtschaftswachstums ver­ 
starkt auf die Markte des Ostens. Uber Aspekte 
einer reinen konjunkturbelebenden Exportpolitik 
hinaus müssen diese, vor al lem von den Sozial­ 
demokraten angestrengten Bemühungen unter dem 
Anzeicheneiner "neuen" Ostpolitik auf der Linie 
der traditionellen deutschen Macht- und Expan­ 
sionspol itik gesehen werden. Der zentale Ge­ 
burtsfehler des "Spâ t en tw l ck l e r-s " Deutschland 
war und ist die schwache Verankerung im Welt­ 
markt über informel le wie formelle EinfluB- 
mogl ichkeiten in Form von Kolonien, oder aktuel­ 
ler von im Ausland investierten Kapital ien. Auf 
immer kleineren nationalen Raum drangten sich 
immer konzentriertere Produktivkrafte, die vor 
al lem über einen verstarkten Warenexport sich 
Luft verschaffen muBten. Das stellte auch so­ 
Jange kein Problem dar, ais ein internationaler 
Wirtschaftsboom den Absatz recht ungehindert re- 
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gelte. Sobald aber der Widerspruch zwischen 
Produktions- und Konsummogl ichkeiten sich zu­ 
erst national, dann auch international in ver­ 
scharften Wirtschaftskrisen auswirkte, wurden 
die stets vorhandenen protektionistischen Ten­ 
denzen zusehends manifester und drohten der 
deutschen Industrie den Export ihrer Waren zu 
verwehren. Jeder AuBenmarkt ist ja in erster 
Linie Binnenmarkt für das dortige Kapital, und 
wenn es hart auf hart geht, verflüchtigen sich 
die schonen Theorien schnell zu ldeologien, und 
durch die handfesten lnteressen der lndustrie­ 
lander reduziert sich die internationale Wirt­ 
schaft auf einen reinen "Merkantilismus". 

So war vor al lem die Lage in der Weltwirtschafts­ 
krise 1929-32, in der die verschuldete, von ihren 
Konkurrenten nach der Kriegsniederlage kontrol- 
1 ierte deutsche Industrie mit ihren hochgezüch­ 
teten Produktivkraften plotzl ich in einem zu­ 
sammenbrechenden Weltmarkt vor den ~errammelten 
Toren der meisten Staaten ihre eigene Warenmenge 
nicht mehr losschlagen konnte. Der Zwang zum Ex­ 
port bedingte notgedrungen eine verstarkte Aus­ 
beutung des eigenen Proletariats, denn man konnte 
nicht wie die europaischen Koloniallander und die 
ihren lmperialismus mit Moralsprüchen und an­ 
derem Freiheitszauber beschonigenden USA auf aus­ 
landische Moglichkeiten zurückgreifen, um sich 
durch Abschottung dieses eroberten Gebietes re- 
l at i v güns tige Rohstoffbezugsque 11 en und Absatz 
markte auch unter Krisenbedingungen zu erhalten. 
Zumindest gewann das Kapital in Frankreich, 
England und den USA den notigen Spielraum, um 
eine Massenradikalisierung wie in Deutschland zu 
verhindern. Auch wenn damals die deutschen Lohn­ 
abhangigen keine revolutionare Bedrohung für das 
deutsche Kapital bedeuteten, so stellten sie 
doch einen bedrohlichen Faktor dar, der die unter 
dem Zwang der Kostengünstigkeit stehende Indus·· 
trie hart in Bedrangnis bringen konnte. Ange­ 
sichts des Zusammenbruchs des Weltmarktes unter 
der Bildung von autarken "GroBwirtschaftsraumen" 
seitens der wichtigsten Konkurrenten wurde das 
deutsche Kapital gezwungen, rigorose Formen der 
"Mas senbefr i edung" un ter dem Ze i chen der fa sch i s­ 
t i schen "Volksgemeinschaft" zu finden, um unter 
der Pol itik einer relativen Autarkie und AuBen­ 
handelskontrol le die Konkurrenzfahigkeit vor 
allem gegen die angelsachsischen Gegner auf 
dem Weltmarkt zu starken. Als traditioneller 
Expansionsraum diente dabei im Hinblick auf 
die "besetzte" Welt in erster Linie der Süd­ 
osten und Osten Europas. Hier ergab sich für 
das deutsche Kapital die einzige Spalte in der 
imperial istisch von der Konkurrenz beherrschten 
Welt. ln der zweimal igen imperial istischen Katas­ 
trophe der Weltkriege nahm dieser Zwang der deut­ 
schèn Expansion seinen Lauf. Hier versuchte das 
deutsche Kapital mit Brachialgewalt die notigen 
Rohstoffquellen und Absatzmarkte für seinen Kampf 
gegen die westl iche, vor al lem angelsachsische 
Konkurrenz zu finden. 

Die Geschichte fiel bekanntl ich anders aus. ln 
beiden Teilen "Restdeutschlands" liegt die Bour­ 
geoisie ihren "Befreiern" vor den FüBen und 
feiert sie lauthals ais Freunde. 
Die heutige Lage kann natürl ich nicht einfach 
mit der früheren gleichgesetzt werden, aber 
nur wenn man in der Vergangenheit blattert, las­ 
sen sich Probleme der Gegenwart und künftige 
Entwicklungen abschatzen. Sichtbar fallen in 

letzter Zeit in die Freundschaften einige Wer­ 
mutstropfen, denn die lnteressen der groBen 
"Brüder" stoBen sich zusehends mit den lnter­ 
essen ihrer "Schütz! inge". Die pol itische At­ 
rnos phâr e wird wieder eisiger, und die Bour­ 
geo1s1e in ailer Welt schnallt sich angesichts 
bevorstehender internationaler Stürme die 
Kinnriemen fester. Die laxen Zeiten der "Ent­ 
spannung" und der "friedl ichen Koexistenz" 
sind vorbei. 

Die BRD-Wirtschaft droht in dieser inter­ 
nationalen Entwicklung trotz scheinbarer Soli- 
d itat auch in der Weltwirtschaftskrise wieder 
in die Mangel eines verstarkten Protektionismus 
zu geraten. Zwar versuchte man in den letzten 
Jahren eifrig die im Warenexport erwirtschafte­ 
ten Devisen zur Sicherung der schwachen Veran­ 
kerung im Weltmarkt durch einen forcierten Ka­ 
pitalexport einzusetzen, aber trotzdem ist nicht 
zu übersehen, daB die kleine BRD mit ihren 
dichtgedrangten Produktivkraften bei der sich 
daraus ergebenden Exportabhangigkeit eine zen­ 
trale Achillesferse besitzt, die das auBerlich 
so saturierte "Model I Deutschland" über kurz 
oder lang in einem Strudel nationaler wie inter­ 
nationaler Friktionen zu zertrümmern droht. Hin­ 
sichtl ich dieser Visionen befallt die deutsche 
Bourgeoisie eine geradezu hysterische Europabe­ 
sessenheit, die aber im Verlauf der konkreten 
Einigung der "künftigen Weltmacht" immer k l âq- 
1 icher wird. Mit seiner Ausstrahlung ins Mittel­ 
meer und nach Afrika war Europa ohnehin stets 
die Alternative zur als "ultima ratio" ge­ 
dachten Ostexpansion. Nachdem die Perspektive 
einer Ersatznation in einem vereinten Europa in 
standig neuen Schwierigkeiten zu ersticken droh­ 
te, verstarkte man nicht ohne Bedacht seinen neu­ 
erl ichen "Drang nach Osten". Hier fühlt man sich 
des BRD-Kapitals offensichtl ich auch weitaus 
sicherer, und hier kennt man sich aus. 

Die beiden Eisen im imperialistischen Feuer der 
deutschen Industrie haben dabei ihre folgen­ 
schwere Verknüpfung. Die Stagnation in der euro­ 
pâ i s chen "Vereinigung" hat nicht zuletzt ihre Ur­ 
sache in dem relativen Gleichgewicht ihrer wich­ 
tigsten Protagonisten. Deutschland ist nur der 
"primus inter pares" in Europa, zu schwach um 
gegenüber Frankreich, England und auch Italien 
seine Linie durchsetzen zu konnen. Wie stets in 
der Geschichte ist auch hier die Machtfrage das 
Ausschlaggebende, und da paralysieren sich die 
Krafte nicht zuletzt eben wegen dieses relativen 
Gleichgewichts. 

Vollig anders sahe die Lage nach einer "Wieder­ 
vereinigung" für das deutsche Kapital aus. Mit 
einem Streich lieBe sich dann das Ubergewicht 
gewinnen, das dem deutschen Kapital die notige 
Durchschlagkraft für eine Koordinierung der 
Krafte unter seinen Vorzeichen in Europa geben 
würde, und wie bereits bemerkt wirkt der wirt­ 
schaftl iche Determinismus in der DDR in die- 
sel be Richtung. Voraussetzung dafür ist aller­ 
dings eine Machtkonstellation, die es RuBland ge­ 
raten l âût , auf ihr "Faustpfand" DDR zugunsten 
eines wie auch immer gearteten Arrangements mit 
dem deutschen Kapital zu verzichten. 

Und das ist keineswegs so unwahrscheinl ich, wie 
es heute noch kl ingen mag, denn RuBland hat auf 
seinem Weg der Entwicklung des "Kapital ismus in 
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einem Land" einen Punkt erreicht, an dem einer­ 
seits eine offensivere Weltmarktorientierung sich 
immer starker bemerkbar macht, aber andererseits 
die Unterentwicklung der eigenen Produktivkrafte 
im Verhaltnis zum wichtigsten Gegener, den USA, 
sich mit der Zeit als chronisch herauszustel len 
droht. 

weigerte sich in seinem "nationalen Weg zum 
Sozial ismus1

' in einem halsbrecherischem Balance­ 
akt, die RGW-Spezialisierung des Agrarlandes zu 
abernehmen, die das russische Kapital der dor­ 
tigen Bourgeoisie anfangs aufzwingen wollte. 

ln diesem autarken "GroBwirtschaftsraum" for- 
cierte RuBland die Entwicklung seiner Produk- 

Nach der stalinistischen Konterrevolution auf t i vkr âf t e besonders durch eine rigorose Aus.- 
die Perspektive der nationalen kapital istischen richtung der Handelsstrome der beiden halbwegs 
Entwicklung verwiesen, praktizierte RuBland in den industrial isierten Lander, naml ich der DDR und 
ersten Jahrzehnten genaudas, wozu vor ihm ohnehin der CSSR, auf die eigenen Bedarfnisse. Das Bei- 
stets Spatentwickler gezwungen waren. Es absol- spiel der CSSR ist frappant: Der Anteil des 
vierte seine "u r sp r llnq l iche Akkumulation'1 bei AuBenhandels der CSSR mit den wirtschaftl ich 
rigoroser Ausbeutung der Lohnabhangigen, wobei entwickelten kapital istischen Landern, der noch 
letztere erst im gewaltigen sozialen ProzeB der 1948 bei der Einfuhr 47,3% und bei der Ausfuhr 
lndustrialisierung ihre neue "doppelte" Unab- 43,9% betrug, sank zugunsten der unterentwickel- 
hânq i qke i t , nâm l ich Unabhânq l qke l t von den Pro- ten "sozial istischen" Staaten auf 14,9% bzw. 
duktivkraften wie von auBerokonomischen Bindungen 14,7% im Jahre 1953. Diese erzwungene lnte­ 
fanden. Angesichts allgemeiner imperialistischer gration der CSSR in die "sozialistische Staaten- 
Bedrohung durch das entwickelte Kapital, wie der gemeinschaft" führ t e zwanqs l âuf i q zu schar- 
konkreten faschistischen Expansion, bl ieb hierbei fen Spannungen in der gesamten sozialen Struk­ 
dem russischen Kapital keine MuBe. Nichts durfte tur, denn ein industriel] entwickeltes Land wur­ 
dem Zufall aberlassen werden, am wenigsten konnte de in untergeordneter Stellung in einen Verbund 
man es sich leisten, den lndustrial isierungspro- mit Landerngezwungen, die weitgehend noch in 
zeB von den Launen individuel 1er Kapitalisten ab- der Phase der vorindustriellen Agrargesellschaft 
hangig zu machen - abgesehen davon, daB diese steckten, oder wie RuBland mitten in der ursprang- 
Spezies der Bourgeoisie in RuBland vor der so- 1 ichen Akkumulation des Kapitals. 
zial istischen Revolution schon zur Genage ihre 
Schwache bewiesen hatte und ein GroBteil von ihnen 
von dem revolutionaren Klassenterror der Bolsche­ 
wiki verjagt worden war. 
Der Staat muBte vielmehr diese Aufgabe der Akku­ 
mulation und lnvestition abernehmen. Er muBte 
versuchen, die anarchischen Reibungsverluste des 
Marktes auf einMinimum zu reduzieren und sozial­ 
pol itisch eine kontinuierl iche Zufuhr der Ware 
Arbeitskraft unter Niedriglëhnen zu garantieren. 
Nach auBen war wie stets ein merkantil istischer 
Schutz der noch schwachen Produktivkrafte gegen 
die aggressiven etabl ierten Kapitalzentren notig, 
was eine weitgehende Abkapselung der russischen 
Wirtschaft vom imperialistischen Weltmarkt be­ 
deutete. "Verstaatl ichung", "Planwirtschaft" 
und "AuBenhande 1 skont ro 11 e", di ese sche i nba ren 
sozial istischen Gatesiegel, haben hier ihre ma­ 
teriel len Ursachen. Dies mit der rigorosen ln­ 
tegrierung der Ware Arbeitskraft in den kapita- 
1 istischen Staat garniert, ergibt den nicht nur 
in RuB 1 and anzu t reffenden Typu s der "u rs p rang- 
1 ichen Akkumulation" im imperial istisch-faschis­ 
tischen Zeitalter. 

Der Molotowplan als Vorlaufer dieses RGW war die 
Antwort RuBlands auf den von den USA lancierten 
Marshallplan, mit dem der Hauptsieger des 11. 
Weltkrieges die Expansion des schwachen ehema- 
1 igen"Waffenbruders" in einem Kapitalstrom zu er­ 
sticken versuchte. Die Russen konnten aufgrund 
der Kriegsschaden im eigenen Land und der be­ 
stehenden Kapitalknappheit nichts ahnl iches wie 
die USA bieten. Durch ihren Gegenzug gelang es 
dem russischen Kapital aber relativ schnell, die 
Handelsbeziehungen des Westens mit den jungen 
"Volksdemokratien" auf ein Minimum zu drosseln 
und so die Polarisierung der auBenwirtschaft- 
1 ichen Beziehungen der Satell iten auf die Nach­ 
frage und das Angebot RuBlands zu reduzieren. 

Ohne auf diese Aspekte naher eingehen zu konnen, 
soll hier nur festgehalten werden: Unter dem 
scheinbar so roten Banner des stark angeschlage­ 
nen und sich entwickelnden russischen Kapitalis­ 
mus wurde unter dem Schlagwort des "proletari­ 
schen lnternationàl ismus11 ein lmperial ismus be­ 
trieben, der entsprechend der eigenen wirtschaft- 
1 ichen Schwache sich vor al lem auf seine Militar- 

Durch den 11. Weltkrieg weitgehend zerstort, macht statzen muBte. Maximale Ausbeutung in RuB- 
einer Weltmacht mit Atommonopol ausgeliefert, land und po l l t l s ch-m l l l t âr i s che Bindung der "Bru- 
zwang das "Vaterland aller Werktatigen" die durch de r l ânde r " im Sinne der russischen wirtschaft­ 
die Rote Armee befreiten Lander, in denen die Rus- lichen Erfordernisse brachte jene w l der s prüch­ 
sen ihre Quislinge etablierten, zu "Wassertragern" liche Dynamik hervor, die dieses "sozialistische 
des ausgebluteten "Sowjetreiches" zu werden. Nicht Staatensystem" heute noch kennzeichnen. 
wirtschaftl iche, finanzielle Abhangigkeit bi lde- 
te die Basis dieses russischem lmperial ismus, Ziel all dieser Bemahungen des russischen Kapi- 
sondern im Vordergrund stand anfangs ausschl ieB- tals war und ist die maximale Entwicklung der 
1 ich die mil itarische Macht, die mit der Zeit le- Produktvikrafte. Damit geht eine Zuspitzung der 
digl ich pol itisch-ideologisch ein wenig kaschiert inneren Widersprache einher, doch tendenziell 
wurd~. Aufgrund dieser fundamentalen Schwache die- muBten entsprechend dem erreichten Entwicklungs­ 
ses"lmperial ismus ohne Geld" ergibt sich bis heuteniveau diese Pr odu kt i vk r-â f t e auf den Weltmarkt 
als vorrangiges Mittel der russischen Dominanz drangen. 
die Waffenprasenz. Zielstrebig wurden die er­ 
oberten "Satel 1 iten" im "Rat far gegenseitige 
Wirtschaftshilfe" (RG\.J) auf die Belange der ln­ 
dustrieentwicklung RuB1ands ausgerichtet. Nur 
China, Jugoslawien und Albanien machten sich von 
dieser Lieferverpflichtung frei, und Rumanien 

Andererseits erzeugte diese Ausbeutung der er­ 
oberten Gebiete schwere soziale Spannungen un­ 
ter den Lohnabhangigen, die in verschiedenen 
Erhebungen sporadisch ausbrachen. Als Statt­ 
halter russischer lnteressen preBten die Kom- 

---" 
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pradorenbourgeoisien aus ihrem Proletariat das 
letzte heraus, was dieses schl ieBl ich auf die 
StraBe gegen ihre stal inistischen Ausbeuter 
trieb. 
Auch wenn sich bis heute einige Aspekte gean­ 
dert haben, so bleibt diese Grundsituation 
doch aktuel 1. RuBland bezieht immer noch 75% 
seines Bedarfs an lnvestitionsmitteln aus den 
RGW-Staaten, wobei letztere rund die Halfte ih­ 
res gesamten Exports von Maschinen und Anlagen 
nach RuBland abliefern. Nicht durch finan­ 
zielle oder wirtschaftl iche Durchdringung 
nach Art der entwickelten Kapitale gelangt 
somit das "sozialistische Vaterland" zu 
seiner imperialistischen EinfluBzone, sondern 
vor al lem durch die pol itisch-mil itarische 
Prasenz - gepaart mit einer fast vollkommenen 
Abhang i gke i t der "Brude r 1 ânde r" i m AuBenhande l 
von di eser "soz i a 1 i st i schen" GroBmacht. Die 
Satelliten beziehen die notwendigen Rohstoffe 
aus RuBland und 1 iefern dorthin ihre lndustrie­ 
waren, die aufgrund der Qualitatsmangel (deren 
Behebung infolge der relativen Rückstandigkeit 
des Abnehmers nicht erforderl ich ist) auf dem 
Weltmarkt kaum abzusetzen waren. 

lnsgesamt bietet somit der "Ostblock" eine 
seltsame Situation. Wahrend intern die Handels­ 
strôme zwischen RuBland und den Satelliten vor­ 
wiegend ein Austausch zwischen Rohstoffen und 
lndustriewaren ist, sieht die Handelsstruktur 
mit dem Westen genau umgekehrt aus. Dorthin 
exportieren die nicht-russischen RGW-Lander 
hauptsachl ich Rohstoffe und Agrarprodukte, 
wahrend sie lnvestitionsgüter b~ziehen. 

ln der Klemme zwischen den Lieferverpflichtun­ 
gen gegenüber dem groBen "Bruder" und den ei­ 
genen Belangen der Produktivkraftentwicklung, 
die im wesentlichen nur mit Hi Ife von West- 
1 ieferungen ohne groBe Verzogerung bewerk- 
stell igt werden kann, geraten diese Lander in 
einen immer starkeren Exportzwang, aus dem es 
für die Bourgeoisie nur den Ausweg verstarkter 
Ausbeutung gibt. Die jüngsten sozialen Span­ 
nungen in fast allen Landern des Ostblocks 
sind Resultat dieser engen "Freundschaft" der 
Satel 1 iten zu ihrer "Schutzmacht". Sich ar t l - 
kul ierende Widerstande seitens nationaler 
Bourgeoisfraktionen gegen diese Ausbeutungs­ 
praktiken der Russen, die den materiellen Spiel­ 
raum der Befriedung stets soweit einengen, daB 
soziale Ausbrüche wahrscheinlich werden und 
Jangfristig eine tiefe ldentifizierung der 
Lohnabhangigen mit ihrem Ausbeuterstaat· ver­ 
hindern, wurden schnel 1 im Keim erstickt. Die 
letzte spekt aku l âr e Aktion war die "Befreiung" 
der CSSR von der "Konterrevolution". Diese 
Vertreter mehr oder weniger betonter Abrück­ 
tendenzen vom russischen Kapital sehen nur 
allzu klar, daB diese Unterwerfung ihrer Wirt­ 
schaften unter den kapitalhungrigen russischen 
Staat nicht nur die sozialen Spannungen immer 
akuter werden laBt, sondern auch der eigenen 
Produktivkraftentwicklung ernsthaft im Wege 
steht • . 
Die Bedenken dieser "Dissidenten" über die 
Abhangigkeit vom russischen Kapitalismus 
und über dessen Zukunft selbst sind sicher 
berechtigt:Okonomisch erweisen sich die 
Steuerungsmechanismen der "ursprüngl ichen 
Akkumulation" für den heu t l qen' entwickelte- 

ren Grad des ostl ichen Kapitalismus immer 
weniger ais stimulierend für die Wirtschafts­ 
entwicklung. Die Praktiken der rigorosen Zu­ 
sammenfassung aller Potenzen unter die ge­ 
sellschaftl iche Kraft des absoluten, total ita­ 
ren Staates stoBen im MaBe der Entwicklung im­ 
mer starker an ihre Grenzen. Mit der Entfal­ 
tung der Produktivkrafte in RuBland werden die 
anarchischen Krafte des Kapital ismus zusehends 
manifester, und der Anspruch einer umfassenden 
Kontrolle der Wirtschaft entlarvt sich immer 
offener ais Bluff. Mit fortschreitender Wirt­ 
schaftsentwicklung erwies sich der Total ita­ 
rismus, der den Bedingungen der ursprüngl ichen 
Akkumulation, bzw. des Wiederaufbaus nach 
dem Kriege entsprach, standig mehr als Hemm­ 
schuh der lndustrial isierung und wurde zu einer 
Fesse! der Produktivkrafte. Hier setzen in 
der Nach-Stalin-Ara die bekannten Reformdis­ 
kussionen unter dem Motto "Markt oder Plan" 
ein, die mit der Einführung des "Neuen oko­ 
nomischen Systems der Planung und Leitung (NOS)" 
1963 in der DDR und im "Neuen System der Pla­ 
nung und okonomischen Stimulierung" 1965 
in RuBJand ihre konkreten Ergebnisse brachten. 
Die spezifisch kapital istische Rational itat, der­ 
zufolge nur das "nutzbringend" sein kann, was 
auch für den Einzelbetrieb "nützl ich" ist, wurde 
mit der Festsetzung des Profits ais wichtigster 
betrieblicher Kennziffer hier praktisch umgesetzt. 

Das Proletariat des Ostblocks zeigt in diesem Pro­ 
zeB des allmahlichen Ubergangs von einer mehr ex­ 
tensiven zur verstarkt intensiv betriebenen Aus­ 
beutung sein eigenes Gewicht. Ganz im Sinne der 
kapitalistischen Logik, derzufolge das Wachstum 
der Schwerindustrie gegenüber d~r Konsumindustrie 
den Vorrang hat, Jeiden die Lohnabhangigen an 
einer weitgehenden Unterversorgung, die sozial­ 
politisch in latente Unruhen umschlagt und im 
ArbeitsprozeB als verbreitete Arbeitsunlust sich 
auswirkt. St ând l qe r Appel! an die "Werktatigen" 
ist nôtig. um die im Verhaltnis zum Weltmarkt­ 
niveau geringe Arbeitsproduktivitat zu steigern. 
DaB in diesem ProzeB der Antreiberei die Staats­ 
gewerkschaften ganz vorne an agieren, entlarvt 
ihren Charakter zur Genüge. Sie stehen nicht in 
der Tradition autonomer Kampfverbande zur Ver­ 
besserung der unmittelbaren Lebensbedingungen 
des Proletariats, sondern fungieren im Gegen- 
teil als eiserne Klammer, die jegliche okono­ 
mische Kampfe des Proletariats um Lohn und Ar­ 
beitszeit von vornherein unterbinden und das va­ 
riable Kapital allein den Erfordernissen des Ka­ 
pitals unterwerfen sollen. Dadas Proletariat 
jeglicher kollektiven Starke beraubt ist, ge- 
l ingt es auch der dortigen Bourgeoisie, den 
Lohnfaktor weitgehend in den Griff zu kriegen. 
Da es dem russischen Kapital soin einem starken 
MaBe gelingt, über ihre sozial istisch verbramte 
"Volksgemeinschaft" den Lohnfaktor ais zentralen 
Fixpunkt der Kapitalverwertung umfassend zu kon­ 
trollieren, erübrigen sich gewissermaBen die mit 
Inflation und Arbeitslosigkeit zusammenhangenden 
traditionellen Praktiken. Diese werden aber in 
jüngster Zeit mit den Erfordernissen verstarkter 
Ausbeutung angesichts massierter Konkurrenzkampfe 
auf dem Weltmarkt auch in diesen Breiten immer 
offener ein Knebel der dortigen Arbeiterklasse. 
Und daB die Planung eine Farce ist, zeigt ge- 
rade die offene Unfah i gke i t der dort i gen "Ar- 
be i terführer", die Konsumindustrie ve r s t âr k t zu 
entwickeln - und sei es auch nur, um dem maulenden 
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"Volk" das Maul zu stopfen. Vor al lem die Landwirt- vorherrschenden Kapital gewissermaBen qua 
schaft hangt wie ein standiger Klotz am Bein des wohnheitsrecht allein beansprucht werden. 
russischen Kapital ismus. Noch heute produzieren 
in der russischen Landwirtschaft 30% der Bevol­ 
kerung weniger Getreide als 5% der amerikanischen. 
Wahrl ich ein schlagender Beweis für den Unsinn 
der immer behaupteten s ouve r ânen "Planwirtschaft". 
Dabei sind die landwirtschaftlichen Voraussetzun­ 
gen keineswegs schlecht: ln RuBland werden etwa 
550 Mill. ha Land genutzt, d. h.daB pro Kopf der 
Bevolkerung 1 ,9 ha Ackerflache zur Verfügung ste­ 
hen. Das ist eine Flache, dieviermal so groB ist 
wie diejenige, die beispielsweise in der BRD pro 
Kopf vorl iegt. Daraus ergibt sich, daB RuBland 
eigentlich ein Land sein müBte, das keinerlei 
Agrarprobleme kennt, denn es gibt nur wenige 
Lander in der Welt, in denen eine derart groBe 
landwirtschaftlich genutze Flache pro Einwohner 
vorhanden ist. Auch hier zeigt sich die russi­ 
sche Unterentwicklung deutl ich. Die Ausstattung 
der dortigen Landwirtschaft mit Maschinen - neben 
der sozialen Struktur auf dem Lande sicher ein 
wichtiger Punkt in dieser chronischen Misere - ist 
nach wie vor unzureichend. Die russische Indus­ 
trie ist nicht einmal in der Lage, die von 
russischen Fachleuten errechnete Mindesaus­ 
stattung der landwirtschaftl ichen Betriebe zu 
decken. Dies mit dem Effekt, daB in den Kol­ 
choseri und Sowchosen in der Regel immer nur halb 
so hohe Ertrage wie in der westeuropaischen Land­ 
wirtschaft erwirtschaftet werden. Gerade auch am 
Beispiel RuBlands zeigt sich überdeutlich, daB 
"das kapital istische System einer rationel len 
Agrikultur widerstrebt oder die rationelle Agri­ 
kultur unvertragl ich ist mit dem kapitalistischen 
System ... " (Kapital 111, S. 131). 

Trotz dieser chronischen Schwierigkeiten ge­ 
langte RuBland in ein Entwicklungsstadium, 
welches die autarken Grenzen zunehmend sprengte 
und immer starker auf den Weltmarkt drangte. 
Auf allen Ebenen wird dieser Bezug zum Welt­ 
markt stets aktueller. Unter dem Zeichen einer 
"friedl ichen Koexistenz" betreibt RuBland eine 
wachsende Bindung an die entwickelten kapita­ 
listischen Zentren, die allerdings immer noch 
mehr der Entwicklung eigener Produktivkrafte ver­ 
pflichtet ist, ais daB sie machtvoll ihre er­ 
reichte Produktivitat ins Spiel bringen konnte. 
So wie aber einst z. B. Deutschland und die 
USA durch einen standigen Strom von Maschinen 
usw. aus England ihre Produktivkraft steigerten 
und (hochverschuldet ) dennoch immer starker 
die engl ische Vorherrschaft angreifen konnten, 
so wird das russische "Weltreich" zunehmend zur 
eigenen aktiven "Weltpol itik" gedrangt, die 
den status quo der jetzt dominierenden Staaten­ 
konstellation mit den USA an der Spitze im 
wachsenden MaBe storend in Frage stellt. 

Hatte RuBland anfangs mit sich und seinen Er­ 
oberungen genug zu tun, so forciert es für 
alle Zeitgenossen sichtbar immer starker eine 
expansive AuBenpol itik, die al lerdings an 
der eigenen wirtschaftl ichen Schwache noch ihre 
Grenzen fi ndet. Aber se i t dem "Schock von Kuba" 
hat sich doch entscheidendes geandert: Hier 
kam den Vertretern des russischen Kapitals ihre 
Unterlegenheit richtig zu BewuBtsein, und ange­ 
sichts dieser Tatsache verstarkten sie in einem 
riesigen Kraftakt die mit! itarischen, vor al lem 
maritimen Potenzen. Jetzt drangt die "Rote Flotte" 
allmahl ich in alle Meere vor, die bislang vom 

Ge- 

Wie eh und je werden diese Machtkampfe um den 
Weltmarkt weniger direkt zwischen den eigent- 
1 ichen Kontrahenten, ais vielmehr auf dem Rük­ 
ken der Lander an der "Peripherie" ausge­ 
tragen. Diese Lander der sogenannten 3, Welt 
sind nach der formalen politischen Unabhangigkeit 
über vielfaltige wirtschaftliche, finanziel le 
und militarische Einflüsse von den alten"Herren" 
abhangig und vermehren über eine konstante 
"primitive Akkumulation" weiterhin deren Reich­ 
tum, wahrend parallel dazu durch diese Aus­ 
beutung eine progressive Verelendung der Masse 
der Bevolkerung in der 3, Welt erzeugt wird. 

Dieser ProzeB der weitgehenden Unterwerfung des 
relativen lndustrial isierungsprozesses dieser 
unterentwickelt gehaltenen Lander unter die Be­ 
lange der produktivsten Kapitale geht natür­ 
lich mit einer komplexen Form von Widersprü­ 
chen einher, die hier nicht naher darge- 
stellt werden kann. Es geht hier um diese Dia­ 
lektik zwischen der von der "1. Welt" ais 
offizieller "Heilslehre" propagierten Ordnung 
der internationalen Wirtschaft und ihrer realen 
Durchsetzung in der okonomischen wie sozialen 

Entwicklung der Betroffenen, die selbst korrupte 
Vertreter dieser Lander in einen allmahl ichen 
Widerstand zwingt. Die vom herrschenden Kapital 
gepriesene und durch vielfaltige nationale wie 
internationale Kana le durchgesetzte Pol itik der 
"offenen" Weltwirtschaftsordnung, die für aile 
die vermeintl ich besten Ergebnisse bringen soli, 
zeigt in der Real itat je langer, desto scharfer 
ihre vol! ig entgegengesetzten Resultate, die 
für jeden, der die innere Mechanik dieser in­ 
ternationalen Arbeitsteilung kennt, auch gar 
nicht anders zu erwarten waren. 

ln diese Widersprüche, die sich immer starker 
in "antiimperialistischen" Kampfrufen der ver­ 
schiedenen nationalen Bourgeoisien Luft zu 
machen versuchen,setzt RuBland seine Hebei an. 
Wahrend das entwickelte Kapital in seiner kon­ 
terrevolutionaren Pol itik des absoluten status 
quo seine Rechte ais starkster Teil der Welt­ 
wirtschaft zu verteidigen sucht und dabei mit 
Vorliebe auf die reaktionarsten, vorkapita- 
1 istischen Krafte zurückgreift, erhebt sich 
RuBland mit seinem "proletarischen" Getëse zum 
Anwalt aller "Entrechteten und Geknechteten", 
wobei aber, wenn es um's Geschaft geht, auch 
das russische Kapital mit gewohnter Skrupel­ 
losigkeit die scheinbar sohehren !deale über 
Bord wirft. Beim Geschaft mit Chi les Junta 
vergiBt der Osten diese ldeologie, und auch 
in Persien wittert RuBland gute Geschafte. Analog 
zu früheren Entwi ck I Ùngen stehen im "ant i lm- 
peri al istischen" Kampf wieder âhn I iche Paroi en 
im Vordergrund, mit denen das aggressiv sich 

entwickelnde Kapital in traditionelle Herrschafts­ 
bereiche des weit entwickelteren Gegners vorzu­ 
dringen versucht. Mit diesen moralischen An­ 
sprüchen machte einst England den Spaniern 
deren Weltreich abspenstig, um sofort danach 
gegen die Etabl ierung des franzosischen und 
nordamerikanischen Kapitals sein Erstgeburts­ 
recht zu verteidigen. Und die Nordamerikaner 
glauben selbst heute noch in einer Neuauflage 
ihrer moraltriefenden imperial istischen Pol itik, 
den Volkern ihre Sitten lehren zu konnen - dies 
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angesichts der eigenen blutigen Geschichte von 
Volkermord und Unterdrückung in den Gebieten, 
die man dank eigener Wirtschaftskraft und 
"anti imperial istischen" Geseiche einst den 
Enq l ânde rn abjagte. Es ist das ewi.g gleiche kapi­ 
tal istische Lied. Der Starkere verlangt dann ge­ 
bieterisch, daB man zukünftige Konfl ikte und 
Machtkampfe "friedlich", "gewaltfrei" usw. aus­ 
zutragen habe, nachdem er bluttriefend das Sieger­ 
podest erreichte. Wie die Bourgeoisie das von 
ihr ausgebeutete Proletariat in seinen Fesseln 
und Niederlagen halten und, bis an die Zahne be­ 
waffnet, zu jeder blutigen Unterdrückung bereit, 
den Arbeitern ais einzige Waffe den Palmenwedel 
zugestehen will, so versucht die starkste Frak­ 
tion der Weltbourgeoisie, dieses Spiel von 
Macht und Ohnmacht auch gegenüber ihren mit 
allerlei wilden Sprüchen und moglicherweise 
roten Tarnfarbe auf die Bühne drangenden Kum­ 
panen zu praktizieren. Wie würde sich wohl heute 
die offizielle Kommentierung einer so gewalt­ 
trachtigen Revolution wie der franzosischen in 
diesen "frommen, caritativen" Kôpf en der e t a- 
bl ierten konterrevolutionaren Bourgeoisien des 
Westens ausmachen, wenn sie selbst bei weit 
J âche r l i cheren Ausqaben heu te ihr 1 au tes Zeter 
und Mordio in die -Welt hinausheulen. Der Kaiser 
von Athiopien ist ermordet worden. Ach Gott! 
Und an den Handen dieser humanistisch tonenden 
Galgenvogel klebt das Blut von Jahrhunderten, 
das bis heute nie trocken wurde. 

ln diesem Machtkampf um die Pfründe der Welt 
sehen allerdings die Trümpfe der Russen nicht 
al l zu p râch t l q aus. lhre Kapitalrnittel sind 
noch zu beschrankt, und sie sind noch zu sehr 
mit eigenen inneren Problemen beschaftigt, 
ais daB sie eigentlich offensiv auftreten konn­ 
ten. Aber im Falle Vietnams und jetzt aktuell 
des südlichen Afrikas zeigt sich doch deutl ich, 
daB die Russen immer starker gewillt sind, die 
Kreise der "heiligen Allianz" der westlichen 
Konterrevolution zu storen. Sicher nicht, um 
d l e'Vô l ke r" vom Joch des Kapitalismus zu befrei­ 
en, sondern um die Grundlagen des Hauptgegners 
zu schwachen, aber auch um der eigenen impe­ 
rial istischen Expansion Stützpunkte zu ver­ 
schaffen. 

FaBt man die bisher knapp skizzierten Grund- 
1 in i en des russ i schen "Drangs nach Westen" zu­ 
sammen, so ergibt sich eine komplexe Situation, 
angefüllt von Spannungen und Widersprüchen. lm 
lnnern bemühen sich die Vertreter des russischen 
Kapitalverwertungsprozesses, die eigene Ent­ 
wicklung zu beschleunigen, wobei neben der 
rigorosen Ausbeutung des eigenen Proletariats 
die "brüderl ichen" Verpfl ichtungen der kleinen 
Ostblockstaaten zum "Aufbau des Sozial ismus" 
herhalten müssen. Erst in jüngster Zeit ge- 
lang es den Russen, diese Bindungen unter dem 
Zeichen des "proletarischen International ismus" 
wieder zu festigen. Nach dem Preisanstieg für 
Rohstoffe, vor al lem Erdol, sitzt RuBland ge­ 
genüber seinen Satell iten wieder eindeutig 
am l âriqe r en Hebel. Diesen "Brude r l ânde rn!' 
erhohten die russischen Kapitalvertreter 
den ëlpreis seit 1971 um das dreieinhalb- 
fache, wobei er aber immer noch um rund 30% 
bi 11 iger als auf dem Weltmarkt ist. Erst 
im letzten Jahr verteuerte sich das russische 
ël im Ostblock um 22,6% auf 49 Rubel pro Ton­ 
ne (Handelsblatt v. 28. 2. 77). Wenn man be- 

denkt, daB der russische Export heute zu 35% 
aus mineralischen und agrarischen Rohstoffen 
und zu 45% aus Halbfabrikaten besteht, dann 
versteht man, weswegen die "Planer" in Moskau 
mit Jangfristig hohen Rohstoffpreisen rechnen 
(HB v. 4./5. 3. 77). Auf diese Wei se ist der 
Wert der Rohstoffexporte in westliche Staaten 
von 2,2 Mrd. Rubel 1971 auf 5,5 Mrd. Rubel ge­ 
stiegen, wobei natürl ich auch ein Mengenzu­ 
wachs vorliegt. Durch zukünftige, allerdings 
durchweg kostspiel ige Erschl ieBungen neuer 
Rohstoffvorkommen im fernen Osten und im Nor­ 
den des Landes hofft man, im Laufe der nachsten 
Jahre noch starker ins Rohstoffgeschaft zu 
kommen. Da neben Polen, das Kohle aus Ober­ 
schlesien exportiert, selbst aber von ëJ- und 
Erdgasl ieferungen abhangig ist, nur RuBJand 
Rohstoffe in den RGW-Bereich exportiert, be­ 
sitzt es eine deutl iche Monopolstel Jung, von 
der das russische Kapital auch Gebrauch zu 
machen versteht. Die so von RuB1and abhangigen 
Lander geraten auf Grund dieser relativen 
Auszehrung in zunehmende Spannungen, die das 
gesamte soziale Gefüge des Ostblocks zu un­ 
terminieren drohen. Es ergibt sich folgender 
charakteristischer Teufelskreis: Die Bindungen 
an Moskau engen den eigenen Wirtschaftsspiel­ 
raum ein, wodurch die materiellen Mogl ichkei­ 
ten derBefriedung des Proletariats schwinden. 
Dieses greift damit zwangslaufig zu den ver­ 
schiedenen Formen des Widerstandes und wird sich 
immer mehr des schreienden Widerspruches zwi­ 
schen Anspruch und Wirklichkeit dieser "sozia- 
1 i st i schen" Schmi ere bewuBt. Jedenfa 11 s ge 1 i ngt 
es der dortigen Bourgeoisie kaum mehr, die weit­ 
gehende ldentifizierung der Ausgebeuteten mit 
ihrer Ausbeutung zu erreichen, wie sie sich im 
Westen - zumindest bislang - ais so profit­ 
trachtig und arbeitsfordernd erwiesen hat. Die 
Arbeitsproduktivitat muB vielmehr dort mit viel­ 
faltigen Mitteln des auBerokonomischen Zwangs 
stimuliert werden, was nie zu einem befrie­ 
digenden Ergebnis führen kann. Sicher spielt 
auch die Tatsache eine Rolle, daB im Ostblock 
durchweg weniger moderne, d.h. weniger produk­ 
tive Maschinen im Einsatz sind, die nicht die­ 
ses morderische Arbeitstempo vorgeben, wie es 
im Westen Mode ist. Die "schlechte" Arbeitspro­ 
duktivitat verhindert nicht zuletzt die Ver­ 
wirkl ichung des alten Traumes des russischen 
Kapitals, mit dem entwickelten Kapital gleich­ 
zuziehen. Und fal Js sich die vom neuen Frei­ 
heitsapostel in den USA eingeschlagene Politik 
der harteren Gangart gegenüber RuBJand fort­ 
setzt, so werden die Russen zu immer scharfe­ 
ren Anstrengungen im Wettrüsten gezwungen wer­ 
den, was im Endeffekt nichts anderes heiBt, ais 
daB das eigene Proletariat noch mehr rangenom­ 
men werden muB. Subbotniks zum Wohle der 
Starke der "Sowjetmacht" werden sicher Mode. Wie 
allerdings das russische Kapital auf diese Weise 
die notige Arbeitsproduktivitat erreichen wil 1, 
bleibt Geheimnis der "Berufsrevolutionare" im 
Kreml. Oder anders gesagt: Wer gibt den Russen 
die Karten im groBen Poker um die Weltmacht in 
die Hand? Nur naive Geister konnen sich vor­ 
gaukeln, daB die Vertreter des russischen Kapi­ 
tals souveran ihre Bedingungen bestimmen. lhnen 
ist ihr materieller Rahmen vielmehr weit enger 
gezogen, ais den ebenso ohnmachtigen Aktivisten 
an der Verwertungsfront im Westen. Al Jein daB 
Basis und Uberbau, wie eine Karikatur überspitzt, 
das tiefere Wesen von Ausbeutung und Herrschaft 
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so weitaus klarer zu Tage fordern als im Westen, 
sagt genug über den Spielraum der Russen. ln der 
Okonomie herrscht offene Ausbeutung und in der 
Pol itik die Farce der kaum demokratisch verbram­ 
ten Diktatur der Bourgeoisie. Zur Herrschafts­ 
sicherung muB deshalb weitaus starker als im 
Westen die offene Gewalt eingesetzt werden. 

Vom Westen versucht man in diesem Dilemma durch 
weitaehendes Wohlverhalten wirtschaftl iche "Ent­ 
wicklungshilfe" zu erlangen. Aber bislang zeigte 
der Kooperationswille der Russen seitens der Arne­ 
rikaner kaum eine entsprechende Belohnung. Er­ 
nüchterung macht sich im Osten breit, zumal die 
westl ichen Aposte! ihre "Frohe Botschaft" des 
entwickelten Kapitalismus immer offensiver gegen 
die ostlichen Diktaturen ins Spiel bringen. Je­ 
des erl ittene Unrecht an ihrem geringsten "Bru­ 
der" im Osten erzeugt bei diesen Berufshumanis­ 
ten wilden Schaum vorm Mund. Wir leben in der 
Tat in einer Zeit der"Tendenzwende". Noch sind 
die Bedingungen für eine allgemeine militarische 
Austragung des Konflikts nicht reif, die zuneh­ 
mende Aufrüstung mit konventionellen Waffen und 
mit "taktischen" atomaren Waffen spricht hier 
aber eine beredte Sprache. Das vollige Scheitern 
einer Entspannungs- und Abrüstungsstrategie, 
die von zunehmender Aufrüstung begleitet wird, 
zeigt deutlich, wohin der Weg führt. Und soweit 
man diese Wahnsinnigen - getrieben von der Lo­ 
gik ihrer kapitalistischen Produktionsweise - 
aus der bisherigen Geschichte kennt, haben sie 

in letzter Konsequenz noch immer ihre Scheu 
"überwunden" und in wildem Amok ihren Gesetzen 
Genüge getan. Damit sich in diesem Jahrhundert 
dieser Wahnsinn des Kapitalismus nicht nochmal 
auswirken kann, ist die revolutionare Zerschla­ 
gung dieser Produktionsweise vordringl ich. 

Wie im Falle Deutschlands schon zweimal exer­ 
ziert, wird sicher das russische Kapital der 
Bann aller Friedensfreunde treffen, denn es wird 
in der Tat proportional zu seinem Wachstum und 
zu seinen inneren sozialen Spannungen zusehencis 
starker gezwungen werden, die Kreise der Altein­ 
gesessenen zu stëren. Für den Dominierenden ist 
jeder fehlende Zacken in seiner herrschaftl ichen 
Krone eine nationale Katastrophe, und in der Tat 
wird in diesem"Zweifrontenkrieg" der "Zweiten" 
und "Dritten Welt" gegen die Erbhôf e der "Ersten" 
letztere stets mehr ihren heute noch so stolz 
prasentierten Spielraum verlieren, um das Pro­ 
letariat über das Blendwerk des "Wohlfahrtsstaa­ 
tes" in den Griff zu bekommen. 

ln dieser sich zuspitzenden "Dreifaltigkeit" 
weltweiter Widersprüche werden sich die Erup­ 
tionen, die heute noch schwach sind, vielfach 
verstarken. DaB diese aus der inneren Gesetz­ 
maBigkeit des Kapital ismus auf Weltebene sich 
entfaltenden sozialen Spannungen zur revolutio­ 
naren Uberwindung dieses Wahnsinssystems zusam­ 
mengefaBt und vorwartsgetrieben werden, dafür 
ist die zielstrebige Arbeit einer Internationa­ 
len Kommunistischen Partei notig. 

0 
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Die Krise von 1927-28 und die Auflosung der NEP 
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DIE SOZIALE BEWEGUNG IN CHINA 
V. 

GRUNDLINIEN DER KAPITALAKKUMULATION UND 
KLASSENKAMPFE 1949 -1977 

(Die vier ersten Teile dieser Arbeit, die ur­ 
sprünglich Mitte der 60er Jahre in "Programme 
Communiste" erschienen, wurden in KP Nr. 10, 11 
12 und 13 veroffentlicht. Dieser fünfte und 
letzte Teil wurde für die deutsche Ausgabe 
neu verfaBt, um auf die "Kulturrevolution" und 
die darauffolgende Periode einzugehen. Aus Platz­ 
gründen muBten wir deshalb auch einen Teil der 
Daten und Schilderungen zur Instrieentwicklung 
auslassen bzw. zusammenfassen,.) 

Nachdem die Widersprache und die daraus resul­ 
tierende Zwangslage in der chinesischen Agrar­ 
pol itik im letzten Teil untersucht wurden, sol­ 
len jetzt die spezifischen Tendenzen der in­ 
dustriellen Entwicklung, d. h. der Entwicklung 
des Kapital ismus in China verdeutl icht werden, 
wobei wir uns auf die wichtigsten Grundl inien 
der Akkumulation beschranken massen. 

1. DIE REKONSTRUKTIONSPERIODE (1949 - 1952) 

So wenig radikal und so kompromiBlerisch, wie 
die Maoisten die bargerl iche Revolution in 
China vorangetrieben hatten, verhielten sie sich 
auch nach der Eroberung der Macht. Gefangen in 
einer Praxis der "Harmonie" des Blocks der vier 
"gu ten" K 1 as sen und der vo 1 ks- bzw. neudemo- 
k rat i schen Herrschaft, war die maoistische Bour­ 
geoisie - entgegen den Sprachen ihres Meisters 
von den vielfliltigen "Widersprachen im Volke" - 
von Anfang an bestrebt, die berahmte "Ruhe und 
Ordnung" im eroberten GroBreich aufrechtzuerhal­ 
ten. Noch vor der endgaltigen Besetzung der 
g roBen S t âd te gaben di ese "Füh re r" des chi ne- 
si schen Proletariats den unmiBverstandlichen 
Aufruf heraus: "Die Arbeiter und Angestellten 
aller Berufe werden aufgefordert, mit ihrer 
Arbeit fortzufahren und alle Angelegenheiten 
wie gewohnt durchzufahren. Die Funktionare von 
derKuomintang und von allen anderen politischen 
und administrativen Einheiten, wie die Poli­ 
zei, massen in ihren Amtern bleiben und den 
Befehlen der Volksbefreiungsarmee und der Volks­ 
regierung gehorchen." (Neues China, 3, Mai 1949) 
Diese Revolutionare einer "kommunistischen" Um­ 
wâ l zunq ohne Beteiligung des Proletariats e r> 
wiesen also auch jetzt ganz klar ihre eigent- 
1 iche Zielsetzung: Noch bevor die nationale 
Revolution überhaupt die Stadte voll erreicht 
hatte, wurde sie far die dortigenArbeitermassen 
als beendet erklart. Das chinesische Proletariat 
war far die neuen Herren nur als fagsames Aus­ 
beutuhgsobjekt von Bedeutung. Jene nationalen 
"Sozial isten", die in Wirkl ichkeit die schl Irnm­ 
sten Apologeten des Kapitals sind, sahen dage­ 
gen die Hauptstützen für ihre "Sozialismus in 
einem Land" apostrophierte bür çe r l iche Akku­ 
mulationsdiktatur im nationalen wie interna- 

tionalen Kapital ismus. Wirtschaftl ich wurde die 
Verstaatlichung des durchweg auslandischen 
GroBkapitals, die Aufteilung des GroBgrund­ 
besitzes unter die Bauern, aber gleichzeitig 
auch die Unterstatzung mittlerer und kleinerer 
Privatunternehmen und die Beibehaltung reicher 
Bauernwirtschaften gefordert. Zentral war die 
schonende Behandlung der sog. nationalen Bour­ 
geoisie in den Anfangsjahren, war sie doch nach 
Maos Def-inition ein Bündn l s per tne r im "Block 
der vier Klassen". 
Praktisch hieB das, daB die Betriebe der chine­ 
sischen Kapital isten gegen die Zahlung einer 
Dividende von rd. 5% des Nominalkapitals 
"enteignet" oder in eine Mischform staat- 
1 icher und privater Beteil igung aberfahrt 
wurden, wobei in diesem Fall die ehemal igen 
Besitzer oft als Betriebsleiter beibehalten 
wurden. Bis 1952 hatte diese Art von "Sozia- 
1 is ierung" etwa zwei Drittel al 1er Unter­ 
nehmen erfaBt. 
lm Vordergrund der pol itischen Richtl inien 
dieser ersten Jahre stand die Reorganisa­ 
tion der schwach entwickelten und durch die 
lange Kampfphase stark dezimierten Produk­ 
tivkrafte. Dabei weist die chinesische Wirt­ 
schaft vor 1949 alle Merkmale einer Unter­ 
entwicklung auf. Die Rackstandigkeit wird 
besonders deutlich, wenn man beracksichtigt, 
daB der lndustriesektor vor al lem handwerk- 
1 iche, technisch rackstandige Betriebsein­ 
heiten umfaBte, die etwa zwei Drittel des ge­ 
samten Produktionswertes der Industrie auf­ 
brachten. Nur ein Drittel des Produktions­ 
wertes - d. h. etwa 30% des gesamten Waren­ 
wertes - entfiel auf nach damaligem MaB- 
stab moderne lndustrien, die aberwiegend 
in den Kastenregionen angesiedelt waren. 
85% der gesamten lndustrieproduktion wie­ 
derum waren Erzeugnisse der Konsumgater­ 
industrie. (Ta-chung Liu/Kung-chia Yeh, 
The Economy of the Chinese Mainland: 
National lncome and Economic Development 
1933 - 1959, Princeton 1965, S. 88 f., S. 
142 f.) 

Die Neuverteilung des Bodens und die damit 
gekoppelte Befriedigung des Landhungers 
der Bauern und die Reorganisation der In­ 
dustrie zeigten trotz sozialer Spannungen 
(Streiks, Bauernunruhen etc.) im Klima 
der neugewonnen staatl ichen Ordnung rasche 
Anfangserfolge. Dabei fungierten die wahrend 
der Bodenreform beschlagnahmten Vermôgens­ 
werte an Wertgegenstanden, Nahrungsmitteln, 
Vieh und Gebauden in einer geschatzten Ge­ 
samthohe von 8,6 Mrd. US-$ gleichsam als 
einmalige lnitialinvestition zur lndustrial i­ 
sierung. Der Anteil der Landwirtschaft am ge- 
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samten Warenwert ging in diesem Zeitraum von 
57% (1933) auf 48% (1952) zurück, gemessen an 
Preisen von 1952. Entsprechend erhohte sich der 
Antei 1 der lndustrieproduktion von 14% auf 18% 
(ebd., S. 88). 
Aber selbst nach diesem Aufschwung stand die 
chinesische Wirtschaft im Vergleich zu den ln­ 
dustrielandern noch recht jammerl ich da. Selbst 
gegenüber RuBland war dieser Abstand extrem, was 
nur die allgemeine Schwache der Produktivkrafte 
noch mal verdeutl icht. ln Zahlen ergibt sich 
die Ausgangslaqe Chinas am Vorabend der eigent- 
1 ichen lndustrial isierung im Vergleich zu RuB­ 
land vor dem 1. stal inistischen Plan so: 

China 1952 SU 1927 
583,00 147,00 Bevolkerung (Mi li.) 

Arbe i ter u. Anges te 11 te 
in der Industrie (Mill.) 4,00 4, 10 
Bes te l l te Anbauf l âche (Mill. ha) 108,00 112,40 
Koh 1 eforderung (Mi 11. Tonnen) 63, 50 32, 30 
Roheisen (Mill. Tonnen) 1 ,90 3,00 
Stahl (Mill. Tonnen) 1,35 3,72 
Elektr. Strom (Mill. Kilowatt) 7260,00 4205,00 
Zement (Tausend Tonnen) 2860,00 1403,00 
Eisenbahnnetz (Tausend Km) 24,20 75,60 
Dabei ist bei den obigen Zahlen das zu Lasten 
Chinas weit ungünstigere Pro-Kopf-Verhaltnis 
noch nicht einmal berücksichtigt. 

11. DER 1. FUNFJAHRPLAN (1953 - 1957) 

Anders ais im stal inistischen RuBland, das mit 
den "glorreichen Planen" Ende der 20er Jahre 
sche i nbar endgi.i I t i ~ den grad lin i gen \.Jeg des "Soz i a­ 
l i snus in e i nem Lande" fand, begann der Eins t i eg Chinas 
in diese Mythologie recht unglückl ich. Der im 
stal inistischen Selbstverstandnis ais in kon- 
krete Handlung umgemünzte Triumph des 
Wil Jens über das leidl iche Wertgesetz, das den 
"normalen" Kapital isten so zu schaffen macht, 
wurde immer wieder von der Wirklichkeit konter­ 
kariert. Den Einstand brachte man erst mühsam 
1955 zustande, so daB es sich streng genommen 
nur um einen Dreijahresplan handelte. Die gro­ 
ben lnhalte sind allgemein bekannt: Alles 
stand unter dem Stern der Hi 1 fe des "groBen 
sozialistischen Bruders" mit dem Ziel der 
forcierten Entwicklung der Schwerindustrie, al­ 
so der Produktionsgüterindustrie, zu Lasten der 
Landwirtschaft und der Konsumgüterindustrie. Kon­ 
kret hieB das nichts anderes, als daB die chine­ 
sische Bourgeoisie die Produktivkrafte ohne 
Rücksicht auf die Belange des frisch befreiten 
"Volkes" entwickeln wollte, um die gerade wieder 
in Gang gesetzte Akkumulation beschleunigen zu 
kônnen , Und en tgegen a 11 em "phi 1 osoph i schem'' Ge­ 
tose und selbstgefall igem Voluntarismus bl ieb 
auch der chinesischen Bourgeoisie ais Hauptquel le 
der Akkumulation allein die steigende Auspres­ 
sung von unbezahlter Arbeit - also Mehrwert. 
Bauern und Arbeiter wurden in immer neuen Kri­ 
tikkampagnen zu mehr Arbeitsproduktivitat ange­ 
halten, alles natürlich zugunsten des auch 
hierzulande al lzu bekannten "Gemeinwohls", un­ 
ter dessen oberster Gültigkeit man seinen Ei­ 
gennutz ja schnell ablegen sollte, wollte 
man nicht ais konterrevolutionar-bürgerl iches 
Subj~kt die Lektion in einem der diversen 
Arbeitslager unter dem auch wieder bekannten 
Motto der "Urrr,Jandlung durch Arbeit" - denn Ar­ 
beit macht bekanntl ich frei - nachholen müssen. 
Hier haben wir den materiellen Grund für den 
immer wieder ausbrechenden Zirkus maoistischer 
Massenaktionen, der vor al lem der verlorenen 

Jugend des Westens jenen verklarten Glanz in 
die Augen trieb. Für die chinesischen Massen 
bedeuteten sie niemals etwas anderes ais An­ 
treiberei und Selbstverleugnung zum hoheren 
Ruhm staatlicher Allmacht. 
Daneben gab's dann noch die "brüderliche" Hil­ 
fe des selbsternannten "Vaterlands al 1er Werk­ 
t ât l qen'", in dessen Arme die chinesische Bour- 
geoisie vor al lem wegen der anhaltenden lntransi­ 
genz der USA getrieben wurde. Für RuBland 
selbst bedeutete der 2. Weltkrieg das end­ 
gültige Ende des kleinbürgerlichen Traums 
von e i nem "Soz i a 1 i smus in e i nem Lande", denn 
es war eine Absurdita~ zu glauben, daB es sich 
hinter seinen nationalen Grenzen von Gesetz und 
Zwânqen des We 1 tmarktes befre i en kônn t e . Der 
stal inistische lrrglaube der autarken Entwick­ 
Jung erlebte immer wieder durch die kapi­ 
talistischen Gesetze des Weltmarktes seine 
ernsten Zurechtweisungen. Dies bleibt auch für 
die chinesische Neuauflage eines asiatischen 
Stalinismus voll gültig. Aber bevor es denWelt­ 
markt verhohnte, muBte auch China dessen uner­ 
bittliche Regeln erleiden. Und wie aus einer 
Ironie heraus, an die sich die Geschichte be­ 
reits gewohnt hat, war es gerade RuBJand, wel­ 
ches ihm dieses Gesetz aufzwang. 
Der schon 1952 hohe Anteil der Importe aus 
den "sozial ist ischen" t.ânde rn - 7% der Ge­ 
samt importe - erreichte 1954 mit 82% seinen 
Hohepunkt; danach gehen allerdings die re­ 
lativen Anteile, nicht jedoch das Volumen, 
bis 1957 stark zurück (63,5%). Die lmport­ 
anteile aus RuBJand reduzieren sich sowohl 
relativ wie wertmaBig von 63% im Jahre 1953 
über 50% (1956) auf 39% im Jahre 1957. Trotz 
dieses relativen Rückgangs steigt das lmport­ 
volumen aus allen Ostblocklandern im Ver­ 
Jauf des 1. Fünfjahrplanes (FJP), und zwar 
von 696 Mio. auf 985,3 Mio. US-$, d: h. 
um 41%. (E. Hagemann, Der AuBenhandel der 
VR China mit den europaischen Landern 1950 
bis 1969, in: Vierteljahreshefte des DIW 
1971, S. 56). 
Besonders der Handel mit RuBJand spielte na­ 
türlich für China eine entscheidende Rolle 
in diesen Anfangsjahren. Bis 1956 stand 
China an erster Stelle unter den AuBenhan­ 
delspartnern der SU, wurde allerdings ab 
1957 von der DDR auf den 2. Platz ver­ 
wiesen. Für China war die SU der einsam 
überragende "Partner", mit dem man ganz 
nach dem traditionellen Muster des Warenaus­ 
tauschs unterschiedlich entwickelter Lan­ 
der Maschinen und vor al lem ganze lndus­ 
triekomplexe gegen Rohstoffe und Fertig­ 
waren aus der Leichtindustrie tauschte. 
Hatte die chinesische Bourgeoisie trotz we­ 
nig günstiger Erfahrungen in früheren Jahren 
manche lllusionen in diese russische Selbst- 
Josigkeit gesetzt, so wurde sie durch die 
Praxis immer deutl icher eines bessern be­ 
lehrt. Zwar Jieferten die Russen Maschinen 
und lndustrieanlagen, schickten auch das 
notige Fachpersonal und halfen mit zins­ 
günstigen Krediten, aber der Austausch ging 
zunehmend an die chinesische Substanz, was 
die sowieso schon schwierige Versorgungs­ 
lage als Voraussetzung sozialer Befriedung 
nur erschwerte. Man konnte dem "Volk" das 
meckernde Mau! nicht stopfen, da man durch 
die Jandliche Ausbeutung - direkt über 
Steuern, indirekt über die Preise - die 
Mittel für die lndustrial isierung aufbringen 
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muBte - und die gingen vor al lem ins auch nicht 
gesegnete Nachbarland, um der dortigen Bourgeoi­ 
sie aus ihren Versorgungsengpassen zu helfen. 
Aus Platzmangel sollen hier nur die beiden 
wichtigsten Strëme im Warenaustausch ausgewie­ 
sen werden: Für die SU-Exporte gewann die Lie­ 
ferung kompletter lndustrieanlagen einen wachsen­ 
den Stellenwert; sie stieg von 6,8% der Gesamt­ 
exporte im Jahre 1951 über 18,3% (1955) auf 
38,4% im Jahre 1957, Nahrungsmittel und Nah­ 
rungsmittelrohstoffe stel lten immer den Haupt­ 
posten der chinesischen Exporte da; sie ent­ 
wickelten sich prozentual von 44,5% (1953) über 
43,8% (1955) auf 29, 1% (1957), und fiel en nur, 
weil die chinesische Landwirtschaft diesen Dauer­ 
entzug nicht verkraften konnte. Dabei bl ieb die 
Handelsbi lanz bis einschl ieBI ich 1955 für China 
negativ. (Angaben aus: Die wirtschaftliche Ver­ 
flechtung der VR China mit der Sowjetunion, 
Hamburg 1959, S. 14 ff) 
Die "Hilfe" RuBlands war von Anfang an alles 
andere als Altruismus. Die Kredite waren zwar 
zinsgünstig, aber durchweg kurzfristig und zwan­ 
gen demnach China zu wachsenden Exportanstren­ 
gungen, was letztl ich einen standigen Strom 
agrarischer Produkte über die Grenze schaffte. 
Die resultierenden lmpl ikationen muBten sich 
auf die Dauer katastrophal auswirken: lm ln­ 
nern muBte der Akkumulationsterror mit dra­ 
konischer Gewalt durchgesetzt werden, wobei 
subalterne Stupiditat im Alltag und Prokla­ 
mation hehrer ldeale vom hohen Thron vater- 
1 icher Güte genau die Mischung von Ethos und 
Gewalt versinnbildl icht, mit der noch jede 
Bourgeoisie ihre Klassendiktatur aushaltbar 
zu gestalten bemüht ist. ln der t âq l l chen 
Plackerei verging auch den chinesischen Mas- 
sen bald jeglicher Enthusiasmus, und die so 
gewonnene Erfahrung aus der Real itat lieB die 
Zugkraft der Gal ionsfigur Mao bald verblassen. 
Der soziale Friede, dieses oberste Gut jeder 
kapital istischen Ausbeutung, wurde also immer 
brüchiger. Die süBen Zeiten der ursprünglichen 
Akkumulation in den Jugendjahren des Kapital is­ 
mus, in denen rasche Raubzüge Fantasiesummen ins 
Land brachten, galten für das chinesische Kapi­ 
tal nicht. Hier galt die harte Devise des or­ 
dentl ichen Handels, wobei man zudem noch der 
schwachere Partner war. Wo bl ieb unter diesen 
Bedingungen die Zukunft. Dank des westl ichen Em­ 
bargos kam den Russen eine Monopolstellung zu, 
die sie auch ganz im Sinne kapital istischer 
Kaufmannsregeln auszunutzen verstanden. Das ka­ 
pitalgierige China geriet an den noch hungri­ 
geren Moloch RuBland, und die Frage, wer wen 
aussaugt, hangt nach den kapital istischen Raub­ 
gesetzen al lein von der jewei I igen Macht, sprich 
der Starke der Produktivkrafte ab. Unter der 
tënenden Phrase des "proletarischen lnternal is­ 
mus'' wird von diesen ''sozial istischen'' Buch- 
ha l tern die "Hi l fe" wi e be i den Menschenfreunden 
im Westen stets mit kl ingender Münze saldiert. 
Nach statistischen Untersuchungen ausgewahlter 
lmportgüter aus der SU lagen die ausgehandelten 
Preise etwa 25 bis 30% über dem Niveau der 
Weltmarktpreise, wahrend die chinesischen Lie­ 
feru~gen 10% und mehr unter vergleichbaren Welt­ 
marktpreisen lagen. (Hagemann, S. 58 f., 88 f) 
Nicht das Geschwatz von Generallinie zur Ver­ 
teidigung des wahren chinesischen Sozialismus 
und die Entdeckung einer neuen Bourgeoisie im 
RuBland nach Stal in legen die Ursachen des 
bürgerl iche Gemüter bewegenden Schismas' bloB, 

sondern nur wenn man hinter diesen ideolo­ 
gischen Nebelschwaden den Cl inch konkurrie­ 
render nationaler Kapitale, also die Grob­ 
wirkung des Wertgesetzes auf Weltebene kennt, 
kann man die schizophrene Logik dieser "Nati­ 
onalkommunisten" entziffern. 
Ironie des Schicksals: Am Ende der Periode 
waren zwar die Planziele formai erreicht, 
aber die chinesische Bourgeoisie hatte denn­ 
noch ihre erste zentrale Lektion in punkto 
kapital istische Spielregeln einstecken müssen. 
Sah die Rechnung nach auBen noch scheinbar 
erfolgreich aus, so geriet man bei genauerem 
Kenntnisstand in eine sich immer scharfer ab­ 
zeichnende Zwickmühle: Sich im Anfangssta­ 
dium eigener lndustrialisierung vertrauens­ 
voll der Hilfe starkerer "Partner" zu über­ 
lassen, ist noch keinem schwachen Kapital gut 
bekommen. Die groBchinesischen Traume einer 
schnellen lndustrial isierung gestützt auf ein 
diszipliniertes "Volk" und die Hilfe der SU 
muBte man bald begraben. Die Allmacht der 
"Planer" zeigte immer offener ihre Grenzen. 
Am deutlichsten zeigt sich dies an der Ohn­ 
macht des chinesischen Kapitals, an der vom 
Imperia! ismus überkommenden, natürl ich nicht 
nach inneren Bedürfnissen ausgerichteten 
Lastigkeit der Wirtschaftsgeographie ent­ 
scheidendes zu andern. Zwar wurden im 1. FJP 
55,3% der Kapital investitionen im Hinterland 
vorgenommen; der Prozentsatz erhëht sich so­ 
gar auf 73%, wenn nur neue lndustrieprojekte 
berücksichtigt werden. Aber bei dem mangeln­ 
den Ausbau der allgemeinen Bedingungen einer 
kapitalistischen Produktionsweise in diesen 
Gebieten, was man gewohnlich ais lnfrastruk­ 
tur faBt, gerieten die Folgekosten in unbe­ 
zahlbare Dimensionen. Daneben ergab sich als 
Konsequenz eine Nichtauslastung der Kapa­ 
zitaten an der Küste, so daB die Plane 1958 
vorlaufig eingestellt werden muBten. (Kang 
Chao, Policy and Performance in lndustry, in: 
A. Eckstein/W. Galenson/Liu Ta-Chung, Econo­ 
mic Trends in Communist China, Edinburgh, 
1968, S. 559) 
lm Ganzen war man ëkonomisch in eine Sack­ 
gasse geraten, das machte der wachsende Un­ 
mut der Bevolkerung den Machthabern überdeut- 
1 ich. Hier I ieB man unter "hundert Blumen" 
erst mal Dampf ab und gegenüber der russischen 
Lektion zog man seine Konsequenzen. Schl ieB­ 
lich hatte man nicht jahrzehntelang gekampft, 
um jetzt in ein fremdes lndustrial isierungs­ 
konzept eingespannt zu werden. Was bl ieb 
war der Schneckengang vermeintlicher Autarkie. 

111 DER GROSSE SPRUNG NACH VORN (1958 - 1960) 

Sowenig wie sich ein Philanthrop einbilden 
kann, er lebe am Rande der Gesellschaft und 
ihn gehe der ganze Trubel nichts an, so wenig 
kann sich in der heutigen Zeit zunehmender 
Durchsetzung eines kapitalistischen Weltmark­ 
tes ein Entwicklungsland die Illusion leisten, 
es kënnte sich da erst mal raushalten. Diese 
Lektion stand der chinesischen Bourgeoisie als 
nachstes bevor. Angesteckt von den Visionen 
des bürgerlichen Utopisten Mao geriet China 
in einen wahren Taumel von Aktivismus, der 
jetzt mit Gewalt das bringen sollte, was mit 
"brüderl icher" Hi lfe nicht zu erreichen war: 
das kapitalistische chinesische GroBreich. 
Die "Dre i Roten Banner" - Gene ra 11 in i e des 
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sozial istischen Aufbaus, GroBer Sprung nach vorn 
u. Volkskommune - sollten den chinesischen Mas­ 
sen den Weg zum selbstlosen Dienst am Gemein­ 
wohl weisen. Mit Recht sahen die Vertreter des 
chinesischen Kapitals in ihrem "Volk" die Haup t­ 
produktivkraft, die es zielstrebig einzusetzen 
galt. Eine Unzahl kleiner Betriebe wurde im 
ganzen Land gegrandet, in denen die unterbe- 
s châ f t l ç ten Bauern sich na tür l ich durchweg un­ 
entgeltl ich in der Fabrikation von zumeist Roh­ 
eisen und Stahl aben konnten. Auf dem Hëhepunkt 
dieser Roheisen- und Stahlkampagne Ende 1958 
waren ca. 60 Mio. Menschen an 2 Mio. Kleinst­ 
hochëfen beschaftigt. Neben den Kleinsthoch­ 
ëfen, Kohle- und Erzgruben, handelte es sich bei 
den Massenkampagnen um den Bau einer Vielzahl 
von Olgewinnungsanlagen, Zementfabriken und 
Kleinanlagen zur Produktion elektrischer Ener­ 
gie sowie um Kleinbetriebe zur Dangemittel- 
und Nahrungsmittelerzeugung. Der Produktions­ 
anteil dieser dezentral geleiteten Kleinbetrie­ 
be an der gesamten lndustrieproduktion erhohte 
sich so von 54% im Jahre 1957 auf 74% im Jahre 
1959, (C. M. Li, China's lndustrial Development 
1958-1963, in : China Quarterly, Nr. 17/1964 S. 
16). 
Auch far diese auswuchernde Kleinproduktion hat­ 
te man natarlich ehrgeizige Plane entworfen. Mit 
dieser gleichzeitigen Entwicklung von Industrie 
und Landwirtschaft wollte man geradezu phantas­ 
tische Ergebnisse erzielen. Vor allem die Indus­ 
trie sollte mit Zuwachsraten von 20-30% pro 
Jahr in Schwung gebr~cht werden. England wollte 
man so in 15 Jahren einholen. Aber noch offen- 
s ichtl icher a l s der 1. geriet der 2. FJP von 
Anfang an zur Makulatur. Die Barokraten in den 
Planbaros versuchten zwar durch dauernde Korrek­ 
tu r an den ur sprünq 1 i chen Phan tas i ezah 1 en den 
Eindruck der Ohnmacht zu kaschieren, aber die 
Tatsachen lehrten diesen Meistern des Willens 
stets die harte Wirkl ichkeit kapital istischer 
Gesetze, die sich eben hinter dem Racken der 
Akteure durchzusetzen pflegen. Von einem "GroB­ 
en Sprung" kann übe rhaup t nur im Jahre 1958 die 
Rede sein. Bereits 1959 kommt es zu einer teil­ 
weisen Stagnation; der entscheidende Rackgang 
setzte dann 1960/61 ein. Die Expansion der ln­ 
dustrieproduktion sank von 45% (1958) auf 4% 
(1960). Unter Be rücks l cht l qunq des Jahres 1961 
lag die jahresdurchschnittl iche Wachstumsrate 
der Industrie far die Periode 1958-61 aller­ 
dings bei nur 2%-gegenaber 6% wahrend des 1. 
FJP. (Kosta/Meyer, Volksrepubl ik China, Frank­ 
furt/Këln, 1976, S. 145/6) Die eigentl iche 
Achillesferse dieses "geplanten" Wirrwarrs 
war aber die Landwirtschaft, wo wegen der viel­ 
faltigen Nebenaktivitaten, die den Bauern ab­ 
verlangt wurden, die skurrileLage eintrat, daB 
auf dem Lande far eigentl iche Erntearbeiten 
die Krafte fehlten. Auch schwand der Arbeits­ 
eifer der Bauern unter diesen "sozialistischen" 
Arbeitsbedingungen zusehendst. DaB zeitweise 
auch unganstige Witterungs· rhaltnisse herrsch­ 
ten, ist sicher nicht ganz ohne Belang. Aber 
der Clique um Mao gaben sie vor al lem die ein­ 
zigartige Mogl ichkeit, sich von diesem Desas­ 
ter vor dem Volk wenigstens teilweise frei­ 
sprechen zu lassen. Der groBte Witz bei die­ 
sem ersten eigenstandigen Versuch der chine­ 
sischen Bourgeoisie, nach selbstgewahlten Me­ 
thoden sich zu entwickeln, ist aber die Tat­ 
sache, daB auch hier die Wirkl ichkeit ganz an­ 
dere Daten setzte. Vergleicht mandas Wachstum 

der lndustrieproduktio~ und beracksichtigt 
dabei die beiden Ab t e] lungen Investit ions- und 
Konsumgüterindustrie, ~o geht daraus klar her­ 
vor, daf das Konzept d,,er "Simultanentwicklung" 
- also der proportiont len Entwicklung von 
Landwirtschaft und l radrus t r i e> in der Praxis 
vol 1 ig irrelevant b l iedt. Sogar mehr noch als 
wahrend des 1. FJP lag auch in diesen Jahren 
das Schwergewicht be i <der Entwicklung der 
lnvestitionsgaterindu~Jrie. Dies illustriert 
nur noch einmal z us â tz lich den kapital istischen 
Charakter der chines i~~hen Entwicklung; denn 
was ist der Kapital isRdS anderes ais eine 
auf Akkumulation und n lcht auf Konsumtion ab­ 
gestel lte Pr oduk t i on seœ l s e . Gerade wâhr'end der 
Periode dieses 11Gr0Ben1, Sprunges" bewiesen 
die Maoisten dies Gber~eutl ich: Abgesehen von 
der Sicherung der not1~endigsten Reproduktion 
sollten die chinesisc~~n Massen mit Hilfe 
eines unun te rb roc hen enn ideologischen Tr orn­ 
melfeuers zur maximaB~n Genagsamkeit heran­ 
qezücht e t werden. So v-er suchte man unter der 
zu allen Zeiten geprii~s,enen Devise "Viel ar+ 
be i ten, wen i g kon sumiesren!' das Maxima 1 e an 
absolutem Mehrwert aus..den chinesischen Ar­ 
beitern und Bauern h sr-aus zupr-es sen . DaB dieser 
erste Versuch der ide~logischen Anreize so 
klagl ich scheiterte, l\riangt si cher nicht zu­ 
letzt mit der wachsen~en Gleichgaltigkeit 
der Massen gegenGber clfiesen Parolen ab. Wie 
aberall und zu al len 2'.!eiten kamen diese 
Spruchweisheiten n~mli~h gerade von solchen, 
die selbst schon nact Àer kommunistischen De­ 
vise "Jeder nach se lnesi Bedür f n l s sen" lebten. 
Das k l âq l iche Eingestê:indnis des "gr6Bten 
Marxisten-Leninisten LUnserer Tage" nach dem 
vëlligen Bankrott der s o feurig begonnen 
Sturmphase ist wert, i.,3usfahrlich zitiert 
zu werden: "Der Wegf;a,11 einer allgemeinen 
Planung hat bedeutet, daB wir darauf ver­ 
zichten, die (w l r t s chssf t l l chen ) Kr âf t e 
auszubalancieren. Ube~ Kohle, Eisen und die 
Transportkapazitaten ~u.rden übe r haup t keine 
Berechnungen angestelTit. Kohle und Eisen kënnen 
sich nicht von selbst. b,ewegen, sie müs s en 
in Gaterwagen trarspolll'tiert werden. lch habe 
diese Dinge nicht vor1:=usgesehen. Weder ich 
noch der Premier (ChoUJ) hatten uns zuvor um 
diese Sachen gekLlmmer~. weshalb verstandlich 
ist, das wir von den llflanungsangelegenheiten 
wenig verstanden. le~ ~ill mich nicht entschul­ 
digen, obwohl auch da~ eine Entschuldigung 
ist. lch bin eben niclitlt der Vorsitzende der 
Staatlichen Planurgskc:ll11mission. Vor dem August 
des letzten Jahres halille ich mich hauptsach- 
lich der Revolution g!!l€~idmet, und ich hatte 
keine Ahnung vom Wirt!!5chaftsaufbau und war 
ohne Erfahrung auf dwm Gebiet der industriel­ 
len Planung. ln mein~r Rede im West-Gebaude 
(das West-Gebaude der Pekinger chung-nan-hai­ 
Res i denz) habe i ch ge~0sagt, man sol lte ni cht 
aber me i ne we i se Führ11.11ng sch re i ben. 1 ch habe 
mich um diese Dinge n· icht gekammert, wie kann 
man da von e i ner we is ... en Fahrung reden? Aber Ge­ 
nossen, 1958, 1959 halbe i ch die haup t s âch 1 i che 
Verantwortung qe t r agern, i ch b in der, an den 
man sich halten rnuB. Fraher haben andere 
die Verantwortung get1agen. Jetzt fallt der 
Tadel auf mich, denrn ich habe wirkl ich viele 
Dinge an mich gezogen ". Und er fahrt fort, aber 
die Kampagne zur Stah lerzeugung zu sprechen: 
"Wer hat die ldee von der Stahlkampagne er­ 
sonnen, Go Qing-shi ( Bürgermeister von Shang- 
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hai) oder ich? lch war es. lch habe mit Go ge­ 
sprochen und ihm 6 Mio. t vorgeschlagen. Danach 
habe ich mit anderen geredet, auch Chou hat ge­ 
meint, die Sache sei mogl ich ... Das ganze hat 
uns in eine groBe Katatrophe qe f llhr t ;!' (Rede 
Mao's auf dem 8. Plenum des VI 11 ZK 23. 7. 59(?) 
in: R. Hoffmann, Macs Rebellen, Ha~burg 1977, 
S. 164) 
Dieser Offenbarungseid 1 ieB von Mao's Autoritat 
in den Augen seiner Klasse nicht viel. Er bl ieb 
als Held von Venan die Gal ionsfigur des 
Systems wurde im übrigen seinem "Volk" zur 
gottahnl ichen Verehrung überlassen. Schon auf 
dem 6. Plenum des VI 11 ZK im November 1958 wur­ 
de Mao zum Rücktritt von seinem Posten ais 
Staatsprasident gezwungen. Den Kurs bestimmten 
in den nachsten Jahren immer starker Deng und 
Liu, die a l.s ehemal ige Pa r t e i qânqe r Mao's mit 
wachsendem Fiasko seine scharfsten Kritiker 
wurden. Ein geflügeltes Wort ging damais in 
Parteikreisen um: "Wenn der Vorsitzende Mao 
drei Tage mit Lesen aufhort, kann er Liu nicht 
mehr einholen.11 (R. Mac Farquhar, The Origins 
of the Cultural Revolution, Oxford 1974, S. 6) 
Der Mao-Kult verschleiert meistens die Tat­ 
sache, daB die eigentl ichen Kopfe der chine­ 
sischen Bourgeoisie Liu und Chou waren. 

IV KONSOLIDIERUNGSPHASE (1961 - 65) 

1961 erreichte die Agrarproduktion ihren ab­ 
soluten Tiefpunkt und lag noch unter dem Stand 
von 1953. Man war zu massiven Getreideimporten 
gezwungen, wofür man 1961/62 ca. 360 Mio. US-$ 
aufbringen muBte. Dieses Agrarland wurde durch 
die vorangegangene MiBwirtschaft dazu gezwungen, 
den Anteil der Nahrungsmitteleinfuhren an den 
Gesamtimporten von 1% (1959) auf mehr als 30% 
im Jahre 1961 zu steigern. (U. Simonis, Die En t+ 
wicklung der Volksrepubl ik China, 1949 - 1962, 
Berl in, 1968 S. 147) Wenn man vor leeren Schüs­ 
seln steht, ist alles andere nur Geschwatz. Wie­ 
der einmal muBten die Machthaber in Peking den 
Kurs andern. Nachdem man zuerst auf die for­ 
cierte Entwicklung der Schwerindustrie gesetzt 
hatte und dabei die vernachlassigte Land­ 
wirtschaft überforderte, nachdem man dann auf 
"zwei Beinen gehend "simultan unter dem 
Schlachtruf "Drei Jahre harter Kampf, zehntau­ 
send Jahre Glück" die Massen zur gleichzeitigen 
Entwicklung von Industrie und Landwirtschaft 
angetrieben hatte, war der Schwerpunkt jetzt 
eindeutig vorgegeben. Künftig sollte es nur noch 
heiBen: "Die Landwirtschaft ist die Basis und 
die Industrie ist der führende Faktor." Die 
neue Generall inie der Wirtschaftspol itik hin­ 
sichtl ich des industriellen Aufbaus hieB"Wie­ 
derherstel Jung, Konsol idierung, Verstarkung 
und Verbesserung." Die Lage war in der Tat mehr 
ais prekar. Der chineische Eisenbahnminister 
eroffnete 1962 eine Kaderversammlung mit den 
Worten: "Es gibt wenig zu essen, dafür aber 
viel Unruhe. Das kann nicht mehr lange so dau­ 
ern." (R. Hoffmann, Entmaoisierung in China, 
München o. J., S. 29) 
Auch diese Lektion muBte die chinesische Bour­ 
geoisie einstecken: lm Laufe der kapital isti­ 
schen' Entwicklung stel l en s ich die "Pr opor> 
t ionen" nicht durch die Zauberkraft des Wil­ 
Jens, sonden, durch Wirtschaftskatastrophen her. 
Jetzt kamen wieder vorher verschmahte Prak­ 
tiken zur Geltung: materielle Anreize, Profit 
als ErfolgsmaBstab, Ausweitung des privaten 

Hoflandes und freier Markte, Betonung des Fach­ 
wissens etc. ln der Industrie besetzten wie­ 
der Manager die Konzernspitzen, der Unmut der 
Arbeiter wurde durch ein ausgeklügeltes Sys­ 
tem von Pramien und sonstigen Vergünstigun- 
gen aufgefangen und belebte natürlich auch 
die allgemeine "Arbeitsfreude". Je tz t hatte 
man einen Plan gar nicht erst erstellt. Von 
Planung konnte auch keine Rede sein. Alles hat­ 
te einen provisorischen Charakter und die Be­ 
triebe bekamen meistens nichts anderes ais sog. 
vorlaufige Plane in die Hand, wobei der Pro­ 
zeB der "Planerstellung" haufig erst Mitte 
des Jaufenden "Planjahres" abgeschlossen war. 
ln der Landwirtschaft galten die Prinzipien 
des "Drei Freiheiten und eine Garantie", 
was konkret hieB: freier Markt, freie Privat­ 
parzelle und Eigenverantwortung der Korrmune - 
betriebe für Gewinn und Verlust; "eine Garan­ 
tie" bedeutete die Zusicherung eines bestimm­ 
ten Ertragsanteils für die bauerl ichen Einzel­ 
haushalte. 
Mit diesen Zugestandnissen brachte man die 
Massen zwar wieder an die Arbeit, aber der 
Traum vom baldigen GroBreich war erst mal 
vorbei. GroBere Summen bl ieben in den Tasch- 
en der Bauern und Arbeiter, was die Mehrwert­ 
rate schrumpfen 1 ieB. Der Wegfal 1 "brüderl icher" 
Kredite - vielmehr zahlte China nach Schatzun­ 
gen zwischen 1960 und 1964 über 1 Mrd. US-$ 
an die SU zurück - und die Importe für die 
knurrenden Magen zerrten zusatzl ich am Akku­ 
mulationsfonds. Aber insgesamt gelang den 
jetzt am Schalthebel sitzenden "Pragmatikern" 
ein positiver Schnitt. Die Entwicklung bl ieb 
zwar in den einzelnen Jahren recht unter­ 
schiedlich, das sind eben die Gesetze des 
Kapital ismus, aber die Wirtschaftskrise An- 
fang der 60er Jahre wurde in Industrie und 
Landwirtschaft weitgehend überwunden. Die 
Angst vor sozialen Unruhen saB diesen Arbei­ 
terführern mit ihren feinen Kittel doch zu 
sehr im Nacken, ais daB sie nicht begriffen 
hatten, welche Bombe es zu entscharfen galt. 
Die statistischen Angaben sind allerdings im 
einzelnen ungenau, schl ieBJ ich beruhen sie 
auf Schatzungen, denn die Vertreter des chi­ 
nesischen Kapitals waren von dem Zickzack 
ihrer geplanten Wirtschaft so wenig angetan, 
daB sie seit dem Desaster des "GroBen Sprung 
zurück" keine Statistiken mehr verëffent- 
1 ichten. Weichen auch die Zahlen westl icher 
Spezial isten im einzelnen ab, so zeigen 
sie aber im Schnitt ganz klar, daB von ei- 
ner erweiterten Reproduktion des chinesischen 
Kapitals auch in diesen Jahren keine Rede sein 
konnte. Das Schneckentempo war perfekt: es 
handelte sich in der Tat nur um eine Konso­ 
lidierung des B~standes. Neue lnvestitionen 
wurden in der Regel nicht vorgenommen, 
eine Steigerung der lndustrieproduktion im 
Grund nur durch eine bessere Auslastung be­ 
stehender Kapazitaten erreicht. lnsgesamt 
wurde 1965 der Produktionsstand Ende der 
50er jahre nicht oder nur unwesentlich 
überschritten - wie gesagt, die Zahlen sind 
in dieser Beziehung nicht eindeutig. ln zwei 
Schlüsselbereichen der industriellen Ent­ 
wicklung - Kohle und Stahl - stagnierte der 
AusstoB praktisch bis 1965. Ais Ergebnis 
stand die industrielle Produktion in China 
1965 wenig hoher als 1958, dem ersten Jahr 
des GroBen Sprungs. 
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V KULTURREVOLUTION (1966 - 1969) 

Die Mao-Gruppe war zwar nach der Katastrophe 
des GroBen Sprungs weitgehend ins Abseits der 
chinesischen Pol itik geraten, aber ihr Wider­ 
stand gegen die Praxis der "Pragmatiker" bl ieb 
virulent. Seit dem definitiven Sieg der Liu­ 
Deng-Fraktion hatte Mao durch die von ihm 
l anc i erte "Soz i al i s t i sche Erz i ehungsbewegung" 
(SEB) den Kurs der Wirtschafts- und Gesel 1- 
schaftspolitik zu beeinflussen versucht. Denn 
die SEB hatte kaum etwas mit Erziehung, aber 
sehr vie! mit allgemeiner Hebung der Produk­ 
tivitat durch das scheinbar so probate Mittel 
der Massenmobil isierung zu tun. Anfang 1963 
verscharft sich diese maoistische Bewegung 
gegen die "Revisionisten" und manifestiert 
sich vornehmlich in den zwei Kampagnen "Lernt 
von der Volksbefreiungsarmeee" und "Studiert 
die Worte des Vors i tzenden Mao''. Vor a 11 em 
die Jugend soll wieder im Geist eines selbst­ 
losen Kollektivismus erzogen werden. 
Dagegen sieht d ie l iuistische Fraktion der chi­ 
nesischen Bourgeoisie in den neuen maoistischen 
Radikal isierungsversuchen eine Bedrohung al les 
dessen, was sie seit dem GroBen Sprung aufzu­ 
bauen bestrebt war: einen effektiven Staats­ 
apparat, eine leistungsfahige Wirtschaft und 
ein funktionierendes Erziehungssystem. Sie ist 
nicht bereit, vor den romantischen Utopien 
eines alten Mannes zu kapitul ieren und ver­ 
hindert durch ihre Gegenwehr eine Umsetzung 
der maoistischen Aktionen in die Praxis. Am 
Vorabend der Kulturrevolution, die praktisch 
eine radikalere Fortsetzung der SEB ist, 
sieht sich Mao deshalb weitgehend isol iert. Das 
Pol itbüro bleibt nach auBen hin die Kommandohëhe 
der Partei, wo die maoistischen Krafte nach 
Herzenslust agieren und Politik formulieren kën­ 
nen. Aber wenn es ans Umsetzen geht, verfolgt 
das von liuistischen Kraften besetzte Se­ 
kretariat seine eigene Linie und laBt nur ent­ 
sprechendes durch den bürokratischen Filter. 
Wichtiges lndiz für diese lsolierung Mao's ist 
auch die Tatsache, daB sich Mao für seine dann 
1965;66 betriebene Kampagne gegen das "Haupt­ 
quartier der Bourgeoisie" weder auf die Partei 
noch auf eine andere Massenorganisation stüt­ 
zen konnte, sondern in den "Roten Garden" eine 
neue Organisation schaffen muBte. 
Als offiziel len StartschuB für diese typisch 
maoistische Form von Revolution kann man die 
12-tagige Geheimkonferenz des 11. Plenums des 
VI Il. ZK Anfang August 1966 bezeichnen. Politbüro, 
Sekretariat des ZK wurden neu besetzt, und Lin 
Biao avancierte anstelle von Liu zum zweiten 
Mann in der Parteiführung und zum Nachfolger 
Mao's. Laut verabschiedeter "16-Punkte Resolution 
zur Proletarischen Kulturrevolution" galt es 
hauptsachl ich folgende drei Aufgaben zu er­ 
füllen: 1. die Parteimachthaber, die den kapi­ 
talistischen Weg gehen, zu bekampfen und ihnen 
einen vernichtenden Schlag zu versetzen; 2. die 
reaktionaren bürgerlichen akademischen Auto­ 
ritaten und die ldeologie der Bourgeoisie zu 
kritisieren und 3, Erziehung, Literatur und 
Kunst und aile anderen Teile des Uberbaus um­ 
zuformen. Ferner wurden die "Kulturrevolutions­ 
gruppen" zu legalen und standigen Machtor- 
gan~n der "Kulturrevolution" (GPKR) e rk l âr t 
und beauftragt, die obigen Aufgaben in die 
Tat umzusetzen. Mit Hilfe der "fortschritt- 
lichen Jugendlichen"wolltesich Mao so wieder 

in der Partei durchsetzen. lm Westen sah man vor 
al lem die popul istische Fassade dieser bürger- 
1 ichen Fraktionskampfe um die effektivste Tak­ 
tik für die anstehenden Aufgaben der Kapital­ 
akkumulation. Und vor al lem vom kapital is­ 
tischen Alltag "frustrierte11 Kleinbürger 
sahen i m "Neuen Men schen" Mao' s mit dem S l o- 
gan "Five Togethers" (Gemeinsam arbeiten, 
essen, leben, studieren und Wehrübungen durch­ 
führen) bei al lgemeiner Selbstlosigkeit und 
weitgehender Askese eine Alternative zu die- 
ser "ScheiB-Konsumgesellschaft". Die Mythen 
wuchern und nehmen die Gestalt privater Trau- 
me an, mit der brutal en Wirkl ichkeit haben 
sie nichtszu tun. Diese Revolution von oben 
wurde durch Dekrete eroffnet und wieder per 
Dekret beendet. Von sozialer Umwalzung war 
zu keinem Augenbl ick die Rede - im Gegen- 
teil. Bei der Suche Mao's nach der verlorenen 
Unschuld des Partisanen von Venan, bl îeben 
die breiten Massen ganz im Gegensatz zu dem 
oft gehorten Geschwatz von Anfang an wohl- 
weisl ich ausgeschlossen. Hier wurden auch 
die sonst so radikalen Maoisten nervos: 
Die Arbeiter und Bauern sollten arbeiten, 
das war ihr Beitrag zur Revolution. Leit­ 
artikel und pol itische Kommentare scharfen 
dies dem "Volk" immer auf's neue ein. "Die 
breiten Massen der Arbeiter und Bauern sol­ 
len den revolutionaren Eifer, den sie aus 
der kulturrevolutionaren Bewegung gewonnen 
haben, dazu verwenden, die Produktions­ 
arbeit voranzutreiben." Bei den Massen gehe 
es darum, "auf dem Posten· zu bleiben und 
aile Energien einzusetzen, um die industri­ 
elle und landwirtschaftliche Produktion zu 
erhëhen ;!' (Ren-min re-bao, 14. 9, 66) 
"Revolution" und radikale Kritik habe tun- 
1 ichst vor den Werktoren und den Volkskom­ 
munen hait zu machen. Der Arbeitsplatz lag 
eben auBerhalb ·des "r evo l ut lcnâr en" Sek­ 
tors. ln Shanghai, dem industriellen Zen­ 
trum des Landes, beschrankt sich die Kul­ 
turrevolution deshalb auf die Züge einer 
reinen Produktionskampagne. Der Versuch, die 
arbeitenden Massen, anderslautenden Parolen 
zum Trotz, auf strenge Leistungsdisziplinen 
zu verpflichten und von jeder revolutionar­ 
destruktiven Aktion fernzuhalten, findet 
sich im landwirtschaftl ichen Bereich noch 
ausgepragter verwirklicht. Anders ais zu Zei­ 
ten des GroBen Sprungs will auch Mao hier 
von Experimenten nichts mehr wissen. 
So gibt die "GroBe proletarische Kul tur­ 
revolution" das typische Bild einer maois­ 
tischen, sprich bürgerlichen Massenkampagne. 
Wo man hinsieht, erblickt man eine Revolution 
ohne Revolutionare: eine Bewegung, die zwar 
propagandistisch die Totalitat der Gesell­ 
schaft erfaBt, in Wirkl ichkeit aber aile 
wirtschaftlich wichtigen Bereiche aus der 
Unruhe ausspart. 
Die Schulen und Universitaten schlieBen und die 
Jugend sich austoben lassen, um sie ais Mano­ 
vermasse im bür~erlichen Flügelkampf zu benut­ 
zen, ist eine Sache, aber die Produktion in 
Landwirtschaft und Industrie auf's neue zu ge­ 
fahrden, eine andere. Die groBte Sorge dieser 
Regisseure einer künstlichen Revolution bestand 
deshalb darin, daB sich ihre "radikalen" Schütz- 
1 inge in die Fabriken verirren k5rinten. Deshalb 
galt ais Richtl inie: "Weder Schülern noch 
Studenten ist es gestattet, als Rotgardisten 
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in die Fabriken und die Dorfer zu gehen, um 
die Revolution anzufachen und die dortigen Or­ 
gane in die Hand zu nehmen." (ebd.) Alle Ver­ 
suche, die Produktionstatten in die Aktivitaten 
gegen die Liu-Fraktion einzubeziehen, werden 
von der Kulturrevolutionaren Gruppe (KRG), dem 
maoistischen Machtzentrum, systematisch be­ 
kampft. Ais tausende unruhiger Arbeiter aus 
Shanghai die Arbeitsplatze verlassen, um nach 
Peking zu fahren,gelang es erst Zhang-Chun­ 
qiao, dem dortigen wichtigsten Mann Maos, in 
Jangwierigen Verhandlungen, einen Massenexo- 
dus mit seinen katatrophalen Folgen für die 
immer noch geschwachte chinesische Wirtschaft 
zu vermeiden. Se l bs t der "1 inke" Chen Bo-da, 
dama] iger lntimus Mao's, schickte ein Tele­ 
gramm an die Leitung der rebellierenden Arbei­ 
ter:"!ch kann eure Begeisterung verstehen, 
nach Peking zu kommen. Es ist gut, wenn ihr an 
der Kulturrevolution teilnehmt. Aber ihr müBt 
auch den Anordnungen des Vorsitzenden Mao und 
des ZK Folge leisten. ln dieser Angelegenheit 
sind zwei Prinzipien im Spi el, und das sekun­ 
dare muB sich dem primaren unterordnen. Ais 
Arbeiter ist eure Hauptaufgabe zu arbeiten. Die 
Teilnahme an der Revolution ist ledigl ich zweit­ 
rangig. Deshalb müBt ihr an den Arbeitplatz 
zu rückkeh ren." (Shanghai e r Wandze i tung v. 13. 
11. 66, zitiert bei Hoffmann, Maos Rebellen, 
S. 24) So hat noch jeder Kapitalist zu allen 
Ze i ten zu "se i nen" Arbe i tern gesprochen. 
Aber diese nervose Sorge um die Arbeitsdis- 
zipl in hat noch einen tieferen Grund. Der Schock 
des GroBen Sprungs hatte selbst Mao kuriert. ln 
der Wirtschaftspolitik wollte man sich jetzt 
auf keine radikalen Experimente mehr einlassen. 
Allen demagogischen Parolen vom "Kampf zweier 
Linien" zum trotz hatte auch Mao wesentl iche 
Te ile des wirtschaftl ichen Rekonstruktions­ 
programmes nach 1960 mitformul iert und mitver­ 
antwortet. 
Als der Widerstand der Bürokratie in Peking und 
den teilweise recht selbstandig verwalteten Pro­ 
vinzen einen schnellen Streichgegen die anti­ 
maoistischen Krafte unmogl ich machte und gegen 
Ende 1966 die Mao-Fraktion wieder in weitgehen­ 
der Isolation sich befand, versuchte die KRG 
al lerdings eine letzte Radikal isierung ihrer Ak­ 
tionen gegen die Partei durch Mobilisierung 
proletarischer Elemente mittels Revolutionarer 
Rebellen (RR). Und mit diesen auf den Plan ge­ 
rufenen Kraften wird die Geschichte in der 
Tat interessant. Die RR reprasentieren im we­ 
sentl ichen drei Gruppen des chinesischen Pro­ 
letariats: 1. die sog. Arbeitsdienstleute, 2. 
die Vertragsarbeiter und 3. Jungarbeiter. Dazu 
zahlen - aber gesondert organisiert - insgesamt 
noch Landarbeiter und arme Bauern wie entlasse­ 
ne Soldaten, die gewohnl ich schlecht AnschluB 
in ziviler Arbeit fanden. 
Um die gewaltigen chinesischen Massen zu ban­ 
digen und wegen der geringen Mogl ichkeiten auf 
Grund mangelnder Akkumulation, die zahlreichen 
Schulabganger in den Stadten ZU beschaftigen, 
wurden permanent junge Menschen in die Kommu­ 
nen oder auf Staatsfarmen des Hinterlandes ge­ 
schickt, um dort a l s billige Arbe l t skr âf t e aus­ 
gebe~tet zu werden. Nur wer die überstrengen 
Prüfungen zur Oberstufe schaffte, konnte sich 
eine Chance ausrechnen, in der Stadt zu bleiben. 
Für die anderen aber gab es nur den Weg in die 
Dorfer. Die Selektion vol lzog sich nach der De­ 
vise: "Die Besten gehen ins Studium, die Guten 

in Fabrik und Büro, der AusschuB verzieht sich 
aufs Land. "Es waren denn auch gerade die Ar­ 
beiterkinder, die ihren Traum von einem bes­ 
seren Leben so schnode behandelt sahen. Dage­ 
gen durchliefen die Kaderkinder den glatten 
Weg von Eliteschulen. Also auch in dieser 
Hinsicht nichts neues unter der scheinbar 
so roten Sonne Chinas. Diesen 11Bauernhelfern" 
gab die Kulturrevolution die einmalige Chan­ 
ce, wieder in die Stadte zu ziehen und einen 
wichtigen Teil der "antiautoritaren" Be­ 
wegung der RR zu bilden. Nach der Niederla- 
ge im Jahre 1967 wurden sie aber wieder 
schleunigst zurück verfrachtet - wenn auch 
hâuf iq jetzt in Arbeitslager. lnteressant fiir 
die soziale Wirklichkeit dieses scheinbar so 
einmal igen Modellfalles China ist auch die 
2. Kategorie. Ais die chinesischen Kapi- 
tal isten die Lohne der Arbeiter im al lge­ 
meinen für zu hoch betrachteten, aber wegen 
der Gefahr des passiven Widerstandes keine 
offene Lohnsenkung wagten, schufen sie ein~ 
fach einen neuen Typ von Arbeiter - eben 
den Vertragsarbeiter. Ursprüngl ich als 
Bauernarbeiter entstanden, der je nach 
Saison in der nahen Stadt arbeitete, ver­ 
selbstandigte sich diese Kategorie und wur- 
de von der Bourgeoisie bewuBt institutiona- 
1 isiert. Dieser Arbeiter genoB gewohnl ich im 
Gegensa tz zu se i nem "regu la rem" Ko 1 1 egen 
keinerlei arbeitsrechtl ichen Schutz, konnte 
somit jederseits gefeuert werden. Der chi­ 
neische Manager verfügte also jetzt über 
die Moglichkeit, den Kostenfaktor Arbeits­ 
kraft je nach Geschaftsverlauf disponibel 
zu halten. Angebote aus dem verelendeten 
Landproletariat gab es zur Genüge. Dieses 
sog. zweistufige Arbeitssystem brachte al- 
so hinsichtl ich Kostenersparnis und Flexi- 
bil itat dem Kapital einen wichtigen Spiel­ 
raum. 
Die dritte Gruppe stellten die Lehrl inge 
und Jungarbeiter, die ein besonderes Ge­ 
wicht bekommt , wenn man weiB, daB 1965 
ca. 60% aller Chinesen unter 25 Jahren 
alt war. lhre Arbeitsbedingungen erwiesen 
sich in der Real itat als besonders mies. 
Schlecht bezahlt und schikaniert, erfuh- 
ren sie tagtagl ich, daB ihre Beschafti- 
gung mehr ein polltischer Gnadenakt war, 
damit sie nicht auf der StraBe herumlun­ 
gerten. Einmütig ist daher die Klage der 
jungen Arbeiter über die entwürdigenden 
Bedingungen, die ihre Ausbildung umgeben. 
Daneben erhob sich der Unmut auf dem Lande. 
Die Bauern wurden durch die Zugestandnisse 
der Konsol idierungsphase zwar teilweise 
befriedet, aber insgesamt ergaben sich 
neue Probleme. Der Trend zum Privatland 
und beschrankter Marktwirtschaft hatte das 
chinesische Dorf sehr bald sozial auseinan­ 
derdividiert. Die Leistungsschwacheren wur­ 
den von den Leistungsstarkeren an die Wand 
gedrückt, die "armen Bauern" und die Land­ 
arbeiter wurden zunehmend Opfer dieses Sys­ 
tems. Daneben nahmen generell die bauer­ 
Jichen Proteste gegen die staatlichen Zwangs­ 
abgaben zu. Man spürte sehr deutl ich, daB 
mit der Arbeit der Bauern ein GroBteil des 
stadtisch-industriel Jen Sektors finanziert 
werden muBte. Mit der Kulturrevolution und 
der allgemeinen Schwachung der Staatsstruk­ 
turen wurden die Proteste vol! ig frei arti- 
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kuliert. So heiBt es z. B. bei Bauernrebellen 
aus dem Hinterland Shanghai1s: "Die St âdt e 
leben in Saus und Braus, dort ist Geld und 
soziale Sicherheit. ln Fabriken und Büros 
gibt1s zwei Wochen Ferien im Jahr, wenn nicht 
mehr. Warum ist das mogl ich? Weil wir für sie 
arbeiten, weil unsere Arbeit zu niedrig ange­ 
setzt l s t!'. (Hoffmann, Maos Rebellen, S. 65) 
DaB man mit sol cher Mental itat den Staat und 
die Wirtschaftsbehorden betrog, wo man nur 
konnte, versteht sich von selbst. Mao person- 
1 ich hat auf dem X. Plenum Beschwerde darüber 
geführt, daB immer wieder groBe Mengen von Ge­ 
treidefrüchten verschwinden und dem freien 
Markt zugeführt wurden. 
Diese aggressive Stimmung in Stadt und Land zu­ 
mindest bei den offen Benachteil igten dieser 
chinesischen Marktwirtschaft ergab ein explo­ 
sives Gemisch: Stadtische Rebellen mobil isier­ 
ten das Dorf und radikalisierte Landarbeiter 
und arme Bauern stromten in die Kampfverbande 
der Stadtrebellen, um sie in entscheidenden 
Gefechten zu unterstützen. Gerade auf dem 
Land machte sich der Unmut auf breiter Ebene 
Luft: die zentralen Organe hatten sie in ein 
Diensthaus gesteckt; ihren lnteressen wâ r e 
generell besser gedient, wenn die Kommunen 
Wirtschaft und Markt auf eigene Rechnung be­ 
trieben, ohne dem Akkumulationsbedürfnis des 
Staates Abgaben machen zu müssen, dessen ver­ 
sprochene Zukunftsvision man sowieso nicht 
mehr erleben werde. Und für die gangige Apo­ 
logie ist Mao der geniale Bauernführer, der 
nur wieder das "Glück für die grëBtmogl iche 
Zahl" - so schon Adam Smith, der Ahnherr die­ 
ser kapital istischen Bauerfanger - im Auge 
habe, 
Wie gesagt, diese unruhigen Geister wurden an­ 
fangs von der maoistischen Fraktion bewuBt ak­ 
tiviert, weil sich die studentischen Roten 
Garden ais zu lasch erwiesen. Aber bald sollte 
sich für diese Techniker einer verordneten Re­ 
volution erweisen, daB man sehr gefahrl iche 
Geister geweckt hatte, und man war das ganze 
Jahr 1967 vollauf damit beschaftigt, diese sich 
zunehmend radikalisierenden Teile des Prole­ 
tariats wieder zu befrieden. lmmer klarer trat 
der antagonistische Gegensatz zwischen den 
Machthabern in Peking und diesen proletarischen 
Rebel len zu Tage. lmmer offener wurde· von letz­ 
tern generell die Machtfrage gestellt, und 
letztl ich ging es ihnen dabei nicht wie der 
Mao-Clique um die Ausbootung einer konkurrie­ 
renden Fraktion, sondern wenn auch konfus und 
verzweifelt um die soziale Urnwalzung schlecht­ 
hin. Sicher wird den Herren in der Pekinger 
Zentrale der Kulturrevolution die Tonlage "ih­ 
rer" Schützlinge schrill in den Ohren geklun­ 
gen hab en: "Ni cht e in oder zwe i so 11 en gehen, 
dazu haben wir die Rebell ion nicht gemacht, 
auch alle anderen Vorgesetzten sollen ver­ 
schwinden!" Oder: "Alle Betriebsleiter und 
Chefs, aile Direktoren und Werkmeister sollen 
zum Teufel gehen! All die Bonzen in Partei und 
Verwaltung haben an der produktiven Arbeit 
sowieso nicht teilgenommen. Für jeden Arbeits­ 
~ang gibt es zwei Meister und einen Sekretar, 
die der Sache nur zuschauen. Jetzt, wo wir 
die Macht haben, wird sich die Angelegenheit 
gründl ich ânde rn'". (Hoffmann, S. 68) 
Dabei ergibt das Spektrum der RR ein buntes und 
verwirrendes Gemisch verschiedener Organisa­ 
tionen und ad-hoc-Grüppchen, die nur selten 

eine Koordinierung untereinander herstellen 
kônnen , lhren programmatisch klarsten Aus- 
d ruck fi ndet man in dem Konzept der "Kommune 
von Shanghai 11, die i m Wesen e in Verband au­ 
tonomer Aktionsgruppen sein sollte, die sich 
auf ihre jeweil igen Produktionsstatten stützen. 
Letztes Ziel der Kulturrevolution und der Re­ 
bellenbewegung sollte nach den Verlautba­ 
rungen ihrer radikalen ldeologen eine voll ige 
Neuordnung des Landes sein, die China zu ei­ 
nem "Verband von Kommunen "umformt, zu 
einem Bund, der alle Gewalt bei den Basis­ 
einheiten belaBt, die als sich selbstver­ 
waltende Gemeinden und Betriebe dargestellt 
werden. Hier haben wir in Theorie und Praxis 
genau jenes anarchistische Gedankengut, daB 
ein pol itisch unreifes und von einem klein­ 
bürgerl ichen Meer umgebenes Proletariat noch 
stets in die lrre geleitet hat, wobei ange­ 
sichts des Schindluders, daB die Maoisten 
mit den revolutionaren Prinzipien des Marxis­ 
mus treiben, solche linksradikale Reaktionen 
ohnehin auftreten müssen. 
Ais es in dieser radikal aufgeheizten Atmos­ 
phare Januar 1967 zu heftigen Arbeiterauf­ 
standen in den wichtigsten Stadten, vor al lem 
in Shanghai, kam, die die ersten groBen Auf­ 
stande seit den Kampfen von 1925/27 dar~ 
stellten, erklarte die maoistische Bourgeoi- 
sie die "Revolution" sofort für beendet. An­ 
gesichts dieser sozialen Bedrohung von unten _ 
vergaB man schnell den Machtkampf an der Spitze. 
Sobald eine Bourgeoisie sah, daB eine von ihr 
lancierte Bewegung ihre sozio-okonomische Grund­ 
lage generel I in Frage stellte, war sie noch 
immer zu jedem KompromiB untereinander be- 
reit gewesen und zu jeder Schandtat gegen- 
über dem Proletariat. Mit allen mogl ichen 
Tricks versuchte man, die besser gestel lten 
Arbeiter (eine Art chinesischer Arbeiter­ 
aristokratie) bei der Stange zu halten und 
gegen die radikal isierten Te ile aufzuhetzen. 
Es war sicher auch eine zentrale Schwache 
dieser anarchistischen Praxis, daB sie es 
nicht zuletzt wegen ihrer revolutionaren 
Ungeduld und ihres radikalen Egal ismus (z. 
B. Forderung nach Abbau der hoheren Arbeiter­ 
lohne) nie verstand, diesen Teil des Pro­ 
letariats an sich zu binden. So hatte die 
Bourgeoisie durchweg leichtes Spiel. Ein 
Teil des Proletariats wurde gegen das andere 
gehetzt, und den Rest besorgte das all­ 
gegenwartige Mil itar. ln teilweise blutigen 
Schlachten raumte man mit diesen anarchis­ 
tischen Rebellenverbanden auf, die in der 
Stunde des Kampfes zwar ihre wilde Ent­ 
schlossenheit unter Beweis stellten, aber 
in stolzer Selbstüberschatzung l ieber 
einzeln untergingen, ais sich gegen eine 
massive Ubermacht vereinten. 
Bei alledem gingen Wirtschaft und lnfra­ 
struktur einer raschen Auflosung entgegen. 
Die industrielle Produktion war von De­ 
zember bis Ende Januar 1967 auf einen Punkt 
gesunken, wo sie dem allgemeinen Kollaps 
entgegensah. Durch Kampfeinwirkungen oder 
Sabotage wurden gerade in den modernsten 
Anlagen gewaltige Schaden verursacht. 
Wollte man nicht einem zweiten Desaster 
entgegengehen, muBte man bremsend ein­ 
greifen. Und hier erwies die Mao-Fraktion 
durchaus ihr Geschick. Ahnl ich wie der re­ 
volutionare Rategedanke in Deutschland nach 
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dem 1. Weltkrieg von der Bourgeoisie zwecks 
Restauration der Verhaltnisse in den stande­ 
staatl ichen Rategedanken umgemanzt wurde, 
so machte die chinesische Bourgeoisie aus der 
anarchistischen Kommune das ordnungsschaffende 
"Revolutionskomitee". ln Shanghai und Shansi, 
lndustriezonen, wo die Kampfe am heftigsten 
tobten, wurde dieses Befriedungsmodell mit 
Gewalt von den Militars installiert und als 
rettender Gedanke von Mao abgesegnet. Diese 
Ereignisse vom Februar 1967 brachten die ent­ 
scheidende Wende: Die gesel lschaftl ich wichti­ 
gen Krafte - gemaBigte Arbeiter und bislang 
attackierte Kader - wurden unter der einigen­ 
den rn i l l t âr l s chen Klammer als "Dreierallian­ 
zen" zusammengefaBt. Alles was danach bis zum 
9. Parteitag vom April 1969 geschah, war dann 
sekundar. Zwar muBten die radikalen Krafte in 
teilweise wilden und blutigen Gefechten noch 
ausgeschaltet werden, aber in diesen"Februar­ 
s türmen" wurden letztl ich schon die entschei­ 
denden Daten far die spatere Entwicklung ge­ 
setzt. Die Rebellenwurdenals konterrevolu­ 
tionar bekampft und es waren die ehemals als 
"kapital istisch" angegriffenen Bürokr a ten , 
die im anstehenden ProezB der Konzentration 
aller Krafte wieder das Heft in die Hand nah­ 
men. 
Obwohl far die Phase der Kulturrevolution 
offensichtl ich wieder ein Fanfjahrplan ange­ 
setzt war, kann von einer planmaBigen Len- 
kung der Wirtschaft natarl ich k~ine Rede sein, 
was bei den pol itischen Unruhen auch nicht ver­ 
wundert. Dagegen beschrankte sich die "zentrale" 
Planung von nun an aberwiegend auf die Vorgabe 
quantitativer Ziele far die Provinzen und 
aberlieB im abrigen diesen die konkrete Aus­ 
fahrung. Wegen der raschen Intervention der 
Armee konnte die wirtschaftl iche Lage sich bald 
wieder konsolidieren. Nur 1967, dem Jahr der 
blutigen Niederwerfung der Rebellenbewegung, 
war die Produktionstatigkeit gehemmt, weswe- 
gen die Phase der Kulturrevolution insgesamt 
eine eher stabile Entwicklung aufweist. ln der 
Landwirtschaft hatte sich aber mit einem durch­ 
schnittl ichen Wachstum von 1% bei einem ca. 
2,3%igem Bevolkerungsanstieg die Ernahrungs­ 
lage gegenaber der Konsol idierungsphase wieder 
klar verschlechtert. 

VI NACH DER KULTURREVOLUTION (1970 - 1977) 

Nachdem sich mit der 11Niederlage11 der Viererban­ 
de genannten Fraktion der Bourgeoisie die kul­ 
turrevolutionaren Nachwehen gegeben haben,zeigt 
sich von neuem klar wie ein pragmatischer Kurs 
der im Grund vom populistischen Geschwatz nur 
zeitweise aberlagert und deswegen nicht scharf 
kenntlich war. Noch Altmeister Chou setzte mit 
seinem Programm der "Vier Modernisierungen" in 
Landwirtschaft, Industrie, Rastung und Wissen­ 
schaft die entscheidende Perspektive. Kurzfris­ 
tig bis 1980 soll China nach den aktuellen Vor­ 
stellungen seiner Bourgeoisie weitgehend auf 
die Beine kommen, um langfristig bis zur Jahr­ 
hundertwende in den erlauchten Kreis der ent­ 
wickelten kapitalistischen lndustrielander auf­ 
gestiegen zu sein. Aber die Aufgabe ist sicher 
nach wie vor gewaltig, lebten doch Mitte der 
70er Jahre noch rd. 80% aller Chinesen auf dem 
Lande, wovon etwa rd. 75% im Agrarbereich 
beschaftigt sind. Dabei hat die staatliche 
Kontrolle d I-e chinesischen Massen wieder voll 

im Griff, denn nur aus ihrer Ausbeutung lassen 
sich diese anvisierten Perspektiven aberhaupt 
real isieren. Wie weit al lerdings die Wunschvor­ 
stellungen der chinesischen Bourgeoisie jetzt 
real istischer sind, muB angesichts vergan­ 
gener Erfahrungen mehr als offen bleiben. Je­ 
denfalls wird die immer starker vorgenommene 
pol itische wie wirtschaftl iche Hinwendung 
zum kapital istischen Westen -eine geschichtl ich 
determinierte Entwicklung, die wir seit 1949 
prognostizierten - kaum die chinesischen Hoff­ 
nungen befriedigen konnen. lm Grunde sind wir 
wieder beim Anfang des 1. FJP, nur mit einem 
anderen kapital istischen Block als "Pe r tne r ", 
DaB sich der Westen gierig auf den "Hof fnunqs - 
markt11 China wirft, ist bei seiner Absatz­ 
misere nicht erstaunl ich. Aber auch hier muB 
sich der Warenaustausch profitbringend zu 
Buche schlagen. Die Zeit der 60er Jahre hat 
dem chinesischen Kapital klar gezeigt, daB 
die nach dem Bruch mit RuBland heroisch ge­ 
wahlte 11Unabhangigkeit11 keine Tugend sein 
kann und kaum mehr als Stagnation einbringt, 
nachdem die Entwicklung der Produktivkrafte 
eine lntegration in den Weltmarkt erzwingt. 
Das Rezept der radikalen Mao-Fraktion, Selbst­ 
genagsamkeit mit einem stimulierenden Popu­ 
lismus zu verbinden, ist jedenfalls grand- 
1 ich gescheitert. Natarl ich hat Protek­ 
tionismus und Autarkie nicht ausschl ieB- 
1 ich etwas mit ldeologie zu tun, sondern 
ist ein durchaus reales Entwicklungskon- 
zept jedes jungen Kapitals und wurde einst 
nach dem Motte des damal igen Heroen der 
deutschen Bourgeoisie, Friedrich List, der 
die Devise "Be s chr ânkunq ist das Mittel, 
Freiheit ist das Ziel" beim Kampf gegen die 
engl ische Vorherrschaft in Theorie und Praxis 
angab, auch eifrig praktiziert. Zwar konnen 
hier keine umfassenden Bemerkungen zu diesem 
Komplex gemacht werden, aber nach dem bis- 
her dargelegten laBt sich eins jedoch fest­ 
halten. Wendet man seinen Blick weniger auf 
die verwirrende Szenerie volkstamlich uni­ 
formierter Marschbrigaden und einer schein- 
bar mit allen 11marxistischen11 Kniffen arbeiten­ 
den "r evo lu t i onê r en'" Fahrung, ais auf die 
materiellen Bedingungen des Ablaufs einer 
gewaltigen lndustrial isierungskampagne 
unter "national-sozial istischem"Getëse, dann 
l ô s t sich dast'Rât se l China" bald als das auf, 
was es ist:Eine bargerlich-kapitalistische Ge­ 
waltkur, um unter weitgehend autarken Bedin­ 
gungen eines nationalen Entwicklungsweges 
die ursprangl iche Akkumulation als Voraus­ 
setzung einer funktionierenden kapital is­ 
tischen Wirtschaft durchzuboxen./Nur unter 
den Bedingungen der stal inistischen Konter­ 
revolution mit ihrem Konzept eines "Sozia- 
1 ismus in einem Land" war dieser totale 
Sieg bargerlicher Denkungsart aber den re­ 
volutionaren Marxismus aberhaupt mogl ich. 
Natarl ich drapiert sich die jeweil ige, 
eben auch die chinesische Bourgeoisie mit den 
gerade passenden Federn, um von ihrem zentra­ 
len Problem abzulenken. Als kleine, erst mit 
der Durchsetzung der Kapital ismus im Bildungs­ 
prozeB sich befindende Klasse braucht sie na­ 
tür l ich das 11Volk11 als Bandnispartner im Kampf 
gegen die Feudalen und gegen das internationale 
Kapital. Das "Volk" gilt es also zu mobil isieren 
gegen einen vermeintl ich gemeinsamen Feind, 
ohne das dieses "Volk" merkt, wohin die Fahrt 
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geht - naml ich in die Diktatur der Bourgeoisie. 
Gerade angesichts der wütenden Gegnerschaft der 
schon entwickelten Kapitale, die nur darauf war­ 
ten, dem Neuankommling unter dem Sturmruf der 
"freien" Marktwirtschaft und des "freien" Welt­ 
handels bzw. des "proletarischen lnternationa- 
1 ismus" eine Lektion zu erteilen, kann aile 
lndustrial isierung aber nur gelingen, wenn man 
unter groBtmogl icher Aufbietung der staatl ichen 
Gewalt alle sozialen Konfl ikte verhindert, und 
die so zwangsweise geschmierte "Volksgemein­ 
schaft" auf die Ste i gerung der Produkt i kr âf'> 
te konzentriert. "Freiheit, Gleichheit, Brüder- 
1 ichkeit" war der Schlachtruf der franzosischen 
Bourgeoisie, die der Welt ihr neues Programment­ 
gegenschrie. ln einer al lerdings komplexeren Lage 
- wir sind natürl ich nicht mehr im 18. Jahrh. - 

spielt diese Rolle der Maoismus, ais eifrig 
gepredigter nationaler "Sozial ismus". Und ohne 
Zweifel ist dies einer der Hauptgründe, weswe­ 
gen sich eine im Aufbruch befindliche Bourgeoi­ 
sie in ihrem Kampf gegen das imperialistische 
Entwicklungsmodell à la USA ("Entwicklungshilfe" 
und Direktinvestition beim Preis der Aufgabe 
eigener Souveranitat und letztlich zu fremdem 
Nutzen) mit a lien mogl ichen Formen von "Sozia- 
1 i smus" afr i kan i scher, as i at i scher., l ate i namer i­ 
n i scher und eben auch maoistisch-chinesischer 
Pragung drapiert. Hier gibt es dann bekanntlich 
keinen Klassenkampf mehr, sondern nur noch den 
antiimperialistischen Kampf, der natürl ich das 
ganze "Volk" angeht. Dieses Modell hat unter 
den heutigen konterrevolutionaren, d. h. jede 
proletarische Organisation mit revolutionar­ 
marxistischer Zielsetzung verhindernden Bedin- 
gungen gewiB seine sichtbaren Erfolge 
gezeigt - wie aber auch gerade im untersuch- 
ten Fall Chinas seine Grenzen. Auch in China 
geht der soziale ProzeB stetiger Enteignung 
und Trennung der Produzenten von ihren Produk­ 
tionsmitteln nicht ohne Brüche über die Bühne und 
trotz aller strahlender Bilder ist Lohnarbeit 
auch in China Lohnarbeit und Ausbeutung eben 
Ausbeutung. Maos Bild vom "neuen" Menschen ist 
gründlich gescheitert.Dieses Produkt ist auch 
ihm nicht gelungen, naml ich die Verwirkl ichung 
des alten bourgeoisen Traums nach einem Arbeits­ 
tier, das genügsam, willig, fleiBig usw. viel 
arbeitet und wenig konsumiert, um angesichts 
allgemeiner Unterentwicklung zu einer erkleck- 
1 ichen Ausbeùtungsrate zu kommen, die zur An­ 
kurbelung der lndustriùlisierung notwendig ist. 
lm Traum der Mao-Fraktion ware in der Tat die 
Kunst der Bourgeoisie, aus ihrem Proletariat das 
Letzte rauszupressen, auf die Spitze getrieben 
worden. 
Dieses Konzept ist aber nicht erst seit gestern 
tot. Schon Jangst praktiziert auch das chine­ 
sische Kapital einen pragmatischeren Weg der 
"vol len Magen", eben weil sich gerade das 
chinesische Proletariat nicht auf eine gleich­ 
sam hypnotisierte Arbeitsmaschine reduzieren 
laBt. Der Chinese hatte bekanntl ich noch nie 
groBe rel igiose Anwandlungen und war immer den 
diesseitigen Freuden zugetan. 
Das Konzept der "Rad i ka 1 en", das nach i nnen 
"Vblksgemeinschaft" und "Klassenlosigkeit" durch 
standige ldeologisierung und dem Gemeinwohl 
verpflichtende Parolen glaubte herstellen zu 
konnen und nach auBen Autarkie und Protektio­ 
nismus streng betonte, ist mit Mao, der schon 
seit Jangerem kaum mehr was zu sagen hatte, 
endgültig gestorben. Und daB die "Shanghai- 

Mafia" so sang- und klanglos verschwinden 
konnte, ist sicher nicht ein lndiz für den 
opportunistischen Charakter der "Massen", die 
jeweils dem starkeren zujubeln. Sondern hier 
zeigt sich mehr oder weniger offen, gleich- 
sam instinktiv die starke innere Ablehnung 
einer Pol itik, die immer groBere Leistungen 
abfordert und mit Phrasen allein bezahlt. Sicher 
bilden ldeologie, nationale und patriotische 
Anstachelung der Arbeiter und Bauern zu immer 
groBerer Mehrarbeit auch Zierwerk der "Prag­ 
matiker", wie die zweite Fraktion der chine­ 
sischen Bourgeoisie meist bezeichnet wird. 
Aber sie widerspiegeln gleichsam die materi­ 
ellen Bedingungen eines gewissen quantita- 
tiven Niveaus der Produktivkrafte, daB nicht 
so einfach unter dem Motto der Aufhebung von 
Hand- und Kopfarbeit, der kollegialen Verwal­ 
tung und dem Glauben, daB die "Revolution" 
gleichsam automatisch zur Produktionssteige­ 
rung führen wird, weiterhin erfolgreich wei­ 
terzutreiben ist. lnnenpolitisch hat auch die 
Bourgeoisie in China es mit einer wider­ 
spenstigen Bauernschaft und einem radikaleren 
Proletariat zu tun, ais den von offizieller 
Propaganda Eingelullten scheinen mag. 
Trotz al lem heroischem Geschwatz der Maoisten, 
die aus dem Zwang zur relativen Autarkie eine 
Tugend glaubten machen zu müssen, brachte 
diese Phase auch nur Stagnation und Krise. 
Nur das krasse Niveau der Unterentwicklung 
bewahrte China durchweg vor der Katastrophe. 
Sowenig wie man die wirtschaftl iche Basis 
von Subsistenzwirtschaft und Kleinproduktion 
in einen "Plan" zwingen konnte, - weshalb 
es China im Gegensatz zum stal inistischen 
RuBland nie zur stolzen Fassade der Fünf­ 
jahresplane brachte - , sowenig konnte China 
auf Grund dieser Rückstandigkeit in Wirt­ 
schaftskrisen versinken. Was sich trotzdem 
ereignete, war si cher nicht gering. Aber al Je 
Krisen wurden von der breiten bauerl ich-hand­ 
werkl ichen Struktur aufgefangen, weswegen man 
sich relativ rasch erholte, aber auch kaum 
je recht vom Flecke kam. Man Jernte die Lektion 
und wand sich zum Westen, wurde praktisch 
"Quasialliierter" der USA. Ob sich das aus­ 
zahlt, ist noch nicht sicher. Aber Chou und 
Deng war es klar, daB ihre "Jahrhundert-Vi­ 
sion" nicht unabhangig umzusetzen war. Es 
handelt sich um das im 2. Teil dieser Reihe 
kritisierte Konzept von Sun-Vat-Sen. 
Nach diesen Vorstellung kommt den westl ichen 
Kapital isten in der Tat eine bedeutende 
Rolle zu. Das heiBt aber andererseits nicht, 
daB die chinesische Bourgeoisie jetzt weniger 
national auf Unabhangigkeit bedacht ware. 
DaB sich ein weniger entwickeltes nationales 
Kapitals von der starkeren Konkurrenz al i­ 
mentieren JaBt, war in der Geschichte die 
Regel. Doch ist dieser ProzeB heute ange­ 
sichts der Saugkraft des imperialistischen 
Kapitals traumatischer denn je. Sollte China 
mit "Hilfe" des Westens die stockende Kriech­ 
spur seiner bisherigen Entwicklung verlassen 
konnen, um den Weg einer stürmischen ln­ 
dustrialisierung einzuschlagen, dann nur 
unter ungeheuren sozialen Spannungen und Wirt­ 
schafskatastrophen - und damit auch Kampfen 
innerhalb der Bourgeoisie. Demgegenüber wer­ 
den sich die bisherigen sozialen Unruhen in 
der Volksrepublik ais blasse Vorlaufer aus­ 
nehmen. 
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DaB im übrigen die bereits abgelaufene Etappe 
dieses Prozesses kapital istischer Entwicklung 
von unseren heutigen "Linken" je nach Welt­ 
bild als Ratsel, als Sieg der Revolution, ais 
Niederlage der Arbeiterklasse bzw. den Sieg 
des Kapital ismus unter Hua, als Erscheinung 
eines degenerierten Arbeiterstaates oder ais 
Staatskapital ismus unter der Fuchtel repressi­ 
ver Marxisten begriffen wird, sagt mehr ais 
genug über ihre Geistesverwirrung aus, die 
sich dazu noch glaubt, im Namen des Marxismus 
zu Wort melden zu konnen. Sicher werden viele 
dieser Kleinbürger, vor al lem aber ihr mao­ 
istischer Vortrupp in \hrem Traum nach einer 

heilen Welt des Kapital ismus ohne Ausbeutung, 
ohne Bonzen, ohne Angst nach den jüngsten 
Ereignissen irre werden, den internen ideo­ 
logischen Parteiterror verscharfen - und sich 
mit Feuereifer auf neue Aktionen gegen Atom- 
kraftwerke und zur "Verteidigung demo- 
kratischer Rechte" stürzen. Von Pol itzirkus 
zu Politzirkus bis zur ausgelauchten Ver­ 
greisung, immer ein Ventil für den überfluten­ 
den Aggressionsstau parat. Sicher nicht nur in 
China wird es Zeit, daB das Proletariat und 
damit seine marxistische Klassenpartei auf den 
Plan treten. Es gilt, die Bedingungen dafür 
international vorzubereiten. 

DAS DEMOKRATISCHE PRINZIP 
Vorwort 
Diese kurze Schrift zur Kritik des vermeintli­ 
chen prinzipiellen Wertes der Demokratie und 
der demokratischen Entscheidungsverfahren er­ 
schien zum ersten Mal im Februar 1922 in "Ras­ 
segna Comunista", der theoretischen Zeitschrift 
der Kommunistischen Partei Italiens. Die Kommu­ 
nistische Internationale war drei Jahre zuvor 
gegründet worden und führte einen je nach Land 
mehr oder weniger entschiedenen Kampf gegen den 
reformistischen und demokratischen Sozialismus, 
d.h. einen Kampf gegen die Politik des Verrates 
an der proletarischen Revolution und ihre ideo­ 
logische Begründung. 

Die italienischen Marxisten zahlten von Anfang 
an zu den konsequentesten Mitstreitern dieses 
Kampfes. "Das demokratische Prinzip" erithâ l t 
dieselben Grundpositionen der von Lenin im Marz 
1919 dem GründungskongreB der Komintern vorgeleg­ 
ten "Thesen über bürgerliche Demokratie und Dik­ 
tatur des Proletariats", die sich im wesentl i­ 
chen gegen di~ diesbezüglichen Auffassungen der 
alten und verbürgerlichten sozialistischen In­ 
ternationale wandten. Die Schrift der italieni­ 
schen Marxisten entspringt somit einem pol iti­ 
schen Bedürfnis, das aus einem kurzen Satz des 
Textes sehr klar hervorgeht: "Den Graben zwischen 
Sozialismus und bürgerlicher Demokratie zu ver­ 
tiefen". 
Dieser Graben war zusammen mit dem wissenschaft­ 
lichen Sozialismus und der revolutionaren Arbei­ 
terbewegung selbst entstanden, und nur Jahrzehn­ 
te reformistischer Klassenkollaboration hatten 
i hn "überbrücken" kônnen . Aber über di ese Brücke 
liefen die Arbeiter nicht in den Sozialismus, 
sondern sie wurden in den ersten imperial isti­ 
schen Krieg hineingeschlachtet. Dem Demokratis­ 
mus, der Kollaboration mit der "eigenen" Bour­ 
geoisie entsprach der Zerfall des Proletariats 
als internationaler Klasse. Ais der erste \./elt­ 
krieg ausbrach, arbeitete Lenin bereits seit 
Jahrzehnten, um jenen Graben freizuschaufeln. 
Die ital ienischen Marxisten waren um eine ganze 
Generation jünger ais die Bolschewiki. Sie tra­ 
ten in der internationalen pol itischen Arena zum 
selben'Zeitpunkt auf, da die Bemühungen der Bol­ 
schewiki durch die Errichtung der Kommunistiscœn 
Diktatur in RuBland gekront wurden. Sie lebten 
aber nicht im revolutionaren RuBland, sondern im 
reformistischen, verfaulten, von der alten par­ 
larnentarischen Routine zerfressenen Westen und 

konnten daher die Gefahr einer sozialdemokrati­ 
schen Entartung der sich eben organisierenden 
kommunistischen Bewegung besser überbJicken. 1hr 
Kampf um eine weitere Vertiefung jenes Grabens 
zwischen Demokratie und Sozial ismus wurde von 
der Sorge getragen, dieser Gefahr, die mit jeder 
weiteren Verzogerung des revolutionaren Sieges 
im Westen groBer werden konnte, moglichst vor­ 
zubeugen oder mindestens entgegnen zu konnen. 
ln dieser Beziehung standen die italienischen 
Kommunisten leider allein, und ihre Sorge wurde 
von den anderen Parteien nicht geteilt. Abgese­ 
hen natürlich von den Bolschewiki, die aber in­ 
folge der wiederholten internationalen Niederla­ 
gen der kommunistischen Bewegung zunehmend iso­ 
liert wurden und sich von den ungünstigen Kraf­ 
teverhaltnissen bedingen lieBen, wird man bei 
keiner anderen Sektion der Komintern einen ahn­ 
lichen Versuch feststellen konnen. Aber die Ge­ 
schichte hat leider den italienischen Kommuni­ 
sten Recht gegeben. Der Graben zwischen Sozia­ 
lismus und bürgerlicher Demokratie wurde wieder 
zugeschüttet. Er wurde buchstablich mit den Lei­ 
chen des revolutionaren Proletariats bis zum 
Rand gefüllt. Und wieder wurden die Proletarier 
in einen zweiten imperial istischen Weltkrieg 
hineingerissen, um im Namen der Nation und der 
Demokratie die Rolle des Kanonenfutters zu spie­ 
len. 
Das Ziel des Artikels beschrankt sich allerdings 
nicht auf die politische Kritik an der bürger­ 
lichen Demokratie. Er liefert auch eine kurze 
aber pragnante theoretische Untermauerung die­ 
ser Kritik. Die demokratische ldeologie der 
Bourgeoisie betrachtet die Gesellschaft oder 
die Nation als ein einheitl iches Ganzes. Für 
die Tatsache, daB Gesellschaft und Nation durch 
unversohnliche Klassengegensatze zerrissen sind, 
ist sie bl ind. Für sie vertritt der bürgerl iche 
Staat das lnteresse al Ier Bürger. Der theoreti­ 
sche Ausgangspunkt dieser Auffassung besteht 
darin, das Individuum, den Einzelnen, als die 
Grundeinheit der Gesellschaft zu betrachten. 
Gerade diese theoretische Voraussetzung ist 
aber grundfalsch, und um dies zu beweisen 
reicht die pol itische Kritik nicht aus. Man 
muB mit der Methode des marxistischen Materia­ 
lismus die idealistischen und metaphysischen 
Voraussetzungen des bürgerlichen Denkens auf­ 
decken. Deshalb soli sich der Leser nicht 
wundern, wenn er in der hier wiedergegebenen 
Schrift Hinweise auf die Urgemeinschaft, auf 
die Entstehung des alten Kastenwesens oder auf 
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die religiësen Lehren vom gottlichen Recht fin­ 
det. Damit will man kein akademisches Wissen 
ausbreiten, sondern lediglich notwendige Ele- 
mente far eine Beweisfahrung anbringen, 
aus der moglichst klar hervorgehen soll, daB 
das lndividuum in Wirklichkeit niemals die un­ 
tei lbare Grundeinheit der geschichtl ichen Ent­ 
wicklung darstellte: Diese Einheit ist immer 
eine Gemeinschaft, ein Kollektiv. So kann das 
lndividuum wohl als Untersuchungsobjekt z.B. 
der Physiologie und Anatomie dienen, aber auf 
keinen Fall der Geschichts- und Sozialwissen­ 
schaft. Dies war natarlich keine Neuentdeckung 
von "Rassegna Comunista". Man hat ganz einfach 
auf eine alte marxistische Entdeckung zurack­ 
gegriffen, um eine pol itische These zu unter­ 
mauern. Denn in der Tat, wenn das Prinzip der 
Demokratie selbst theoretisch unhaltbar ist, 
dann kann es in keiner Vereinigung als Prinzip 
gelten, auch nicht in den Vereinigungen, die 
durch keine inneren Klassengegensatze zerrissen 
werden, wie die proletarischen Organisationen. 

Kurzum der Artikel aus "Rassegna Comunista" 
wollte zeigen, daB nicht nur die Demokratie im 
al lgemeinen, sondern auch die "proletarische 
Demokratie" kein Prinzip darstellt, es sei denn, 
man mëchte den ldealismus durchs Fenster wieder 
hereinkommen lassen. 
Wir brauchen hier kaum darauf hinzuweisen, daB 
eine solche Untersuchung selbst damals, in einer 
noch revolutionaren Phase, dazu angetan war, so­ 
gar im proletarischen Lager Verurteilung und 
Schrecken hervorzurufen. Die banale Reaktion be­ 
stand darin, den ital ienischen Kommunisten zu 
unterstellen, sie wollten eine heiml iche Ver­ 
achtung far die Massen theoretisch begründen 
oder irgendein abstraktes Autoritatsprinzip 
einfahren. Davon ausgehend haben uns gewisse 
konfuse Geister spater vorgeworfen, wir seien 
"im Grunde Stalinisten". Darin liegt aber eine 
geradezu tragische Ironie, denn wahre Marxisten 
massen in diesen Seiten aus dem Jahre 1922 im 
Gegenteil eine prophetische Warnung vor dem 
Spektakel sehen, das der Stalinismus ein paar 
Jahre spater zu inszenieren begann und das 
immer noch aufgefahrt wird, wenn auch mit Ab­ 
nutzungserscheinungen: Die besten Revolutiondre, 
die wirklichen Vertreter des Kommunismus wurden 
auf Arbeiter- und Volksversammlungen durch 
demokratisch abgezahlte gehobene Hande verur­ 
teilt, der Kommunismus wurde mit demokratischer 
Mehrheit durch die Proletarier selbst aus der 
Arbeiterbewegung verbannt. Die vulgaren Anti­ 
stal inisten, die nur in formalen Kategorien 
zu denken vermêigen, erblicken im Stalinismus 
eine Negation der heil igen Demokratie. Der Mar­ 
xist hingegen sieht darin vor dem ganzen Hin­ 
tergrund des antikommunistischen Terrors die 
schlagendste geschichtl iche Bestatigung des 
durch und durch verlogenen Charakters des demo­ 
kratischen Prinzips auch bei dessen Anwendung 
auf die Arbeiterorganisationen. 
Aus dieser Kritik und aus diesen Tatsachen zie­ 
hen wir aber keine "verfassungsmaBigen" SchluB­ 
fo 1 gerungen. Der Art i ke 1 aus "Rassegna Comun i­ 
sta" zeigt, daB man soin einer anderen Form 
derselben ideal istischen Abstraktion anheim­ 
fal len warde, die man bekampfen wollte. Der 
Artikel erklart deshalb, daB man in den Ge­ 
werkschaften, in den Organen der proletarischen 
Diktatur, ja selbst in der kommunistischen Par­ 
tei wohl das Mehrheitsverfahren weiterhin anwen­ 
den kënnte, solange es natzlich ist und man kein 

besseres Verfahren zur Hand hat. Viele, die der 
abstrakten Gegenaberstellung von "Autoritat" und 
"Demokratie" nicht entkommen kêinnen und einen 
liberalen Horror vor der ersteren hegen, werden 
an dieser Stelle erleichtert aufatmen. Damit 
hatten sie die Schrift aber aberhaupt nicht ver­ 
standen. Denn es geht um inhaltliche Fragen und 
nicht um die formale Suche nach abstrakten Kri­ 
terien. 
Gerade an der revolutionaren Partei laBt sich 
dieser Punkt gut verdeutlichen. Von Oemokratie 
als Prinzip kann hier nicht die Rede sein. Die 
Anwendung formal-demokratischer Verfahren erfdg: 
hier auf der Grundlage gemeinsamer kommunisti­ 
scher Prinzipien , eines festen Programms und 
einer einheitl ichen Strategie. Je grëBer die 
Homogenitat und Reife der Organisation, je 
grêiBer die kol lektiv erarbeitete Erfahrung~ 
je klarer und zielkonformer die Taktik, desto 
mehr werden die demokratischen Verfahren ver­ 
schwinden, denn ein Ausgleich zwischen verschie­ 
denen Flageln wird nicht mehr notwendig sein, 
und die Erfahrung der Partei, ihre Fahigkeit, 
die Entwicklung richtig einzuschatzen, ihre 
konsequente, auf den Lehren der Vergangenheit 
beruhende, planmaBige Taktik haben eine groBe­ 
re Uberzeugungskraft als etwa die Anzahl der 
jeweils gehobenen Hande. Der Zentral ismus ge­ 
winnt somit einen immer organischeren Charak­ 
ter. Anders, wenn sich die Organisation zer­ 
setzt und den KompaB verliert. Demokratische 
Verfahren werden sich hier wohl immer breiter 
machen, sie kêinnen aber der Organisation den 
KompaB nicht wiedergeben. Dies gilt zumal, 
wenn die Organisation diesen KompaB nie be­ 
sessen hat. So massen die Organisationen, die 
den Anspruch erheben, kommunistisch zu sein, 
vom lnhalt und von der politischen Tradition 
her aber nicht kommunistisch sind, nicht nur 
die reinen Mehrheitsverfahren, sondern alle 
mëgl ichen Ausgleichs- und Unterwerfungsin­ 
stanzen der bargerlichen Demokratie immer 
mehr anwenden: Unterhandlungen, Kul issenver­ 
einbarungen, Diffamierungen, Personenkult, 
Tricks aller Art, sowie dem Zwill ingsbruder 
der Demokratie, den Disziplinarterror. Bis 
die Organisation vêillig auseinandergeht oder 
sich alles im luftleeren Raum formaler Pro­ 
zeduren und StrafmaBnahmen abspielt, was ja 
die Nichterfallung des urspranglichen An­ 
spruchs oder mit anderen Worten die Festigung 
der Organisation als einer nicht-kommunisti­ 
schen zwangslaufig begleitet. 
Will man nun die Frage stellen, ob die kleine 
Internationale Kommunistische Partei von heute, 
die aus der politischen Kon t i nu l t â t jener l t a- 
1 ienischen Marxisten von "Rassegna Comunista" 
hervorging, demokratische Verfahren anwendet 
oder nicht, dann muB man zunachst auf die Ge­ 
schichte der kommunistischen Bewegung zurack­ 
bl icken und deren Entwicklung verfolgen. 
Die Wahlabstimmungen aber Personen und Thesen 
sowie ihr Korrelat, die rein forma le Diszipl in 
und die barokratischen Eingriffe in die Partei­ 
organisation, haben sich sehr wohl als geeignet 
erwiesen, als es darum ging, die Kommunistische 
Internationale zu zerschlagen. Als Organisa­ 
tionsmethoden far die Selektion und Festigung 
der Komintern haben sie sich aber als vollig 
unbrauchbar erwiesen: Zur Oiszipl inierung und 
Assimil ierung der verschiedenen Gruppen und 
Tendenzen, die nach dem ersten Weltkrieg in 
die Komintern hineinkamen, ohne deren Programm, 
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Prinzipien und Strategie vol 1 zu teilen, konn­ 
ten sie nicht beitragen, ganz im Gegenteil. 
Dies zum einen. Zum anderen folgendes: lm Laufe 
der Konterrevolution, die die internationale 
Arbeiterbewegung vernichtete und den Kommunis­ 
mus aus der Bildoberflache verbannte, hat von 
a lien Stromungen der antistal inistischen Oppo­ 
sition allein die "italienische Linke" jenen 
Graben zwischen Kommunismus und Demokratie 
nicht überquert und landet~ daher auch nicht im 
Sumpf der verschiedenen Varianten von Demokra­ 
tie, die das politische Denken unserer Tage 
verpesten (Volksdemokratie, fortschrittliche 
Demokratie, Arbeiterdemokratie, Ratedemokratie 
usw. usf., wobei dahinter schl ieBJ ich immer die 
Demokratie schlechthin steckt). 

Aus diesem ganzen Zusammenhang ergeben sich die 
wichtigen Fragen: Konnte und kann nach der Zer­ 
schlagung des Kommunismus durch den Stalinismus 
die neue internationale revolutionare Organisa­ 
tion aus der Zusammenwürfelung verschiedener 
Tendenzen und Gruppen auf der Grundlage von 
"geme i nsamen Nennern" entstehen ? Darf man in 
der kommunistischen Partei das geringste Zuge­ 
standnis an demokratischen, pazifistischen, au- 

tonomistischen und anarchistischen Orientierun­ 
gen machen? Verbl ieben auch andere Gruppen der 
Komintern auf der Grundlage der Prinzipien und 
des Programms des Marxismus und sind sie auf­ 
grund ihrer politischen Entwicklung in der Lage, 
zur Wiederherstellung des Marxismus und der 
Weltpartei beizutragen? Die geschichtl iche Er­ 
fahrung einerseits, die geschichtliche Entwick­ 
Jung andererseits geben auf alle diese Fragen 
eine eindeutig negative Antwort. Die Bedeutung 
der nachstehend abgedruckten Schrift kristal li­ 
siert sich für uns in diesem geschichtl ichen 
Resultat. 
So stellt sich die Frage der "inneren Partei­ 
demokratie" konkret. Die Geschichte selbst hat 
sie gelost, sowohl durch ihre Lehren ais auch 
durch die materielle Situation, die sich in 
ihrem tragischen Verlauf herausbildete. 

Das in der Kommunistischen Partei unbrauch­ 
bare "Instrument" ist al lerdings heute mehr 
denn je ais Legitimationsinstanz für Verwirrung 
und Prinzipienlosigkeit zu gebrauchen und in 
j edem "1 i nken" Se 1 bs tbed i enungs 1 a den in a 1 1 en 
Farbenkombinationen und verziert durch aile mo­ 
glichen Konterfeie zu erhalten. 

DAS DEMOKRATISCHE PRINZIP 

Bestimmte Ausdrücke konnen in dem einen oder 
anderen Sinn verwendet werden. Sie führen daher 
sehr oft zu MiBverstandnissen, wenn man sie für 
die Darlegung der Probleme des Kommunismus be­ 
nutzt. Das geschieht zum Beispiel mit den Be­ 
griffen DEMOKRATIE und DEMOKRATISCH. Der wissen­ 
schaftliche Kommunismus ist seinem Wesen nach 
zuglèich Kritik und Negation der Demokratie, 
andererseits verteidigen die Kommunisten oft 
den demokratischen Charakter der proletarischen 
Organisationen (Sowjetstaat, Gewerkschaft, Par­ 
tei) und befürworten die Anwendung der Demo­ 
kratie in diesen Organisationen. Dar in J iegt 
selbstverstandlich kein Widerspruch. Und auch 
gegen die Gegenüberstellung von BURGERLICHER 
DEMOKRATIE und PROLETARISCHER DEMOKRATIE laBt 
sich nichts einwenden, solange man darunter 
den Gegensatz von BURGERLICHER DEMOKRATIE und 
PROLETARISCHER DIKTATUR versteht. 

Die marxistische Kritik an den Grundsatzen der 
bürgerl ichen Demokratie beruht auf der genauen 
Kennzeichnung der Wesenszüge der heutigen Ge­ 
sel lschaft. Die bestehende Produktionsweise 
selbst führt zu einer Teilung der Gesellschaft 
in Klassen. Diese Klassentellung laBt sich durch 
die politische Gleichheit nicht aufheben. Eine 
Auffassung, welche die materiell begründete 
Klassenteilung mit der pol itischen Gleichheit 
vereinbaren mochte, ist daher - wie der Marxis­ 
mus nachweist, - theoretisch unhaltbar und 
praktisch ein Betrug. 
Die 1 iberale ldeologie meint, daB das Wahlrecht 
die politische Freiheit und Gleichheit ver­ 
wirkl iche. Aber von Freiheit und Gleichheit zu 
reden hat nur einen Sinn, wenn man von okono­ 
mischen Bedingungen ausgeht, die im wesentl ichen 
für alle gleich sind. Dies ist auch der Grund, 
weshalb wir Kommunisten die Anwendung des Wahl­ 
rechts innerhalb der proletarischen Klassenor­ 
ganisationen akzeptieren und eine demokratische 
Funktionsweise für die Organisationen fordern. 
Mit dem Begriff Demokratie verbinden sich aller­ 
dings viele lllusionen, die wir mit Mühe zu 
zerstoren versuchen. Es ware daher wünschenwert, 

einen anderen Ausdruck zu verwenden, denn damit 
würden wir MiBverstandnissen vorbeugen und eine 
erneute Aufwertung des Begriffs Demokratie ver­ 
meiden. Auf jeden Fall ist es aber ratsam, den 
eigentlichen lnhalt des demokratischen Prinzips 
sowohl im allgemeinen als auch in seiner be­ 
sonderen Anwendung auf Organisationen, die aus 
Mitgliedern einer einzigen Gesellschaftklasse 
bestehen, naher zu untersuchen. So konnen wir 
der Gefahr entgehen, eine bestimmte "Kategorie" 
- in diesem Falle die Demokratie - zu einem 
Prinzip absoluter Wahrheit und Gerechtigkeit 
hochzustil isieren. Gerade heute, wo wir die 
Waffen der Kritik auf die ganze Lüge und Wil 1- 
kür der "liberalen" Theorien richten, um klare 
Fronten zu schaffen, gerade heute müssen wir 
es vermeiden, selbst einem solchen Apriorismus 
zu verfallen, der unserer Weltanschauung v~IJ­ 
kommen fremd ware. 

Geht man einem Fehler in der politischen Tak- 
tik auf den Grund, so wird man immer einen theo­ 
retischen Fehler entdecken. Der theoretische Feh­ 
ler ist sozusagen eine Uberseztung des politischen 
Fehlers in die Sprache unseres kritischen BewuBt­ 
seins. So hangt die verheerende Politik und Tak­ 
tik der Sozialdemokratie mit einem prinzipiellen 
Fehler zusammen: Der Sozialdemokratie zufolge 
übernimmt der Sozial ismus einen wesentl ichen Be­ 
standteil jener Auffassungen, mit denen die li­ 
berale ldeologie die alten, in der Religion be­ 
gründeten po 1 i t i schen Doktr i nen bekârnp f t e , 1 n 
Wirkl ichkeit hat der marxfstische Sozial ismus 
jedoch die Kritik des demokratischen Libera- 
1 ismus an dem Adel und der absoluten Monarchie 
des ancien regime keineswegs übernommen, um sie 
nachher zu vervollstandigen. lm Gegenteil, 
er hat sie von vornherin voll und ganz zer­ 
stort. Um keine MiBverstandnisse im Hinbl ick 
auf unsere Orientierung aufkommen zu Jassen, 
mochten wir allerdings sofort hinzufügen, daB 
es dem marxistischen Sozial ismus dabei natür- 
1 ich nicht um die Verteidigung der religiosen 
oder idealistischen Lehren gegen den aufklare­ 
rischen Materialismus der bürgerlichen Revo- 
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lutionare ging. Der Marxismus wollt nur nach­ 
weisen, daB die politische Philosophie der Enzy­ 
klopadie keineswegs zu einer Uberwindung des 
ideal istischen Unsinns und der metaphysischen 
Betrachtung der gesel lschaftl ichen und poli­ 
tischen Erscheinungen gefahrt hatte. Die Theo­ 
retiker des bürgerl ichen Material ismus machten 
sich diesbezüglich nur lllusionen und konnten 
einer konsequent real istischen Kritik der Ge­ 
sel lschaft und der Geschichte, Marxens his­ 
torischen Material ismus, ebensowenig wie ihre 
Vorganger standhalten. 
Ein anderer theoretischer Aspekt ist hier sehr 
wichtig. lm Laufe ihrer Zusammenarbeit mit der 
bargerlichen Demokratie haben die Sozialdemo­ 
kraten die Theorie der proletarischen Revolu­ 
tion so weit entstel lt, daB ihr machtiger re­ 
volutionarer Charakter vëll ig verwischt wurde. 
Um ihr diesen Charakter zurackzugeben, bzw. 
um den Graben zwischen Sozial ismus und barger- 
1 icher Demokratie zu vertiefen, muB man aber 
keineswegs die Prinzipien des Sozialismus in 
einem ideal istischen oder neo-idealistischen 
Sinn revidieren (1). Es genagt ganz einfach, 
auf die ursprangliche Kritik unserer Meister 
an den Trugschlassen der 1 iberalen Auffassun­ 
gen und der bUrgerl ichen materialistischen 
Philosophie zurackzugreifen. 
Aber bleiben wir bei unserem Thema: Die Kritik 
des Sozial ismus an der Demokratie war im Grunde 
eine Kritik an der demokratischen Kritik an den 
alten pol itischen Philosophien,. eine Wider­ 
legung des scheinbaren allgemeinen Gegensatzes 
zwischen jenen zwei Denkschulen, der Beweis ihrer 
theoretischen Verwandschaft. Dies entsprach der 
praktischen Tatsache, daB das Proletariat sich 
vom Ubergang der Staatsmacht aus von den Handen 
des Feudaladels, der Monarchie und des Klerus 
in diejenigen der jungen Handels- und lndus­ 
triebourgeoisie nicht v~el zu versprechen hatte. 
Der Nachweis, daB die neue, bargerliche Philo­ 
sophie die alten Fehler der despotischen Ord­ 
nung keineswegs aberwunden, sondern an ihre 
Stelle eine Konstruktion aus neuen lrrtamern 
gesetzt hatte, entsprach der Entstehung der 
revolutionaren Bewegung des Proletariats. Die 
Entstehung dieser Bewegung war die faktische 
Widerlegung der bargerl ichen Einbildung, mit 
dem allgemeinen Wahlrecht und dem Parlamen­ 
tarismus ein politisches System errichtet zu 
haben, das far alle Ewigkeit eine friedl iche 
und unbegrenzt vervollkommnungsfahige Leitung 
der Gesellschaft gewahrleisten warde. 
Die alten politischen Lehren beruhten auf re- 
l igiosen Auffassungen ~nd sogar auf dem Prinzip 
der gëittl ichen Offenbarung. lhnen zufolge wur­ 
den das BewuBtsein und der Wille der Menschen 

·von abernatarl ichen Kraften gelenkt. Wenn be­ 
stimmte lndividuen, Familien und Kasten das Ge­ 
meinwesen fahren und regieren, so sei das da­ 
rauf zurackzufahren, daB Gott ihnen diese Auf­ 
gabe erteilt hat, daB sie dank gottlicher ln­ 
vestitur die "Au t o r i t â t " verkërpern. Demen t+ 
gegen verkandete die demokratische Philoso­ 
phie, die sich Hand in Hand mit der barger- 
1 ichen Revolution behauptete, daB alle Barger, 
ganz gleich ob Adl ige, Kirchenfarsten oder 
Plebejer, moralisch, politisch und rechtlich 
gleich seien. Die demokratische Philosophie 
wo l l t e die "Souve rân l t ât " aus dem engen Kreis 
einer Kaste oder einer Dynastie lëisen und 
der Allgemeinheit abertragen. Durch Befra­ 
gung des Volkes auf der Grundlage des allge- 

meinen Wahlrechts sollte die Mehrheit der 
Barger nach ihrem Wil len die Staatsherrscher 
ernennen. 
Sehr lange schien der "Rational ismus" dieser 
politischen Philosophie das letzte Wort in der 
Gesel lschaftswissenschaft und in der Staats- 
kunst zu sein. Vie le vermeintl iche Sozial isten 
fahlten sich ihr verpfl ichtet, wahrend sich die 
Priester al 1er Rel igionen und die rel igiëisen 
Philosophen sehr heftig gegen sie wandten. Doch 
das alles darf uns nicht dazu verleiten, in 
dieser Auffassung den endgültigen Sieg der 
Wahrheit aber die Finsternis zu erblicken. Die 
Behauptung, derzufolge seit Errichtung der Grund­ 
lagen far eine Regierungsbildung nach dem demo­ 
kratischen Mehrheitsrecht die Zeit der "Privi­ 
legien" llbe rho l t sei, kann der marxistischen 
Kritik nicht standhalten, weil der Marxismus eïn 
ganz anderes Licht auf die Natur der gesellschaft- 
1 ichen Erscheinungen wirft. 
ln der Tat: Um sich von der Logik einer solchen 
Auffassung bestechen zu lassen, muB man davon 
ausgehen, daB al le Wahlerstimmen, d.h. das Urtei l, 
die Meinung, das BewuBtsein eines jeden Vahlers, der die 
Macht für dle Leitung derëiffentl ichen Angelegenheiten 
delegiert, das gleiche Gewicht haben. Fol- 
gende Uberlegung darfte zunachst genagen, 
um zu zeigen, wie wirklichkeitsfremd und wie 
wenig "material istisch" diese Auffassung ist. 
Sie betrachtet jeden einzelnen Menschen als 
vol l kommene 11G runde i nhe i t 11 e i nes Systems, das 
aus lauter solchen, an sich gleichen Einheiten 
besteht. Sie bewertet daher das Urteil des ein­ 
zelnen Menschen nicht im Zusammenhang mit 
seinen jeweil igen Lebensbedingungen, d.h. 
mit seinen Beziehungen zu den anderen Menschen; 
stattdessen unterstellt sie, jedes lndividuum 
bilde sein Urteil s e l b s t ând i q , "souve r ân"; 
und aus dieser unbegrandeten Annahme folgert 
sie dann, das Urteil jedes Einzelnen habe die 
gleiche EinfluBkraft. ln der demokratischen 
Auffassung ist das BewuBtsein der Menschen 
also nicht die konkrete Widerspiegelung der 
Tatsachen und Zwânqe seiner Umgebung. Sie 
versteht das BewuBtsein im Grunde als ein Licht­ 
lein, das in jedem Menschen gleich brennt, im 
Kranken wie im Gesunden, im Geplagten wie in 
demjenigen, dessen Bedarfnisse harmonisch be­ 
friedigt werden. Aber wer sonst kann mit dieser 
Gerechtigkeit der Vorsehung in jedem Menschen 
ein solches Lichtlein entzandet haben, wenn 
nicht ein unbestimmter Lèbensspender, irgend­ 
ein Gott? Gott bestimmt zwar nicht mehr den 
Herrscher, aber stattdessen vertei lt er diese 
Fahigkeit gleichmaBig unter allen Bargern. 
Die demokratische ldeologie erhebt den An­ 
spruch des Rationalismus, in Wirklichkeit geht 
sie aber von Voraussetzungen aus, die von einer 
naiven Metaphysik gekennzeichnet werden. Da- 
rin unterscheidet sie sich kaum von der katho- 
1 ischen Religion, die den Menschen einen "frei­ 
en Willen" unterstellt, von dessen Gebrauch 
Heil und Verdammung im Jenseits abhangen. Die 
demokratische ldeologie stellt sich also 
auBerhalb der Zeit und der geschichtlichen Be­ 
dingungen und ist damit dem Spiritual ismus nicht 
minder verhaftet als die ebenso grundfalschen 
Philosophien, denen zufolge jede Autoritat 
von Gott ausgeht und die Monarchien auf Got­ 
tesrecht beruhen. 
Wer diesen Vergleich weiterfahren mëchte, müBte 
nur noch daran erinnern, daB die politische 
Doktrin der Demokratie bereits Jahrhunderte vor 
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der Erklarung der Menschen- und Bürgerrechte 
und der groBen franzosischen Revolution von 
Denkern umrissen wurde, die sich ganz ent­ 
schieden auf den Boden des ldeal ismus und der 
Metaphysik stel lten. lm übrigen hat die fran­ 
zosische Revolution die Altare des Christen­ 
gottes im Namen der Vernunft gestürzt, konnte 
aber nicht umhin, aus dieser "Vernunft" selbst 
eine neue Gottheit zu machen. 
Aber nicht nur die Auffassungen des bürger- 
1 ichen Liberalismus, sondern auch alle Ver­ 
fassungslehren und alle Gesellschaftsentwürfe, 
die auf einem angeblich "immanenten Wert" 
bestimmter sozialer Verhaltnisse oder Staats­ 
formen beruhen, werden von dieser metaphy­ 
sischen Pramisse gekennzeichnet, die sich mit 
der marxistischen Kritik absolut nicht verein­ 
baren laBt: Die marxistische Geschichtsauf­ 
fassung zerstorte mit einem Schlag den mittel­ 
alterl ichen ldeal ismus, den bürgerl ichen Libe­ 
ral ismus und den utopischen Sozial ismus. 
Aber was setzte der kritische Kommunismus diesen 
wil lkürl ichen Gesellschaftslehren entgegen, den 
aristokratischen wie den demokratischen, den au­ 
toritaren wie den liberalen und auch den Vor­ 
stellungen, die sich der Anarchismus von einer 
Gesellschaft ohne Hierarchie und ohne Machtde­ 
legierung macht, und die auf ahnl ichen lrr­ 
tümern beruhen? Eine unvergleichlich gründ- 
1 ichere Untersuchung der inneren Beschaffen­ 
heit und der Wurzeln der gesellschaftl ichen Ver­ 
haltnisse in ihrer komplexen Entwicklung im 
Laufe der Menscheitsgeschichte sowie eine genaue 
Untersuchung der Natur dieser Verhaltnisse in 
der gegenwartigen, kapital istischen Gesell­ 
schaft und eine daraus abgeleitete Reihe von 
begründeten Hypothesen über die weitere Ent­ 
wicklung, denen sich heute der groBartige 
theoretische und praktische Beitrag der pro­ 
letarischen Revolution in RuBland hinzufügt. 

Es ist wohl entbehrl ich, an dieser Stelle die 
wohlbekannten Prinzipien des okonomischen De­ 
terminismus naher darzulegen und wieder aus­ 
führl ich nachzuweisen, daB er eine begründete 
Er k l ârunq für die geschichtl ichen Ereignisse 
und den Gese 11 schaftsmechan i smus li efert. 1 n­ 
dem er von der Ebene der Produktion und ëkono­ 
mie und von den daraus resultierenden Klassen­ 
verhaltnissen ausgeht, beseitigt der okonomische 
Determinismus die konservativen und zugleich die 
utopistischen Apriori und ebnet den Weg für eine 
wissenschaftl iche Erklarung der verschiedenen 
juristischen, politischen, militarischen, re- 
l i g i ô s en und ku I ture 11 en Ersche i nungen des 
gesellschaftl ichen Lebens. 
Wie haben sich die Menschen im Laufe der Ge­ 
schichte zu einer Gesellschaft zusammengeschlos­ 
sen, wie sah ihre jeweil ige Gesel lschaftsord­ 
nung aus? Wir werden uns darauf beschranken, 
diese Entwicklung von Gesellschaftsformation 
zu Gesellschaftsformation in kurzen Zügen zu 
verfolgen. Es geht dabei allerdings nicht nur 
darum, wie sich diese Menschen zu einem Staats­ 
wesen, dieser abstrakten Darstellung einer Ge­ 
meinschaft, die a l l e lndividuen vereinigen soll, 
organis~erten, sondern auch um die verschie­ 
denen Gebilde, die aus den Verhaltnissen zwi­ 
schen den Menschen entstehen. 
Wi 11 man eine gesel lschaftl iche Hierarchie, ob 
sie nun einen engen oder breiten Rahmen hat, ver­ 
stehen, so muB man von den Verhaltnissen zwischen 
den verschiedenen lndividuen ausgehen. Diese 

Verhaltnisse beruhen ihrerseits auf Arbeits­ 
teilung zwischen diesen lndividuen. 
Wir begehen keinen groben Fehler, wenn wir uns 
zunachst vorstellen, daB die ersten Menschen 
vollig ohne Organisation lebten. Sie waren nicht 
zahlreich und konnten deshalb unmittelbar von 
den Gaben der Natur leben, ohne Technik oder 
Arbeit auf sie anzuwenden. So konnte auch Je­ 
der leben, ohne auf seinen Nachsten angewiesen 
zu sein. Die einzigen vorhandenen Beziehungen 
waren die der Fortpflanzung, die allen Gattun­ 
gen gemein sind. Doch für die Menschen (und 
übrigens nicht für sie al lein) reichen diese 
Beziehungen schon aus, um ein Beziehungsge- 
füge und eine daraus resultierende Gl iederung 
entstehen zu lassen: die Familie. Polygam, po­ 
lyandrisch oder monogam (wir konnen hier auf 
diese verschiedenen Formen nicht naher einge­ 
hen), bildet die Famil ie einen Embryo organi­ 
sierten gesellschaftl ichen Lebens auf der Grund­ 
lage einer Aufgabenteilung. ln diesem Fall er­ 
wachst die Aufgabenteilung unmittelbar aus 
dem physiologischen Bereich: Die Mutter pflegt 
die Nachkommenschaft und zieht sie groB, wahrend 
der Vater der Jagd, dem Schutz vor auBeren Fein­ 
den usw. nachgeht. 
Wie bei den nachfolgenden Entwicklungsphasen 
der Produktion und des Wirtschaftslebens, 
so hat es auch im Hinbl ick auf diesen Urzu­ 
stand, wo man von Produktion und Wirtschaft 
kaum reden kann, keinen Sinn, sich bei der ab­ 
strakten Frage aufzuhalten, was nun die Einheit 
bilde, das lndividuum oder die Gesellschaft. 
Biologisch stellt das lndividuum zweifellos 
eine Einheit dar. Wenn es sich aber um eine 
Gesellschaftsformation handelt, dann ist es 
hirnverbrannte Metaphysik, vom lndividuum aus­ 
zugehen. Vom Standpunkt der Gesellschaft ha­ 
ben die Einzelnen nicht denselben Stellen­ 
wert. Die Gesellschaft selbst entsteht erst 
aus Beziehungen und Einreihungen, in denen 
Stellung und Tatigkeit jedes Elnzelnen keinen 
individuellen, sondern einen kollektiven Cha­ 
rakter haben, denn sie sind eine Funktion des 
gesellschaftl ichen Ganzen. Und selbst wenn 
keine organisierte Gesellschaft, ja überhaupt 
keine Gesellschaft vorhanden ist, wie in un­ 
serem elementaren Beispiel, selbst dann führen 
die physiologischen GesetzmaBigkeiten eine Or­ 
ganisation, die Fami I ie, herbei. Schon diese 
GesetzmaBigkeiten widerlegen die unbegründete 
Vorstellung, das lndividuum sei die unteil­ 
bare Einheit (das ist die wortliche Bedeutung 
des Begriffs lndividuum), bzw.die komplexe- 
ren Formen beruhten auf der Zusammensetzung von 
lndividuen, die ihr in sich abgeschlossenes 
Wesen und ihren gewissermaBen gleichen Stellen­ 
wert weiterhin behalten. Natürlich kann man in 
diesem Fall auch nicht von der Gesellschaft als 
einer Einheit reden. Die zwischenmenschl ichen 
Beziehungen, selbst die bloBe Wahrnehmung der 
Existenz von Mitmenschen, sind auBerst be­ 
grenzt, sie gehen nicht über den Kreis der Fa­ 
mil ie oder des Clans hinaus. Eine SchluBfol­ 
gerung, die sich von selbst aufzwingt, konnen 
wir hier vorwegnehmen, namlich daB die Gesell­ 
schaft noch nie eine "Einheit" war; selbst 
in der Zukunft wird sie es nur als "Grenzwert" 
sein, dem man sich durch die Aufhebung der 
Klassen und der Staatsgrenzen allmahl ich wird 
annâhe rn kënnen . 
Nimmt mandas lndividuum als solches zum Aus­ 
gangspunkt für die Untersuchung der Gesel 1- 
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schaft und den Aufbau von Gesel lschaftslehren, 
oder meinetwegen far die Negation der Gesell­ 
schaft, so geht man von einer wirkl ichkeits­ 
fremden Voraussetzung aus, die auch in den mo­ 
dernsten theoretischen Versuchen im Grunde 
nichts anderes darstel lt, als eine modifizierte 
Wiedergabe von Begriffen wie gottl iche Offen­ 
barung, Schopfung, Unabhangigkeit des geisti­ 
gen Lebens vom Bereich der Natur und des orga­ 
nischen. 
ln der rel igiës-ideal istischen Auffassung sol l 
Gott bzw. eine allmachtige Kraft, die das Schick­ 
sal der Welt lenkt, jedes lndividuum mit einer 
Seele versehen und aus ihm dadurch ein selb­ 
standiges, abgeschlossenes,bewuBtes, wil lens­ 
fahiges und mandiges Molekal der Gesel lschaft 
gemacht haben. Die materiellen Bedingungen und 
Hindernisse sollen dabei keine Rolle spielen. 
So entschlossen "materialistisch" sich die 
ersten 1 iberalen Bourgeois und die Anarchisten 
vorgewagt haben mogen: Mit dem demokratischen 
Liberal ismus und dem anarchischen lndividua­ 
lismus wird diese Auffassung nur anders ver­ 
kleidet. An die Stel le der Seele, des gëttl ichen 
Funkens, treten nur andere philosophische Phra­ 
sen, die im Lichte der marxistischen Kritik un­ 
ter derselben infantilen Naivitat leiden: die 
subjektive Souveranitat des Wahlers, bzw. 
die unbegrenzte Selbstandigkeit des Bargers 
einer gesetzlosen Gesellschaft. 
Dem Begriff der Seele entspricht die gleichsam 
idealistische Unterstellung, die Gesellschaft 
sei eine vollkommene Einheit. Es handelt sich 
um eine Art gesellschaftlichen "Monismus" auf 
der Grundlage des gottl ichen Willens, der das 
Leben unserer Gattung lenken un~ verwalten soli. 
Als wir uns weiter oben mit dem Urzustand des 
gemeinschaftlichen Lebens befaBten und auf 
die Famil ienorganisation stieBen, muBten wir 
zum Ergebnis kommen, daB man bei der Unter­ 
suchung des Lebens und des Entwicklungsprozesses 
der Menschheit nicht fortschreiten kann, wenn 
man von der metaphysischen Hypothese ausgeht, 
daB das lndividuum oder die Gesellschaft die ei­ 
gentl iche "Einheit" bilden. Wir kënnen anderer­ 
seitsauch eine positive Behauptung aufstellen: 
Wir finden ein auf einheitlicher Grundlage or­ 
ganisiertes Kollektiv, die Famil ie, vor. HeiBt 
das, daB wir wie die Anarchisten angesichts des 
lndividuums oder die Anhanger der absoluten 
Monarchie angesichts der Standesordnung die Fa­ 
mil ie als eine unveranderl iche und ewige Grund­ 
form betrachten oder zum Modell des gesellschaft- 
1 ichen Zusammenlebens verklaren darfen? Selbst­ 
verstandl ich nicht. Wir stel len lediglich die 
Existenz dieser Ureinheit menschlicher Organi­ 
sation fest. 1hr werden andere Formen folgen, 
sie selbst wird sich in vielerlei Hinsicht ver­ 
ânde rn und als Bestandteil in andere Gemeinwe- 
sen eingehen. Es ist sogar anzunehmen, daB die 
Famil ie in einer hoheren Gesel lschaft verschwin­ 
den wird. Wir versparen nicht das geringste Be­ 
darfnis, aus Prinzip fOr oder gegen die Famil ie 
oder z. B. auch far oder gegen den Staat zu sein. 
Uns geht es darum, den Sinn der Entwicklung 
dieser Form menschl icher Organisation so gut 
wie mëgl ich zu begreifen. Wenn wir uns fragen, 
oq sie eines Tages verschwinden wird, so tun 
wir das so unvoreingenommen wie es eben geht, 
denn es entspricht nicht unserer Denkweise, sie 
als heil ig und unantastbar oder umgekehrt als 
schadl ich und zerstërungswardig zu betrachten. 
Das ist Sache des Konservatismus und seiner Kehr­ 
seite (d. h. der Negation jeder Form gesel lschaft- 

1 icher Organisation und hierarchischer Gl ie­ 
derung), die beide theoretisch gleich schwach 
sind und in der Praxis zu keinem Ergebnis fah­ 
ren. 
Wir lassen also die herkëmml iche Gegenaberstel­ 
lung der Kategorien lndividuum und Gesellschaft 
beiseite und verfolgen die Bildung und Ent­ 
wicklung anderer Einheiten, d. h. anderer 
organisierter Gemeinschaftsformen im Laufe 
der Geschichte der Menschheit. Es handelt 
sich um mehr oder weniger ausgedehnte Grup­ 
pierungen von Menschen auf der Grundlage eineT 
Arbeitsteilung und einer hierarchischen Gl ie­ 
derung. Diese Gruppierungen treten als Trager 
und handelnde Faktoren des gesellschaftl ichen 
Lebens auf. ln einem bestimmten Sinne kann man 
sie mit den organischen Einheiten, den Lebe­ 
wesen, vergleichen, in denen die Zellen ver­ 
schiedene Funktionen erfallen und jeweils einen 
anderen Stellenwert haben. Hier hatten wir an­ 
stelle der Zellen die einzelnen Menschen und die 
Grundgruppen von Menschen. Aber auch dieser Ver­ 
gleich hinkt, denn das Lebewesen ist in sich 
genau ~bgegrenzt und macht eine biologische 
Entwicklung durch, an deren Ende es stirbt. 
Anders die organisierten gesellschaftl ichen Ein­ 
heiten. Sie werden durch keine festen Umrisse 
in sich abgegrenzt, sondern verflechten sich 
miteinander, zersetzen sich und setzen sich in 
einem ProzeB standiger Erneuerung gleichzeitig 
wieder zusammen. 
Unser erstes Beispiel, die Fami 1 ie, 1 iegt auf 
der Hand, um das wesentliche hervorzuheben. 
Die Famil ie besteht zwar selbstverstandlich 
aus lndividuen und setzt sich von Fall zu Fall 
anders zusammen. Aber die Familie ist eine Ein­ 
heit, die einen Ganzheitscharakter besitzt, 
als organisches "Ganzes" auftritt. Die Ze r> 
gl iederung der Famil ie in individuelle Ein­ 
zeleinheiten ist eine leere Abstraktion, die 
hochstens far die Mythologie von Belang sein 
kann. Die Famil ie ist ein Element, dessen Leben 
einen Einheitscharakter besitzt, aber dieser 
Charakter wird nicht durch die jeweilige An­ 
zahl der Einzelmenschen bestimmt, die in einer 
Familie zusammengefaBt sind, sondern durch das 
Netz ihrer wechselseitigen Beziehungen. An­ 
dererseits kann man an Hand eines banalen 
Beispiels feststellen, wie unterschiedlich der 
Wert einer Famil ie sein kann: Es genagt, eine 
Familie, die sich aus Oberhaupt, Frauen und 
einigen untaugl ichèn Greisen zusammensetzt, mit 
einer anderen, die neben dem Oberhaupt noch 
einige junge und arbeitsfahige Sëhne zahlt, 
zu vergleichen. 
Schon in dieser ersten, aus Einzelmenschen ge­ 
bildeten Einheit treten Formen von Aufga­ 
benteilung, von Hierarchie, von Autoritat, 
von Leitung der T5tigkeit der Einzelnen und 
von Verwaltung auf. lm Laufe der Entwicklung 
durchlaufen die Menschen unzahl ige andere Or­ 
ganisationsformen, die immer breiter und kom­ 
plexer sind und mit einer immer komplexeren 
Gliederung der gesellschaftlichen Beziehungen 
und Hierarchien zusammenhangen. Gehen wir der 
Ursache far diese zunehmende Komplexitat nach, 
so kënnen wir feststellen, daB sie mit einer 
zunehmenden gesellschaftlichen Differenzierung 
einhergeht: GrëBere handwerkliche Fertig- 
keit und bessere Erkenntnisse erlauben die 
Einfahrung neuer Produktionssysteme und damit 
eine Entfaltung der Produktion (im weitesten 
Sinne des Wortes); die Befriedigung der Be­ 
darfnisse von grëBeren und fortgeschritteneren 
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Gemeinschaften, der Ubergang zu hoheren Le­ 
bensformen, wird dadurch mogl ich. Die zu­ 
nehmende gesellschaftliche Differenzierung 
ist eine direkte Folge neuer Produktionssys­ 
teme. 
Wi 11 man den Entstehungs- und Transformations­ 
prozeB der menschl ichen Organisationen und ihre 
Wechselbeziehungen innerhalb der Gesamtgesel 1- 
schaft verstehen, so muB man die Entwièklung 
der Produktivkrafte und der Produktionsver­ 
haltnisse, d. h. der Verhaltnisse, welche die 
Menschen infolge der gesel lschaftl ichen Arbeits­ 
teilung untereinander eingehen, zum Ausgangs­ 
punkt der Untersuchung nehmen. Aufgrund einer 
solchen Untersuchung kann man die Entstehung 
und Laufbahn der Dynastien, Kasten, Armeen, 
Staaten, Reiche, Zünfte und Parteien verfol­ 
gen. Es ist denkbar, daB auf dem Hohepunkt 
dieser komplexen Entwicklung ein einheitl ich 
organisiertes Gemeinwesen bestehen wird, das 
die ganze Menschheit umfaBt und aile Menschen 
in eine rationale Aufgabenteilung einbezieht. 
Man kann auch die Frage erortern, welche Be­ 
deutung und welche Grenzen eine hierarchische 
GI iederung der kollektiven Verwaltung in die­ 
ser hoheren Form menschl ichen Zusammenlebens 
haben wird. 
Wir müssen nun aber bald zur Untersuchung je­ 
ner organisierten Vereinigungen übergehen, de­ 
ren innere Beziehungen auf dem beruhen, 
was man gemeinhin das "demokratische Prinzip" 
nennt. Wir führen deshalb eine Vereinfachung 
ein und teilen die organisierten Gemeinschaften 
in zwei Sorten ein: solche, die ihre Hierarchie 
von auBen erhalten, und solche, die ihre Hie- 
rarchie von sich aus und aus ihren 
eigenen Reihen bilden. Für die Religion und die 
reine Obrigkeitslehre soli jede Gesellschaft 
eine Einheit bilden,,die ihre Hierarchie von 
übernatürl ichen Machten erhalt. Es ist über­ 
flüssig, die Kritik an einer solchen mety­ 
physischen Versimpelung weiterzuführen, denn 
sie wird ohnehin von der ganzen menschl ichen 
Erfahrung widerlegt. Die Hierarchie entsteht 
automatisch aus der Notwendigkeit einer Aufga­ 
benteilung. Auch in der Famil ie war es natür- 
1 ich so. Wenn diese sich zur Sippe und zum Stamm 
weiterbi Jdete, muBte sie sich zum Kampf gegen 
andere Organisationen organisieren. Die Füh­ 
rung wurde zweckmaBigerweise denjenigen über­ 
tragen, welche die gemeinsamen Anstrengungen 
am besten koordinieren konnten. Daraus ent­ 
standen mil itarische Hierarchien. Konige, 
Heeresführer und Priester wurden ursprüng- 
1 ich gewahlt: Jahrtausende vor der Entstehung 
des modernen demokratischen Wahlfimmels bestimmte 
das gemeinsame lnteresse die Wahl. Dieses Kri­ 
terium für die BiJdung von Hierarchien wurde 
spater verdrangt. Die abstammungsmaBige Ver­ 
erbung und die Zugehorigkeit zu geschlos- 
senen Schulen, Sekten und Kulten gewannen die 
Oberhand und führten zur Bildung von Kastenpri­ 
vilegien. Wer aufgrund seiner besonderen Fahig­ 
keiten und Funktionen einen Posten besaB, hatte 
in der Regel auch den groBten EinfluB auf die 
Bestimmung seines Nachfolgers. Wir haben, wie 
gesagt, nicht vor, den EntstehungsprozeB der 
Kasten und spater der Klassen in der Gesell~ 
schaft'im einzelnen zu verfolgen. Die Jogische 
Notwendigkeit einer Aufgabenteilung verwandelte 
sich in ein Macht- und EinfluBmonopol in den 
Handen jener Schichten von lndividuen, die eine 
privilegierte Stel Jung im okonomischen Mecha­ 
nismus einnahmen. Jede herrschende Kaste bil- 

dete auf diese oder jene Weise ihre eigene Or­ 
ganisation und Hierarchie. Dasselbe trifft für 
die okonomisch privilegierten Klassen zu. Wir 
be s chr ânken uns auf ein einziges Beispiel: Der 
Landadel des Mittelalters verband sich, um das 
gemeinsame Privileg gegen die Angriffe anderer 
Klassen zu verteidigen. Damit entstand eine Or­ 
ganisationsform, die in der Monarchie ihren 
vollendeten Ausdruck fand. Die Monarchie faBte 
die ganze offentl iche Gewalt in ihren Handen 
zusammen, die anderen Bevolkerungsschichten 
hatten an dieser Gewa l t keinen Anteil. lm Mit­ 
telalter war der Staat die Organisation des 
Feudaladels, der vom Klerus unterstützt wurde. 
Das wichtigste Herrschaftsinstrument dieser 
mil itarischen Hierarchien war das Heer. Damit 
gelangen wir zu einem Organisationstyp, des­ 
sen Hierarchie von auBen bestimmt wird. Das 
Heer beruht auf dem passiven Gehorsam ail 
seiner Mitglieder, die Heeresführer werden vom 
Konig ernannt. Die Macht, eine Reihe von hie­ 
rarchisch gegl iederten Exekutivorganen, wie 
Heer, Polizei, Gerichtswesen und Bürokratie 
zu besetzen und zu Jenken, wird in jeder 
Staatsform vereinheitl icht und zentral isiert. 
Der Staat ist eine organisierte Einheit, die 
sich der Tatigkeit von lndividuen aller Klas­ 
sen bedient. Er beruht aber auf einer einzigen 
oder auf wenigen privilegierten Klassen, de­ 
nen die Gewalt, die verschiedenen Hierarchien 
aufzubauen, vorbehalten bleibt. Die anderen 
Klassen und im allgemeinen aile Gruppen von 
lndividuen, denen das nahel iegende klar wird, 
naml ich daB die vorhandene Staatsorganisation 
trotz gegenteiligen Anspruchs keineswegs die 
lnteressen und Bedürfnisse Aller vertritt, ver­ 
suchen, eigene Organisationen zu bilden, um 
ihre lnteressen durchzusetzen. Der Ausgangs­ 
punkt solcher Organisationen ist die ein- 
fache Feststellung der gemeinsamen Lage ihrer 
Mitglieder in der Produktion und im Wift­ 
schafts 1 eben. 
Wenn wir uns mit jenen Organisationen befassen, 
die 'ihre Hierarchien selbst bilden, kënnen wir 
allerdings die Frage stellen, wie diese Hierar­ 
chie zu ernennen sei, um die gemeinsamen lnter­ 
essen aller Organisationsmitglieder am besten 
zu wahren, bzw. um die Herausbildung von pri­ 
vilegierten Schichten innerhalb der betreffen­ 
den Organisation zu vermeiden. Hier stoBen wir 
wieder auf das Verfahren, das auf dem demo­ 
kratischen Prinzip beruht: Alle einzelnen Mit­ 
gl ieder sollen befragt werden, die Posten der 
Hierarchie sind durch Mehrheitsentscheidung zu 
besetzen. 
Wenn es darum geht, die ganze Gesellschaft, so 
wie sie heute besteht, oder bestimmte Nationen 
auf die Anwendung dieser Methode zu verpfl ich­ 
ten, muB unsere Kritik viel harter ausfallen, 
ais wenn es um deren Einführung in viel engere 
Organisationen wie die proletarischen Gewerk­ 
schaften und Parteien geht. 
Die erste Auffassung ist voll ig aus der Luft 
gegriffèn und damit ohne weiteres zu verwerfen. 
Sie berücksichtigt überhaupt nicht die Stellung 
der Einzelnen im Wirtschaftsleben und betrach­ 
tet das demokratische Verfahren nicht im Zu­ 
sammenhang mit dem EntwicklungsprozeB der je­ 
weil igen Gesellschaft, sondern ais etwas Selb­ 
standiges und an sich Vollkommenes. 

Da die Gesellschaft in Klassen geteilt ist, die 
sich infolge von okonomischen Privilegien krass 
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voneinander unterscheiden, konnen Mehrheits­ 
entscheidungen keine Bedeutung haben. Der 
demokratische und parlamentarische Staat 1 i­ 
beraler Verfassung erhebt den Anspruch, eine Or­ 
ganisation aller Bürger im lnteresse aller Bar­ 
ger zu sein. Das ist ein Betrug. Solange lnter­ 
essengegensatze und Klassenkampfe bestehen, ist 
keine Organisationseinheit mëglich. Obwohl ein 
Schein von Volkssouveranitat zur Schau getragen 
wird, bleibt der Staat das Organ der ëkonomisch 
herrschenden Klasse und das Instrument zum Schutz 
ihrer lnteressen. Obwohl in der bargerl ichen 
Gesel lschaft die pol itische Vertretung (die 
parlamentarischen Organe) demokratisch gewahlt 
werden, betrachten wir diese Gesellschaft als 
einen Komplex aus verschiednen anderen Organi­ 
sationen und Vereinigungen. Viele davon werden 
von den privilegierten Schichten gebildet und 
verfolgen die Aufrechterhaltung der bestehenden 
Gesellschaftsordnung. Sie schlieBen sich daher 
um die machtige und zentral isierte Organisa­ 
tion des Staatsapparates zusammen. Andere ver­ 
halten sich neutral oder andern von Fall zu Fall 
ihre Haltung gegenaber dem Staat. Andere schl ieB· 
lich entstehen innerhalb der besitzlosen und 
okonomisch ausgebeuteten Klassen; sie richten 
sich gegen den bestehenden Klassenstaat. Der 
Staat hat also keineswegs den Charakter einer 
Vereinigung aller Barger oder der ganzen Nation. 
Und daran konnen die pol itische und rechtl iche 
Gleichheit aller Barger, die formale Anwendung 
des demokratischen Prinzips bzw .. des Mehrheits­ 
rechts aberhaupt nicht andern, weil eine oko­ 
nomisch bedingte Klassenteilung besteht. Die 
pol itische Demokratie gibt offiziell vor, einen 
Staat aller Bllr qe r errichtet zu haben. ln Wirk- 
1 ichkeit ist sie jedoch die Staatform, die 
sich far die Herrschaft der kapital istischen 
Klasse und die Aufrechterhaltung ihrer Privi­ 
legien besonders gut eignet. Sie ist die spe­ 
zifische Form der bargerl ichen Diktatur im ech­ 
testen Sinne des Wortes. 
Es ist deswegen nicht notwendig, die vernich­ 
tende Kritik des Marxismus an dieser falschen 
Auffassung noch weiter auszufahren. Wer ist der 
Wahler? Ein durch korperl iche Uberanstrergung 
erschopfter Arbeiter oder ein reicher Nichts­ 
tuer, ein gerissener lndustrieunternehmer oder 
ein Proletarier, der tief im Elend steckt, aber 
die Ursachen seiner Leiden nicht kennt und kei­ 
nen Ausweg erblickt? Danach fragt die Demokra- 
t i e nicht. Sie geht davon aus, daB alle "Wahler­ 
stimmen" gleichermaBen unabhangig und reif sind. 
Von Zeit zu Zeit wird man aufgefordert, die 
"souve râne" Fun kt ion der St immabgabe zu e r f ll 11 en. 
Ruhe und Gehorsam sollen damit gesichert sein, 
auch wenn man unter den Folgen staatl icher Un­ 
terdrackung und Ausplanderung und behordl icher 
Willkar zu leiden hat. 
Wie wir gesehen haben, hat das demokratische 
Prinzio keinen Wert an sich. Als Prinzip ist es 
absolut untauglich. Es handelt sich eher um ein 
nen einfachen Organisationsmechanismus, der 
auf einer banalen arithmetischen Regel beruht: 
die Mehrheit hat Recht und die Minderheit Un­ 
recht. Schauen wir uns jetzt an, wie es mit der 
Anwendung dieses Mechanismus im zweiten Fall 
st~ht, d.h. in Organisationen, die Klassenum­ 
risse haben und durch keine inneren ëkonomischen 
Gegensatze zerrissen sind. 1st dieser Mechanis­ 
mus hier nützlich? Reicht er aus? Wir massen 
diese Organisationen in ihrem historischen Ent­ 
wicklungsprozeB untersuchen. 

Nach dem revolutionaren Sieg der unterdrackten 
Klassen aber die bargerliche Staatsmacht wird 
eine Diktatur des Proletariats errichtet. 
1st der demokratische Mechanismus hier anwend­ 
bar? Werden in dieser Staatsform die politi­ 
schen Vertretungen und Hierarchien so gebildet, 
daB man von einer "proletarischen Demokratie" 
reden kann? Wir massen diese Frage ohne Vor­ 
urteile betrachten. Nehmen wir an, wir kommen 
zu dem SchluB, daB dieser Mechanismus, solange 
die geschichtliche Entwicklung selbst kein bes­ 
seres Verfahren hervorbringt, doch auf eine be­ 
stimmte Art und Wei se gut anwendbar sei. Es 
gibt dennoch keinen Grund dafar, die Souvera- 
n i t â t der "Mehrheit" des Proletariats zum 
Prinzip zu erheben. Daraber muB man sich im 
klaren sein. Nach dem Sieg der Revolution ist 
das Proletariat noch keine voll ig homogene Klas­ 
se. Es handelt sich nicht einmal um eine einzi­ 
ge Klasse. ln RuBland z. B. 1 iegt die Macht 
in den Handen der Arbeiter und Bauern, wenn 
man aber die ganze Entwicklung der revolu­ 
tionaren Bewegung auch nur flachtig betrach­ 
tet, dann wird man sofort feststellen, daB 
das lndustrieproletariat, obwohl es viel 
weniger zahlreich als die Bauernschaft 
ist, eine viel wichtigere Rolle spielt. So 
ist es logisch, wenn in den SC>tJjets, im Rate­ 
system, eine Arbeiterstimme ein viel gro- 
Beres Gewicht als eine Bauernstimme hat. 
Wir werden hier die Wesenszage der Ver- 
fassung des proletarischen Staates nicht im 
einzelnen untersuchen. Wir betrachten diesen 
Staat auf jeden Fall nicht als etwas abso­ 
lutes, wie etwa die Reaktionare die Monar- 
chie aus gottl ichem Recht, oder die Liberalen 
den Parlamentarismus mit allgemeinem Wahl- 
recht bzw. die Anarchisten die Staatslosig- 
keit betrachten. Der proletarische Staat ist die 
Organisation einer Klasse zum Kampf gegen andere 
Klassen, deren okonomische Privilegien ab­ 
geschafft werden massen. Er ist eine mate­ 
rielle Kraft in der Geschichte und muB sich 
seinen Zielen~ d. h. den Notwendigkeiten, 
die ihn hervorriefen, anpassen. Das kann unter 
bestimmten Umstanden durch die breiteste Mas­ 
senabstimmung, unter anderen Umstanden wie­ 
derum durch die Entscheidung eines sehr klei­ 
nen und mit uneingeschrankter Vollmacht ver­ 
sehenen Exekutivkomitees gewahrleistet wer­ 
den. Das wesentl iche ist, daB diese prole­ 
tarische Gewaltorganisation aber die Mittel 
und Waffen zur Zerschlagung des pol itischen 
und militarischen Widerstandes der Bourgeoisie 
und zur Ausradierung ihrer ëkonomischen Privi­ 
legien verfagen muB. Nur so kann sie die Ab­ 
schaffung der Klassen einleiten und den Boden 
far eine immer tiefere Transformation ihrer 
eigenen Struktur und Funktion vorbereiten. 

Die bargerliche Demokratie verfolgt in Wirk­ 
lichkeit das alleinige Ziel, jeden EinfluB 
der groBen proletarischen und kleinbarger­ 
lichen Massen auf die Staatsfahrung auszu­ 
schlieBen. Diese ist den groBen 01 igarchien 
der Industrie, der Finanzen und des Grund­ 
besitzes vorbehalten. Die proletarische Dikta­ 
tur hingegen muB die breitesten Schichten der 
proletarischen und auch halbproletarischen 
Massen in den Kampf, den sie verkorpert, 
einbeziehen. Diesen Punkt muB man fest­ 
halten. Die Verwirklichung dieses Ziels ist 
aber nicht mit der Schaffung eines alles um- 
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fassenden Wahlsystems gleichzusetzen. Nur wer 
unter dem EinfluB bürgerl icher Vorurteile steht, 
kann eine solche Gleichung aufstellen. Ein der­ 
artiges Wahlsystem kann zuviel des Guten sein, 
noch ofters ist es aber zu wenig. Viele Prole­ 
tarier würden sich auf die Wahlbeteil igung be­ 
schranken und jeder weiteren aktiven Teilnahme am 
Klassenkampf enthoben fühlen. Zum anderen ver­ 
langt die Verscharfung des Kampfes in manchen 
Phasen prompte Entscheidungen und Reaktionen 
bzw. die Zentral isierung al Ier Krafte in eine 
einzige StoBrichtung. Um diese Bedingungen her­ 
zustellen, vollzieht der proletarische Staat 
einen direkten Bruch mit den Regeln der bür­ 
gerlichen Demokratie. Dieser Bruch kommt in 
der gesamten Verfassung des proletarischen 
Staates zum Ausdruck, wie uns die lehrreichen 
Erfahrungen in RuBJand zeigen. Deshalb jammern 
die Anbeter der bürgerlichen Demokratie ja auch, 
daB dort die Freiheit vergewaltigt wird. ln 
Wirklichkeit werden ganz einfach die spieB­ 
bürgerlichen Vorurteile und die Demagogie ent­ 
Jarvt, die immer nur dem Schutz der bürger- 
1 ichen Macht gedient haben. Die proletarische 
Diktatur faBt die beratende und die ausfüh- 
rende Funktion in einheitl iche Staatsorgane 
zusammen. Wenn nicht überhaupt die ganze Masse 
der Stimmberechtigten, so beteiligt sich min­ 
destens eine breite Schicht ihrer Delegierten 
standig und nicht nur von Zeit zu Zeit an den 
Funktionen des politischen Lebens. Durch diese 
aktive Teilnahme wird der einheitliche Charakter 
der Aktion des gesamten Apparates nicht gefahrdet, 
sondern gestarkt. Es ist bemerkenswert, daB 
diese Beteil igung nach Kriterien erfolgt, die 
denjenigen des bürgerl ichen Liberalismus ent­ 
gegengesetzt sind. So wurden die Direktwahlen 
und die proportionale Vertretung im Wesen ab­ 
geschafft, ganz abgesehen davon, daB die an- 
dere heil ige Kuh, die Stimmengleichheit, auch 
abgeschlachtet wurde, wie wir gesehen haben. 

Wenn die Wahl der politischen Vertreter nach 
diesen neuen Kriterien erfolgt und diese in 
einer Verfassung verankert sind, so will das 
natürl ich nicht heiBen, daB darin etwas Prin­ 
zipielles zu erblicken sei. Unter anderen Um­ 
standen konnen sich die Kriterien verandern. 
Auf jeden Fall mochten wir klarstellen, daB 
für uns diese Organisations- und Vertretungs­ 
formen keinen inharenten Wert haben. Unsere 
Ausführungen kommen in einer marxistischen 
Grundthese sinngemaB wie folgt zum Ausdruck: 
"DIE REVOLUTION 1ST NICHT EINE FRAGE VON OR­ 
GANISATIONSFORMEN". Die Revolution ist im 
Gegenteil eine Frage des lnhalts. Es geht um 
die Bewegung und Aktion der revolutionaren 
Krafte, die einen unaufhorl ichen ProzeB durch­ 
machen. Der wirkliche Gang der Revolution laBt 
sich in keinem dieser verschiedenen Entwürfe 
von starren "Verfassungslehren" idealtypisch 
festlegen. 

ln den Arbeiterraten finden wir überhaupt nicht 
mehr jene typische Regel der bürgerlichen Demo­ 
kratie, derzufolge jeder Bürger durch Direktwahl 
seinen Abgeordneten in das oberste Vertretungs­ 
organ, d. h. ins Parlament, wâh l t . Es gibt im 
Gegente,1 verschiedene Stufen von Raten. Jede 
hohere Stufe erfaBt eine immer groBere territo­ 
riale Einheit, bis hin zum RatekonkreB. Die 
Orts- und Bezirkssowjets wahlen ihre Delegierten 
für den hôher s tehenden Rat und zugleich ihre eigene 

Verwaltung, d. h. das jeweil ige Exekutivorgan. 
An der Basis, d. h. in den untersten Raten von 
Stadt und Land, wird die ganze Masse befragt. 
Die Wahl der Delegierten für die hoheren Rate 
und für die anderen Posten erfolgt dann auf­ 
grund von Parte il isten, und zwar immer ais 
Mehrheits- und nicht ais Proportionalwahl. 
Da es sich im übrigen meistens um die Wahl 
eines einzigen Delegierten handelt, der die Ver­ 
bindung zwischen einer unteren und einer obe­ 
ren Stufe des Ratesystems bilden soli, werden 
zugleich zwei Dogmen des formalen Liberalis- 
mus sichtbar gestürzt, namlich die Listenwahl 
und das Proportionalwahlrecht. Auf jeder Stufe 
sollen die Rate nicht bloB beratende, sondern 
auch ausführende Korperschaften darstellen, 
die eng mit den zentralen Ausführungsorganen 
verbunden sind. Parlamentarische Schwatzer­ 
buden, wo ununterbrochen diskutiert und 
niemals gehandelt wird, sind deshalb ver- 
standl icherweise untragbar. Je hoher das 
Vertretungsorgan steht, desto enger und kom­ 
pakter muB es sein, um die Aktion, den poli­ 
tischen Kampf und den gemeinsam revolutiona- 
ren VorstoB der ganzen Masse, die auf die 
geschilderte Weise zusammengefaBt wird, Jei- 
ten zu konnen. 

Hinzu kommt die politische Partei, die in die­ 
sem Mechanismus eine bei weitem erstrangige 
Rolle spielt. Die Vorzüge, die sich aus der 
Prasenz der pol itischen Partei fUr das Rate­ 
system ergeben, kann kein Verfassungsent- 
wurf von sich aus bringen, denn die Partei 
wird nicht durch die reine Organisationsform, 
sondern durch den lnhalt bestimmt. Die Par- 
tei verfügt über ein militantes kollektives 
BewuBtsein und über einen militanten kollek­ 
tiven Willen. Sie kann die Arbeit daher mit 
Rücksicht auf die Notwendigkeiten eines Jan­ 
gen und standig fortschreitenden Prozesses 
planen. Die Partei ist dasjenige Organ, das den 
Wesenszügen einer einigen und einheltlichen, 
solidarisch handelnden Gemeinschaft am nachs­ 
ten kommen kann. Sicher umfaBt die Partei 
nur eine Minderheit aus der Masse. Vergleicht 
man aber die entscheidenden Merkmale der Par­ 
tei mit denjenigen aller anderen, auf einer 
viel breiteren Basis beruhenden Organisation­ 
en, so wird man feststellen konnen, daB die 
Partei die kollektiven lnteressen und die 
Gesamtbewegung des Proletariats am besten ver­ 
tritt. Wahrend sich das Gros der Massen da­ 
rauf beschrankt, sich mit den unmittelbar 
auftretenden Problemen bewuBt zu beschaftigen, 
beteiligen sich alle Mitglieder der kommunis­ 
tischen Partei kontinuierlich an der Ausfüh­ 
rung der gemeinsamen Aufgaben und an der Vor­ 
bereitung der Losung aller Probleme des Kam­ 
pfes und des okonomischen Aufbaus. Dadas Ver­ 
tretungssystem des proletarischen Staates 
nicht auf dem demokratischen Betrug beruht, 
sondern auf derjenigen Klasse der Bevolkerung, 
die von ihren grundlegenden kollektiven ln­ 
teressen zum revolutionaren Kampf getrieben 
wird, ist es nur natürlich, daB die Massen 
spontan die Kandidaten wahlen, die von der re­ 
volutionaren Partei vorgeschlagen werden: 
Diese hat bewiesen, daB sie für den revo­ 
lutionaren Kampf gewappnet ist und sich gründ- 
1 ich vorbereitet hat, um die Probleme, die 
dieser Kampf stellt, zu losen. 
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Wir werden weiter unten kurz zeigen, daB nicht 
einmal die Partei diese Fahigkeiten ganz ein- 
fach entfaltet, weil sie sich nach besonderen Or­ 
ganisationsregeln bildet.Die Partei kann ihrer 
Rolle von Antriebskraft der revolutionaren Aktion 
des Proletariats gewachsen sein oder ~uch nicht~a­ 
tarl ich reden wir hier nicht von pol itischen 
Parteien im allgemeinen, sondern von der kommu­ 
nistischen Partei, die als einzige eine solche 
Funktion erfallen kann. Aber selbst die kommu­ 
nistische Partei ist nicht gegen die vielen 
Gefahren der Degenerierung und der Auflosung 
gefeit. Jene positiven Eigenschaften, die 
die Partei besitzen muB, um ihren Aufgaben ge­ 
wachsen zu sein, werden weder von Statuten noch 
von bloBen internen OrganisationsmaBnahmen er­ 
zeugt. Vielmehr nehmen sie im Laufe des Ent­ 
wicklungsprozesses der Partei und durch ihre 
Beteiligung an den Kampfen des Proletariats 
Gestalt an, festigen sich als gemeinsame Orien­ 
tierung auf der Grundlage einer Geschichtsauf­ 
fassung und eines Grundsatzprogramms und treten 
somit als kollektives BewuBtsein und zugleich 
ais ve r l âê l l che Disziplin der Organisation mit 
scharfen Konturen zutage. Diese Auffassungen sind 
dem Leser aus den Thesen aber die Taktik des 
11. Kongresses der Kommunistischen Partei lta- 
1 iens, wo sie naher dargelegt werden, bekannt (2) 

Aber kommen wir auf die Natur des verfassungs­ 
maBigen Mechanismus der proletarischen Diktatur 
zurack. Wir haben gesagt, daB die Rate auf den 
verschiedenen Stufen zugleich legislative und 
exekutive Organe sind. Es sind die Funktionen 
und lnitiativen von Exekutivorganen mit be­ 
stimmten Aufgaben im kollektiven Leben, die zur 
Entstehung der Rate fahren und die Verhaltnisse 
innerhalb ihres elastischen und sich standig 
entwickelnden Apparates bestimmen. Wir massen 
noch etwas hinzufagen, um diese Auf~abe zu 
verdeutlichen. Wir wollen nicht an das Problem 
der endgültigen Grundlage der Vertretungsor- 
gane in einer klassenlosen, kommunistischen Ge­ 
sellschaft herangehen. Wie sich die verschie­ 
denen Organisationen entwickeln werden, wenn 
wir uns dieser Gesellschaft annahern, konnen 
wir nicht im einzelnen vorhersagen, nur die 
groBen zage lassen sich aberbl icken: Die Ent­ 
wicklung wird in Richtung auf eine Verschmel­ 
zung aller pol itischen, administrativen und 
ëkonomischen Organe laufen, wahrend der Staat 
nach und nach jeden Charakter eines Zwangs­ 
apparates verl iert, bis schl ieB1 ich das Staats­ 
wesen selbst als Herrschaftsinstrument einer 
Klasse im Kampf gegen die anderen, aberlebenden 
Klassen abstirbt. Hier wollen wir uns aber nur 
mit der Anfangsphase der proletarischen Macht 
beschaftigen. Sie laBt sich mit der Lage der 
proletarischen Diktatur in RuBland im Laufe 
der vergangenen 4 1/2 Jahre vergleichen. 

Die proletarische Diktatur hat in ihrer Anfangs­ 
phase eine auBerst schwierige und komplexe 
Aufgabe zu erfal len, die man in drei Aktionsbe­ 
reiche unterteilen kann: den pol itischen, den 
mil itarischen und den okonomischen. Sowohl die 
mil itarische Verteidigung gegen die inneren 
und auBeren Angriffe der Konterrevolution, als 
auch der Wiederaufbau der Wirtschaft auf kol lek­ 
tiven Grundlagen konnen nur bewaltigt werden, 
wenn alle Krafte zusammengefaBt und nach einem 
systematischen und rationalen Plan eingesetzt 
werden. Obwohl er die Energien der ganzen 

Masse einsetzt, oder besser gerade um diese 
Energien mit einem hoheren Ergebnis einsetzen 
zu kënnen, zielt dieser Plan auf eine strenge 
ZENTRALISIERUNG der Gesamttatigkeit hin. Da­ 
raus folgt, daB die Organe, die an der vorders­ 
ten Front des Kampfes gegen den auBeren und 
inneren Feind stehen (die revolutionare Armee 
und auch die revolutionare Pol izei), auf einer 
in den Handen des proletarischen Staates zen­ 
tral isierten Diszipl in und Hierarchie beiuhen 
massen. Auch die rote Armee ist damit eine or­ 
ganisierte Einheit, deren Hierarchie von 
auBen. d. h. von der politischen Fahrung 
des proletarischen Staates bestimmt wird. 
Dasselbe kann man von der revolutionaren 
Polizei und dem revolutionaren Gerichtswe- 
sen sagen. 

Die Frage des okonomischen Apparates, den das 
siegreiche Proletariat errichten muB, um das 
neue Produktions- und Verteilungssystem ins 
Leben zu rufen, weist komplexere Aspekte auf. 
Die Zentral isierung ist jedoch der Wesens­ 
zug, der diesen rationalen Verwaltungsappa­ 
rat vom CHAOS der kapitalistischen Privat­ 
wirtschaft unterscheidet. Alle Betriebe mas­ 
sen auf der Grundlage der Ziele eines Pro­ 
duktions- und Verteilungsplans koordiniert 
und im lnteresse der Gesellschaft ais Ganzes 
geleitet werden. Mit dem allmahl ichen Aufbau 
des neuen Wirtschaftsapparates, aber auch in­ 
folge der Krisen, die mit einer solchen Um­ 
walzungsperiode voll von pol itischen und mi­ 
litarischen Kampfen unvermeidlich einher­ 
gehen, verandern sich andererseits standig 
sowohl das Wirtschaftsgefage ais auch die je­ 
weil ige Stellung der Produzenten. 

Was folgt aus diesen Betrachtungen? ln der An­ 
fangsphase der proletarischen Diktatur fah­ 
ren die Rate auf den verschiedenen Stufen zu­ 
gleich legislative Wahlen far die hoheren 
Stufen und exekutive Wahl en far die ortl iche 
Verwaltung. Die absolute Verantwortung fOr 
die militarische Verteidigung und - allerdings 
in etwas flexiblerer Form - auch far den 
ëkonomischen Feldzug muB jedoch in den Handen 
der zentralen Fahrung liegen. ln dieser Hin­ 
sicht dienen die ortlichen Organe einer po­ 
litischen Zusammenfassung der Massen, die 
auf deren Mitwirkung an der Durchfahrung je­ 
ner Plane sowie auf deren Zustimmung zum ge­ 
planten militarischen und okonomischen Ein­ 
satz abzielt. Damit wird der Boden far eine 
mëgl ichst breite und kontinuierl iche poli­ 
tische Betatigung der Massen geschaffen, deren 
Energien auf den Ausbau der stark zentral isier­ 
ten Organisation des proletarischen Staates 
kanalisiert werden. 

Daraus kann man natarl ich nicht folgern, 
den Zwischenstufen des staatlichen Appa­ 
rates sei jede Bewegungsmoglichkeit und Eigen­ 
initiative abzusprechen. Unsere Ausfahrungen 
dienen aber als Beweisgrundlage far etwas 
anderes, naml ich daB man kein formalistisches 
Schema far die Bildung dieser Organisationen 
stellen darf. Man kann z. B. nicht sagen: Da 
die Revolution mil itarische bzw. okonomische 
Aufgaben zu erfallen hat, massen die prole­ 
tarischen Wahlgremien nach Betrieben oder 
Armeeeinheiten organisiert werden, damit die 
Form der pol itischen Organisationen haarge- 
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nau mit jenen Aufgaben übereinstimmt. Der Me­ 
chanismus dieser Organisationen wird nicht durch 
etwaige spezifische Eigenschaften eines bestimm­ 
ten Schemas oder Ger üs t es anget ri eben. Die E in­ 
he i ten, zu denen sich die Wahler an der Basis 
zusammenschl ieBen, konnen aufgrund von empi­ 
rischen Kriterien entstehen, mehr noch , sie 
werden von sich aus aufgrund von empirischen 
Kriterien entstehen, zu denen die Gemeinsamkeit 
des Arbeitsplatzes wie des Wohnviertels, der 
Garnison wie der Truppe an der Front, oder 
auch anderer Bereiche des Alltagslebens ge­ 
horen kann. Keins dieser Momente darf apriori 
ausgeschlossen oder im Gegenteil zum Modell er­ 
hoben werden. Wenn es aber um die Vertretungs­ 
organe des proletarischen Staates geht, so 
beruhen sie allerdings auf einer territorialen 
Unterteilung, es wird nach BezJrken gewahlt. 

Alle diese Ausführungen haben keinen absoluten 
Charakter, und das führt uns zu unserer These 
zurück: Kein Verfassungsschema hat einen Prin­ 
zipienwert, und die im formalen und arithme­ 
tischen Sinne verstandene Mehrheitsdemokratie 
ist nur eine Methode unter anderen, um die 
internen Verhaltnisse in den kollektiven Kor­ 
perschaften zu ordnen. Diese Methode kann 
keineswegs den Anspruch erheben, an sich not­ 
wendig zu sein oder die Gerechtigkeit selbst zu 
verkorpern. Für uns Marxisten haben solche Be­ 
griffe ohnehin keinen Sinn, und auBerdem haben 
wir nicht die Absicht, das von uns kritisierte 
demokratische System durch den ~echanistischen 
Entwurf eines anderen, aus seinem Wesen heraus 
vollkommenen Systems zu ersetzen. 
Bisher galten unsere Ausführungen einerseits der 
Anwendung des demokratischen Prinzips auf den 
bürgerlichen Staat, d. h. auf eine Organisa­ 
tion, die sich einbildet, aile Gesellschafts­ 
klassen zu vertreten, und andererseits seiner 
Anwendung auf eine einzige Klasse, das Prole­ 
tariat, wenn es nach dem revolutionaren Sieg 
zur sozialen Basis eines neuen Staates wird. 
Wir glauben, das dazu gesagte ist hier ausrei­ 
chend. Jetzt müssen wir aber noch einiges über 
die Anwendung des demokratischen Mechanismus in 
der inneren Struktur der proletarischen Orga­ 
nisationen, die bereits vor der Machteroberung 
(und auch danach) bestehen, sagen. Gemeint 
sind die Gewerkschaften und die pol itische Par­ 
te i. 
Wir haben festgestellt, daB eine wirkliche Or­ 
ganisationseinheit nur mogl ith ist, wenn die Or­ 
ganisation aus Mitglieder besteht, die einheit- 
1 iche lnteressen haben. Der Beitritt in die Ge­ 
werkschaften und in die Partei erfolgt aufgrund 
einer spontanen Entscheidung, an Aktionen einer 
bestimmten Natur mitzuwirken. Hier hat unsere 
kritische Untersuchung der Funktion des demo­ 
kratischen Mechanismus und des Mehrheitsrechts 
zweifellos einen anderen Charakter ais im Falle 
des bürgerlichen Staates, wo wir mit unserer 
Kritik zeigen wollten, daB die Demokratie ab­ 
solut nicht in der Lage ist, den künstlichen 
Verfassungsanspruch einer Vereinigung der ver­ 
schiedenen Klassen zu verwirklichen. Aller­ 
dings dürfen wir uns auch im Falle der Gewerk­ 
schaften und der Partei nicht durch die wil lkür- 
1 iche Auffassung von der "Heiligkeit" der Mehr­ 
heitsen~scheidungen irreführen Jassen. 
Vergleicht man die Gewerkschaft mit der Partei, 
so stellt man fest, daB erstere durch eine 
vol l s t ând i qere ldentitat der materiel Jen und 
unmittelbar gegebenen lnteressen gekennzeich- 

net wird. ln den Grenzen der jeweiligen Be­ 
rufszweige erreicht ihre Mitgliederschaft einen 
sehr hohen Grad der Homogenitat, die Gewerk­ 
schaft kann sich sogar tendenziell von einer 
freiwill igen Organisation in eine Zwangsor­ 
ganisation verwandeln, der alle Arbeiter eines 
bestimmten Berufs- oder lndsturiezweiges au­ 
tomatisch angehoren müssen, was übrigens auch 
in einer gewissen Entwicklungsphase des pro­ 
Jetarischen Staates geschehen kann. DaB bei 
diesen Organisationen die Zahl die entschei­ 
dende Rolle spielt und der Mehrheits­ 
spruch einen groBen Wert hat, steht auBer 
Frage. Eine solche schematische Betrachtung 
reicht allerdings nicht aus. Man muB auch 
die anderen Faktoren, die in der Gewerkschafts­ 
organisation eine Rolle spielen, berücksich­ 
tigen, naml ich einerseits die Funktionare, 
die eine bürokratische Hierarchie bilden, 
und unter deren Kontrolle die Gewerkschaften 
gelahmt werden, und andererseits die Avant­ 
gardegruppen, die die revolutionare pol itische 
Partei in der Gewerkschaft bilden, um sie auf 
den Boden der revolutionaren Aktion zu führen. 
lm Laufe dieses Kampfes zeigen die Kommu- 
nisten sehr oft an, wie die Funktionare der 
Gewerkschaftsbürokratie die demokratischen 
Regeln verletzen und auf den Mehrheitswillen 
pfeifen. Das ist richtig, denn diese rechten 
Gewerkschaftsführer tragen eine demokratische 
Gesinnung zur Schau, und man kann somit ihre 
Widersprüche entlarven. Ahnliches tun wir 
auch angesichts der bürgerl ichen Liberalen, 
wenn diese die Wahlergebnisse verfalschen 
oder erpressen, allerdings ohne je die 
Illusion zu erwecken, freie Wahlen konnten die 
Probleme des Proletariats lësen. Der Ein- 
fluB der Gewerkschaftsfunktionare ist ein 
auBerproletarischer EinfluB. Wenn auch nicht 
offiziell, so doch im Wesen rührt er von Klassen 
und Kraften her, die der Gewerkschaftsorga­ 
nisation fremd sind. Jene Anprangerung der 
Funktionare ist richtig und am Platze, weil 
es in den Augenblicken, in denen die groBen 
Massen durch die okonomische Lage zum Kampf 
getrieben werden, mogl ich ist, ihren EinfluB 
zurückzudrangen und den EinfluB der revo­ 
Jutionaren Gruppen zu steigern (3). Man darf 
sich aber dabei von keiner Anbetung der Sta­ 
tuten leiten Jassen. Wenn die Kommunisten 
sicher sind, daB die Massen sie verstehen, 
wenn sie in der Lage sind, den Massen zu zei­ 
gen, daB sie im Sinne ihrer wirkl ichen lnter­ 
essen handeln, dann dürfen und mUssen die 
Kommunisten sich sehr flexibel verhalten gegen­ 
über den Regeln der Gewerkschaftsdemokratie. 
Nehmen wir zwei taktische Haltungen ais Bei­ 
spiel. Solange die Satzung es erlaubt, konnen 
wir in den Führungsorganen der Gewerkschaften 
ais Minderheit vertreten sein. Sobald wir 
aber die Führungsorgane erobern, kënnen wir 
eine Satzungsanderung befürworten, um die 
Minderheitsvertretung in den Exektivorganen 
abzuschaffen und somit die Handlungsfahigkeit 
dieser Organe zu steigern. Dar in 1 iegt kein 
Widerspruch, denn unsere Leitlinie in dieser 
Frage ist die genaue Einschatzung des Ent­ 
wicklungsprozesses den die Gewerkschaften 
in der heutigen Phase durchmachen: Man muB 
ihre Verwandlung von Organen der konter­ 
revolutionaren Beeinflussung des Proletariats 
in Organe des revolutionaren Kampfes beschleu­ 
nigen. Die Organisationsstatuten haben keinen 
Wert an sich, sondern nur in dem MaBe, wie sie 
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diesem Ziel dienen. 
Die Untersuchung der Parteiorganisation steht 
noch aus. Die Wesenszüge der Partei kamen aller­ 
dings bereits zur Sprache, als wir uns mit dem 
proletarischen Staatsapparat beschaftigten. Die 
Partei beruht nicht auf einer so vollstandigen 
ldentitat der 5konomischen lnteressen wie die 
Gewerkschaft. Dafar hat der einheitl iche Charak­ 
ter ihrer Organisation ein vielbreiteres Fun­ 
dament ais der Berufszweig, namlich die Klasse. 
Die proletarische Klasse als Ganzes 1 iefert das 
Fundament, auf dem sich die Partei nicht nur im 
Raum ausdehnt, bis sie zu einer internationalen 
Partei wird, sondern auch in der Zeit, was sovie 
heiBt, als daB die Partei genau das Organ ist, 
dessen BewuBtsein und Aktion die Erfolgsbedin­ 
gungen im Laufe des ganzen Weges zur revolu­ 
tionaren Befreiung des Proletariats widerspie­ 
geln. Diese Sachen sind bekannt, sie stellen 
aber auch den Rahmen far die Untersuchung der 
Fragen der Struktur und inneren Organisation 
der Partei, deren ganzen Entstehungs- und Le­ 
bensprozess wir uns im Lichte der komplexen 
revolutionaren Aufgaben vor Augen halten mas­ 
sen. Wir werden diese ohnehin schon lange Ab­ 
handlung balb abschl ieBen und k6nnen deshalb 
nicht im einzelnen darauf eingehen, wie der 
Mechanismus der Rekrutierung, der Befragung 
der Masse der Mil itanten und der Ernennung der 
Verantwortl ichen auf den verschiedenen Ebenen 
beschaffen sein sollte. Ohne Zweifel ist immer 
noch das Beste, sich an das Mehrheitskriterium 
mogl ichst zu halten. Wir wiederholen aber nach­ 
drackl ich, daB man diese Anwendung des demo­ 
kratischen Mechanismus nicht zum Prinzip er­ 
heben darf. Die Partei hat nicht nur eine be­ 
ratende Aufgabe, die sich mit der legislativen 
Aufgabe der Staatapparate vergleichen lieBe. Die 
Partei hat auch eine exekutive Aufgabe. ln den 
Entscheidungsphasen des Kampfes entspricht diese 
Aufgabe derjenigen einer Armeee und setzt ein 
HëchstmaB an Diszipl in gegenaber der Fahrung vo­ 
raus. Wie entsteht aber diese Fahrung? Be­ 
trachtet man die komplexe Entwicklung, die zur 
Bildung der kommunistischen Parteien fahrte, 
so wird man feststellen, daB die Fahrungen eine 
lange Kampftradition verkorpern. Sie sind ein 
reales und dialektisches Ergebnis jener ganzen 
Entwicklung, in deren Verlauf die Partei ihre 
Erfahrungen gesammelt und ihre Organisation ge­ 
praft hat. Man darf die Parteimehrheit nicht wie 
einen unfehlbaren und a~ernatarl ichen Richter 
betrachten, der perse nur eine glackl iche Wahl 
treffen kann. DaB die Fahrer des Gemeinwesens 
durch derartige lnstanzen ernannt werden, gehërt 
zum Glauben jener Leute, die die Teilnahme des 
Heil igen Geistes an den Konklaven far bare 
Manze halten. Sicherl ich ist die Zusammenset­ 
zung der Partei als Ganzes bereits das Ergeb- 
nis einer Selektion, denn der Beitritt erfolgt 
spontan und freiwillig und die Rekrutierung un­ 
tersteht einer Kontrolle. Aber selbst in einer 
solchen Organisation darf man nicht davon aus­ 
gehen, der Wahlspruch der Mehrheit sei grund­ 
satzl ich der Wahrheit letzter Spruch. Die Mehr­ 
heitsentscheidung, die zu einer besseren Leis­ 
tung der Exekutivorgane der Partei beitragt, ist 
ein Produkt der Ubereinstimmung auf der Grundlage 
kol lektiver und richtig orientierter Arbeit. 
Soll nun das demokratische Verfahren durch 
ein anderes ersetzt werden, und zwar durch 
welches? Wir wollen hier diesen Vorschlag we- 
der unterbreiten noch im einzelnen untersuchen. 

Es ist allerdings anzunehmen, daB eine solche 
Organisation wie die Partei sich immer mehr 
von den Konventionen demokratischer Observanz 
befreien kann. Eine innere Abneigung gegen 
eine solche Entwicklung ware unbegrandet, 
denn die Geschichte kann andere Verfahren far 
die Entscheidungen, Ernennungen und Problem­ 
losungen hervorbringen, die sich als geeigne­ 
ter erweisen und den wirkl ichen Erfordernissen 
der Entwicklung der Partei und ihrer Aktion 
besser entsprechen. 
Das demokratische Kriterium ist keineswegs 
eine unerlaBl iche Plattform der Partei. Wir 
betrachten es ledigl ich als ein he rkômrn l iches 
Verfahren, dessen wir uns beim Aufbau unserer 
inneren Organisation und bei der Formul ierung 
der Parteistatuten nebensachlich bedienen. Des­ 
halb werden wir die bekannte Organisations­ 
formel des "demokratischen Zentralismus" 
nicht zum Prinzip erheben. Der Zentral ismus 
ist far uns auBer Frage ein Prinzip, denn die 
Parteiorganisation muB im wesentlichen durch 
eine Einheit der Struktur und der Aktion ge­ 
pragt werden. Die Demokratie kann aber far 
uns kein Prinzip sein. Um die bruchlose Orga­ 
nisationseinheit der Partei im Raum auszu­ 
dracken, genagt der Begriff ZENTRALISMUS. 
Es ware noch ein Begriff far die Kontinùitat 
in der Zeit einzufahren, d. h. far die 
geschichtl iche Kontinuitat der Partei, die 
aber die aufeinanderfolgenden Hindernisse hin­ 
weg immer mit derselben Zielrichtung voran­ 
schreitet. Wir mochten diese beiden wesent­ 
lichen Begriffe vereinen und den Vorschlag 
machen, die Organisationsgrundlage der kommu­ 
nistischen Partei als "ORGANISCHEN ZENTRALISMUS" 
zu bezeichnen. So warden wir zwar aus jenem 
nebensachl ichen demokratischen Mechanismus 
all das behalten, was uns dienlich sein kann, 
wir warden aber einen Begriff nicht mehr ver­ 
wenden, den die schl immsten Demagogen so 
gerne im Munde führen: die "Demokratie", diese 
wahre Verhëhnung aller Ausgebeuteten, Unter­ 
drackten und Betrogenen. Diesen Begriff soll­ 
ten wir getrost den Bourgeois und den frei- 
1 ich versumpften, dennoch nach wie vor ex­ 
tremistischen Posen hin und wieder verfalle~­ 
den Meistern des Liberal ismus zum ausschl ieB- 
1 ichen Gebrauch aberlassen. 
(1) Dieser Versuch, auf eine rechsopportu­ 
nistische Entartung der Arbeiterbewegung 
mit einer ideal istischen Begrandung des Sozia­ 
lismus zu antworten, kennzeichnete z. B. den 
Anarcho-Syndikal ismus von Sorel, die Theorien 
von Gorter und Pannekoek und nicht zuletzt die 
Gruppe um Gramsci, die in Italien nach dem 
ersten Weltkrieg diesen Anspruch zunachst 
offen verkandete. Auf spatere Beispiele - vor 
al lem auf die infolge der "Studentenbewegung" 
massenhaft produzierten "Theorien" - sei hier 
verzichtet: Es handelt sich dabei um die Kari­ 
katur der oben erwahnten. 

(2) Eine deutsche Ubersetzung dieser Thesen 
vom Marz 1922 (Thesen von Rom) findet der leser 
in "Kommunistisches Programm" Nr. 13, Januar1977, 
(3) Wie der Leser festgestellt haben wird, be­ 
ziehen sich die Ausfahrungen des Textes auf 
Arbeitergewerkschaften, nicht aber auf Staats­ 
gewerkschaften oder mit dem Staat verschmolzenen 
Gewerkschaften, die von Kommunisten nicht er­ 
obert werden konnen. Zu dieser Frage siehe un­ 
sere Broschare "Was heiBt es, den Marxismus 
zu verteidigen?", vor al lem S. 90 ff. 

J 
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SCHWARZAFRIKA: lmperialistische Gegen­ 
satze und Unabhangigkeitsbewegungen 

EINLEITUNG 

Der Marxismus hat immer schon auf die gewaltige 
Bedeutung hingewiesen, die die Randgebiete des 
Weltkapital ismus, die aus dem Schlafe mittel­ 
alterl icher Produktionsverhaltnisse aufzu- 
wachen beginnen, sowohl für das Kapital, wie auch 
für die Entwicklung der proletarischen Weltre­ 
volution haben. Es sind gewichtige Faktoren, 
die Afrika, Asien und Lateinamerika immer mehr 
zu Brennpunkten der Weltpol itik machen. Nicht 
allein, daB diese riesigen Gebiete den wohl 
groBten Teil jener Rohstoffe aufweisen, die 
für die imperialistischen Zentren von Jebens­ 
wichtiger Bedeutung sind. Auch zeugen soziale 
Erschütterungen vom Eindringen des Kapitals. 
Erschütterungen, die, wenn sie nicht unter­ 
drückt, isol iert und aufgefangen werden, ein 
Erdbeben erzeugen konnten, das die berüchtigte 
Noch-Stabil itat der Metropolen erschüttern 
würde. Zudem kommt das Ringen der Weltmachte, 
deren lnteressensphare nicht Jokal, sondern 
global in jeder Hinsicht ist, um EinfluBgebiete, 
Stützpunkte und Alliierte. 
Das alles konnen wir beobachten, wenn wir uns 
mit dem Schwarzen Kontinent beschaftigen, der 
heute im Mittelpunkt des Weltgeschehens steht. 
Was zunachst auffallt, wenn wir Afrika betrach­ 
ten, ist, daB dort aile jene Machte eine Rolle 
spielen, die uns wohlbekannt als die groBten 
Konsumenten von Rohstoffen sind: USA, Frank­ 
reich, die UdSSR,.die BRD und im Gefolge aile 
industrialisierten Staaten (1). Die nicht ab­ 
reiBende Revolte der Schwarzen in Südafrika, 
die erfolgreichen Schlage, die der portu­ 
giesische Imperia! ismus durch die angolanischen 
Massen verabreicht bekam, die Vereinigungsbe­ 
strebungen der Somali und die Auflosungser­ 
scheinungen des alten athiopischen Feudal­ 
reichs, all dies bewirkt die aufgeregte Inter­ 
vention von Reprasentanten der imperialistischen 
Staaten. Hinzu kommt die mil itarstrategische Be­ 
deutung Afrikas im allgemeinen und Südafrikas, 
sowie des Horns von Afrika im besonderen, denn 
von hier aus laBt sich der Lebensnerv des 
Imperia] ismus, die Erdolroute, kontroll ieren 
und gegebenenfa 11 s unterbrechen. Di ese As pek te 
verbinden sich zu einem komplizierten Ge- 
flecht von lnteressen, wechselnden Allianzen, 
pol itischen und mil itarischen lnterventionen: 
Um ihre materiellen lnteressen zu wahren,suchen 
die GroBmachte EinfluB zu nehmen auf die sozia­ 
len Konflikte und die Nationalstaaten. Die Be­ 
freiungsbewegungen und jungen Nationen wiederum 
versuchen ihre Abhangigkeit zu mildern oder 
streben danach,sich an den Meistbietenden zu 
verkaufen. Die GroBmachte ihrerseits konkur­ 
rieren miteinander oder bilden lnteressen­ 
gruppen, um den Gegnern ihre Pfründe abzujagen. 

DaB Afrika und vor al lem Schwarzafrika zum Beu­ 
teobjekt des ganzen Weltimperialismus geworden 
ist, findet seine Begründung in der Entwicklung, 
die sich seit Ende der 50er Jahre dort voll­ 
zog. Die Dekadenz und Sen il itat des englischen 
lmperial ismus, sein Rückzug sowie jener Frank­ 
reichs und Belgiens aus den Kolonien und die 
Ausdehnung der USA, der BRD und Japans be- 

wirkten die Veranderung der Krafteverhaltnis­ 
se, die früher in Afrika zwischen den GroB­ 
machten bestanden hatten. Die sog. Entkolo­ 
nisierung, die praktisch nur in Kenia, Ka­ 
merun und Kongo mit - 
übrigens meistens grausam unterdrückten - 
sozialen Bewegungen verbunden war und durch 
den Rückzug der alten Kolonialmachte be­ 
wirkt wurde, bedeutete nichts anderes, ais 
die OFFNUNG dieser Domanen Englands, Bel- 
giens und Frankreichs, um sJe 
zum offenen Jagdrevier für den gesamten lm­ 
perial ismus zu machen. Die neuen "Staaten", 
die fast nichts an wirtschaftl icher, etni­ 
scher und geopol itischer Eigenstandigkeit 
aufzuweisen hatten und in den alten kolo­ 
nialen Grenzen ihr Dasein fristeten, ver- 
bl ieben nunmehr ais "selbstandige" Staaten 
unter der Herrschaft der alten KoÎonialmacht 
(wie die f r anzôs l s chen Kolonien), oder sie 
wurden von Kolonien dieses oder jenes Staa­ 
tes zu Kolonien des Weltkapitalismus. Die 
"Entkolonisierung" war seinerzeit also nichts 
anderes ais die International isierung dieses 
Gebiets. Die kapital istischen Rival en konnten 
nun nach MaBgabe ihrer okonomischen Potenz 
"frei" um die Vorherrschaft ringen. Das Ka­ 
pital stromte nach Schwarzafrika und schuf 
im vergangenen Jahrzehnt die materielle Grund­ 
lage für die Konflikte der 70er Jahre. Ein 
bedeutender Faktor, der heute für Afrika 
eine groBe Rolle spielt, ist die durch die 
Logik seiner okonomischen Entwicklung und 
militarischen Dynamik hervorgerufene Wand­ 
lung der Sowjetunion von einer Regional- 
zu einer Weltmacht. Der Ausbau der russi­ 
schen Seestreitkrafte ist Ausdruck dieser 
Wandlung, denn wofür sonst ais seinen Ein­ 
fluB in andere Weltgegenden auszudehnen, 
braucht man eine groBe Flotte? 
Schwarzafrika, an dem strategisch auBerst 
bedeutungsvollen lndischen Ozean und süd- 
1 ichen Atlantik gelegen, wird nun wegen 
seiner materiellen und militarischen Be­ 
deutung zu einem Betatigungsfeld für die 
Weltmachte und damit ist es zu einem 
Terrain geworden, auf dem sich die zukünf­ 
tigen imperial istischen Weltkonflikte vor­ 
bereiten. Der "Antiimperialismus" Moskaus 
und die "Verteidigung der Freiheit", die 
die USA propagieren; sind der ideologische 
Ausdruck dieser Auseinandersetzung. 

DAS HORM VON AFRIKA 

Das Epizentrum jenes Erdbebens, das heute 
den afrikanischen Kontinent erschüttert, 
befindet sich in Athiopien. Nicht nur des­ 
wegen, weil das afrikanische Horn ein stra­ 
tegisches Gebiet ersten Ranges ist, sondern 
auch weil hier ein Ort der "lnstabilitat" 
entstanden ist, der die komplexen Beziehun­ 
gen der Allianzen in diesem Gebiet umge­ 
worfen hat und wo sich nun die imperial isti- 

schen Machte direkt oder indirekt kon­ 
front i eren. 
Athiopien, jahrzehntelang mumifiziert unter 
dem arr.haischen Regime von Haile Selassie, 
Liebling der USA, und in der Tat Schlüssel zu 
jegl icher strategischen t.ësunq am Roten Meer, 
Verbindungsstück zwischen Mittelmeer und ln­ 
dischem Ozean und damit ein Gebiet von globa­ 
ler strategischer Bedeutung. Athiopien, ein 
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in Auflësung begriffenes Feudalregime, wo die 
Bauern (90% der Bevolkerung),Grundpfeiler der 
Wirtschaft, unter den elendsten Verhaltnissen 
mit prahistorischen Methoden den Boden bear­ 
beiten; ein riesiges Land mit mehr als 28 
Millionen Einwohnem, von denen ein ganz w ln­ 
ziger Teil Proletarier sind und wo 90% der Be­ 
volkerung Analphabeten sind. Die brutale Unter­ 
drackung und Ausbeutung der 25 Millionen Bauern 
durch den GroBgrundbesitz , den Staat und die 
Kirche, die finstern mittelalterlichen Verhalt­ 
nisse in Stadt und Land, haben die Energie 
gel iefert far die soziale Welle,auf deren Schaum­ 
krone die Mil itars an die Macht kamen. Die "Re­ 
volution" kennzeichnete sich gleichermaBen durch 
ihre Zaghaftigkeit gegenüber dem Feudalregime 
wie durch die Brutalitat,mit der sie die sozia­ 
le Bewegung bremste und spater auch unterdrackte. 
Es war eine "preuBische" Revolution oder, wie 
man heute sagen kônn t e - eine agyptische. (2) 

Die Unfahigkeit und KompromiBbereitschaft ge­ 
genaber den alten Verhaltnissen kommt deutl ich 
in der Tatsache zum Ausdruck, daB die Sprache 
des "Herrenvolkes", der Amharen, we l t erh ln als 
offizielle Staatssprache aufgezwungen wird, 
wahrend die Mehrheit der Bevolkerung andere 
Sprachen spricht (Gal la, Dankali, Somali, 
Tigre, Tigrina u. a.). Dies ist Ausdruck der 
Unterdrackung der verschiedenen Volkerschaften 
Athiopiens, eine Unterdrackung, die das neue 
Regime vom alten abernommen hat. Der preuBische 
Weg der bargerlichen Umgestaltung zeigt sich 
noch mehr in der absoluten Unfahigkeit des 
Derg (das Exekutivorgan der Mil itarregierung), 
eine wirksame Agrarreforrn durchzufahren. Es 
wurde nicht einmal gewagt, den grëBten 
Besitz der Kirche an Grund und Boden anzutas­ 
ten; die Kirche kontrolliert 40% des Grund­ 
besitzes. 
Der Zerfall des alten Feudalreiches erzeugt 
eine SEPARATISTISCHE TENDENZ in den verschie­ 
denen Vëlkerschaften, die von den neuen Macht­ 
habern nicht etwa durch eine konsequente demo­ 
kratische Nationalitatenpolitik und eine re- 
vo l u t i onâr e Agrarform,was eine gewaltige in­ 
tegrative Wirkung haben warde, aufgehoben, 
sondern im Gegenteil durch ihre Unterdrackungs­ 
pol itik und soziale lmpotenz nur verstarkt wird. 

Die "Unterstatzung" durch das Ausland, d. h. 
vor al lem durch die Sowj e t un l on , ersetzt in 
gewissem MaBe das soziale, massenmobilisierende, 
aufrattelnde, wirkl ich radikale und damit 
NATIONAL-REVOLUTIONARE Moment in diesem bar­ 
gerl ichen UmgestaltungsprozeB. 

Dagegen ist Somali a mit 3,2 Mill ionen Ein­ 
wohnern zwar ein wesentlich kleineres und 
sehr viel armeres (eines der armsten Lander 
der Welt) Land, aber es ist eine ETHNISCHE 
EINHEIT, die das heutige Somal ia (bestehend 
aus dem fraheren ltalienisch-Somaliland und 
Britisch-Somaliland) s ow i e Djibouti, den Ogaden 
und den Northern District of Kenia umfaBt. Es 
ist daher die natarl iche Tendenz der Somali, 
nach der Vereinigung jener Gebiete zu streben. 
D~r Krieg der Somali um Ogaden, der schon 
einmal 20 Jahre gedauert hatte (1901 - 1920) 
und damals gegen die ltal iener, Briten und 
Athiopier gefahrt wurde, bedeutet nichts an­ 
deres als das Streben Somalias nach natio­ 
naler Einheit. Es wurde durch den Zerfal 1 
Athiopiens gefordert. Der Wassermangel So- 

mal ias, dessen Bevolkerung zu 85% von noma­ 
discher Viehzucht lebt und die groBen Ver­ 
luste an Rindern, Schafen, Ziegen und 
Kamelen durch die Darre von 1974/75 trieb 
Somal ia einmal mehr dazu, die Westsomal ische 
Befreiungsfront (WSLF) in ihrem Kampf qe­ 
gen die athiopische Zentralregierung massiv 
zu unterstatzen. Man versteht, daB diesem 
Krieg materielle Tatsachen zugrunde l iegen, 
die einerseits zeigen, daB die voluntaristi- 

sche Forderung der Verbraderung (da es 
sich doch um zwei vermeintlich sozialistische 
Lander handele) eine k l e l nbllr qe r l i che Illu­ 
sion ist und andererseits beweisen, daB es 
hier um nationale, d. h. bargerl iche 
Streitigkeiten geht, wie sie in solchen 
Zonen mit nach kanstl ichen Kriterien ge­ 
setzten Grenzen naturnotwendig auftauchen 
massen. 
Der Krieg ist ein normaler Zustand im im­ 
perial istischen Zeitalter und jener am Horn 
von Afrika ist einer der Kriege der siebziger 
und achtziger Jahre. Es ist ein Krieg, 
in dem die GroBmachte direkt oder indirekt 
aber ihre Statthalter intervenieren, um 
sich strategische Positionen im Hinbl ick 
auf einen moglichen dritten Weltkrieg zu 
si chern. 
Die Behauptung, daB am Horn allein die 
groBen Machte die Auseinandersetzung ver­ 
ursacht hatten und ·daB die abrigen Beteilig­ 
ten nur die Rolle von Komparsen spielen war­ 
den, beracksichtigt allerdings nicht, daB die 
nationalen Faktoren von realem Gewicht sind, 
und daB man sie nicht vernachlassigen darf, 
wenn man etwas von den Vorgangen auf dem 
afrikanischen Kontinent verstehen will. 

Die nationalen Bewegungen rutschen auf je­ 
nes Terrain ab, wo die Politik nur noch 
darin besteht, zwischen "guten Freunden", 
namlich denjenigen, die Waffen- und sonstige 
Hilfe gewahren, und "schlechten Feinden" zu 
unterscheiden. Es bedeutet l e t z t l ich, s ich in 
die Arme einer imperial istischen Koal ition 
zu werfen, wenn die WSLF aber Somal ia die 
arabischen Staaten (Saudiarabien und Iran 
vor al lem) um Hilfe angeht, eine "Hilfe", 
die immer mit EinfluBnahme verbunden ist, 
wie in diesem Falle mit der Auflage,Ver­ 
handlungen mit der Gegenseite aufzunehmen. 

Wir sind allerdings weit davon entfernt, 
dies MORALISCH zu verurteilen. Nur handfeste 
materielle Tatsachen vermëgen die pol itische 
Richtung der national istischen Krafte zu 
beeinflussen. Da eine proletarische revo­ 

lutionare Bewegung in den imperial istischen 
Lândern noch nicht entstanden ist, ist es 
vor al lem die Bourgeoisie,die mit ihrer In­ 
dustrie, ihren Eisenbahnen, ihren Waffen die 
Annaherung der Befreiungsbewegungen hervor­ 
ruft, um dann maBigend auf diese einzuwirken. 
Unsere Arbeit far die Wiederentstehung des 
revolutionaren Klassenkampfes ist daher die 
einzige wirkl iche konkrete Perspektive,die 
die Bed i ngungen schafft, in denen die "Hi 1 fe" 
der Bourgeoisie, die ja nichts anderes ist als 
eine Ausnutzung, ersetzt wird durch die wirk- 
1 iche Hilfe und Unterstatzung einer revolu­ 
tionaren Kraft in den unterdrackenden Landern. 
Auf jeden Fall, auch wenn jetzt durch die mas­ 
sive EinfluBnahme des lmperial ismus die Re- 
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volut~onierung der Bevolkerung verhindert wird, 
ist aber die r evo l u t l on âre Perspektive nur auf­ 
geschoben nicht aufgehoben! 

Die nationale Frage in Athiopien 

Der Vielvolkerstaat, der durch die feudalen Ab­ 
angigkeiten, welche nun in die Brüche gehen, 
zusammengehalten wurde, erzeugte separatisti- 

sche Bestrebungen in fast allen Provinzen. 
Die eritreische Bewegung und der Krieg in 
Ogaden sind nur die Kristall isationskerne der 
National itatenbewegungen. 
Die ELF (Eritreische Befreiungsfront, musli­ 
misch) ist die alteste der Bewegungen, die 
in Eritrea operieren. Sie wurde 1962, als 
Eritrea durch Athiopien annektiert wurde, ge­ 
gründet und ist praktisch an den Sudan und 
Saudiarabien sowie den Irak gefesselt, die 
ihr "Hilfe"zukommen lassen. Sie verficht die 
Aufrechterhaltung feudaler Strukturen und soll 
zum Teil mit Soldnern kampfen. 1hr Operations­ 
gebiet ist der westl iche Teil Eritreas. 
Die EPLF (Volksbefreiungsfront Eritreas), ur­ 
sprüngl ich eine christl iche Absplitterung der 
ELF, ist heute s t âr ke r und aktiver ais diese 
und kontroll iert ein groBeres Gebiet. lhre 
Guerilla-Operationen sind langst um Asmara 
und südl ich davon bis zu Assab und Massawa 
ausgedehnt worden. Sie hat eine Transportflotte 
von Jeeps und Lastwagen und hat ein 1500 km 
langes StraBennetz, Versorgung stationen, Kran­ 
kenhauser usw. angelegt. Auch wënn sie den 
"reaktionaren arabischen Staaten"feindl ich 
gegenübersteht, sich gegen rassische und 
ethnische Diskriminierung ausspricht und ein 
bürgerl ich-demokratisches Eritrea anstrebt, 
ist doch nicht zu übersehen, daB sie durch 
arabische Petrodollars finanziert wird und 
das sudanesische Territorium benutzt. Das 
"Friedenskommunique", das im Dezember 77 
zwischen Sudan und Athiopien zustande kam, 
deutet darauf hin, daB der Sudan maBigenden 
EinfluB auf die eritreischen Bewegungen 
ausüben wird. 
Der frühere Sprecher der EPLF, Sabbeh, grün­ 
dete 1976 unter maBgeblichem EinfluB Saudi­ 
arabiens die ELF/PLF, die fast keine mil i­ 
tarische Rolle spielt. Sie ist allerdings 
mit der ELF durch den Versuch, die EPLF zu 
beseitigen, verbunden. Die ELF-Führung soll 
sich durch diese Zusammenarbeit eine innere 
Opposition von einem Drittel der Mitglieder 
zugezogen haben, von denen viele zur EPLF 
überlaufen sollen. 
Die komplizierte Verflechtung von lnteressen 
(Stabilisierung des Raumes um das Rote Meer, 
Eindammung des russischen Einflusses, MaBi­ 
gung der sozialen Konflikte) laBt den Sudan, 
Libyen, Saudiarabien und Irak, die ansonsten 
untereinander verfeindet sind, hier Arm in 
Arm gehen. 
Die einzige Bewegung in Athiopien, die sich 
nicht vom aus l ând l schen EinfluB abhënq l q 
gemacht hat, ist die PRPE (Revolutionare Athi­ 
opische Volkspartei). Es ist eine stadtische 
Organisation von lntellektuellen und Studen­ 
ten, die sich auch auf Arbeiter und die zivile 
und militarische Kleinbourgeoisie stützt. Es 
ist auflallend,daB sich die mil itarische Re­ 
pression vehementund verbissen gegen diese 
Organisation richtet und daB fortlaufend 
von Massakern berichtet wird, was doch be- 

weist, daB diese Opposition weiterhin aktiv 
ist. Beim Stand der Dinge scheint es nicht, 
daB die Hypothese eines Sieges einer der eri­ 
treischen Befreiungsbewegungen nützl ich für 
die revolutionare Perspektive ware, auch 
wenn sie unzweifelhaft das monstrose Gebaude 
des halbmittelalterl ichen athiopischen Staa­ 
tes, der si ch unver schârnt e rwe i se sozi a I i s t i sch 
nennt, erschütternwürde. Allerdings ist die 
Position Athiopiens, die das Recht der Eri­ 
treer und Somali auf Selbstbestimmung nicht 
anerkennt, ohne die Fahigkeit zu besitzen, 
einen einheitl ichen Staat zu bilden und mit 
der Autoritat geeigneter MaBnahmen die feu­ 
dalen Uberbleibsel abzuschafffen, unhaltbar. 
Eine wirkliche revolutionare Partei würde in 
Athiopien allen unterdrückten Volkerschaften 
das RECHT auf Selbstbestimmung zuerkennen, ohne 
im geringsten den Separatismus zu fërdern (3), 
und mit Hilfe einer Agrarrevolution und der 
Demokratisierung der Staatsordnung (die 
freien Raum für die Entfaltung des Kapitalis­ 
mus schaffen würde) den FREIWILLIGEN ZUSAMMEN­ 
SCHLUSS der verschiedenen Volkerschaften 
mogl ich machen (4). 

Somalia zeigt einerseits die Arroganz einer klei­ 
neren, aber gut bewaffneten und nunmehr mit der 
Unterstützung des westlichen lmperialismus rech­ 
nenden Macht, die das Z i e 1 hat, den Ogaden zu annek­ 
tieren. Andererseits nirnrnt es aber die Stellung eines 
zentralen Kerns einer zerstückelten Nation ein, 
dem es gelingt, den Bezugspunkt für den Rest 
der Somali zu bilden, kraft - im Gegensatz 
zu Athiopien - weniger verheerenderer Eledin­ 
gungen im Agrarbereich, d. h. es kann Resul­ 
tate vorweisen, die unausweichlich zu einer 
machtigen propagandistischen Waffe werden. 
Die einzige Losung für die Volksmassen des 
afrikanischen Horns - wovon ein Teil in die- 
sem wahrhaftigen Konzentrationslager des 
franzosischen lmperial ismus, dem nunmehr for­ 
mal unabhangigen Dschibuti, lebt - ist in der 
Tat die revolutionare Perspektive, die über 
den bewaffneten Kampf der Bauernmassen und 
der plebejischen Stadtbevolkerung zum bür­ 
gerlich-revolutionaren GroBstaat führt. Denn 
gerade an diese Perspektive knüpft die lnte­ 
gration der Kampfe der ostafrikanischen Schwar­ 
zen in die Weltrevolution, deren bedeutende Ver­ 
bündete sie in einem strategisch so wichtigen 
Gebiet sein müssen. Bindegl ied dieser Ver­ 
knüpfung kann allein das heute zahlenmaBig 
noch auBerst kleine Proletariat dieser Re- 
gion sein. 
Für das Horn von Afrika gilt nach wie vor: 
"Ein zentralisierter GroBstaat ist ein ge­ 
waltiger historischer Schritt vorwarts auf 
dem Wege von der mittelalterl ichen Zer- 
spl itterung zur zukünftigen sozialistischen 
Einheit der ganzen Welt, und einen anderen 
Weg zum Sozialismus als UBER einen solchen 
(mit dem Kapital ismus UNLOSBAR verknüpften) 
Staat gibt es nicht und kann es nicht geben." 
(5) . 
Ob der Weg dahin der elende, mühsame, qual­ 
volle, die Entfaltung des Klassenkampfes be­ 
hindernde Weg einer "Revolution von oben", 
einer preuBischen Entwicklung, oder der revo­ 
lutionare Weg der bewaffneten vorstürmenden 
Volksmassen sein wird - wobei angesichts 
der herrschenden internationalen Kraftever­ 
haltnisse ersterer wahrscheinlich ist - 
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die damit einhergehende Entwicklung des Kapi- 
tal ismus wird zugleich Entwicklung der Klas­ 
sendifferenzierung und so auch Entwicklung der­ 
jenigen Klasse bedeuten, die eine Abteilung des 
Weltproletariats bilden wird, die Arbeiterklasse. 

SUDAFR I KA 

Von aberragender wirtschaftl icher, pol itischer 
und strategischer Bedeutung in Afrika ist die 
Republ ik sadafrika (RSA) als das einzige in­ 
dustrial isierte Land auf dem Kontinent. Dieses 
Land nimmt den 3. Platz hinter den USA und der 
Sowjetunion im Abbau von Bodenschatzen ein; es 
ist der groBte Goldl ieferant der Welt, einer 
der drei groBen Lieferanten von Uran, der zwei­ 
te von Diamanten und Asbest und der erste bei 
Platin und Antimon. Es besitzt betrachtl iche 
Kupfer-, Chrom- und Manganvorkommen, ist ein 
bedeutender Blei- und Zinkproduzent und ver­ 
fagt aber groBe Eisen- und Kohlevorkommen. 
An der RSA vorbei l âu f t die Rou;e für Oltanker so­ 
wie Schiffe, die 20 der 40 far die lndustrie­ 
lander strategisch wichtigen Rohstoffe trans­ 
portieren. Mit dem Rackzug Portugals aus Afri­ 
ka ist Sadafrika der einzige verlaBl iche und 
vor al lem militarisch auBerst potente Ver­ 
bünde t e des Westens in Schwarzafrika. ln dem 
MaBe, wie der lndische Ozean zum strategisch 
bedeutsamen Weltmeer avancierte, wie gleich­ 
zeitig die USA sich aus lndochina und Por­ 
tugal sich aus Afrika zurackzogen und indem­ 
selbem MaBe, wie die UdSSR ihre weltpol itische 
Rolle durch den Ausbau ihrer Flotte, die im 
lndik standig prasent ist, de~onstrierte,war 
die RSA zu einer strategisch auBerst bedeu­ 
tungsvol len Zone aufgerackt. Ebenso hat Sad­ 
afrika weiterhin seine Bedeutung als sadl icher 
Endpunkt der Achse lsrael-lran-Sadafrika, wo­ 
mit die USA und das westl iche Bandnissystem die 
wichtigsten Militarmachte nordwestlich des 
lndik kontroll ieren. 
Und daB diesem Staat die Rolle eines Polizisten 
in Afrika, wo seit einigen Jahren eine natio­ 
nale Garung auftritt, zuqedach t ist, ist wohl 
kaum zu abersehen. 
Das alles ware geradezu ideal far die Absichten 
und lnteressen des westl ichen lmperial ismus. 
Aber auch in dem als so stabil gerahmten sad­ 
afrika meldet sich offensichtl ich der durch 
nichts totzukriegende Maulwurf: die Revolution. 
Kaum ein Tag vergeht, an dem nicht aber die Re­ 
volte der Schwarzen gegen das Apartheidssystem 
berichtet wird ... und von ihrer brutalen Un­ 
terdrackung. Die Apartheidspolitik,die einge­ 
fahrt wurde, um eine ursprangl iche Akkumulation 
in Gang zu bringen, hat im Verlaufe der letzten 
Jahrzehnte jene Elemente freigesetzt, diè ihr 
das Grab schaufeln werden: die aus den Stammes­ 
verbanden gerissenen, entwurzelten Schwarzen, 
die Wanderarbeiter und das lndustrieproletariat. 
Auch bestent heute zwischen den Erfordernissen 
des okonomischen Wachstums (vor allem Nachfrage 
nach qual ifizierter Arbeitskraft) und der Apart­ 
heidspol itik (die die Unterqualifikation der Ar­ 
beitskrafte aufrechtzuhalten sucht) ein Wider­ 
spr~ch, der in zunehmendem MaBe von den Kapi­ 
tal isten angeprangert wird. Die Apartheid, die 
lange Zeit eine wesentl iche Voraussetzung far 
die kapitalistische Entwicklung sadafrikas war, 
ist heute wegen der Erfordernisse dieser Ent­ 
wicklung zu einem Hemmnis geworden. (6) 
Der zandstoff, der sich in sadafrika mit jeder 

Woche der Weiterexistenz der Apartheid sicht­ 
bar aufhauft, wird, wenn er in einer sozialen 
Revolte der Schwarzen gegen die rassische Un­ 
terdrackung explodiert, unmittelbar den ge­ 
samten lmperialismus treffen. Dieser ist dort, 
wo er besonders prasent ist, auch besonders 
empfindsam. Nicht ohne Grund betrachtet das 
International lnstitute for Strategic Studies 
in London in einer Studie die Ereignisse in 
Soweto 1976 als das bedeutendste Ereignis die­ 
ses Jahres (7). Es ist daher ohne weiteres ver­ 
standl ich, daB ausnahmslos al le imperial isti­ 
schen Lander sadafrika zur Aufgabe seiner 
Apartheidspol itik drangen wollen. Doch trotz 
dieser massiven Intervention aller bedeuten­ 
den Machte (8) stel lt sich das Vorster-Regime 
taub. Und dies nicht, weil die Buren besonders 
verbohrte Menschen sind, sondern vielmehr aus 
einem sehr plausiblen materiellen Grund heraus. 
Alle Wei Ben, einschl ieB1 ich der weiBen Pro­ 
letarier, sind NutznieBer der Apartheid, sie 
profitieren okonomisch von ihr und sind eng 
mit ihr verwachsen. Alle ihre Privilegien 
ziehen sie aus diesem System, das die aber­ 
wiegende Mehrheit der Bevëlkerung zu Menschen 
zweiter Klasse degradiert. Und es sind Mil­ 
lionen WeiBe, far die die Apartheid ein Se- 
gen ist. Dies erklart auch den immensen 
Stimmengewinn, den Vorster bei der letzten 
Wahl far sich und seine Partei verbuchen 
konnte. 
Die Ermordung von Steve Biko, der ein ge­ 
maBigter und durchaus kompromiBbereiter Fah­ 
rer der Schwarzen war, beweist eindringlich, 
daB die weiBe Minderheit noch gewillt ist, bis 
zum letzten Mann die Bastion der Apartheid zu 
verteidigen. Und so steuert das sadafrikanische 
Staatsschiff unvermeidlichauf die Kl ippen 
eines revolutionaren, nationalen Aufstandes 
zu, eines Aufstandes, der das ganze sadl iche 
Afrika und auch die imperial istischen Metro­ 
polen erschattern warde. Aber wenn er nicht 
durch eine proletarische Bewegung im Herzen 
des lmperial ismus unterstatzt wird, dann wird 
seine Wirkung sich auf die Beseitigung aller 
jener Hemmnisse beschranken, die in der R$A 
die Klassengegensatze verhallen und rassische 
Gegensatze an ihre Stelle treten lassen. Eine 
nationale Revolution der Schwarzen ware auch 
so far uns die ganstigste Losung des Rassen­ 
problems in der RSA. Diese Revolution warde am 
grandlichsten mit den anachronistischen Re­ 
likten aufraumen und Raum schaffen far die 
freie Entfaltung des internationalen pro­ 
letarischen Klassenkampfes. 

DIE FRAGE DER SOLIDARITAT 

Es wird haufig von Seiten der kleinbarger- 
1 ichen Linken "Sol l dar l t ât" mit den national en 
Befreiungsbewegungen gefordert, eine Sol idari­ 
tat, die in Geldspenden, moral ischen Deklama­ 
tionen und Verurteilungen u. a. besteht und bei 
der sich jeder, der einen Funken KlassenbewuBt­ 
sein besitzt, fragen muB: Worin unterschei- 
det sich diese Solidaritat von der imper- 
ial istischen "Hi lfe" ? Doch wohl nur in der 
Quantitat und den besseren Absichten! 
Wenn wir das wichtige Problem der Solidaritat 
mit den Unabhangigkeitsbewegungen der unter­ 
drackten Volker von der Warte des Klassen­ 
kampfs aus stel len, massen wir vier wesent- 
1 iche Punkte beracksichtigen. 
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1. Unsere Solidaritat muB von der Kritik an der 
Scheinheil igkeit der bürgerl ich-pazifistischen 
"Sol l da r I t â t" begleitet werden. Dieser Pazifis­ 
mus ist nichts anderes ais die Maske des lm­ 
perial ismus, der versucht, auf die Konfl ikte 
EinfluB zu nehmen und in jene Zone einzudringen, 
bzw. dort vorherrschend zu bleiben. Die heuchle­ 
r i sche "Fr i edenspo 1 i t i k" der SU, die "Verm i t t> 
1 ungsbemühungen" GroBbritanniens in P.hodesien, 
die reformistische Antiapartheid-Bewegung, 
die Mahnungen der BRD zu "friedlichen Losungen" 
zahlen zu den prominentesten Vertre-tern dieser 
imperial istischen ldeologie. 

2. Der Kampf gegen die sozialimperialistische 
Pol itik, die entweder nur den lmperial ismus der 
anderen kritisiert, aber niemals den eigenen, 
oder sich einen imperial istischen Block wahlt 
und begünstigt. So ist z. B. die Politik der 
KP Frankreichs darauf aus, die Intervention 
der USA in Afrika und in anderen Kontinenten 
zu denunzieren, wahrend sie die lnterventionen 
Frankreichs grundsatzl ich unterstützt und über­ 
haupt nur im Namen einer besseren Verteidigung 
der franzosischen lnteressen kritisiert. Das­ 
selbe gilt für aile an China gebundenen Mao­ 
isten (gegen die SU, für die USA oder "Europa"), 
bzw. für aile direkt oder indirekt an die SU 
gebundenen Organisationen (umgekehrt) . Ohne 
diese Infamie zu entlarven, die ja nichts an­ 
deres im Sinn hat, als die Ersetzung der 
Herrschaft eines imperial istischen Staats durch 
die eines anderen zu rechtfertigen, kann keine 
wirkliche Solidaritat entstehen. 
Diese Pol itik ist besonders gefahrl ich und ge­ 
genüber den Befreiungsbewegungen emporend, 
wenn man "Unterscheidungen" innerhalb der ei­ 
genen imperialistischen Bourgeoisie unternimmt, 
und einen "besseren" Flügel gegen einen "Scharf­ 
macherflügel" unterstützt. Die ganze Infamie 
einer solchen Politik kristallisiert sich z. B. 
in Solidaritatskundgebungen von Organisationen, 
die - wie der KB - zur Wahl der SPD als gerin­ 
gerem Ubel aufrufen. Einerseits ruft man zur 
Wahl einer echten imperial istischen Agentur: 
die SPD 1 iefert als Regierungspartei Waffen 
für die Unterdrückung von Befreiungsbewegungen, 
rüstet die Polizei verschiedener afrikanischer 
Staaten aus, ist über die Friedrich-Ebert- 
St iftung überall in der "drittenWelt" a l s auf­ 
geklarter Handlanger des lmperial ismus tatig, 
tritt Tag für Tag in All ianz mit dem westl ichen 
lmperial ismus oder ais Vertreter des deutschen 
in Konkurrenz zu ihm für die Beibehaltung des 
status quo; andererseits ruft man zur "Sol ida­ 
r i t â t!' mit den Befreiungsbewegungen! Einerseits 
Taten, andererseits betorendes Palaver. 

3. Eine weithin verbreitete falsche Solidaritat, 
die vor al lem von der kleinbürgerl ich-demo­ 
kratischen Opposition betrieben wird, besteht 
darin, den eigenen lmperialismus zu kritisieren 
und von ihm zu fordern, er mage mit seinen 
Machenschaften gefall igst aufhoren, die Waffen- 
1 ieferungen an Südafrika unterlassen, Chi le nicht 
unterstützen usw.Wahrend man dadurch die Illu­ 
sion erweckt, der lmperialismus kônn t e anders 
sein, kônn t e sich durch den Druck (der "ôf fen t> 
1 i chen Me i nung", versteht si ch) ver ânde rn , 
unterlaBt man jede ernsthafte Vorbereitung des 
Proletariats auf eine echte Solidaritat mit 
den Befreiungsbewegungen, die ja an allererster 

Stel Je darin besteht, den eigenen imperia- 

1 istischen Staat zu bekampfen und zu sabo­ 
tieren. Und man muB es unterlassen, denn im 
Grunde verfolgt iiian keine proletarische Poli­ 
tik, sondern eine Pol itik der Demokratisierung 
des imperial istischen Staates. 
Sol idaritat mit den national-revolutionaren 
Bewegungen der unterdrückten Lander bedeutet 
Klassenkampf gegen den eigenen imperia- 
1 istischen Staat und aile ihn tragenden Par­ 
teien. D. h. daB man diesen Staat unq diese. 
Parteien entlarvt, daB man zeigt, daB sie 
nicht anders konnen, daB die Arbeiterklasse 
einen eigenen , selbstandigen Kampf führen 
muB. Man ruft nicht den imperialistischen 
Staat dazu auf, keine Waffen zu Jiefern, son­ 
dern die Arbeiterklasse dazu auf, die Waffen­ 
lieferungen zu verhindern. Man ruft nicht den 
imperialistischen Staat dazu auf, die lnve - 
Stitionen seiner Konzerne, z. B. in Südafrika 
zu verbieten, sondern die Arbeiter dieser 
Konzerne dazu auf, den Kampf für eigene For­ 
derungen mit richtigen Kampfmitteln aufzu­ 
nehmen und mit sol idarischen Forderungen ge­ 
genüber den doppelt unterdrückten schwarzen 
Arbeitern zu verbinden. So langfristig diese 
Perspektive auch sei , sie ist die einzige rea- 
1 istische, denn nur die Arbeiterklasse ist 
aufgrund ihrer materiellen Lage und ihrer 
geschichtl ichen Ziele zur Sol idaritat fahig. 

Also der Kampf gegen den eigenen lmperialis­ 
mus ist ein Prinzip, das nicht diskutiert 
werden kann. Dies ist die wichtigste Form 
der Solidaritat. Wenn man den Kampf gegen 
den eigenen Imperia! ismus noch nicht effek- 
tiv führen kann, weil es - wie heute der 
Fall - noch keine breite Arbeiterbewegung 
gibt, dann ist das ke.ine Entschuldigunq dafür, 
daB man die Vorbereitung zu diesem Kampf auf­ 
gibt, daB man, statt diesen Kampf vor­ 
zubereiten und die Arbeiter dafür zu er­ 
ziehen, diese Vorbereitung und Erziehung 
hintertreibt, Almosen und Phrasen ais Soli­ 
daritat ausgibt, die Arbeiterklasse im Volk 
auflost, nicht ais Klasse, sondern ais 
"offentlichkeit" hinstellt, deren Gewissen 
durch Gesten und Berauschung an Gesten zu 
s t i l l en sei. 

4. Es ist absolut· fa Isch zu glauben, daB man 
eine klare Position hat, wenn man eine be­ 
stimmte Partei bzw. Organisation, die dort 
unten gegen den lmperialismus eintritt, un­ 
terstützt und den Internat iona 1 i smus auf 
eine Suche nach der "richtigen" Befrei­ 
ungsorganisation reduziert. Es geht - wie ge­ 
sagt - zunachst nicht darum, sondern darum, 
die Abhangigkeit der unterdrückten Volker 
zu lockern, ihre Kampfbedingungen zu erleich­ 
tern, indem man gegen den unterdrückenden Im­ 
peria! ismus vorort kampft. Dies ist also zu­ 
nachst eine Art negative Sol idaritat. Dazu 
sagt Lenin: Es bestehe "erstens die Notwen­ 
digkeit, daB aile kommunistischen Parteien 
die bürgerl ich-demokratische Befreiungsbe­ 
wegung in dicsen Landern unterstützen; die 
Pfl icht zur aktivsten Unterstützung haben in 
erster Linie die Arbeiter desjenigen Landes, 
von dem die zurückgebl iebene Nation in 
kolonialer oder in finanzieller Hinsicht 
abhânqt ( .. )", hinzu kommt, "d l e Notwendig­ 
keit, einen entschiedenen Kampf zu führen 
gegen die Versuche, den bürgerl ich-demokra- 
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tischen Befreiungsstrëmungen in den zurückge- 
bl iebenen Landern einen kommunistischen Anstrich 
zu geben. Die Kommunistische Internationale darf 
die bargerl ich-demokratischen nationalen Bewe­ 
gungen in den Kolonien und zurackgebliebenen Lan­ 
dern nur unter der Bedingung unterstatzen, 
daB die Elemente der kanftigen proletarischen 
Parteien, die nicht nur dem Namen nach kommu­ 
nistische Parteien sind, in allen zurackgebl ie­ 
benen Landern gesammelt und im BewuBtsein ihrer 
besonderen Aufgaben, der Aufgaben des Kampfes 
gegen die bargerl ich-demokratischen Bewegungen 
innerhalb ihrer Nation erzogen werden. Die 
Kommunistische Internationale muB ein zeit- 
weil iges Bandnis mit der bargerlichen Demo­ 
kratie der Kolonien und der zurackgebl iebenen 
Lander eingehen, darf sich aber nicht mit ihr 
verschmelzen, sondern muB unbedingt die Selb- 
s t ând i qke i t der proletarischen Bewegung - sogar 
in ihrer Keimform - wahren" (LW 31, S. 138). 
Das Problem der "praktischen" direkten So l i dar i t â t 
besteht darin,daB da un t en erst Organisationen 
existieren massen, die in einem wirklich revo­ 
lutionaren Sinn als proletarische Parteien eine 
solche Unterstatzung geben konnten; die dem 
bargerlichen National ismus keine Zugestandnis- 
se machen und streng die Aufgabe wahrnehmen, 
das Proletariat getrennt von der nationalen Be­ 
wegung zu organisieren und auf seine zukanf- 
tigen Aufgaben GEGEN die bargerlichen Demokraten 
vorzubereiten. Wenn man heute nicht-kommuni~i- 

sche, national istische oder sogar gemaBigte 
national istische Parteien in den unterdrackten 
Landern unterstatzt, wie z. B. die PLO, die 
MPLA oder die EPLF, dann versteht man nicht 
den Unterschied, der zwischen der sozialen Be­ 
wegung selbst und den Organisationen besteht, 
die aus dieser Bewegung einmal entstanden auf 
diese in diesem oder jenem Sinne einwirken. Die 
genannten Organisationen sind keine proleta­ 
rischen Parteien, sie sind im besten Falle 
bür qer l ich demokratisch. Das Proletariat kann 
heute auf keinen Fall eine Politik verwenden, 
die sich gegen die Ziele von morgen richtet. 
Wir kommunistischen lnternationalisten haben 
nicht nur das Ziel, die nationalen Befreiungs­ 
bewegungen aktiv zu unterstatzen, weil sie den 
gemeinsamen Feind schwachen, sondern vielmehr 
das Proletariat im Hinbl ick auf seine Aufgaben 
von morgen vorzubereiten, Aufgaben, die gegen 
ALLE bargerl ichen Staaten mithilfe der inter­ 
nationalen Kampffront der ARBEITER aller Lan­ 
der durchgesetzt werden: die proletarische 
Weltrevolution. 
Man kann die Frage der Sol idaritat nur auf 
einem Klassenboden stellen. Sie muB die For­ 
derung des proletarischen Kampfes gegen den 
Opportunismus beinhalten. Sie kann aber nicht 
Hilfe far Organisationen sein, die selbst die 
national-revolutionare Bewegung zwangslaufig 
verraten werden. Kommunisten sind keine Spen­ 
den- und Propagandavereine far die Verrater von 
heute oder von morgen. Sie stellen sich nicht 
hinter Organisationen, von denen sie wissen, 
daB sie frahrer oder spater nicht nur das Pro­ 
letariat ihrer Lander unterdracken, sondern 
die ganzen antiimperialistischen Massen meist­ 
bietend dem lmperial ismus ausliefern werden. 
Durch die Unterstatzung solcher Organisationen 
erschwert man nur die Entstehung jener Partei­ 
kerne, die in den unterdrackten Landern den 
sicheren Kanal far die Zuleitung einer direk­ 
ten materiellen Hilfe bilden werden. 

Anmerkungen: 
(1) siehe hierzu Artikel aber Afrika in "il 
programma cornun i s t a" Nr. 16/77 
(2) Eine erste Einschatzung der athiopischen 
Umwandlung in dem Ar t ike l "Die s pâ t e bür qer - 
1 iche Geburt Athiopiens", Bulletin der IKP, 
N r . 6 , Ma i 19 7 5 . 
(3)Die Anerkennung des RECHTES auf Eheschei­ 
dung bedeutet auch keineswegs, daB man FUR 
die Scheidung ist. 
(11) "\Jir Sozialdemokraten sind Feinde JEDES 
Nationalismus und Anhanger des demokratischen 
ZENTRALISMUS. Wir sind Gegner des Partikula­ 
rismus, wir sind aberzeugt, daB BEI SONST 
GLEICHBLEIBENDEN BEDINGUNGEN groBe Staaten die 
Aufgaben des wirtschaftlichen Fortschritts und 
die Aufgaben des Proletariats in seinem Kampf 
gegen die Bourgeoisie weit erfolgreicher lHsen 
kënnen als kleine Staaten. Doch schatzen wir 
die freiwil 1 ige Bindung, niemals aber die ge­ 
waltsame. Uberall wo wir GEWALTSAME Bindungen 
zwischen Nationen sehen, treten wir - ohne im 
entferntesten unbedingt die Lostrennung jeder 
Nation zu verfechten - BEDINGUNGSLOS und ent­ 
schieden fardas RECHT jeder Nation ein, sich 
pol itisch selbst zu bestimmen, d.h. sich los­ 
zutrennen" (Len in, Werke Bd. 20, S. 219). 
(5) Lenin, Werke, Bd. 20, S. 32. 
(6)Eine ausfahrl iche Untersuchung dieser Ent­ 
wicklung findet man in unserer franzësischen 
Zeitung "le prolétaire", Nr. 228/229. 
(7) Zitat in "lnformationsdienst Sild l iches 
Afrika", Nr. 12/77, S. 22. 
(8) Sogar der Herr Loderer, diese wahre Statze 
des lm~erialismus, brachte jangst nach seiner 
Südafrikareise zum Ausdruck, daB ihm Ausbeu­ 
tung ohne rassistische Beimenoung, wie sie in 
der BRD betrieben wird, viel naher lage. 

0 
0 0 

Klassenkampfe und ZusammenstüBe zw, - 
schen Staaten in lndochina 

So besorgt die bargerl iche Welt die Erschatte­ 
rungen des instabilen Gleichgewichts in sad­ 
ostasien verfolgt, so eifrig nimmt sie die Chan­ 
ce wahr, den "Sozial-ismus" erneut an den Pran­ 
ger zu stellen. Kambodscha und Vietnam, zwei 
"soz i a 1 i s t i sche S taa ten", füh ren Kr i eg gegen- 
e i nander ! Zweite Fassung: Zwei kleine "sozia- 
1 i st i sche Staaten" führen e i nen Ste 11 ve r t r e­ 
terkr i eg far zwei "sozialistische GroBmachte"! 
Damit hatte man wieder bewiesen, daB der Sozia­ 
lismus mit allen Nachteilen des Kapital ismus 
behaftet ist. 1st fardas k l e l nbllr qe r l i che 
Denken der Sozial ismus ein Kapital ismus ohne 
dessen Nachteile, so ist er fardas groBbar­ 
gerl iche Denken ein Kapitalismus ohne dessen 
Vorteile. Obwohl Kambodscha und Vietnam also 
doch a l l se i t s als Kapitalismus jeweils ohne 
dessen Nachteile oder ohne dessen Vorteile 
angesehen werden, und obwohl die Lage der 
indochinesischen Lander nach allgemeiner Be­ 
urteilung sich als Folge des indochinesischen 
Befreiungskrieges herausbildete, kann das 
groB- wie kleinbargerl iche Denken nicht ver­ 
stehen, daB sich in Kambodscha und Vienam 
eine BURGERLICHE REVOLUTION vollzog, und daB 
per Saldo ein noch rackstandiger KAPITALIS- 
MUS, nicht mehr, aber auch nicht weniger, bleibt. 
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Doch wollen wir uns hier nicht mit den Wider­ 
sprüchen des bürgerl ichen Denkens, sondern 
kurz mit den realen Widersprüchen lndochinas be­ 
fassen. DaB jetzt ein Grenzkrieg innerhalb des 
befreiten Gebiets tobt, hat natürl ich zur Vor­ 
aussetzung, daB sich im Laufe des Befreiungs­ 
krieges gegen den franzosischen Kolonialismus 
und den amerikanischen lmperialismus nicht ein 
Staat bildete, der die ganze Halbinsel umfaBt. 
Der Befreiungskampf führte zunachst zur Bildung 
eines Teilstaats in Nordvietnam und zwanzig 
Jahre spater zur Bildung von drei Staaten: Viet­ 
nam (durch den AnschluB Südvietnams an den Nor­ 
den), Kambodscha und Laos. Um die jetzigen Aus­ 
einandersetzungen zwischen Vietnam und Kambod- 
5cha zu verstehen, müssen wir uns, wie bei jedem 
Krieg, die sozialePhysiognomie der kriegführen­ 
den Staaten vor Augen halten. Da diese Staaten 
aus dem Befreiungskampf entstanden sind, müssen 
wir uns fragen, aus welchen Bestandteilen sich 
die Befreiungsfront zusammengesetzt hat. Be­ 
trachten wir den Befreiungskrieg, der sich über 
mehrere Jahrzehnte erstreckte, so werden wir 
feststel len, daB die Befreiungsfront im groBen 
und ganzen in zwei soziale Bestandteile zerfallt: 
eine nationale Bourgeoisie, die das Ziel ver­ 
folgt, die Fremdherrschaft abzuschütteln und 
aus den verschiedenen indochinesischen Nationa­ 

l itaten und Stammen eine einzige pol itisch un­ 
abhangige Nation zu bilden und auf der Grund­ 
lage einer Entwicklung der Produktivkrafte 
(an erster Stelle der Schwerindustrie) und eines 
gut ausgebauten Staatsapparates zu festigen. 
Diese Ziele kennzeichnen jede bürgerliche Revo­ 
lution. Sie werden in lndochina durch die sta- 
1 inistische KP Vietnams vertreten. 

Der andere Bestandteil der Befreiungsfront ist 
die Bauernbewegung der verschiedenen indochi­ 
nesischen Volkerschaften. lm Laufe des Befrei­ 
ungskrieges hat die vietnamesische Bourgoisie 
die Bauernschaft, auf deren Bewegung 
sie sich stützen muBte,dauerndverraten, um 
sich mit dem lmperialismus und dessen Statt­ 
haltern zu arrangieren. So stellte sie im 
Laufe des imperialistischen Krieges (des 
zweiten Weltkrieges) den Kampf gegen die 
franzosischen Kolonialisten und die alte 
Ordnung ein, um sich Seite an Seite mit den 
Kolonialherren und den USA an dem Kampf ge­ 
gen die Japaner zu beteil igen. Durch diese 
Haltung - und weniger durch die soziale Be­ 
wegung der Bauernmassen - erhoffte sie sich 
die geschenkte "Befreiung" nach dem Sieg der 
Ali iierten über Japan. Diese kam natürlich 
nicht, denn der dekadente franzosische lm­ 
perial ismus klammerte sich an seine Kolonien, 
um die eigene Position gegenüber seinen 
machtigen Konkurrenten zu verteidigen, wah­ 
rend andererseits die USA selbst Asien ganz 
beherrschen wollten. 

Nach dem Weltmassaker, in dem man die Bauern­ 
massen einem "besseren" imperial istischen Block 
geopfert hatte, muBte der Befreiungskrieg da­ 
her zwangslaufig aufgenommen werden. Er führ­ 
te zur totalen Niederlage des franzosischen 
Kolonial ismus, doch will igte die vietnameische 
Bourgeoisie unter dem Druck aller "freundl ich" 
wie feindlich gesinnten Machte in die Teilung 
des Landes in Nord- und Südvietnam ein, wel­ 
che "demokrat i sch II du rch Wah I en, w i ede rver- 
e in t werden sollten. Die kambodschanischen 

und laotischen Bauernmassen überlieB sie ganz 
einfach sich selbst, d. h.dem nunmehr als Herr­ 
scher Südostasiens auftretenden US-lmperial is­ 
mus. Die vietnamesische Bourgeoisie verfolgte 
nicht das radikale Programm einer Vereini- 
gung der Bauernmassen al Ier National~tâten 
im gemeinsamen Befreiungskrieg, d. h. einer 

Vereinigung lndochinas durch den ge­ 
meinsamen bewaffneten Kampf allerBauernvolker 
gegen Kompradoren und lmperial ismus. Gegen 
Versprechungen des Imperia li smus verr i et si e die 
Bauernbewegung, um sich durch diesen Kom­ 
promiB einen eigenen souveranen Teilstaat 
zu errichten. Durch Festigung dieses Staa­ 
tes i m Nord en des Landes so 11 te si e si ch 
auf eine lndustriebasis und ein Militar­ 
potential stützen kënnen, um ihre gesamt­ 
indochinesischen lnteressen durchzusetzen. 
Sie wollte sich wie eine Art PreuBen lndo­ 
chinas festigen, um dann dank ihrer Wirt­ 
schafts- und Mi I l t ârrnacht ihr Territorium nach 
und nach zu arrondieren. Dieses Konzept l ieB 
sich jedoch nicht so "harmonisch" durchführen, 
wie die vietnamesische Bourgeoisie es sich 
vorstellte. Es wurde durch die zwei anderen 
Krafte im Spiel erschüttert, durcheinander­ 
geworfen, aus dem Gleichgewicht gebracht: 
einerseits durch den lmperialismus, der die 
Zersplitterung des Gebietes aufrechter- 
halten wollte, um es besser beherrschen zu 
konnen, und der vietnamesischen Bourgeoisie 
den Zugang zu den wichtigen Reisanbauge­ 
bieten des Südens verwehrte, sowie anderer­ 
seits durch die Bauernmassen des Südens 
und Ostens lndochinas, die ihren Befreiungs­ 
kampf gegen Kompradoren und lmperial ismus 
fortsetzten. 
Den Sieg der antiimperial istischen Bewegung 
in Südvietnam, Kambodscha und Laos hat die 
vietnamesische Bourgeoisie diesen Bauern­ 
massen zu verdanken. Sie selbst hat diesen 
Krieg nur in dem MaBe unterstützt und mit­ 
geführt, wie sie vom US-lmperial ismus dazu her­ 
ausgefordert wurde und dessen Angriffsstütz­ 
punkte b ekârnpf en muBte. ln den Friedensverhand­ 
lungen mit den USA l ieB sie die kambodschani­ 
schen und laotischen Bauernmassen wieder fallen, 
um sich auf Südvietnam zu konzentrieren. Die- 
se bürgerl iche, rein mil itarische und diploma­ 
tische Konzeption des Befreiungskrieges sah 
vor, daB Laos, ein Binnenland, das von ver­ 
schiedenen Bauernvolkern bewohnt wird, und 
dann das ebenso rein bauerl iche, aber eth­ 
nisch einheitl iche und strategisch wichtige 
Kambodscha in die EinfluBsphare und in die 
Staatseinheit Vietnams hineinkommen würden, 
denn dieses hatte sich im Laufe der zwanzig­ 
jahrigen wirtschaftl ichen Entwicklung und 
militarischen Festigung des Nordens und durch 
den AnschluB Südvietnams zu einem machtigen 
Pol in Südostasien entwickelt. 

Der Klassenkampf zwischen Bauernschaft und 
Bourgeoisie, der sich nach dem Sieg über 
den lmperialismus und dessen Agenten entfal­ 
ten muBte, fallt umso scharfer aus, je gro­ 
Ber der selbstandige Einsatz der Bauernmassen, 
ihre ethnische Gemeinsamkeit, ihre soziale 
Homogenitat sind. So verursacht die allmah- 
1 iche Ausdehnung des nordvietnamesischen 
Staatswesens auf Laos wenig Schwierigkeiten, 
denn dort ist die Bauernschaft in vielen 
ethnischen Gruppen geteilt, wahrend das Land 
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selbst wenig strategische Bedeutung hat, so 
daB ein Widerstand gegen die vietnamesische 
Bourgeoisie kaum mit der Unterstatzung einer 
auslandischen Macht rechnen durfte. Aber schon 
in Südvietnam hat die nordvietnamesische Bour­ 
geoisie mit Bauernunruhen zu tun. Vor al lem 
aber war Kambodscha zu einem ZusammenstoB mit 
dem vietnamesischen Staat pradestiniert. Das 
Bauernvolk der Khmer erfocht seinen Sieg gegen 
die Kompradoren und den Kolonialapparat der 
USA zwar im Rahmen eines Kampfes, der ganz ln­ 
dochina ergriff, es hat aber diesen Sieg selbst 
erkampft und vollbrachte daher eine radikale 
Bauernrevolution, die wie jede radikale Bauern­ 
revolution, so auch z. B. der deutsche Bauern­ 
krieg, alle zage eines primitiven Kommunis- 
mus, einer der Bourgeoisie unverstandl ichen 
"G lei chmachere i" und Fei ndse li gke i t gegen die 
stâd t l s che "Zivilisatiorl' zur Schau t r âqt . Wenn 
die kambodschanische Bauernrepubl ik entstehen 
konnte, so durch die inkonsequente und ver­ 
raterische Haltung der vietnamesischen Bour­ 
geoisie gegenaber den Khmer-Bauern. Diese ver­ 
teidigen jetzt verbissen ihr Territorium ge- 
gen den vietnamesischen Staat, von dem sie 
ohnehin keinen Schutz gegen die imperialistische 
Planderung erhielten und nunmehr nur Ausbeutung 
zugunsten der Akkumulation in der Industrie zu 
erwarten haben. Doch werden sie auf lange Sicht 
ihre Se l bs t ând l qke l t nicht erhalten kônnen , wie 
die Selbstandigkeit der Bauernschaft gegenaber 
der Bourgeoisie im allgemeinen ~icht aufrecht­ 
zuerhalten ist. Dank dieser ganzen Entwicklung 
vor dem Hintergrund des Verrats der vietname­ 
sischen Bourgeoisie an der ganzen indochine­ 
sischen Bauernschaft und an der revolutionaren 
Vereinigung lndochinas nimmt der Kampf zwischen 
Bauern und Kapitalisten im Extremfall Kambod­ 
schas die Gestalt eines Krieges zwischen Natio­ 
nal itaten und Staaten an. 
ln den Flagelkampfen innerhalb der Khmer­ 
Fahrung und in der mil itarischen Interven­ 
tion Vietnams gegen Kambodscha zeigt sich da­ 
mit nicht nur die allgemeine Tendenz der viet­ 
namesischen Bourgeoisie, Kambodscha okonomisch 
und pol itisch unter ihre Fahrung zu bringen, 
sondern auch ihre aktuelle Bestrebung, die 
sozialen Voraussetzungen dafar zu schaffen, 
namlich die revolutionare Bauernbewegung der 
Khmer, die das Gespenst der allgemeinen Auf­ 
ruhr der Bauernschaft i~ ganz lndochina auf­ 
kommen laBt, unter Kontrolle zu bringen. Die 
an sich progressive Aufgabe der nationalen 
Vereinigung lndochinas wird gepragt durch 
die reaktionaren zage ihres Tragers, der Bour­ 
geoisie. 

Da im Laufe des Befreiungskrieges das Prole­ 
tariat keine Klassenselbstandigkeit entfalten 
konnte, sondern wegen der internationalen 
Schwache seiner Klasse zur Rolle des Wasser­ 
tragers der Bourgeoisie verdammt war, kann 
es jetzt die nach dem Sieg der Bourgeoisie 
zwangslaufig ausbrechenden Konflikte noch nicht 
zu einer machtigen sozialen Bewegung zum Sturz 
der 'Bourgeoisie und zur Weiterfahrung der Re­ 
volution zusammenfassen. Vietnam muB so den 
kambodschanischen Bauern wie eine soziale 
Einheit vorkommen, und diese versuchen sich an 
China anzulehnen. DaB aber China, dem es nicht 
um die soziale Bewegung der Khmer geht (denn 
es verfolgt ja dieselben Klassenziele des 
vietnamesischen Staates) sich zur Schutzmacht 

ihrer "Se lb s t ând i qke i t " hochstilisiert, zeigt 
nur die Bedeutung, welche der proamerika­ 
nischen Wende dieses Landes zukommt: China 
hat in sadostasien die Rolle der USA abernom­ 
men: die nationale Einheit lndochinas, die 
sich bis Thailand und Malaisya erstrecken 
sollte, zu hintertreiben. Deshalb haben sich 
die USA auch erst nach der Einigung mit der 
Volksrepublik China im Laufe der Nixon- 
und Kissinger-Besuche aus lndochina zurückqe­ 
zogen. Steht diese Festigung Vietnams als 
einer Regionalmacht in sadostasien in einem 
krassen Gegensatz zu den lnteressen der USA 
und Chinas in diesem strategisch empfind- 
1 ichen Gebiet, so steht sie auch gerade des­ 
halb im lnteresse der Sowjetunion, die hier 
einen Verbandeten: braucht und daher - also 
infolge ihrer machtpol itischen lnteressen in 
Konkurrenz zu den anderen imperialistischen 
Staaten und deren Verbandeten und nicht wc­ 
gen e i ner etwa i gen "Vor 1 i ebe" rn r die so- 
z i a 1 e Bewegung der Bauernschaft und die na­ 
tionalen Befreiungskampfe - Vietnam unter­ 
statzte und unterstatzt. 

Was aber die vietnamesische Bourgeoisie an- 
geht, so geht ihr Verrat selbst an der na­ 
tionalen Sache inzwischen soweit, daB sie 
nunmehr versucht, sich sogar mit den reak­ 
tionarsten Marionettenregierungen der Regionzu 
arrangieren. Nicht durch eine soziale Re­ 
volution im ganzen kontinentalen sad- 
ostasien, durch den Kampf der plebejischen 
Massen gegen die alte Ordnung und den lm­ 
perialismus will sie sich zu einer Regional­ 
macht konstituieren, sondern durch die Dis­ 
ziplinierung der Bauernbewegung und ein 
Bandnis mit den Statthaltern des lmperial is- 
mus, so mit Thailand. Die vietnamesische 
Bourgeoisie mochte von den Kompradoren und 
Bauernschindern sadostasiens nicht mehr als 
eine Gefahr angesehen werden, wodurch diese Re­ 
gierungen den Schutz der USA und vor al lem Chinas 
nicht mehr bra~chen sollten. Um der reaktion~ren 
Rolle einer Feuerwehr sadostasiens, die China 
im Einvernehmen mit den USA nach und nach aber­ 
nimmt, ein eigenes Gewicht entgegenzustellen, 
versucht die vietnamesische Bourgeoisie gegen­ 
aber den Marionettenregierungen dieser Region 
als geeigneter Darsteller dieser selben Rolle, 
als stabil isierende Regionalmacht in Konkurrenz 
zu den anderen Machten aufzutreten. Damit 
schlieBt sich ihr zaghafter revolutionarer Zyk­ 
lus wie derjenige jeder Bourgeoisie: in Schmach 
und Schande. 

Haben wie draben muB sich eine andere Klasse 
zur Weltmacht emporheben, um die allgemeinen 
und lokalen Widersprache der bargerl ichen Ge­ 
sellschaftsordnung radikal zu losen: das re­ 
volutionare internationale Proletariat. 

Arbeiterkampfe in Tunesien 

Tunesien wurde im Laufe der letzten Monate von 
einer Welle von Streiks und Arbeiterunruhen er­ 
schattert, deren Ursachen in den schreckl ichen 
Lebensbedingungen der proletarisierten Massen 
liegen. Vor kurzem expropriiert und in den stad­ 
tischen Slums zusammengepfercht, aben diese Mas- 
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sen einen auBerst starken Druck auf die ohnehin 
elenden Lohne aus, wahrend die herrschenden Klas­ 
sen andererseits nicht imstande sind, ihre Ver­ 
sorgung zu sichern. Diese Lage wurde von den Fol­ 
gen der internationalen Wirtschaftskrise noch 
weiter verscharft. Die tunesische Wirtschaft, 
wie im übrigen alle Randzonen der kapitalisti­ 
schen Welt, wurde von der Krise besonders hart 
getroffen infolge der Einschrankungen der euro­ 
paischen Einfuhren einerseits und der Rückwande­ 
rung eines erheblichen Teiles der 200.000 tune­ 
sischen Arbeiter aus Europa andererseits. 

Bestimmte Entwicklungen der jüngsten Zeit ver­ 
rœhren noch zus ât z l ich den Druck auf die Arbei­ 
terklasse. Hierzu gehoren zum einen der Vertrag 
zwischen Tunesien und Libyen, demzufolge die 
50.000 tunesischen Arbeiter in Libyen nicht nach 
dem libyschen Lohnstandard entlohnt werden sol­ 
Jen, sondern nach dem tunesischen, der niedri­ 
ger ist (die arabische Solidaritat verpfl ichtet 
... ), und zum anderen der soziale Pakt, der zwi­ 
schen Regierung und offizieller Gewerkschaft 
(UGTT) vereinbart wurde. Dieser Pakt, der fünf 
Jahre gelten soli, bestimmt, daB die Lohnver­ 
handlungen nach Branchen zu führen sind, er be­ 
schrankt die Lohnerhohungen auf hochstens 10% 
und schl ieBt den Streik aus. Darauf antwortete 
die Arbeiterklasse mit Streikbewegungen, die von 
der UGTT mit allen Mitteln bekampft wurden. ln 
nur zwei Streikfallen - und im Laufe des Jahres 
1977 gab es etwa 50 Streikbewegungen - soll die 
UGTT keinen Abstand von den Kampfen genommen 
haben. Auf dem jüngsten nationalen Gewerkschafts­ 
kongreB haben fast 1.000 Delegierte der Gewerk­ 
schaftsbasis den Sozialpakt verurteilt. 
Der stei Je Preisanstieg, der im Fastenmonat Ra­ 
madan üblich ist, war 1977 besonders unertrag- 
1 ich und führte zu einer Verscharfung des Kamp­ 
fes. Am 9. September haben die Gewerkschafts­ 
delegierten in Sfax eine Kundgebung gegen die 
Teuerung organi.siert. Die Lage spitzte sich der­ 
maBen zu, daB gewisse Führer der UGTT, die im 
Dienste der Bourgeoisie stehen, sich gezwungen 
sahen, scheeinbar auf Distanz zur Regierungs­ 
partei zu gehen und eine ebenso scheinbare Ge­ 
werkschaftsautono~ie zu fordern, wobei sie unter 
der Hand natürl ich ihren "Wi 1 Jen zur Zusammen­ 
arbeit" mit der Regierung weiterhin unterstri­ 
chen. Die Manover der tunesischen Regierung 
gingen inzwischen weiter. So ist z.B. der Vor­ 
sitzende der UGTT, Oberbonze Habib Achour, vor 
kurzem von seinem Posten im Politbüro der Re­ 
gierungspartei (in Tunesien herrscht das Ein­ 
parteiensystem) zurückgetreten, wahrend sich 
andererseits früher in Ungnade gefallene und 
aus der Regierung entfernte Minister wieder 
eifrig rühren. 

lnfolge der Machenschaften der gewerkschaftli­ 
chen Staatsbürokratie war der Ausbruch des Kamp­ 
fes verzogert worden. Als der Kampf ausbrach, 
wurde er von Morddrohungen gegen die Arbeiter­ 
delegierten und selbst gegen einige verkaufte 
Bonzen begleitet. Das hat ol aufs Feuer gegos­ 
sen. Der Zorn der Arbeiter breitete sich über 
das ganze Landaus und erfaBte aile Wirtschafts­ 
zentren und lndustriezweige. Es wurden haup t+ 
sachl ich starke Lohnerhohungen, Arbeitszeitver­ 
kürzungen, ein Urlaubsmonat, Angleichung der 
Lebensbedingungen an die europaischen (die Ar­ 
beiterklasse ist eine internationale Klasse!), 
Versorgung der Stadte und Freiheit der Gewerk­ 
schaftsbewegung gefordert. 

Einmal in Bewegung geraten, hat sich die Arbei­ 
terklasse spontan auf den Boden der Gewalt ge­ 
stellt. Sie zogerte nicht vor ZusammenstoBen 
mit der Polizei und anderen Repressionstruppen 
und wuBte ihre zahlenmaBige Starke, ihre Gelan­ 
dekenntnis und ihre Bindungen zu den proletari­ 
sierten und verarmten Massen zu nutzen. 

Die Kraft dieser sozialen Bewegung auBerte sich 
nicht zuletzt in ihrer Fahigkeit, auch jene 
Schichten mitzureiBen, die im allgemeinen nur 
schwer in Bewegung zu setzen sind, an erster 
Stelle das weibliche Proletariat und die Arbei­ 
terfrauen, die ihrem Zorn über eine Gesellschafts­ 
ordnung, die ihre Kinder zu einem elenden Hunger­ 
Jeben verurteilt, einen machtigen Ausdruck ver- 
1 iehen, aber auch breite Schichten der armen Be­ 
volkerung wie Jandlose Bauern, Saisonarbeiter, 
kleine Pachter, die sich der Rebelllion der Fa­ 
brikarbeiter anschlossen. 

Einen Jetzten Hohepunkt erreichte diese Bewegung 
aus AnlaB eines von den Gewerkschaften initiier­ 
ten Generalstreiks. Verfolgte die Gewerkschafts­ 
führung mit dieser Aktion einerseits den Zweck, 
die Arbeiterklasse im Rahmen des Flügelkampfes 
in der Regierungspartei als Manovermasse auszu­ 
nutzen und gleichzeitig für DampfablaB zu sorgen, 
so lieB sich die Bewegung keineswegs durch die 
Vertreter der Bourgeoisie kontrollieren. Ein 
wahrer Zornausbruch fand statt, und das Prole­ 
tariat sowie die plebejischen Massen wurden im 
Laufe heftiger ZusammenstoBe mit den Repressions­ 
kraften unerbittl ich unterdrückt. 
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Eine besonders wichtige Episode dieser Kampfwel­ 
le war die Rebell ion von Ksar Hel lai. Wir werden 
versuchen, einen Uberbl ick über diesen Kampf zu 
vermitteln. 

Ksar Hel Jal ist eine Stadt mit ca. 25 - 30.000 
Einwohnern, die als eine Hochburg der Regierungs­ 
partei galt. Die Arbeiter sind in der Textilfa­ 
brik SOGITEX bes châ f t l q t . Von den insgesamt 1.200 
Arbeitern dieses Betriebes waren 500 in Gefahr, 
entlassen zu werden. AuBerdem, wahrend die Ar­ 
beiter bis dahin das Recht hatten, die Stoffab­ 
falle mitzunehmen, woraus sie Kleidung für den 
eigenen Bedarf oder für den Verkauf nahten, fing 
die Betriebsleitung an, diese Stoffreste vor den 
Augen der Arbeiter zu verbrennen. 

Am 10. Oktober treten die Arbeiter in den Streik 
mit Betriebsbesetzung, um gegen die Entlassungen 
zu protestieren und Lohnerhohungen bis zu 25% zu 
fordern. Am 13. befiehlt die Regierung den Ein­ 
satz der berüchtigten BOP (Brigaden der offent­ 
lichen Ordnung) mit Antidemonstrationspanzern 
und Tranengasbomben gegen die Streikenden. Das 
Erscheinen dieser Brigaden führt aber zu einer 
Meuterei in der Bevolkerung, die, mit Steinen 
und den verschiedensten Gegenstanden bewaffnet, 
die Polizei zurückhâ l t . lm Laufe dieser Zusammen­ 
stoBe gibt es 40 Verletzte und 100 Verhaftungen. 

Zu diesem Zeitpunkt bricht dann ein wahrhaftiger 
Aufstand aus. Barrikaden werden in der ganzen 
Stadt errichtet, und die Arbeiter reiBen den 
Rest der Bevolkerung entweder hinter sich her 
oder neutralisieren ihn. Ein Angriff auf die Po­ 
Jizeizentrale wird organisiert. Dadurch beschaf­ 
fen sich die Arbeiter Waffen und konnen 20 ver­ 
haftete Genossen befreien. 
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Die Arbeiter haben wahre Organisationswunder 
vol lbracht. Radfahrer wurden planmaBig einge­ 
setzt und fuhren durch die ganze Stadt, um die 
Anweisungen zu übermitteln und die verschiedenen 
bewaffneten Gruppen zu koordinieren. Die Moschee­ 
türme wurden besetzt, um die Uberwachung aller 
Bewegungen der BOP zu ermoglichen und ihre Laut­ 
sprecher, die normalerweise der Sendung von Ge­ 
beten dienen, für Ermutigungsbotschaften an die 
Kampfer zu benutzen. Frauentrupps beschlagnah­ 
men die Geschafte und Getreidelager und sichern 
damit die Versorgung der Arbeiter. Die Kampffüh­ 
rung sol l in den Hânden jener Arbeiterführer gele­ 
gen haben, die va, den Stre i ks der letzten Jahre so­ 
wohl in Tunesien ais auch in der Emigration her­ 
vorgebracht wurden. 

Es waren auBerst erbitterte Kampfe. Die Arbeiter 
griffen die Panzer an und setzten sie mit flam­ 
menden Autoreifen in Brand. Die Frauen haben sich 
als besonders tapfer erwiesen. Sie gossen aus 
den Fenstern kochendes ol auf die Polizei - auf 
diese Weise wurden 6-7 Polizisten getotet - und 
sollen auBerdem die unter ihre Aufsicht gestell­ 
ten Gefangenen auf eine kaum beneidenswerte Art 
behandelt haben: Diese wurden namlich nackt auf 
Kakteen gerollt. Daraus kann man sehen, was für 
ein Potential an KlassenhaB gegen die herrschen­ 
de Ordnung in den unterdrückten Massen verborgen 
1 iegt. 

Nachdem die Arbeiter vor der Pol izei und der BOP 
den Sieg davon trugen, rückte die Armee gegen 
die Stadt ein. Diese unvergleichlich starkere 
Macht konnten die Arbeiter nicht besiegen. "Die 
Ordnung herrscht in Ksar Hellal" lauteten dann 
die zynischen Schlagzeilen der tunesischen Zei­ 
tungen und wiederholten damit die Erleichterungs­ 
rufe der herrschenden Klassen Europas nach der 
Niederlage des Warschauer Aufstandes von 1830, 
der Pariser Arbeiter im Juni 1848 und 1871 und 
der Berliner Arbeiter 1919. Die Rebellion von 
Ksar Hellal wurde zerschlagen, aber sie gab den 
Arbeiterkampfen in Tunesien einen machtigen An­ 
trieb, der über die jetzige Streikwelle hinaus 
noch lange nachwirken wird. 
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Wie immer angesichts einer breiten Welle von 
Klassenkampfen, so meldet sich auch jetzt in 
Tunesien die Ersatzmannschaft der Bourgeoisie. 
Die demagogische Opposition von Masmoudi (pro­ 
libysch) und Mestiri (sozialdemokratisch), die 
sogenannte kommunistische Partei und die Bewe­ 
gung für die Volkseinheit von Ben Salah, sie 
alle wollen für Entspannung sorgen. Die Trag­ 
weite dieser Opposition, die trotz al lem eine 
Wiedervereinigung mit der Regierungspartei Neo­ 
Destour in Aussicht stellt, geht schon daraus 
hervor, daB sie die Krise durch die Vereinba­ 
rung eines "nationalen Pakts" losen mëcht e . 
Dieser Pakt soll von all denjenigen getragen 
werden, "die die Verfassung achten und auf die­ 
ser Grundlage handeln und eine effektive Aus­ 
übung der demokratischen Freiheiten und der 
freien politischen Auseinandersetzung sichern 
wollen". Natürlich haben die tunesische KP und 
die Bewegung von Ben Salah dieses so kampferi­ 
sc~e Programm mitunterzeichnet, 

Hat te der tunesische Staat zunachst theatral isch 
den "I iberal gesinnten" lnnenminister Belkhodja, 
der sich von der ZweckmaBigkeit des Armeeinsat­ 
zes in Ksar Hellal nicht hatte überzeugen wol- 

len, kaltgestellt und eine Kabinettsumbildung 
durchgeführt, so zeigt er sich immer I iberaler 
in seiner Haltung gegenüber den "Oppositionel­ 
len". Masmoudie durfte ins Land zurückkehren, 
die Ver ôf fent l ichung von "Errai" (Die Meinung, 
Organ von Mestiri und anderen Demokraten) wurde 
zugelassen. Das ist al les sehr verstandl ich, 
denn angesichts einer tiefen Unruhe in der Ar­ 
beiterschaft muB der Staat eine kombinierte 
Taktik verfolgen. Einerseits werden die Repres­ 
sionsorgane gestarkt: So wurde z.B. ein von den 
USA ausgebildeter Offizier zum Führer der Si­ 
cherheitskrafte ernannt. Andererseits müssen 
die Anhanger des Dialogs in Reserve gehalten 
werden, und dazu gehort auch der ausgeschiedene 
Minister Belkhodja, der kurz vor seiner Entlas­ 
sung gefordert hatte, man müsse "einer immer 
zahlreicheren und anspruchsvolleren jungen Be­ 
volkerung Ausdrucksmoglichkeiten verschaffen, 
um das Frustrationsgefühl, das sie gegenüber der 
sozialen Ungleichheit empfindet, zu mildern" 
(Jeune Afrique", 11.Januar 1978). Was die Ge­ 
werkschaftsführer angeht, so versuchen sie die 
soziale Bewegung auf eine solche Wachablosung 
innerhalb der herrschenden Klasse zu orientie­ 
ren und nehmen deshalb wie Habib Achour Distanz 
zur Regierungspartei. 

Um diesen Manovern mit Erfolg zu entgegnen und 
den wahren Schatz an Mut, Opferbereitschaft, Er­ 
gebenheit, kurzum an KlassenhaB und Kampfwillen, 
den sie erwiesenermaBen besitzt, nutzen zu kon­ 
nen, braucht die Arbeiterklasse ihre eigene Par-. 
tei, eine Partei, die sie nicht an die eigene 
Bourgeoisie oder an eine besondere Nation bindet, 
sondern an das internationale Proletariat, eine Partei, 
diealle Kampfe in diesem rllcks tând i qen Land, wo auch 
eineAgrarrevolution noch auf der Tagesordnung steht, 
stârkt und zu einem Hebel der kommunistischen Weltre­ 
volution macht. 

Gewerkschaftsausschlüsse in Italien 
Wie die Bonzen die revolutioniiren Kommunisten verfol­ 
gen, um die ganze Arbeiterklasse einzuschüchtern 

Wie alle unsere Sektionen, so haben auch unsere 
Genossen von lvrea,. einer nordital ienischen Stadt, 
in der ein GroBteil der 01 ivetti-Betriebe l iegt, 
aus AnlaB der versuchten Befreiung der Stammheim­ 
Geiseln und der damit zusammenhangenden Ereignis­ 
se Flugblatter mit der Position unserer Partei 
verteilt. Wir brauchen unsere diesbezügl iche 
Position hier nicht naher zu erortern, denn sie 
ist im Editorial dieser Nummer von "Kommunisti­ 
sches Prog ramm11 und den in Deutschland verte i 1- 
ten Flugblattern enthalten. 

Ein terroristischer Anschlag gegen einen Direktor 
der groBbürgerl ichen Zeitung "Stampa" von Turin 
fiel mit den Ereignissen in Deutschland zusammen, 
und die Bourgeoisie und ihre Lakaien, die jede 
Leiche mogl ichst frisch und profitabel für die 
Verfolgung der eigenen Klasseninteressen einzu­ 
setzen versuchten, hielten es diesmal bei der 
01 ivetti für gelegen, einen Feldzug gegen un­ 
sere Genossen zu eroffnen. 

ln Italien gibt es drei Gewerkschaften, eine 
rein bürgerl ichen Ursprungs (UIL), die andere 
unter EinfluB der Sozial isten (CISL) und die 
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dritte und grëBte/&~!~r EinfluB der KPI. DaB 
diese Teilung heute rein formal ist und ledig- 
1 ich einer besseren Arbeitsteilung bei der ge­ 
meinsamen Sabotage der Streiks und bei der Un­ 
terwerfung der Arbeiterklasse unter das Dik- 
tat des Kapitals dient, kann man tagtaglich fest­ 
stellen. Dies wird auch von der jetzigen Episo­ 
de bestatigt. So ging der erste Schlag gegen 
unsere Genossen (die Mitgl ieder CGIL sind) von 
der am rechtesten stehenden UIL aus (deren 
Sektion bei 01 ivetti abri gens seinerzeit vom 
Betriebsinhaber selbst als Streikbrecherko- 
lonne gegrandet worden war), wahrend sich die 
zwei anderen zunachst die Hande freihielten, 
um eventuelle Reaktionen der Basis auffangen 
zu kéinnen. 

Am 17.November schrieb die UIL einen offenen Brief 
an die CISL und die CGIL und forderte diese zv.iei Ver­ 
bande zu e i nem geme i nsamen Vorgehen gegen die Fa­ 
br i kratsde legi erten (Abteilungsdelegierte im Fa­ 
brikrat, d.h. in einer Art Vertrauensleutekorper 
der ganzen Belegschaft mit gewerkschaftlicher 
Funktion, aber auch mit e1n1gen Funktionen, 
die denjenigen der deutschen Betriebsrate 
entsprechen), die der Gewerkschaftsgruppe un­ 
serer Partei angehéiren, auf. Die UIL verteilte 
daraufhin auch ein Flugblatt ahnlichen Tenors, 
in dem unter anderem zu lesen war: "Die Ge­ 
werkschaftsorganisationen des Canavese (d. h. 
der Gegend, wo lvrea liegt, IKP) stellen ange­ 
sichts der Vermehrung barbarischer Terrorakte .. 
all diejenigen vor ihre schwere Verantwortung, 
die unter der Bezeichnung 'Internationale 
Kommunistische Partei' den Terror verherrlicht, 
die niedertrachtigste Feigheit als Mut umge­ 
manzt und zur wahnsinnigen Organisierung des 
Terrors aufgerufen haben ... Die Gewerkschafts­ 
organisationen erklaren, daB die Delegierten, 
die das (IKP-)Flugblatt vor den Schulen und 
Betrieben lvreas verteilten, auBerhalb der 
Arbeiterbewegung stehen und unwardig sind, den 
Gewerkschaften anzugehéiren ... ". Unser Flugblatt 
wurde dabei entstellt zitiert, um den Eindruck 
zu erwecken, wir hatten gesagt, die Terroristen 
maBten sich in unserer Partei organisieren, 
damit ihre Aktionen eine gréiBere Wirkung er­ 
zielen. Der lokale "autonome" Rundfunk- 
sender tat auch das Seine undzitierte ge­ 
schickt aus dem Zusammenhang gerissene Stel- 
len unseres Flugblattes, um die gewanschte Wir­ 
kung bei der Offentlichkeit zu erreichen. Was 
die anderen Gewerkschaftsverbande angeht, so 
versuchen sie zunachst den Eindruck zu er­ 
wecken, die Angelegenheit nicht hochspielen 
zu wol l en. 

Auf diese Verleumdungskampagne antworteten 
unsere Genossen mit einem Flugblatt, in dem 
sie die unzahligen Beispiele tagtaglicher 
bargerlicher Gewalt und tagtagl ichen bürger­ 
lichen Terrors gegen das Proletariat zeig­ 
ten, gegen die die Gewerkschaften nicht ein­ 
mal Stellunq nehmen, geschweige denn den Kampf 
organisieren, Wir betonten die Notwendigkeit 
der revolutionaren Gewalt far die Emanzipa­ 
tion des Proletariats und erklarten nach einer 
Kritik der Strategie des individuellen Ter­ 
rorismus als Ausléiser des proletarischen Kam­ 
pfes, "daB es ni cht - wie die UIL uns in den Mund 
legt - darum geht, die Terroraktionen in un­ 
serer Partei zusammenzufassen, damit sie eine 
gréiBere Wirkung erzielen, sondern darum, daB 

man diese Aktionen im Rahmen des revolutiona­ 
ren proletarischen Kampfes gegen die barger- 
1 ichen lnstitutionen, den es heute vorzuberei­ 
ten g i 1 t, zu nutzen w i ssen muB". 

Die Gewerkschaften nahmen das Attentat gegen 
den Direktor der "Stampa" zum AnlaB, um zu 
einem Streik in Protest gegen die Attentate und 
die Gewalt und far die Solidaritat mit der 
bekannten freiheitl ich-demokratischen Grund­ 
ordnung aufzurufen. Unsere Partei und unsere 
Gewerkschaftsgruppen haben zum BOYKOTT DIESES 
STREIKS aufgerufen. Selbstverstandl ich mas- 
sen die Arbeiter bereit sein, zu kampfen, den 
Lohn und selbst das Leben zu opfern, wenn es 
um die Verteidigung ihrer materiellen lnteres­ 
sen , um den ZusammenschluB ihrer Reihen, um 
die Verteidigung oder den Angriff gegen das 
Kapital handelt, niemals aber in Sol idaritat 
mit der Bourgeoisie, ihren Reprasentanten und 
lnstitutionen. Wenn es um die lnteressen der 
Arbeiter geht, stehen unsere Genossen immer 
in vorderster Front, wahrend die Gewerkschaf­ 
ten versuchen, die Kampfe zu sabotieren und 
abzulenken. Nun rufen die Bonzen die Arbeiter 
zum Streik auf, um die Sol idaritat mit dem 
Klassenfeind zu manifestieren. Zur Sol idari­ 
tat mit den unzahligen Arbeitern, die tag­ 
taglich Arbeitsunfallen zum Opfer fallen, ha­ 
ben sie noch nie einen Streik ausgerufen. 

Unsere Haltun9 konnte natarlich nur zu einer 
Steigerung der gegen uns gefahrten Kampagne 
fahren, zumal der Streikaufruf der Gewerk­ 
schaften kaum befolgt wurd~, (nur rund 5% 
der Arbeiter): Die Gewerkschaftsfunktionare, 
die meinen, die Arbeiterklasse zu vertreten, 
muBten die far die Dauer des Streiks vorge­ 
sehene Belegschaftsversammlung in kleiner in­ 
timer Runde abhalten. 
Der lokale Rundfunksender hat sich natarl ich 
besorgt aber den.schwachen Anklang des Streik­ 
aufrufes geauBert, er sprach von den '~larmie­ 
renden Nachrichten aus den Betrieben", pran­ 
gerte unsere Haltung an und las den ganzen 
Text "unserer Antwort" als Beweis far unsere ... 
Komplizenhaltung im Falle des Attentats gegen 
den Direktor der "Stampa", übr iqens eine Zei­ 
tung, die zum Fiat-Konzern gehi:irt (einige 
hunderttausende Ausgebeutete). 

Zu diesem Zeitpunkt trat die KPI selbst auf 
den Plan. Sie entfaltet zur Zeit eine breite 
Kampagne gegen die Terroristen und ihre Sym­ 
pathisanten in den Wohnvierteln und Betrieben, 
von ihr stammt auch der Vorschlag, Bargerweh­ 
ren zur Unterstatzung der Polizei und der Ju­ 
stizzu bilden (daran kann man ermessen, was 
uns die deutschen Sympathisanten des "Euro­ 
kommunismus" mal bescheren werden). Die KPI war 
deshalb natarl ich berufen, die Sache in die ei­ 
gene Hand zu nehmen. 

Der Angriffauf unsere Genossenwurde auf den Be­ 
trieb konzentriert, um unsere Stimme innerhalb 
der Belegschaft zu ersticken und unsere Delegier­ 
ten aus dem Fabrikrat zu entfernen. Am 23. No­ 
vember wurde der Fabrikrat der 01 ivetti einbe­ 
rufen, um einem Dokument seines Exekutivaus­ 
schusses zuzustimmen. Nunmehr lag die Feder­ 
fahrung der ganzen Kampagne nicht mehr bei der 
UIL, sondern wie gesagt bei den KPI-Mitgl iedern 
der CG IL. 1 m g roBen und ganzen besag '; di ese Re- 
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solution folgendes: 1. Der Terrorismus sei 
grundsatzl ich ein Werkzeug in den Handen der 
reaktionarsten und arbeiterfeindl ichsten Krafte; 
2. Die Internationale Kommunistische Partei 
môcht e "den Terrorismus als eine Praxis dar­ 
stel len, deren Wurzeln in der Arbeiterbewegung 
1 iegen" und sie treibt das Spi el der "Autono­ 
misten" (d. h. der qewa l t t ât l qen Spontis in 
ltal ien, welche die Rolle von Partei und Ge­ 
werkschaft grundsatzl ich leugnen); 3, far die 
IKP sei die Gewerkschaft der Hauptfeind; 4. Die 
IKP mache keinen Unterschied zwischen Demokra­ 
tie und Faschismus. 

Der ExekutivausschuB des Fabrikrates forderte 
die Delegierten auf, die unserer Auffassung 
zur Frage des Terrorismus zugestimmt hatten, 
ihre Stel lung zu aberdenken, und fuhr fort: 
"Sollte dies nicht geschehen, dann wird der 
Fabrikrat den ExekutivausschuB auffordern, in 
Zusammenarbeit mit dem ganzen Fabrikrat die Ab­ 
teilungen, die diese Arbeitskollegen in den Fa­ 
brikrat gewahlt haben, aber die Stellungnahme 
des Fabrikrates zum Terrorismus aufzuklaren. Es 
muB den Abteilungen klar gemacht werden, daB 
die Position dieser Delegierten unvereinbar ist 
mit den Positionen des Fabrikrates. Das ist er- 
forderl ich, um feststellen zu kënnen, inwie- 
weit die Arbeiter bereit sind, diesen Delegier­ 
ten weiterhin ihr Vertrauen auszusprechen. ( ... ) 
Der FR erkennt das Recht der Arbeiter an, nach 
eigenem Wi 1 len ihre Vertreter zu. wâh l en . Er weist 
dennoch erneut darauf hin, daB die Haltung dieser 
Delegierten sich mit der Orientierung, die alle 
FR-Mitglieder kennzeichnen muB, nicht verein­ 
baren laBt. ( ... ) Der FR fordert die Ortsver­ 
waltung der Gewerkschaften auf, sich mit die- 
ser Frage zu befassen. Die Ortsverwaltung der 
FLM (Metallgewerkschaft in der CGIL) muB die 
Frage erortern, ob die von diesen Delegierten 
vertretene Haltung mit einer Mitgliedschaft 
in dieser Organisation zu vereinbaren l s t .!' 
Auf diesen gegen uns montierten politischen 
ProzeB antworteten die Genossen mit folgen- 
der Erklarung, die unter den Arbeitern ver- 
teilt und vor al lem in den Abteilungen, die 
unsere Genosssen zu Delegierten gewahlt hatten, 
diskutiert wurde: 

"ln Bezug auf das Dokument des Exekutiv­ 
ausschusses des FR vom 23. 11. 77 erklaren 
die Abteilungsdelegierten der angegriffenen 
Gewerkschaftsgruppe der IKP/Sektion lvrea: 
1. ln den gewerkschaftl ichen Organisationen 
und damit auch im FR kann die Haltung eines 
Gewerkschaftsmitgliedes und insbesondere die 
Haltung eines Delegierten nicht aufgrund sei­ 
ner pol itischen Uberzeugungen beurteilt werden. 
Hier muB man von einem einzigen Gesichts- 
punkt ausgehen, namlich ob er die lnteressen 
der Arbeiter, die die Gewerkschaft selbst zu 
verteidigen hat, vertritt oder nicht. Die vom 
ExekutivausschuB eroffnete Diskussion steht 
daher im Widerspruch mit der Natur und den 
Zielsetzungen der Gewerkschaft, denn die Ge­ 
werkschaft muB grundsatzlich jedem Arbeiter, 
der entschlossen ist, die Lebens- und Arbeits­ 
interessen seiner eigenen Klasse zu vertreten, 
offen stehen, ob er nun die eine oder die an­ 
dere politische Gesinnung hat. 

So ware eine derartige Diskussion grundsatz- 
1 ich zurackzuweisen. Da aber der Exekutiv- 

ausschuB einen pol itischen ProzeB gegen uns 
inszeniert ~nd sich damit auf eine auBerge­ 
werkschaftl iche Ebene begibt, antworten wir: 
1. Wenn man uns a 1 s Pred iger des "Terror i s- 
mus als Methode" ausmalt, so ist das eine ab­ 
sichtliche F51schung. Wir sind ja nicht der 
Ansicht, daB die Revolution zu jedem beliebi­ 
gen Zeitpunkt gemacht werden kann. Wir behaup­ 
ten im Gegenteil, daB man sie durch eine 
hartnackige Arbeit innerhalb der Arbeiterklasse 
und in enger Verbindung mit ihren Forderungen, 
auch mit ihren minimalen Forderungen, vor­ 
bereiten muB. So schl ieBen wir auch aus, 
daB "beispielhafte Taten" von lndividuen oder 
Gruppen von lndividuen, die von der Klassen­ 
bewegung isoliert sind, die Lage verandern 
oder gar forcieren konnen. 

Was wir allerdings entschieden zurackweisen, 
ist die umgekehrte Theorie, derzufolge die 
Arbeiterklasse sich auf dem friedlichen und 
legalen Weg der Demokratie, auf einem Weg, 
der GRUNDSATZLICH jede Form von Gewalt aus­ 
schl ieBen sol 1, befreien kann. "Ohne auch 
nur im geringsten Gewalt und Terror grund­ 
satzl ich abzulehnen, forderten wir, an der 
Vorbereitung solcher Formen der Gewaltan­ 
wendung zu arbeiten, die auf die unmittel­ 
bare Beteiligung der Massen berechnet sein 
und diese Beteiligung qewâhr l e l s ten sollten" 
(Len in, Werke Vl/187). 

2. Wir weisen den Versuch zurack, die Terror­ 
anschlage pauschal als faschistisch zu brand­ 
marken. Die "terroristische" Form der Auf­ 
lehnung gegen diese Gesellschaft ist zwar ver­ 
zweifelt, sie ist aber symptomatisch far die 
schënen Zustande, unter denen man leben muB in 
dieser Gesellschaft, die auch in ihrer demokra­ 
tischen Form von Gewalt durchtrankt ist. Die 
Marxisten haben ihre grundsatzlichen Meinungs­ 
verschiedenheiten mit den Anarchisten und den 
Theoret i kern der "Propaganda der Tat" nie 
verschwiegen. Aber kein Kommunist, der diesen 
Namen verdien~, hat sich je an dem Verurtei­ 
lungsgekreische der bargerlichen und klein- 
bll r qe r l ichen ëffentl ichkeit gegen die "Bomben­ 
leger" betei 1 igt. 

3. Eine andere absichtliche Falschung besteht 
in der Unterstel lung, daB wir fraher oder spa­ 
ter mit der "Autonomistenbewegung" zusammen­ 
fallen kënnten, mit der uns in Wirklichkeit 
nichts verbindet, weder auf der Ebene der 
allgemeinen Theorie - wir sind Materialisten, 
wahrend die Autonomisten ideal istische Spon­ 
taneisten sind - noch auf der Ebene der Stra­ 
tegie und Taktik. 

4. Es ist falsch, zu sagen, daB far uns Faschis­ 
mus und Demokratie identisch seien. Waswir mit 
Marx und Lenin behaupten, ist, daB die Demokra­ 
tie eine Form und der Faschismus eine andere 
Form der bargerl ichen Klassenherrschaft sind, 
und daB beide mit verschiedenen Mitteln den­ 
selben Zweck verfolgen, namlich die unter­ 
drackte Klasse im Zustand der Unterdrackung zu 
halten: "Die Formen der bürqe r l ichen Staaten 
sind auBerordentl ich mannigfaltig, ihr Wesen 
ist aber ein und dasselbe: Alle diese Staaten 
sind so oder so, aber in letzter Konsequenz un­ 
bedingt eine Diktatur der Bourgeoisie" (Lenin, 
"Staat und Revolution"). Wenn diese Worte un- 
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glaublich und skanda l ôs sind, dann sollt 1hr 
Euch über Lenin entrüsten. 
Jnfolge des Unterschieds zwischen der faschi­ 
stischen und der demokratischen Form bekam- 
pfen wir sie mit verschiedenen Mitteln undMe­ 
thoden. Aber wir bekampfen beide im gleichen 
MaBe ais Formen der Unterwerfung und Unter­ 
drückung des Proletariats. Und daraus haben wir 
nie einen Hehl gemacht. 

5. Die Demokratie hat immer den Anspruch er­ 
hoben, die Klasseninteressen zu versohnen. Für 
den Marxismus stehen diese Klasseninteressen in 
einem unversohnl ichen Gegensatz zueinander. Ob 
der Anspruch der Demokratie berechtigt ist oder 
nicht, wird auf dem Boden der Tatsachen und nicht 
mit Absichtserklarungen bewiesen. Und die Tat­ 
sachen beweisen vor allem in dieser Krisenperio­ 
de tagtagl ich, daB die bürgerl iche Gesellschaft 
auch unter demokratischem Gewand nicht in der 
Lage ist, das, was sie dem Proletariat versproch­ 
en hat und verspricht, einzuhalten. Mehr noch, 
sie wird immer mehr gezwungen sein, ihnen Opfer, 
Elend und Arbeitslosigkeit aufzuzwingen, und 
damit l ôs t sie zwanqs l âuf l q jene Gewaltaus­ 
brüche aus, die 1hr beklagt, ohne deren Ur­ 
sachen zu verstehen. 

6. Unser "Hauptfeind" ist nicht die Gewerkschaft. 
Unser Hauptfeind ist der Kapital ismus. Und wenn 
der Kampf gegen den Kapital ismus von uns auch 
einen konsequenten Kampf gegen die Politik der 
Unterwerfung der Arbeiterinteressen unter die 
Bedürfnisse des Kapitals, gegen diese Pol itik, 
die der Opportunismus den Gewerkschaften auf­ 
gezwungen hat, verlangt, so beweist das nur 
eins, nârnl ich daB es noch mindestens einen Kern 
von Proletariern gibt, die sich nach wie vor 
schlagen, damit die Arbeitergewerkschaft zu 
ihren Klassentraditionen, zu ihren Klassen­ 
methoden und Klassenzielen 
zurückkehrt. Und was die "Arbeiterparteien" 
angeht, so ist nicht das Schild, mit dem sie 
sich schmücken, das entscheidende, sondern 
ihre praktische Aktion, und die sogenannten 
"Arbeiterparteien" handeln nicht nur wie par­ 
lamentarische Parteien, sondern überhaupt 
wie Parteien der Zusammenarbeit mit der Re­ 
gierung une garder Beteil igung an der Re­ 
gierung. Wenn wir sie bekampfen, so bekampfen 
wir sie, wie Len in die "bürgerl ichen Ar­ 
beiterparteien" bekampfte. 

7. Die Geschichte hat im Laufe von 150 Jahren 
bewiesen, daB die unmittelbaren lnteressen 
der Arbeiter, die heute unter dem Vorwand 
eines unmogl ichen Auswegs aus der Krise in­ 
nerhalb des Kapitalismus geopfert werden, nur 
von denjenigen verteidigt werden konnen, die 
den Kampf für die allgemeinen lnteressen und 
Endziele der Arbeiterklasse, den Kampf für die 
proletarische Revolution und für den Kommu­ 
nismus niemals aufgegeben haben. Heute wie 
immer, in der Gewerkschaft und im Betrieb wie 
in allen Situationen des Lebens kampfen wir 
für die konsequente und unnachgiebige Ver­ 
teidigung dieser lnteressen. Wenn das zu ver­ 
urteilén ist, nehmen wir die Verurteilung an. 
Der letzt Urtei lsspruch wird beim Proletariat 
1 iegen". 
Der ZusammenstoB zwischen dem ganzen oppor­ 
tunistischen Lager und unseren Genossen setzte 
sich in einer sehr qespannten Atmosphare fort. 

Eine Abstimmung im Fabrikrat hatte folgende 
Ergebnisse: 8 Stimmen (unsere Genossen und ein 
anderer Arbeiter) gegen das Dokument des 
Exekutivausschusses, 1 Stimmenthaltung (ein 
Delegierter der Pdup, "Partei der prole­ 
tarischen Einheit"), wahrend der ganze Rest, 
d. h. ca. 90 Fabrikratsmitglieder von der 
betriebseigenen Gewerkschaft Aa-UIL bis hin 
zu den Mil itanten von Avantguardia Operaia 
und Pdup dafür stimmte. 
Wir blieben also allein, und wir sind stolz 
darauf. Die Revolutionare in Worten der 
"extremen Linken" haben die Gelegenheit wahr­ 
genommen, um sich offen und durch sehr klare 
lnterventionen auf die Seite derjenigen zu 
schlagen, die entweder ausgewiesene Agen- 
ten der Betriebsleitung sind oder wie die 
KPI und dergleichen bloB eine proletarische 
Tarnung tragen. 
Am 7. Dezember wurden die Delegierten der 
Metallgewerkschaft der CGIL in die Orts­ 
verwaltung geladen. Man legte ihnen eine 
globale Erklarung der Verurteilung des Terro­ 
rismus vor, die sie entweder ais ganzes zu 
akzeptieren oder zu verwerfen hatten. Wer 
sich dagegen aussprechen sollte, würde von 
der Gewe rks chaf t ausgesch 1 os sen. So kônnen 
die Bonzen dann sagen, daB diejenigen, die 
diesen Text abgelehnt haben, sich selbst auBer­ 
halb der Gewerkschaft gestellt haben. 

Die Demokratie ist gerettet! Unsere Genossen 
haben ais einzige gegen die Erklarung ge­ 
stimmt. Sie haben dann sofort eine eigene 
Erklarung vorgebracht, mit der sie die Ver­ 
sammlung aufforderten, die wirkliche Frage zu 
stellen, d. h. sich vom Gesichtspunkt unserer 
Gewerkschaftsarbeit zu unserem AusschluB aus 
der Gewerkschaft zu auBern. Die Bonzen be­ 
riefen sich dann auf Verfahrensfragen und er­ 
klarten, die Statuten erlauben nicht, daB 
eine solche Versammlung eine Entscheidung dieser 
Art treffe, dafür sein ausschl ieBI ich die Be­ 
zirksverwaltung zustandig. Sie kehrten aber 
die Sache um und schlugen den Abteilungsde­ 
legierten der Metallgewerkschaft der CGIL 
einen Antrag vor, mit dem diese Delegierten 
die Bezirksverwaltung auffordern sollten, MaB­ 
nahmen zu treffen, die über eine bloBe "Amts­ 
enthebung" hinausgingen. 

Diese Abstimmung erfolgte angesichts der ge­ 
gebenen Verhaltnisse natürlich aufgrund 
dieses zweiten Antrags. Ergebnis: 8 Stimmen da­ 
gegen, 3 Stimmenthaltungen (von Avantguardia 
Operaia) und der Rest dafür. Die Stimmenthal­ 
tungen sind bedeutend, denn wie kann man sich 
der Stimme enthalten, wenn es sich um ein 
AusschluBverfahren handelt? Entweder ist man 
dafür oder dagegen. Die Stimmenthaltung be­ 
deutet, daB man sich die Hande wascht und dabei 
zu verstehen gibt, daB es einem egal ist, daB 
Militanten, die immer in der vordersten Reihe 
gekampft haben, von der Gewerkschaft ausge­ 
schlossen werden. 

Unsere Genossen sind damit faktisch von der CGIL 
ausgeschlossen. Aber bis zum gegenteiligen Be­ 
weis vertreten sie ihre Kollegen im Fabrikrat, 
denn sie wurden von den Arbeitern und nicht von 
der Gewerkschaftsorganisation, der sie angehor­ 
ten, gewahlt. Und so muB der gemeinsarne Angriff 
der Bonzen von UIL/CISL/CGIL in eine neue Phase 
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treten. lm Laufe der kommenden Wochen werden 
sie Neuwahlen in den Abteilungen unserer Dele­ 
gierten ausrufen. Sie werden den Arbeitern sa­ 
gen, daB unsere Genossen von der Gewerkschaft 
ausgeschlossen wurden und sie deshalb neue 
Vertreter, die mit der Li nie der Gewerkschaft 
übereinstimmen, wahlen müssen. 

Der Opportunismus nimmt also überhaupt keine 
Rücksicht auf die berühmte "Gewerkschaftsdemo­ 
kratie", wenn es darum geht, die Tatigkeit der 
Kommunisten in den Gewerkschaftsorganisationen 
zu verhindern. Allerdings für die Bonzen liegt 
ein Problem darin, daB die Wahlen für den Fa­ 
brikrat so durchgeführt werden, daB die Arbei­ 
ter auf einen Blankozettel den Namen des ge­ 
wünschten Vertreters schreiben und dieser 
braucht nicht Gewerkschaftsmitglied zu sein. 
Sollten wir trotz der Verleumdungskampagne 
der Bonzen wiedergewahlt werden, wird die Ge­ 
werkschaft wahrscheinl ich die Taktik einschla­ 
gen, unsere Wahl nicht anzuerkennen. D. h. wir 
würden dann kein Anrecht auf bezahlte Stun­ 
den haben, hatten keine "Deckung durch die 
Ge11erkschaft11 vor der Betriebsleitung und auch 
keine Tarifzustandigkeit, wobei die Gewerk­ 
schaft unsere Teilnahme an den Versammlungen 
des Fabrikrates verbieten würde. D. h. daB die 
betreffenden Abteilungen in der Praxis keinen 
offiziellen Vertreter mehr haben würden. Un­ 
sere Genossen müBten sich dann auf die eigenen 
Krafte und auf die Krafte der Arbeiter, die 
sie wahlen, stützen, um sich diese "Tarif- 
zus t ând i qke l t " zu erobern. Das alles sind z. 
Zt. noch Hypothesen, aber wir bereiten uns 
auf jeden Fall auf den Kampf in den Abteilun- 
gen und überall, wo er moglich sein sollte, 
vor . 

Abgesehen von seinen unmittelbaren Ergebnissen 
wird unser Kampf zentriert sein auf das Recht 
jedes Arbeiters, auf der Grundlage der Ver­ 
teidigung der lnteressen der Arbeiterklasse 
und unabhangig von seiner pol itischen Ge­ 
sinnung den Gewerkschaftsorganisationen an­ 
zugehoren und zum Delegierten gewahlt zu 
werden. Es wird also ein Kampf um die Ver­ 
teidigung einer grundsatzl ichen Position sein, 
die nicht nur uns, sondern auch das ganze 
Proletariat, das sich konsequent für die 
eigene Klasse schlagt, betrifft. 

DaB die Opportunisten die Mil itanten unserer 
Partei aus dem Fabrikrat und aus der Gewerk­ 
schaft auszuschl ieBen versuchen, überrascht uns 
nicht. Je mehr Opfer für das Kapital der Oppor­ 
tunismus von der Arbeiterklasse verlangen muB, 
je drohender die Gefahr, daB er die Kontrolle 
über die Arbeiterklasse verl iert, desto mehr 
muB er auch versuchen, die Verbindung zwischen 
den revolutionaren Mil itanten und den kampfe­ 
rischen Teilen des Proletariats zu hintertrei­ 
ben, desto mehr muB er zu verhindern versuchen, 
daB die Unzufriedenheit der Arbeiterklasse 
sich in Klassenkampf verwandelt, d. h. in ei­ 
nen Kampf, der die Grenzen der Betriebe und Be­ 
rufszweige sprengt, auf den Staatshaushalt 
und die Lage der nationalen \·Jirtschaft pfeift 
und sich ledigl ich an denlnteressen der einen 
Klasse, des Proletariats, orientiert. Der 
Opportunismus sabotiert, betrügt und ver­ 
folgt, um die lnteressen des Kapitals zu 
schützen. Das ist seine Aufgabe. Unsere 

Aufgabe ist es, die besten Bedingungen für 
den Kampf zu schaffen, den Opportunismus 
zu bekampfen, als Lakaienheer des Kapitals 
zu entlarven, seinen EinfluB auf die Arbei­ 
terklasse zurückzudrangen und den Arbeitern 
den harten aber einzigen Weg, der zu ihrer 
Emanzipation führt, zu zeigen. 

Zur Lage der Arbeiter in der Druckindustrie 

Nachdem ab 1975 drastische "Umstrukturie­ 
rungen" im Bereich und im Umfeld der Druck­ 
industrie auf vollen Touren laufen - die 
"Vertreter" der von dieser Entwicklung be­ 
troffenen Arbeiter bewegen sich im Schnecken­ 
gang hinterher, wobei sie sich alle Mühe ge­ 
ben, die Ungeduld ihrer "Schützl inge" auf 
ihrer Schleimspur einzufangen - , faBt die 
Süddeutsche Zeitung (die sich schon durch 
die gebremste Streiklust attackiert fühlt) 
am 3./4. 12. 1977 die Zwange des Kapitals 
wie folgt zusammen: 
"Diese Revolution war überfall ig. Die he r - 
kommliche Bleisatzproduktion erforderte 
derart viele Arbeitsvorgange und dement­ 
sprechend einen hohen Personalstand, daB 
unter dem Druck (auch) der Lohnkosten vie- 
le Betriebe aufgeben muBten". Es handelt 
sich um die Einführung elektronischer 
Satzherstellungsysteme (Satzcomputer) für 
fototechnische Textausführung im Offset­ 
Verfahren, die den traditionsreichen Be­ 
rufsstand des Maschinensetzers l iquidieren. 
Daneben werden durch die technische Zusammen­ 
fassung verschiedener Arbeitsvorgange auch 
andere Berufszweige in der üblichen Weise 
berührt: Steigerung der Arbeitsbelastung 
bei Entwertung der Arbeitskraft, wobei vor- 
her personell aufgeteilte Facharbeit von 
einer angelernten Kraft übernommen werden 
kann.Hier einige Fakten: Seit 1971 gingen allein 
im Druckergewerbe 36.000 Arbeitsplatze verloren. 
Durch die technologischen Neuerungen erwartet 
man die Vernichtung von mindestens noch einmal 
sovielen "oder viel leicht noch mehr" (SZ v. 
3,/4. 12. 77), Die St a t i s t i k der Ausbi ldungsver­ 
haltnisse im Druckindustrie- und -handwerksbe­ 
reich zeigt eine rücklaufige Tendenz: 1976 wa­ 
ren es 16,3% weniger ais im Vorjahr (lt. "Gra­ 
phische Nachrichten" der IG Druck und Papier in 
Berlin Nr. 11/12 - Dez. 77) 

Bevor wir auf die durch Gewerkschaften gezahmten 
Abwehr kârnpf e der Arbeiter gegendieVerschlechte­ 
rung ihrer unmittelbaren Lebensbedingungen eingehen, 
sei zunachst die sich in diesen Tatsachen ausdrük­ 
kende allgemeine Tendenz des Kapitals darge­ 
stellt: Die historische Rolle der kapital isti- 

schen Produktionsweise besteht ja gerade in 
der Konzentration und Expansion vorher zer- 
spl itterter, enger Produktionsmittel des einzel­ 
nen und deren Verwandlung in machtig wirkende 
Produktionshebel, d. h. in gewaltige gesell­ 
schaftl iche Produktivkrafte. Unter den Peit­ 
schenhieben der Konkurrenz wird jeder Betrieb 
bei Strafe des Untergangs gezwungen, seine ei­ 
genen Produktionskosten unter Ausschopfung al- 
l e r Mi tte I zu verr i ngern. lm Endeffekt trachtet 
jedes Unternehmen danach, daB eine stets an- 
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wachsende Masse vergegenstandlichten Kapitals 
(Produktionsmittel) einen stets sinkenden Auf­ 
wand lebendiger Arbeitskraft in sich aufsaugt. 
Dieses \Jachstum der organ i schen Zusammensetzung 
des Kapitals (Erhohung des konstanten auf Kos­ 
ten von variablem Kapital) bildet hinsichtl ich 
der damit ermoglichten Verkürzung gesellschaft- 
1 ich notwendiger Arbeitszeit die materielle 
Grundlage far den Sozial ismus; und in diesem 
Sinne wird kein Kommunist sich gegen den tech­ 
nischen Fortschritt wenden konnen. Was wir be­ 
kampfen massen, ist die kapital istische Produk­ 
tionsweise selbst, die im wesentl ichen Produk­ 
tion von Kapital und nicht etwa von Erleich­ 
terung menschl icher Arbeit ist. lm Gegenteil: 
Der Arbeiter muB die Mittel seiner verstark­ 
ten Ausbeutung produzieren, denn infolge der 
Akkumulation (lnvestition, wie der salon­ 
fahige Ausdruck heute lautet) schafft er zu­ 
gleich die Mittel seiner eigenen Uberzahl ig­ 
machung, d. h. zusatzl ich muB er die Arbeit 
derjenigen abernehmen, die durch einen der­ 
artigen ProzeB beschaftigungslos geworden 
sind. 
"Das Gesetz, wonach eine immer wachsende Masse 
von Produktionsmitteln, dank dem Fortschritt 
in der Produktivitat der Arbeit, mit einer pro­ 
gressiv abnehmenden Ausgabe von ~enschenkraft 
in Bewegung gesetzt werden kann - dies Gesetz 
drackt sich auf kapitalistischer Grundlage, wo 
nicht der Arbeiter die Arbeitsmittel, sondern 
die Arbeitsmittel den Arbeiter anwenden, darin 
aus, daB, je hëher die Produktivkraft der Arbeit 
desto groBer der Druck der Arbeiter auf ihre 
Beschaftigungsmittel, desto prekarer ihre Exis­ 
tenzbedingung; Verkauf der eigenen Kraft zur 
Vermehrung des fremden Reichtums oder zur 
Selbstverwertung des Kapitals. " (Kapital 1, S. 
674) 
Und eben dieses Gesetz sehen wir heute sehr pla~ 
stisch u.a. im Druckgewerbe wirken, in der For­ 
cierung des Untergangs eines ganzen handwerk- 
1 ichen Sektors, dessen qual ifizierter Tatig­ 
keitsbereich nunmehr von elektronischer Tech­ 
nologie abernommen werden kann. Auch hierin 
drackt sich die revolutionierende Kraft des 
Kapital ismus aus, Restbestande aus der Vor­ 
geschichte bargerl icher Okonomie: naml ich eine 
auf handwerkl icher Meisterschaft in der in­ 
dividuellen Handhabung eines Instruments be­ 
ruhende Arbeitsweise zu vernichten und an 
ihre Stelle eine durch entwickeltere Pro­ 
duktivkrafte notwendige kollektive, ge­ 
sellschaftl iche Arbeitsweise zu setzen, die 
von jedermann nach kurzer Anlernzeit aus­ 
zuführen ist. Die kostspiel ige und zeitrau­ 
bende Ausbildung entfallt, womit auch die Pro­ 
duktionskosten, der Wert der Ware Arbeitskraft 
sinkt. Was vom Standpunkt der Bourgeoisie als 
eine rein technisch-okonomische Operation un­ 
abdingbar vorwartszutreiben gilt, fahrt auf 
Seiten der Arbeiterklasse zur technisch-so­ 
zialen Sprengung aller auBerokonomischen Bin­ 
dungen: Dadas Proletariat den lnhalt sei- 
ner Tatigkeit nicht mehr zu beherrschen ge­ 
notigt ist, mithin alle Tatigkeiten auszu­ 
fahren befahigt wi~d, erhoht sich zugleich 
seine Mobil itat, von einem in den anderen 
Produktionssektor verschoben zu werden (wie 
bei einer Armee in einem Bewegungskrieg). 
Selbst oie IG Drupa bietet - ganz imSinne 
des Arbeitsamtes - Umschulungslehrgange an, 
die den handwerkl ich ausgebildeten Maschinen- 

setzer innerhalb kurzer Zeit auf seine neue 
Funktion vorbereitet. 
Doches geht nicht allein um die Bewegl ich­ 
keit und damit um die Verfagbarkeit des 
Arbeiters far verschiedene Tatigkeiten. Das 
Gesetz der Akkumulation bestimmt nach den je­ 
weil igen Kapitalbedarfnissen zugleich die Men­ 
ge benotigter lebendiger Arbeitskraft - es 
handelt sich also auch um die Verfagbarkeit 
über eine Reservearmee auf dem Arbeitsmarkt, 
die daraberhinaus den far die Bourgeoisie 
pikanten Vorteil genieBt, die Lëhne der 
Beschaftigen zu dracken und deren Arbeits­ 
belastung zu vergr6Bern - solange es dem 
Proletariat nicht gel ingt, Assoziationen 
zu schaffen, die die kanstlich (auch von 
den Gewerkschaften) aufrechterhaltene Spal­ 
tung zwischen Beschaftigten und Unbeschaf­ 
tigten (und welter zwischen den Geschlech­ 
tern, den Nationen etc.) zu aberwinden. 

Wie aber haben sich bisher die Drucker zu 
dieser Entwicklung verhalten? 1973 und 
noch mehr im April/Mai 1976 antworteten sie 
mit einer von den Gewerkschaften nur schwer 
zu bremsenden Streikwelle. ln massenhaften 
Aussperrungen - begleitet von einer ideolo­ 
gischen Kampagne, derzufolge die kampfenden 
Drucker die vielgepriesenen bargerlichen Rech­ 
te wie "Presse-, Meinungs- und lnformations­ 
freiheit" verletzt hâ t t en - wurde ja nicht 
nur eine (politische) Offensive gegen die 
Streikenden eingeleitet, sondern zugleich 
auch der Boden far eine Zusammenfassung, 
far eine mëgl iche Verbreiterung der Kampfe 
gelegt. Eben diese Mëgl ichkeiten wurden 
durch den zentralen Vermittler zwischen den 
beiden Klassen, durch die IG drupa als der 
Filiale der opportunistischen DGB-Staatspo- 
1 itik hintertrieben, indem diese mit den 
abl ichen Methoden des Verbalradikalismus, 
der Hinhaltetaktik und der scheinbaren 
LinderungsmaBnahmen den (infolge der zu er­ 
wartenden Verschlechterunqen) erzwungenen 
Kampfen den Wind aus den Segeln nahm. (1975 
ging es um Lohne rhôhunqen - heute um ''Sicher­ 
heit der Arbe l tsp l ât ae") Verfolgen wir diese 
Abwieglertaktik wahrend der letzten Streik­ 
wel le der DruckerseitHerbst 1977. Wahrend bis 
dahin unter Federfahrung der IG drupa eine 
schwerfall ige Tarifkommission (bestehend aus 
HBV, DAG und DJV) den sogenannten "Rasterta- 
r i f-Entwurf" - ein KompromiB der konkurrieren- 
den lnteressen der beteil igten Verbande - zu­ 
sammengeschustert und sich mit diesem zur wei­ 
teren Verstammelung den Arbeitgebervertretern 
in langwierigen, ergebnislosen Verhandlungs­ 
runden anbiedert, macht sich an der Basis MiB­ 
trauen in spontanen Streiks bemerkbar, die im 
Nachhinein von den Gewerkschaftsbonzen wider- 
wi 11 ig "un te r s tüt z t " werden. Dies, nachdem erst 
das BAG (Bundesarbeitsgericht) kurze Warnstreiks 
als "Mittel zur Beschleunigung von Verhandlungen" 
legalisiert hatte - aus dem wohlaberlegten Kalkal, 
dem aufgestauten Druck der Basisarbeiter Ventile 
zu schaffen, um eine Eskalation der Kampfe zu 
verhindern. (Man erinnerte sich der erbitter- 
ten Druckerstreiks in den USA vor einigen Jah­ 
ren, die den Konkurs mehrerer Zeitungs- und Zeit­ 
schriftenverlage beschleunigt hatten), 
Die wirklichen Forderungen, die von der Basis 
ausgehen und zu einer Kampfplattform eines 
kollektiven Kampfes aller Arbeiter der Branche 
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werden kënnten, wie: 
- keine Entlassungen durch Einführung neuer 
Technologien 
- keine Lohnkürzungen 
- Verkürzung der Arbeitszeit (35-Stunden-Woche) 
bei vollem Lohnausgleich, 
verwandeln sich im Gewerkschaftsentwurf ent­ 
weder in eine Plattform zur Ausspielung der 
verschiednen Arbeitergruppen untereinander 
(Wer darf oder soli welches Computerterminal 
besetzen u. a.; die 35-Stundenwoche wird nur für 
die an Terminals Beschaftigten gefordert), oder 
sie werden auf dem Wege diplomatischer Umfor­ 
mul ierung ganz einfach zurückgenommen: "Wer 
erkennbar nicht weiterbeschaftigt werden kann 
oder nach Umschulung nicht forbeschaftigt wird, 
erhalt vorbehaltl ich einer weitergehenden Rege­ 
lung eines vereinbarten Sozialplanes zum Zeit­ 
punkt des Ausscheidens eine Abfindung ... " 
Durch eine derartige Abfindungsregelung (die oft 
nicht einmal einem halben Jahreseinkommen ent­ 
spricht) werden die Entlassungen von der "Arbei­ 
terorganisation" bereits in ihrem "Entwurf" ta­ 
rif! ich fixiert. Nur altere Arbeitnehmer sol len 
grundsatzl ich weiterbeschaftigt werden. Klarer 
kann man nicht zum Ausdruck bringen, daB es den 
Gewerkschaften nicht um den Kampf, sondern ganz 
im Sinne der Unternehmer um einen "Sozialplan", 
der jeden Kampf verhindern soli, geht. 

Nachdem die 7. Verhandlungsrunde über dieses 
Schandwerk am grünen Tisch Mitt~ September und 
dann noch einmal Mitte November infolge der 
"Unnachgiebigkeit" der Unternehmer scheiterte, 
ruft die IG drupa selbst zu Warnstreiks, Uber­ 
stundenverweigerungen und Diskussionen (!) auf, 
um den Unmut der Basis aufzufangen. Diese Streiks 
werden natürl ich vorher angekündigt und von 
vornherein befristet. Hierzu heiBt es dann im 
"lnformationsdienst" der IG drupa: "Mit Warn­ 
streiks und in Diskussionen und Versammlungen 
bringen unsere Mitglieder ihre Unterstützung 
für die Forderungen unserer Gewerkschaft ( ... ) 
zum Ausdruck". Grundlage dieser Forderungen ist 
der schon erorterte KompromiBvorschlag. Noch 
wahrend dieser Geplankel zur Kanalisierung 
des Drucks an der Basis verkünden die Bonzen 
anlaB1 ich der bevorstehenden zentralen Ta­ 
rifkommission am 10. 12. groBkotzig, daB 
bei einem wiederholten Scheitern '~ir notge­ 
drungen eine scharfere Gangart einlegen müs­ 
sen". 

Diese "s châr fe re Gangart'' scheint sich ja nun 
am 20. 1. 78 bestens bewahrt und "auch zur 
Wi 1 lensbi Jdung der Unternehmer beigetragen" 
(Leonhard Mahlein in SZ v. 21 .22. 1. 78) zu 
haben. So triumµhiert in derselben Ausgabe 
die Süddeutsche Zeitung mit der Schlagzeile: 
"Nach den Warnstreiks - ein mühsel iger Kom­ 
promiB" da rüber , daB die IG drupa f o l qende 
von den Unternehmern diktierte Formel unter­ 
schreibt: "Die Arbeit an den neuen Geraten 
ist Angestelltentatigkeit". Doch um die ge­ 
prellten Drucker nicht vollends zu ent­ 
mutigen, schlieBt man nicht aus, daB für 
eine Ubergangsfrist von 5 Jahren diese 
Arbeit "vorrangig den Druckfachleuten 
zustehen soll, keineswegs aber grundsatz- 
1 i ch". So 11 te si ch dann ausnahmswe i se di ese 
Mogl ichkeit für einige wenige realisieren 
Jassen, so erhalten diese für eine 5-jahrige 
Ubergangszeit eine "Aufstockung des nie- 

drigen Angestelltentarifs um eine Sozial­ 
zulage." 

Auf der Grundlage dieser Leitlinien soli 
dann der neue Tarifvertrag ausgehandelt 
werden. \.las das bedeutet, dürfte jedem 
klar sein: Massenentlassungen, Dequal i­ 
fikation für die, die das Glück haben, wei­ 
terbeschaftigt zu werden - bei einer enor­ 
men Steigerung der Arbeitsbelastung. Wah­ 
rend Bonze Mahlein mit seiner Erklarung, er 
gehe davon aus, daB wieder alle Zeitungen 
ersche inen würden, "zur Entspannung der 
Lage bei (trug)" und den "KompromiB" ais 
einen "Verhandlungserfolg seiner Gewerk­ 
schaft"feiert, dürften die Kampfe noch lange 
nicht beendet sein - denn jetzt fangen die 
Probleme ja erst an: Lohnsenkungen, gegen die 
man sich durch Lohnkampfe wird wehren müs­ 
sen; Entlassungen, die allerdings nur durch 
den ZusammenschluB nicht nur der unmittel­ 
bar heute, sondern auch der gestern und 
morgen betroffenen Arbeiter zu verhindern 
sein werden. Um diesen ZusammenschluB 
zu ermoglichen, dazu muB man aber die Lehre 
aus den Abwiegelungsmanovern der Gewerkschaf­ 
ten ziehen, die offensichtl ich nicht den Zweck 
verfolgen, auf ihrem eigenen Terrain gewerk­ 
schaftliche Sol idaritat anzuwenden. Eben 
die Konkurrenz der einzelnen Verbande unter­ 
einander, die korporativistischen, Joka- 
1 istischen und betriebsbornierten Tendenzen 
konnen am besten auf der Grundlage einer Aus­ 
übung der zweifelsohne vorhandenen Kampf­ 
bereitschaft der Arbeiter entlarvt werden ais 
das, was sie sind: namlich integraler Bestand­ 
teil einer opportunistischen Demobil isierung 
und Deaktivierung eigener Krafte, deren vor­ 
laufiges Opfer die Drucker sind. 
Getreu ihrem Grundsatz, bloB keine klassen­ 
kampferische Glut zu entfachen, bemühen 
sich die Gewerkschaftszentralen, bereits 
auf dem untersten Niveau die punktuel 1 ent­ 
fesselten Energien, die spontan zur Zu­ 
sammenfassung drangen, auch über die unmittel­ 
bar gestellten Forderungen hinaus organisato­ 
risch zu zerstückeln. 
Forderungen, die einheitl ich von der Arbeiter­ 
klasse gegen das Kapital gerichtet werden müs­ 
sen und gerade die Zusammenfassung ihrer Kampf­ 
bereitschaft zum Ziele haben, werden von den 
Gewerkschaften ais je besonderes Anl iegen einer 
gesonderten Gruppe von Arbeitern verstümmelt. 
Damit wird nicht nur die Kampfeinheit der Ar­ 
beiter hintertrieben, sondern wird die Arbei­ 
terklasse immerzur "ëf f ent ] ichkeit" gegenüber 
den jeweils betroffenen Kollegen degradiert, 
was ja jede Sol idaritat verhindern soli. Ge­ 
rade die Kampfe in der Druckindustrie zeigen 
dies sehr deutl ich. Die Streiks von 1976, die 
eine groBe Karnpfbereitschaft der Basis zum 
Ausdruck brachten, die bis zu illegalen Ak­ 
tionen wie der Verhinderung von Zeitungsaus- 
1 ieferungen reichte, versuchte die Gewerk­ 
schaft in einzelnen Betrieben und Bezirken ein­ 
zukreisen, durch Unterbrechungen zu Jahmen, 
wahrend andererseits die übrige Arbeiterklas­ 
se ais "offentlichkeit" betrachtet wurde. Die 
anderen Gewerkschaften antworteten auf die 
Aussperrungen nichtmit solidarischen Aktionen, 
genau wie sie heute die Drucker sich selbst 
überlassen. Sie denken nicht daran, das Kampf­ 
potential der Drucker, der Metaller, der Ha- 
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fenarbeiter zusammenzufassen und durch gemein­ 
samen kollektiven Kampf zu steigern: Jeder Be­ 
ruf oder lndustriezweig wird isoliert, um ihn 
desto besser den Bedingungen des Kapitals aus­ 
zul iefern. Demgegenüber steht eine Bourgeoisie, 
die kompakt, selbst international einheitl ich 
gegen die proletarischen Belange vorgeht. Hier 
muB die offensichtlich konterrevolutionare Ar­ 
beitsteilung von Staatsgewerkschaft und Kapi- 
tal unnachgiebig entlarvt werden: Die einen spal­ 
ten das Proletariat, damit die anderen es um 
so besser unter der Fuchtel halten konnen. 

Die jetzt wieder einmal verratenen Druckern 
zeigten eine Kampfbereitschaft, die jede 
zunftmaBige Uberlegung sprengen kann, wenn 
sie durch vereinigende Forderungen den Kampf in 
die eigenen Hand nehmen, um alle Arbeiter der 
Druckerei industrie mit sich zu reiBen. Wenn man 
seine Forderungen durchsetzen will, muB man die 
Gewerkschaftsapparate überrumpeln und Streiks 
ohne Vorwarnung und ohne vorherige Begrenzung, 
mit starken Streikposten, gegen die Entlassungen, 
für starke Lohnerhëhungen, für drastische Kür­ 
zung .der Arbeitszeit, für den vollen Lohn für die 
entlassenen Arbeiter und die Kurzarbeiter, für 
Verminderung der Arbeitsbelastung führen. Das 
sind Forderungen aller Arbeiter, ihre Antwort 
auf den"technologischen Fortschritt", ihre 
Plattform für den eigenen ZusammenschluB, auf 
deren Grundlage sie den Sprung in den poli­ 
tischen Kampf für die Vernichtung einer Ge­ 
sellschaft vollziehen konnen, für die Fort­ 
schritt nur Mehrausbeutung bedeutet. 

Anmerkung: 
Angesichts der Ablehnung des ausgehandelten "Kom­ 
promisses" seitens der Tarifkommission ware hier 
noch auf die offizielle "Gewerkschaftsopposition" 
einzugehen, die sich gerade bei den Druckern oft 
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stark zu Wort meldete. Nicht weniger als die 
Führung geht diese Opposition vom Boden der 
Klassenkollaboration aus, um auf diesem Boden 
die übermassigen Zugestandnisse und die weiche 
Gangart, die sie verschuldete, zu kritisieren. 
1hr geht es darum, mit derselben Politik der 
Führung "mehr" zu bekommen einerseits, die 
Glaubwürdigkeit der Gewerkschaften gegenüber 
den Arbeitern zu retten andererseits (nach 
dem Motto:"man kann unter Führung und Kontrol le 
der Gewerkschaften doch etwas erreichen"). Damit 
tragt sie zur Demobilisierung der Arbeiter 
nicht weniger als die Führung bei. Statt zu 
handeln, sich für die Aktion zu organisieren, 
die Verbindung unter den Arbeitern zu ihrer 
Sache zu machen, d.h. sie der Kontrolle durch 
den Gewerkschaftsapparat zu entreissen,soll man 
"e rwa r t en ", "kritisieren", die FJhrung zu 
neuen Ve rhand I ungen "zw i ngen11 usw. Dam i t w i rd 
nicht bloB der Glaube, diese Gewerkschaften 
seien Arbeitergewerkschaften, gestarkt, son- 
dern der Kampfwille wird zunachst auf die Ebene 
des Protests abgelenkt, um schlieBlich die Ar­ 
beiter dem Apparat, d.h. dem Kapital auszulie­ 
fern. Das Resultat zeichnet sich in der Druck­ 
industrie ab: zunachst wurden die Arbeiterinte­ 
ressen ausverkauft, dann setzte die "Opposition" 
die Ablehnung dieses "Ergebnisses" in den Gewerk­ 
schaftsinstanzen durch, denn nur so konnten die 
Gewerkschaft die emporte Basis weiterhin unter 
Kontrolle halten, d.h. unkontrollierte, spontane 
Streiks und Verbindungen verhindern. Daraufhin 
wird - solange die Arbeiter von der Gewerk­ 
schaft zurückgehalten werden konnen - mit zwei 
Alternativen weiter verhandelt werden: Entweder 
auf Vereinbarungen auf Betriebsenebe auszuwei­ 
chen (d.h. Ausverkauf nach Salamitaktik) oder 
nach langer Zermürbung einer demoralisierten 
Basis einen Trosterfolg zur Bet5rung zu prasen- 
t i eren. 
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ZUM STREIK DER DEUTSCHEN HAFENARBEITER 

Eine spontane, unbewuBte und zaghafte Ablehnung der Klassenkollaboration - 
aber eine Ablehnung 

Seit mehr als einem Dreivierteljahrhundert wird in .den deutschen HHfen 
nicht mehr gestreikt. Es herrschte die Friedhofsruhe der Klassenzusammenar­ 
beit, wesentl iches Resultat des wi~tschaftl ichen Aufschwungs der Nachkriegs­ 
periode und der vorherge~nden gewaltsümen Unterwerfung der Arbeiterklasse. 

Und auch dieser Streik sollte nach Ansicht der Gewerkschaften nichts an­ 
deres sein a l s ein Mittel der Verhandlung, e ine Karte im Klassenzusammenar­ 
beitspoker. Soweit die bundesdeutschen Gewe rkschaf t en sich bernüûl qt fühlen, 
eine gewisse Uhruhe "Lhre r" Be s i s zu kena l l s l er en , organisieren sie jenes 
Ritual, das, weit davon entfernt ein echter Kampf zu sein, ganz im Gegen­ 
teil jeden Karnp fw l l l en zu l âhmen imstande ist. 
Auch bei der diesj5hrigen Tarifrunde in de~ Hâfen, in der von saiten der 
Kapitalisten ein Angebot von 3,5 % und von scitcn der Arbeiter eine Forder- 

. ung von 9 % ei~ander ~egenOberstanden, beaann die zustandige Gewerkschaft 
:5TV (tiffentliche Diensté, Transporte und Varkehr ) mit e i ne r qehe Irnen ~bhl, 
in der über ~inen Streik abgestimmt werden sollte. Diese sogenannte Urab­ 
stimmung hat die Wirkung, zu verhindern, daB die kampferischsten Arbeiter 
ihre noch zëgernden Kollegen mit sich reiBen. Zwischen sich und die kampf­ 
willigen Arbeiter schiebt die Gewerkschaft die zëgernde, passive Masse, die 
in of f enen Kempf obs t lmmunqen durchaus mltgerissen werden kann. Mit diesem 
rein demokratischen Vorgchen isol iert sie die fortgeschrittenen Arbeiter 
von den übrigen. 

Doch trotz dieses demor~lisierenden Rituals erklarten dies~al in der Urab­ 
stimmung vom 19./20. Januar Ober 97 % der Arbeiter ihren Kampfwillen. Sie 
warèn bereit, für 9 % in den Streik zu treten. Die oTV war gezwungen, den 
Streik zu organisieren. Und sie tat es mit der Gründlichkeit einer erfah­ 
renen Streikbrecheroraanisation. 
Schon bald erklarten die Gewerkschaftsführer, ~uch mit einer 6 oder 7 vor 
dem Komma zufriede~ zu sein. Damit brachten sie offen zum Ausdruck.auch für 
die unbewuBtesten Arbèlter, daB sie von vornherein den KompromiB und nicht 
den Kampf bis zur Erfüllung der Ausganosforderuna verfochten. 
Weiterhin wurJe der Streik bewuBt von der Gewerkschaft desorganisiert. Sie 
sorgte dafOr, daB alle die W3ren, die die Kapitalisten Jrinoend ben6ti0ten, 
von den Schiffen geloscht wurden. Dieser so oraëJnisierte "Nct d lens t" war 
mithin nichts anderes als das von der HTV-Führuno selbst oroanisierte 
Streikbrechertum. 
Zudem wurde der Streik nicht Luf aile Hâfen aus0edehnt, was mit der terri­ 
torialen. ZerstDckelung in Tarifbereiche und der zeitlichen Verschiebung 
der Lohnrunden zus.anmenhânçt • Diese Ze r sp l i t'te runq der Tarifrunden ist ein 
wichtiges Mittel zur Verhfnderun~ einer einheitlichen, wirksamen und solida­ 
rischen Lohnbeweoung. Es blieben var al lem jene Hafen ausgespart, über die 
die ij]versorguno der deutschen Wirtschaft lauft und deren L~hmung daher ein 
groBartigcs Druckmittel seiri wOrde. 
Es ist nicht weiter verwundcrlich, jnB .der Hafenerbeiterstreik nicht mit der 
Î3rifbewegunJ der Meta11er, der Beweguno im Druckereigewerbe1 ~eschweige 
denn mit dem gleichzeiti~en Streik Jer italienfschen Hafenarbeiter koordi­ 

.niert wurde. Dies ist die Folge der Tatsache, da3 jede klassenm~Biqe Organi- 
sation Jés Proletariats in der Vcr~angenhei.t zerschlagen wurde und heute nur 
ein organisierter Zusammenhans zwischen den Bcnzen existiert, der es gestat­ 
tet, die Rinnsüle des proletarisch~n Kampfes voneinander abzuschotten und 
sie in ihrer lsol ierung versickern zu lassen. 

Kurzum, der Streik wurde von seiner eigenen gewerkschaftlichen Strèikleituno 
bewuBt aebrochen, "um die ~Jirtschaft nicht zu s chëd l çen". hile jene ül nne , 
die einen Streik als Druckmittel und l<.ampfwaffe GEGEN DIE KAPIT/\LISTEN aus­ 
zeichnen, wurden wohlweislich vermieden. 
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Gewerksèh6ft und Kapital istcn versuchten nun, nachdem sie 0J3ubten, ~enü­ 
c;end Ventile für die IC::in.9Jisierun•.; von Unmutç;cüffnct zu hoben , 7 ~é e l s 
das Er qcbn i s d l e se r Lohnrunde zu p r-â s ent i er cn , Do .le r .Jenuar nicht mit in 
Jas Eroebnjs el nbezonen wur.Ie , waren es faktisch noch weniJ,:r, nâml l ch.. 
6~4 %~ Die ~TV ~l~ubte 3ufn~unJ Jer Erfahrun~ Jer letzten J~hrzehnte, ~u~- - . .. .~ .. 
rcichenJes 1ctan zu haben, urn den Kapital isten eine weiterhin un~etrUbte 
nusbeutun;: der Ho f ene rbc i t e r zu ,1ew:ihrleist1.rn. Sie fühlte sich SO:J,Jr be­ 
müBi~t, dbn ~rbeitern der andercn Br1nchen zu crklJren, dan rlie 7 % für 
d i e s é zu hcch ,. kein Pr âj ud l z se i en . :::icich sie hc t t e d l e sma l die Rechnunn 
ohnc den Wirt 6emacht. · · . . 
Fas t 6ù ~& der /\rbeitcr lehnten in einer we i t e r en Ur abs t l rnmunn den Kuhhari­ 
Jel ab, nachJem schon zuvor die ;:\r~8it w l e.iar ;:iufsenommen wo~,Jen w.1r. Die~e 
Ab l ehnum; t r.af die Cewe rks chaf t en vô ll i1.; unerwar tit . Sie kann ten d l es c Ar t 
von \Jiderwil len von Seiten 1'ihrer11 /\r~ieiter rpr nicht. Hic schr die 1-nv 
nun dar an l nt e r es s le r t we r , .len Unmu.tl/ler /\rbeiter über d l e Ha l tuno .ie r 
Gewe rks chaf t zu ersticken, w i r ;' Jnr,1M ~butlich, .:faB s i e -Jcn St re I k n l ch t 
fortsetzte, sondern eine erneutc Urabstimmun1 inszenierte. Abaesehcn von 
der schon:erwi:ihnten ',;lirkunc:i dieser demok ro t i s chen Vc rrjewa l t i rjunqsmet hc.de 
ist die f.,bsichtsonnenklar, tlenn nun waren w l e dar 75 % der Stimmen no twen­ 
d lj , um welter zu streiken. Di-e K,:1pitalisten un:l .Jie Gewerkschëlfti&~ be·· 
sch 1 os sen j edoch noch zuvor () i e 1: i n!)P.Z i ehun.; des Januar in den Lohnab- 
sch 1 uB, um mit diesem Zune s t ândni s c'en kompromi Gbcr e l t en t,r'.)eitèrn e i n 
~rqument für ihre Haltunn in die Han~ zu ~eben. Dements~rechenj wardn ln 
di~ser dritten ~nd letzte~ Urabstlmmunc 75,7 % fUr den ~uhhanJcl, wjhrend 
.aber Jmmer noch eine starke MinJerheit von 24 % ~e1en ihn stimmte. Ooch · 
der Streik war nun zu En!c. 

Dieser Hafenarbe l t e r s t re l k s t e l l t , ob0leich er mit e i ne r :liederl:=ir,:e fü r die 
k~mpferischen Arbeiter enJete, alle wcsentlichen Prcblemu der zukOnfti~en 
Welle von proletarischcn KlasscnkUmpfen. 
Bisher ·verbreitet~ die Dourqeoisie die Reli0ion des kapitnlistischcin 
Fortschritts. Sie pradi~te Jen Ar~eitern die Perspèktive Jauerhafter unj 
zunehmender Verbesserunqen ihrer L~se im Küpitalismus. Die Geweikschaften 
waren die Kirchc und die Bonzen Jie Priester jener Relijion, die in der 
relativ .kurzen PefiuJe des weltwirtschaftlichen Wiederaufbaus eine ~ewisse 
materlell~ GrunjJage hatte und die k0~servativen Tendenzen in aer Arl1ei- 
t e rk l.as s e ve r s t êrk t e . Heute j edoch , 'in der Krise, SDCJt ·lie nourqeoisie 
,Jnaes i chts der zunchmenJen Vers ch lech t e run-: ihrer l.ében sbed i n(!Un'J off en . 
zu den Arbe l te rn : "\;Jenn 1hr einmal in einer un'JeVJÎSSèn Zukunft w l ede r 
eine Verbesserung Eurcr Lar:JC erreichen wo l l t ,' müBt 1hr Euch für e i ne unbc­ 
s t lrnmte Zeit mit ihrer Ver-s chl ech't e run-; a~·,fin:::!en.11 

Es s chwi nde t heutc e l so die mat e r i e l l c Grund l ane :.:er r e fo rrni s t l s chén Re l l r­ 
aion,· aber es b l e i b t j ene r c;ewerkschaftl i che Kon t ro l l eppe re t und d'ic mit· 
ihm verwachsenin Personen, der weiterhin seine ~uf~abe iu erfUllen ~ucht, 
im t nt er es se .les Kep lt e l s die Kon t ro l l e über ,Jie /\rbeiterk'LJsse ouf rech t- 
zuerhalten. · 
Das Proletariat, H~uptlei~traoenrler der Krise, wird in Je~ Ma8e, wie es 
durch.xl i e obj ek t l ven Zwi:ln~:e 1.!er kap l ta l l s t l s chen i/irtschë:lft zum Kamp f ~:e­ 
t r l eben w l r,", sich j ene r Kon t r o l 18 zu en t z i ehcn suchen. Es 1~id sich von 
se i ne r Rolle e l nes zahmen Op fe r l omms ,:es Kap i ta l s bef re i en und den l.'!C'.J c!es 
Kl as s enkornpf s nehrnen , Es ist 3!~,er k l ar, ,:l'.lO die ersten An twor t en des 
Pr o l e to r i e t s ouf die Krise v i el mehr von der Lo-j i k ·~er L·::!'.;C o l s von .ïe r . 
Lé>gik des BèwuBtseins d lk t i e r t sein wer den , Darin l i ent die Schwâche j e.le r 
spontonen Bewe~un~, aus ihr er0ibt sich Jie Nntwendi0keit einer bewunte~, · 
und Jamit pol itischen Klassenp~rtci. 

Die kep i ta l I s t i s che lnrkl i chke l t s e l b s t cr zeue t einen tiefen Gr,1ben zwischen 
den Vertretern der Klassenzus~mmenarbeit und der k~mpfen~cn ArGeiterkl~sse. 
Es wird· si~h mehr und mehr einc SPALTUNG ~es Proletariats v6n den renkti0- 
nâr en Gewerkschaften vo l l z l ehen, eine Sp."llt~n~!, die die unabd l nnbe re 
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Voraus se t zunj für das \.fledcrentstehe;1 des pro l e tar l s chen K1assenkampfs ist 
unrl Jie die EINHEIT des k~mpfenden Proletari~ts 1eqenObcr der qemeinsamen 
Front vcn Bour0eoisie und Opportunismus herstellen wird. 

Ein Symptom far diese Entwicklung war jcnes unbewu8te Aufbe1ehren der 
Haf ena rbe i ter. 
Dié Bourr.eo i s i e hat DIESE BE:,Jeutun<1 dès :lc1fen.JrL:eiterstreiks sofort er- ... ,:.., ~ . 
kannt unJ dies der Gèwerkschaften mit aller Deutlichkeit unter Jie ~ase 
gericben. Nicht in dem 7 % AbschluB slcht sie Jie 0r0Be Gefahr, son~ern 
~ie!mehr oar l n , daB die Gewer ks che f t en ihre Kon t ro l le Ober .d l e i'.rbeiter 
verlieren k6nnten. So schrcibt die SO~Jeutschc Zeitun~ vom 1 .2,71 : der 
errungene Jehr es zus e'tz bec'cute "rne.t.e r i e l l ke i ne Katos t r ophe . Eine Ko te s t r o­ 
phc bahn t sich j edoch an, wenn die Gcwe rks chaf ten auch in den groBen Verhand·· 
lungen des ôf'f en t l ichen O l ens tcs un.i .le r rie t e l i industrie n i ch t mehr Herren 
des Verfahrens sein so l l ten .!' Jnd ~iti Bou rjeo i s i e sieht sich o l s r ea l l s­ 
tische und erfahrene Kl as s e :iezwun~;~n zu kons tat l e r en : "Die Bas l s f,)JC)t 
nun Bewegungstendenzen, in denen Jas Verhündlun0smandat ,ier Gewerkschaften 
nl cht mehr zu den behe r r s chenden l(r;Hten r;ehr.,rt.:1 UnrJ unverhohlen warn t 
s i e die Gewerkschaften: "Falls sich das in den kommen.len nroOen Te rl fve r+ 
handl unoen f'or t se t z t , kënnen sie ihr /1andat dern Grundnes e t zqebe r (,J.h. 
der Bourtjeo l s i e , l!<P) zurückreichen. ln d l e s e r s.i ch ho f f en t l i ch doch nient 
erfü 11 eriden Pr ophe ze i unc; steckt ke in Tri umph ( ! ! ) :i. 
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Für uns ist diese Spaltunc des Proletariats von der Bourgeoisie und ihren 
Handlangern in jer Arbeiterklasse Jer erste und wichtisste Hebel der 0e­ 
we rks chaf t l i chen und poJ.itischen {\rlJeit. \.Jir haben uns j ah rz ehn te l anq auf 
d i e sen ProzeB Jcs \•Jiederentstehi.~ns des Kl as senkampf s vo rbe r e i te t , wir haben 
seine Motwendic;keit ;)rorw:iert und immer w:ederholt, daB es tufJabe der 
po l i t i s chen Kl as s enpar te i sein w i r.! , j ene -iur-ch .i l e Lc·~ik .le r D I nqe e r fo l o t e 
Spaltun0 zu f6rdern, ZU VERTiEFEN UND AUF DIE EGENE D~S POLITISCHEN KAMPFES 
ZU HEBEM. 
Für jie Oprortunisten ist Jer GrëJben, der sich zwischen den Klasse~ auftut, 
eln Greul. Welcher Couleur nuch immer, sia treten, wie es ihrer kleinbür1er­ 
lichen r~atur entspricht, nicht f ilr seine Ve r t i e f unq e i n , s onde rn sie l euonen 
zun.ichs t seine Existenz und s i nd , nachcern e r ~>ffensichtl ich geworden i s t , 
dafar, JaB er zuoeschUttet wir~. 
Wie unter Jcm Schwall von radikalen rhrasen die opportunistische Natur 
dieser Leute deutlich wir~, wie in der Praxis offensichtl ich wir~, was es 
mit der "Oppos l t l on" CJGsentiber den B,:nzen auf sich he t , z e i q t stellvertre­ 
tencJ für die "ext rerne l.l nke" cer an der ~bti~rkant s târke r vertretenc!e KGV. 
Bisiang schwafelte er stets von e l ne r "s aube ren" Gewe r ks cha f t , die nur von 
rien "rn i e s en Bonzen" ve r ssut se i , und ze l jt dam i t schon theor e t l s ch , ,ja13 er 
von dem wahren Charakter der heutigen StJëlts0ewcrkschaften keine Ahnuno hat. 
Kaum versuchen Teile des Prolctori~ts, sich se0en diesc Attackcn der unhei­ 
ligen Allianz von Staat, Ka~ital und G8werkschnften zu wehren, ruft der KBY 
zur 0r0Den Einheitsfront 3uf und stellt ~ie 3rontane Abwehr der ~rbciter 
<Je0en die St.c l l ve r t r e t e r des Kap l t e l s a l s perfL~en Schachzu.j der Bour qeol s i e 
zur S;J2!ltun0 :Jer /\rueiter von "Ibr en" Ccwe r ks che f ren hin. ";)ie Kep i t a l l s t en­ 
klassc versucht es 0estern schon so hinzudrehcn, J~B die Seehafenarbeiter 
haupt sëch l ich 'Jeoen ihre Gewerkschaft zu k[~m:)fen hât ten un! nicht 0e'.7en die 
Kap i t a l l s ten ;!' (Ext r ab l e t t vom 2.2,7~) 
Ganz irn Ge0ensatz dazu haben i i e Kcir,it::.l i s t en e i n s t ar kes lnteresse .Iar an , 
ül.e r kr~ftiqe Kontrcl l ornene über den p r o l e tcr l s chen Unmut zu ve r fürjen - 
eine Funktion, die die Gewerksch~ft j3 auch ~isher Llbernehmen konnte. Jetzt, 
wo sie dJzu nicht mehr in der La~e zu sein drcht, kOnJiat Jas Kapit~l 
schon eine sch5rfere Gansart 9n. 
Fazit: Geradc in der Kr I se , wo der EinfluC .ler Gewe r ks chaf t en zu schwinden 

· droht, übern lrrmt die "L l nkc" mit .icr f\3rnle i..:er "Ei nhe i t der t\r1.;eiterklasse" 
die Aufo3be der ~isheriocn FunktionJre, die die Arbeiter in die Arme der 
Bouroeoisie zu treiben hoben. Traten ursrrUng!ich Jie Gewerkschaften im 
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Karnpf geaen das Lt:hnc;esetz l ns je s omt auf , so verânde r t en sie s chon e l s 
Reformisten ihr Gesicht a l s ëkonornl s che Kernnfverbênde une' schlieOlich o l s 
Erbe des Faschismus nur noch ais Diszi~l inierun0sfaktorcn zur o~timalen 
Ve rwe r tunç de r \fore i'.rbeitsknft. f,ucli wenn s i e immer noch Gewerkschaften 
hciOen, haben sie die gcnau entgeJenqcs0tzte Funktian. RevolutionJr anoe­ 
trctcn, endeten sic kunterrevolution~r. Und wer J~s eben nicht in Jer 
Theor i e begreift, macht in der Prax l s - ,)u e r will ode r nicht - nichts 
anderes als den Verkauf der Arbcitcrklasse an Jn~ Knrital. 
\./ir haben immer d i es e Rolle des Oi1r.";rtunismus :Jetont. Frtiher waren es "nur " 
thenrctische Gehaurtungen und mu8tcn es sein, Ja eine rraktische 3etlti-· 
Llun: der vcr~chiedenen Parteien in einer Arbeiterbewe~un9, die nicht als 
solche existicrte, fehlte. Heute jechch: hei den .::illerersten Zeichen cines 
wiedcrentstehenJen Klassenkampfcs zciat sich sofort ,lie wnhre N~tur des 
k l e l ncür je r l l chen Oprcr'tunismus. Es ze i q t s l ch , daG die Uehau:,tung, man 
se i doch (.JeJen die Gcwe rks cho f t s führuno , nichts cnde r es ist a l s die vorne­ 
schobene Rechtferti0uno-der Einh~it mit Jen re~ktion~ren Gcwerkschaften 

- J . 

ü0erh.1upti 
Ohne d i e se ~es.Jmte Front von ;)seu.hl i nken Oppor tun l s t en , reek t l on'tren · 
Gewerkschaften,Staat, Karital unrl LJr~erlichen P~rtcien auf Jas Entschic­ 
Je~ste zu ~ek~mnfen unJ ihr Jie pr0let2rische.K~mpffront entnenenzustellen, 
wi rd das Pr ol e t ar i at ke I ncn Schri tt euf dem Her. des Kl as s enkamp f es tun 
kUnnen. Es Jilts diesen Wes bewu3t zu machen und aile Hin~ernisse beiseite 
zu r~umen, um die s~ontane, unbewuGte Tendenz Jer Arbeitermassen zun]chst 
auf die Ebene Jes kollektiven gewcrksch3ftlichen Kampfs zu hcben, der 
/\usoanr;s;1Unkt und Vor r aus se tzuno fü r .:!cri po 1 i t i s chcn Kampf und dam i t rn r 
d i e /\kt ion der po l itischen Kl as senpar te l ist. 


